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Panikmache ums Öl 


Was steckt dahinter? 


In den letzten Jahren hat die westdeutsche Bourgeoisie 
mehrere antlarabische Pressekampagnen gestartet, die 
nicht völlig wirkungslos geblieben sind. Die wichtigsten 
davon waren die während des Junikriegs von 1967 und 
die der palästinensischen Kommandoaktion während der 
Münchner Olympiade folgende antiarabische Hetzkam- 
Pagne. Im Rahmen dieser Kampagne wurden unter ande- 
rem die palästinensischen Organisationen in der BRD 
GUPA und GUPS verboten. 

Der jüngste israelisch-arabische Krieg wurde wiederum 
zum Anlaß einer solchen Hetzkampagne genommen. Im 
Gegensatz zu früher hat sie diesmal aber eine neue Stoß- 
richtung genommen und ist in einer Weise gesteigert wor- 
den, daß sie nur noch als reine Kriegshetze betrachtet 
werden kann. Zum Anlaß dieser neuen Qualität wurden 
Beschränkungen der Erdölzufuhr für pro-israelische Staa 
ten (konkret Holland und die USA). In der gesamten 
Presse von der offen reaktionären bis hinüber zur etwas, 
iberaleren Presse wird daraus nun in vollständiger Um- 
kehrung der wirklichen Machtverhältnisse sowohl im Na- 
hen Osten als auch auf dem Ölsektor die „arabische Er- 
Pressung‘“ konstruiert. Tatsache ist aber, daß bisher kein 
Tropfen Öl in Westeuropa weniger angekommen ist als 
bisher. Eine Energiekrise existiert nur in dem reaktionä- 
ven Blätterwald. Ze e 
An der Energiclage hat sich kurzfrisug Überhaupt nichts‘ 
geindert. Wenn heute an Tankstellen weniger Benzin an- 
geliefert yird, dann nur deshalb, weil das — vorhande- 
‚ne! — Öl bzw. Benzin künstlich zurückgehalten wird, um 
die Benzinpreise besser hochtreiben und damit die Profi- 
te steigern zu können, obwohl sich an den Benzinpreisen 
im Nahen Osten nichts geändert hat. 

Ziel der jetzt stattfindenden Hetzkampagne ist die chau- 
Yinistische Ausrichtung der Bevölkerung, um in alter fa- 
schistischer Manier die Volksgemeinschaft zu schmieden. 


schistischer Manier die Volksgemeinschaft zu schmieden. 


Vor den 80er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts bis in die 20er Jahre 
dieses Jahrhunderts belieferten die 
USA fast alle Länder mit Rohöl und 
Ölprodukten aus eigenen Vorkom- 
men. Da die Erschöpfung dieser 
Vorkommen abzusehen war und 
‚Abhängigkeit von anderen Ländern 
drohte, garantierte das Außenmini 

t USA 1919 jede Unter: 


stützung für den Erwerb von Kon 
zessionen im Ausland und sagte 
den politsichen Schutz hierfür den 
Wirtschaftsunternehmen zu 

Die englischen Imperialisten hat 
ten jedoch in dieser Hinsicht die Na 
se vorn. Sie beuteten bereits 1912 Öl 
aus Persien aus. Hier hatıe 1901 der 
Engländer Knox d' Arey für 20.000 

und (!) eine Konzession 


Die Parallelen zur Nazi-Ideologie von der „jüdischen 
Weltverschwörung" ergeben sich sofort, wenn man sie 
yerseicht mit dem jetzigen Gerede von der „arabischen 
rpressung“. 
Die antiarabische Kampagne soll weiter bewirken, daß 
sich die Bevölkerung mit dem Ziel der Imperislisten, das 
arabische Öl auch weiter zu kontrollieren, voll identi 
ziert, daß es zur Erreichung dieses Zieles gilt, den Gürtel 
enger zu schnallen, und daß angeblich Ursache von Preis- 
steigerung und Arbeitslosigkeit nicht im Profitstreben 
der (Öl)Monopole liegen, sondern verursacht werden 
durch die Politik der Araber. 
Es ist nicht zu erwarten, daß die chauvinistische antlara- 
bische Hetzkampagne wirkungslos verpufft. Dazu ist das 
Klassenbewußtsein in unserem Land viel zu schwach ent- 
wickelt, und das Klassenbewußtsein ist das einzige, was 
solch einer Kampagne wirksam entgegengesetzt werden 
kann. Es ist sogar zu erwarten, daß diese Kampagne mas- 
iv einschlägt. 
Ausdiesem Grunde wird im folgenden Artikel eine etwas 
ausführlichere und breite Analyse des Erdölimperialismus. 
vorgenommen, die auch eine Einschätzung der verschie- 
denen arabischen Regime enthält. Sie soll den Genossen 
und anderen Lesern des ARBEITERKAMPFs die Argu- 
te. liefern, die notwendig sind, um den Lügen und 
‚Verdrehungen, mit-denen die Kampa;ne geführt wird, 
wirkungsvoll mit Argumenten zu entgegnen. Nach "der 
Analyse des Erdölimperlalismus wird zusätzlich noch 
speziell auf die Hetzkampagne konkret eingegangen. 
Diese Hetzkampagne ist in ihrer innenpolitischen Funk- 
ion nichts anderes als ein Riesenschritt nach vorne in der 
allgemein festzustellenden Faschisierung von Staat und 
Gesellschaft. Sie wird in,einer Weise geführt, daß sie als 
Legitimation einer direkten militärischen Intervention 
im arabischen Raum dienen kann. 


| im arabischen Raum dienen kann. 


unbeschränkten Recht, auf dem ge 
samten Territorium Persiens die Aus 
beutung des Öls vorzunehmen und 
alle diese Bodenschätze als sein 
Eigentum zu betrachten. 
1909. wurde die AlOC 
Iranion Company) gegründet 


(Anglo- 
Der 


Vorzug des persischen Öls lag da 
| rin, daß ein iranischer Bohriurm 
I Forts. Seite 2 


—Kampagne für den 


Zionismus 


ter der Überschrift „Ds 
Recht auf ein friedliches Le- 
ben” beginnt in der Novem- 
berAusgabe der „Gewerkschaft 
post” (Zeitung der IG Chemie-Pa- 
pier-Keramik) auf der ersten Seite 


Deutschen 


Gewerkschaftsbundes 
uneingeschränkt das Recht des isra- 
elischen Volkes auf ein friedliches 
Leben innerhalb gesicherter Stasts- | Im 
arenzen. Das könne aber nicht durch 

ständige Ariegerische Auseinander 


Unparteiisch” sollten sie sein, 
so wie der DGB x für Israelt! 
Doch es kommt noch dicker 
Inneren der „Gewerkschafts- 
findet sich ein „engagierter 
;" des führenden DGB-Vor 


post" 
Bei 


fin Artikel zum Krieg in Nahost. | serzungen gewährleiner werden. | sitzenden Ludwig Rosenberg (8.18). 

Gemeint ist natürlich ausschließ 'DGB verwrieite deshalb die ag | Während die DGB.Führung noch 
lich das „Recht” Israels auf ein | sressiven Handlungen, in die wel | um eine gewisse „Seriösität” und 
friedlichen Leben” - und nicht | Jerar verwickelt wurde Zurückhaltung" "bei der Stim 


auwa di 
inensischen Volkes und der 


Recht des vertriebenen 


In diesem Zus 
deutlich, was die DGB-Führer mein- 


ienhang wird 


mungsmache für Israel bemüht ist, 
macht Rosenberg aus seiner absolut 


Anderen arabischen Völker, die al | ten, ala sie Kürzlich bei Gesprächen | pro-tionitischen Haltung kein Ge 

Nachbarn Traels das. € 1 Vertretern osteuropälscher Öe- | heimnis, nach der bekannten eng 
Werkschafien diesen vorhlelten, | lischen Devise „Right or wrong 
"daß die einseitige Unterutätzung | 1's my country" 

in den ersten Zei er arabischen Position durch die | ihm macht es gar nichts aus, 


‚In einem Telegramm an die iıro- 
ellsche Gewerkschaft Histadrut un 
terarätzıe der Bundessorstand des 


Regierungen dieser Länder in kat 
ner Weise eine friedliche Lönung 
des Konflikts begünstigen kann. 


daß die UNO bereits 1967 (!) in 
der Resolution 242 Israel zur Räu 
For. Saite 6 
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Seit über sechs Jahren, seit dem 
Putsch vom April 1967, herrscht in 
Griechenland die faschistische Dik- 
tatur. Seither ist der Widerstand 
gegen die Diktatur nicht erloschen. 
Das haben erneut die Kämpfe der 
Arbeiter und Studenten, vor allem 
in Athen, im November gezeigt. 


Studenten besetzten das 
schon im Januar dieses Jahres 
Schauplatz von politischen Kämp- 
fen gegen die faschistische Dikta- 
tur war. Studenten in Saloniki und 
Patras solidarisierten sich mit den 
Athener Kommilitonen. 

Am Freitag griff die Polizei erst 
mals die Studenten an, als diese sich 
zu einer Demonstration formierten. 


IG Chemie Hamburg: 


ie Kämpfe begannen am Mitt 
\woch, den 14. November 


ZUR AUSSENPOLITIK 
DER VR CHINA 
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Antifaschistische Arbeiter und Studenten demonstrieren durch Athen: 
„Tod dem Faschismus”, „Nieder mit der Militärjunta‘” u.3. waren ihre 
Kampflosungen 


Immer wieder prügeln die Schlägergarden der Polizei Menschenansammlungen 
in Athen auseinander 


Seit über sechs Jahren, seit dem | Mit den Studenten solidarisierten 


Mit den Studenten solidarisierten 
sich auch Arbeiter, wor allem Bau- 
arbeiter. Im besetzten Polytechni 
kum war ein Rundfunksender _ in 
stalliert worden, über den der Sturz 
der Junta und die Errichtung eines 
‚demokratischen Griechenlands pro- 
pagiert wurde. 

In der Nacht zum Sonnabend 
ließ die Junta die besetzten Unk 
versitätsgebäude stürmen, wobei 
auch Panzer und Maschinengewehre 
eingesetzt wurden. Es gab die ersten 
Toten 

Am Sonnabend, 
ber, wurde über das ganze Land das 
Kriegsrecht verhängt. Athen und an- 
dere Städte waren durch den mas- 
siven Aufmarsch des faschistischen 
Unterdröckungsapparats - Panzer, 

Forts Saita6, 


den 17. Novem- 


ie Hamburger IG Chemie-Füh. 
ver sind offenbar jetzt voll 
kommen übergeschnappt und 


laufen Amok: Mit Schreiben vom 
20. Nov. 73 kündigen sie 13 (drei 
zehn!) Arbeitern, Angestellten und 
Lehrlingen bei Reichhold-Albert 
‚Chemie AG ein gewerkschaftliches 
Ausschlußverfahten wegen angeblı 
„gewerkschaftsfeindlicher Ak 

Dies Schreiben (an die 13) wur 
de noch am Abend nach einer Mit 
gliederversammlung der Reichhold 
Kollegen von den Gewerkschafts 
führern aufgesetzt. Auf dieser Mit 
wing die Polı 


tik der 1G € 
dig zu Bruch! In allen wesentlichen 


Fragen - insbesondere um die Neu 
wahl eines Vertrauenakörpers — er 


hielten sie eindeutige Abstimmung» 
niederlagen. Gegen Schluß wurde 
von Kollegen noch ein Auschluß- 
verfahren gegen den {reigestellten 
Sekretär Freiherr Philipp von 
dolitsch beantragt und mehrheit 
lich angenommen. Dies war die Ant. 
wort der Versammlungs-Mehrheit 
auf die arbeiter- und gewerkschafts- 
feindlichen Aktivitäten, sowie die 
ständige Kommunistenhetze diesen 
IG Chemie-Sekretärs im letzten 
Jahr. Zur Zeit werden im Betrieb 
weitere Unterschriften für diesen 
gewerkschaftlichen Ausschluß 
(genen Kodoltsch) ge 

den 13 Ausschlußverfal 
Gewerkschaftsführ 
den Spieß um 
Devise: wer die Macht hat, 
Recht Forta, Seite 19 


40 mal mehr loistete als ein vene- 
zolanischer, vom US-Hohrturm und 
vom Vergleich mit der Steinkohle 
‚ganz abgesehen. So. beschloß die 
englische Regierung, Ihre Marine 
von Kohle auf Erdöl umzustellen. 
Sehr schnell stellte sich, wie Chur- 
hit! 1913 vor dem Parlament er- 
klrte, die Keplerung auch voll hin- 
ter die AIOU, wo daß jeder Streit 
Persions oder einer anderen Landes 
mit dieser Ölgesellschaft 
‚Auselnandersetzung mit dı 
größten Kolonialmacht der Welt be- 
deutet hätte, 
Die Selbstkosten der Erdölförde- 
dieser Gesellschaft waren schr 
rg. Sie betrugen woniger als | 
Dollar pro Tonne. Der Verkaufs 
preis war jedoch 19,22 Dollar pro 
Tonne, Bis 1933 strich die AIOC 
einen Reingewinn von 171 Mio. 
Mund ein, wovon die iranische Regie 
rung ganze 11 Mio. Pfund erhielt. 
80 entwickelte sich die AIOC schr 
schnell zu einem der größten Ölkon- 
zerne der Welt und zur entschel- 
dendon Macht in Persien. Die AIOC 
mischte sich immer stärker in die 
inneren Angelegenheiten Persiens 
ein, ernannte Beamte und General- 
gouverneure. Der Erdölbezirk wur- 
de wirtschafltich, verwaltungstech- 
nisch und zollmäßig vom übrigen 
Länd abgetrennt, Die AIOC finan- 
zierte die persische Armee, organi- 
sierte reaktionäre Aufstände und 
bezahlte Schlägertruppen gegen 
streikende Arbeiter. Von dem Land, 
das sie für Bohrungen benötigte, 
vertrieb sie die Bauern, Für qualifi 
zierte Tätigkeiten stellte sie aus- 
schließlich Engländer ein, um das 
persische Volk daran zu hindern, 
die Ölförderung in eigene Hand zu 
nehmen. 

Die Grundlage dieses Vorgehens. 
war die politische, ökonomische und 
militärische Macht der englischen 
Imperialisten. Nirgends zeigten sich 
die Eigenschaften eines Monopols 
und das Verhältnis des Staates zu 
den Monopolen so deutlich wie bei 
den ‚Ölkonzernen. Der Staat wird 
von den Monopolen in deren Inte- 
Tesse genutzt; er greift ein, wenn je- 
mand Differenzen mit den Monopo- 


Dritten Welt (in diesem Falle Erdöl), 
brutale Ausbeutung der hier be- 
schäftigten Arbeiter, riesige Profite, 
‚Kontrolle der Landesregierung, Ver- 
wendung des Öls für militärische 


on die USA daran, ihre neue Rolle 
ala. stärkste Imperialistische Groß- 
macht; vor ‚allem- auch im Nahen 
Osten geltend zu machen. Daß die 
englischen Imperlalisten 75 der 
Krdöikonzessionen besaßen, ent: 

ach nicht mehr dem geänderten 

hfteverhältni. Schon während 
des Kriegen wurden unter Roosevelt 
die entsprechenden Vorbereitungen 
getroffen, 

1943 empfahl Truman „eine 
Expansion großen Ausmaßes der 
Gesellschaften in ausländischen Öl- 
teserven durch US-Konzerne” und 
versprach jedwede Unterstützung. 
Man stellte fest, „daß die Zukunft 
der Großmacht Öl nicht mehr auf 

‚amerikanischen Kontinent liegt, 
Der Schwerpunkt der Erdölproduk- 
tion verschiebt sich Immer mehr aus 
dem Gebiet des Golfı von Mexico 
und dem Karibischen Raum (Vene- 
zuela) nach dem Gebiet rund um 
den Persischen Golf," Dieses Gebiet 
ist ohnehin als Brücke zwischen den 
drei Kontinenten Asien, Afrika und 
Europa und als Bindeglied zwischen 
Mittelmeer und Indischem Ozean 
von fündamentaler strategischer Be- 
deutung. Und 1967 stellte der da- 
malige US-Kriogsminister McNamara 
in diesem Sinne ganz konsequent 
fest 

„Der Nahe und Mittlere Osten 
ist für die USA von strategischer 
Bedeutung, weil sich-hier politische, 
militärische und wirtschaftliche Ein- 
flüsse überschneiden, und weil das 
Erdöl in dieser Region für den 
Westen Iebensnotwendig ist. Daher 
setzen wir uns stets für die Stabili- 
tät und stetige Weiterentwicklung 
im Nahen und Mittleren Osten ein. 
Wir haben auch ein großes Interesse. 
daran, unsere "Bündnisse mit Grie- 
chenland, der Türkei und Persien 
(wo überall der Faschismus herrscht, 
die Red.) aufrecht zu erhalten, da 
diese drei Länder zwischen der 
Sowjetunion und den Häfen und 


verstehen, haben sie 1953 in Persien 
(und 1967 im Griechenland und 
1971 in der Türkei) recht deutlich 
gezeigt: blutiges, faschistisches Mili- 
tärregime 
tung, Die 


lauten zweierlie erfordert: 

Unterdrückung der auf nationaler 
‚Kontrolle des Öls (und allgemein 
‚sämtlicher eigenen Bodenschätze 
und der nationalen Wirtschaft) ge- 


Im übrigen wird auch in der bürger- 
lichen Preme zugegeben, daß der 
CIA Mossadegh gentürat hat 

Gleichzeitig mit dem Putsch 
konnten die US-Ölkonzerne eine er- 
hebliche Ausdehnung Ihres persi- 
schen Anteils durchsetzen. Sie wur- 
den dadurch zur ersten Ölmacht im 
Nahen Osten und kontrollierten 
mittlerweile mehr als 50%. 

Der Unsinn vom Gerede der Öl- 
erpressung durch die Länder der 
Dritten Welt wird hier offensicht- 
lich. Eine Ölerpressung gab es, aber 
sie ging von den Imperialisten aus. 
Nicht Persien kontrolliert sein Öl 


persische Öl. Daß. es im Fall arabı 
‚scher Länder nicht viel anders ist, 
wird sich noch zeigen. 


Nach 1945 : Kontinuierliche 
‚Ausdehnung des Olraubs... 


Die Nachfrage nach Öl ist seit 
seiner Verwendung als Energiequel- 
le rapide gestiegen. Öl ist Rohstoff 
wichtiger Industrien (z.B. Kunst- 
stoff, Teer w.a.) und zur Zeit die 
bedeutendste Industriequelle für die 
gesamte Industrieproduktion, für das 
Transportwesen und für die hoch- 
gezüchteten Militärapparate. _ Die 
Hauptverbraucher des Erdöls sind 
die entwickelten Industrieländer. 
Andererseits liegt aber der. größte 
Teil des Erdöls in den Staaten der 
Dritten Welt, vor allem im Nahen 
Osten, aber auch in Venezuela, 


Weh-Erdölproduktion 


Gm ıoy) vor me 
un mess s12000 
Sowjerunion ve 394 009] 
zaysıy aäygoo] 
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Algerien 
Alu Diabi 
Neutrale Zone 
China 


Zwecke zugunsten der Ziele der 


richteten nationalen Befreiungsbe- 


wendung des Ol Tür militärische 
Zwecke zugunsten der Ziele der 
Imperilisten, Streben nach voll 
'kommener Kontrolle über den Roh- 
stoff 

Große Unterschiede im Vorge- 
hen der Ölimperialisten in englischen 
‚Kolonien und in formal unabhängs 
‚gen Ländern (z.B. Persien) gab cs 
nicht. Ob klassischer Kolonialismus 
Englands und Frankreichs, ob Neo- 
kolonialismus der USA - beide lie- 
fen auf dasselbe hinaus. Für die 
jassen war der Unterschied gering, 
wenn es überhaupt einen gab: Hun- 
gerlöhne, Terror gegenüber den Ar 
beitern durch staatliche und Kon- 
zern-Polizei, 

Persien war mur das erste große 
Beispiel des heraufziehenden Öllm- 
perlalismus. ‚Mit der Entdeckung 
weiterer Ölquellen - Irak 1922, 
‚Bahrein 1935, Saudi-Arabien 1939, 
‚Kuwalt. 1946, Syrien 1958, Alge- 
rien 1960, Libyen 1961 ua. (die 
Jahreszahlen bezeichnen den jewer 
liegen Beginn der Förderung) - wie- 
derholte sich das am Beispiel der 
AIOC aufgezeigte Vorgehen der Öl 
Imperislisien in den anderen Län- 
‚dern. Nur ein einziger Unterschied 
bestand: die imperialistischen Ge 
‚gensätze beim Kampf ums Öl ver- 
schärften sich. Den amerikanischen 
Imperialisten gelang es, sich im Irak 
und SaudkArabien festzusetzen. 
1928 steckten die englischen und 
‚anischen Imperialisten zum 
‚mal ihre Interessengebiete ab 
te-Linie-Abkommen”), wonach 
Iran und Kuwait als englisches In- 
teressengebiet festgelegt würde und 
die USA Saudi-Arabien „erhlelten" 
1930 wurde in einem Gehelmab- 
‚kommen zwischen den sieben größ- 
ten Erdölkonzernen das ErdölKar 
tell gegründet und Preise für Rohöl 
und Erdölprodukte festgelegt 


vegungen und die Zurückdräneung 

richteten nationalen Befreiungsbe- 
wegungen und die Zurückdrängung 
der anderen Imperlalisten, vor allem 
der englischen. In Pezsien konnten 
die U$-Imperialisten beides geschickt 
miteinander verbinden, 


a 
Voraussetzung des Blimperia- 
lismus: brutale Unterdrückung 
der Bestrebungen nach natio- 
naler Kontrolle, z.B. Persien 
1953 


1951 war hier die Regierung 
Mossadegh — auf demokratische 
Weise — an die Regierung gekom- 
men, verstaatlichte die englischen 
Ölkonzerne und bot Verhandlungen 
über Entschädigungen an. Außerdem 
forderte die neue Regierung die 
Ausbildung pergischer Fachkräfte 
für die Tätigkeiten, die bisher aus- 
schließlich Engländern vorbehalten 
blieben. Daraufhin boykottierten 
die englischen Ölmonopole (BP und 
Royal Dutch/Shell) das persische 
Öl und wichen auf anderes aus 
Die USA unterstützten den Boykott 
und ermöglichten ihn dadurch erst 
1953 wurde Mossadegh durch einen 
C1A-Putsch gestürzt und der jetzige 
Schah von Persien, Mohammed Reza 
Rahlawi, eingesetzt. Die durch den 
Ölboykott des Internationalen Öl- 
Kartells hervorgerufene wirtschaft 
liche Krise wurde dabei ausgenutzt 


dar IR, aan) 


(des Braßigweinnung iw Nahen und 


Wernteuhland 
Gabun 

Sinai 

Syrien 

Dbeize 


ERZECHETETT 


Vorlage Zahlen 


Nigeria, Indonesien u.a. Außerdem 
besitzen die USA und die Sowjet- 
union sehr viel Öl und beide sind in 
der Lage, sich weitgehend selbst zu 
versorgen. Dies trifft jedoch nicht 
für Westeuropa und Japan zu. 


„durch Umstellung von 
Kohle auf Ol 


Die Nachfrage nach Öl ist 
nicht nur Ergebnis gesteigerten 
Energiebedarfs der entwickeli 
Industriestaaten, Die westlich 
Industriestaaten betrieben insbe- 
sondere eine Politik, andere Ener 
giequellen (vor allem Kohle) immer 
mehr durch Öl zu ersetzen, da Öl 
sehr viel billiger ist, Mittlerweile be 
trägt der Erdölanteil an der Welt 
energieproduktion etwa 6078 (42% 
Erdöl, 19% das bei det Erdölpro- 
duktion freiwerdende Erdgan). 

Das billigste und qualitativ beste 


Erdöl kommt aus dem Nahen Osten 
«einschließlich 


der nordafrikank 


107 196 


u 10 1051 1985 


schen arabischen St 


ten); Von dem 


überhaupt keine Verfahren entwik- 
kelt wurden, aus Kohle Öl bzw. 
herzustellen (Kohlehydrierung). 
wurde also davon ausgegangen, daß 
das in der ganzen nicht-sozlallstir 


der Welt 


Der Energieverbrauch 


‚Arbeiterkampf Nr. 73 


duktion (einschließlich der neuen 
Quellen in Alaska), Im siben Jahr 
wird der westauropäische Verbrauch, 
nach Schätzung des Toxaco-Präs“ 
‚denten Eply genau so hoch sein, 
‚wovon über 90% importiert werden 
müssen (much wenn die Nordsee- 
funde ausgebaute werden), Japan 
wird 1980 ca. 0,5 Mrd. Tonnen 
brauchen, die alle eingeführt wer- 
‚den müssen. Der Bedarf arabischen 
‚Ölst wird also 1980 über zwei Mrd. 


terhin einzig und allein von 
‚Ölmonopolen ausgebeutet wird und 
ihnen uneingeschränkt zur. Verfü- 
gung steht. 


Sollte das- nicht der Fall sein, 
holt man es sich nach. in 
Mitteln mit Gewalt ( lie 
tärische Intervention durch 


Sturz einer. mißliebigen Replerung 
wie in Persien 1953, Libanon 1958, 
‚Äaypten 1956 und 1967, Algerien 
1954 bis+1962, Indonesien. 1965 
ua). 

Daß dazu eine entsprechend um- 
fangreiche - Militärmaschinerie, die 
„ganz nebenbei” selbst wieder viel 
Öl frißt, notwendig ist, stört die 
Imperialisten keineswegs. Sie ist 
‚ohnehin Quelle neuer Profite. 

Allein in den letzten zehn Jahren 
hat sich der Energiebedarf verdop- 
pelt, was eine erhebliche Zunahme 
der Abhängigkeit von arabischem | 
Öl zur Folge hat. Für diese Ab- . 
hängigkeit können die Araber gar 
nichts, Sie sind dafür nicht verant- 
wortlich. Dabei wuchs der Ölbedarf 
Westeuropas erheblich schneller als 


der der USA (1960: 200 Mio. Ton- 
‚nen, 1969: 550 Mio., Schätzung 
für 1980; eine Milliarde)..Der Be- 
darf it 
über europäischen 
und vervierfachte sich Innerhalb von 


Wieviel DI gibt es auf der Welt? 


Die Rohölsorkommen der Welt 
werden zur Zeit auf 80 bis 90 
Milliarden Tonnen geschätz, davon 


Das Nahostöl — 


Nach dem 


weiten Weltkrieg ein 


Kampfobjekt 


Anteih der übrigen 
sellschaften (ie © 


1,8 


sl 


allein zwei Drittel im Persischen 
GoIf und weitere zchn Prozent im 
arabischen Afeıka, Der Rohölbedart 
der USA wird 1080 ca. 1,2 Mid 
Tonnen betragen, „davon maximal 
0,8 Mrd. Tonnen aus eigener Pro 


‚der SPD- Veranstaltung in Ham-| 
Billstedt vom 15.11.73 mit 


‚Tonnen pro Jahr allein von den USAy 
Westeuropa und Japan betragen, 
Bei gutgeschätzten 60 Mid, Tonnen 
des arabischen Öls (das persiuhe 
immer eingerechnet) wären diene 
Ölquellen in 30 Jahren aufge 
braucht, wobel noch angenommen 
wurde, daß der Ölbedarf nach 1980 
nicht mehr steigen würde, ad 

daß det darüber hinaus wachee 

Bedarf durch newe Funde gedes 
wird, (Den Reichtum never Pu 
Kann man natürlich nicht im vora 
einschätzen. Bisher war ex jedoch 
50, daß der Reichtum neuer Funde 
pro Jahr den. bisherigen Ölbedarl 
pro Jahr bei weitem weltgemachl 
hat. Es ist aber nicht vo, dab die 
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Die Mineralölimporte der EWG-Länder erhöhten sich 1971 um 6 Mill, t 
‚auf 420 Mill. t, von danen 116 Mill. t nach Italien, 107 Mill. t nach 
Frankreich, 99 Mill. t in die Bundesrepublik und 90 Mill. t in die Bene- 
Iux-Stasten gingen. Einschließlich der Eigenförderung standen der Euro- 
pöischen Gemeinschaft 424,3 Mill. t Rohöl zur Verfügung; das entsprach 
‚einem Anteil an der Weltölförderung von 17 Prozent. 


ÖLSTRÖME 1972 inMal-Tonnen 
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o 


‚Arabien liegen 
‚Weiter wurde angenommen, 
weder die Sowjetunion noch die 
U VR China noch irgendwelche Län: 
"der der Dritten Welt irgendwann 
auch nur einen Liter Öl importie- 
ren würden. Die VR China betreibt 
heute — und das wird. sich ‚In 
nächster Zeit nicht ändern - auch In 
Hinsicht auf die Energie eine Poll 
tik des Sich-Stützens auf die eigene 
Kraft. Es It aber zu erwarten, daß 
die Sowjetunion heute nicht nur 
Selbstversorger, sondern Hauptlie- 
ferant des gesamten‘ ReW und zu- 
sötzlicher Ölexporteur in den 
Westen — in Zukunft auch Erdöl 
importieren wird (Schätzung für 
19%0: 100 Mio, Tonnen = zehn 
Prozent der westeuropäischen Im- 
porte) und daß andere RgW-Länder 
sich um anderes Öl als sowjetisches 
kümmern müssen. Der zukünftige 
Ölbedarf der übrigen Welt ist schwer 
einzuschätzen, wird aber in Ländern 
wie Australien, S0d-Afrika u.a. nicht 
gering sein. Die Ursache dafür, daß 
die übrige Welt so wenig Öl braucht, 
ist einzig und allein die Tatsache, 
daß diese Länder von den impari 
alistischen Ländern in totaler Ab- 
hängigkeit und Unterentwicklung 
gehalten worden. Weiter ist unbe- 


stritten, daß neue Energiequellen 
(wie in Alaska, Nordsee, sibirische 
Sumpfgebiet 


brasilianischen A, 
und 
Kambodscha) erheblich teurer sein 
werden, weil das Öl entweder von 
schlechterer Qualität ist oder wid 
rige Naturumstände, Kälte, Sumpf 
usw, die Förderung verteuern. 


Keine Industrie der Welt ist so 
monopolisiert wie die Erdölin- 
dustrie. 70% der kapitalistischen 
Welterdölproduktion und 50% der 
kapitalistischen Ölraffinierung wer- 
den von nur sieben Konzernen be- 
ıd dies: die Stan 


herrscht. Es 
dard Oil of New Jersey (Esso), 
Socony Mobil Oll, Gulf Oil Corpo- 
ration, Texaco, Standard Oil of 


USA), die englische 
Dutch/Shell (60% 
holländisch, 40% englisch). Diese 
sieben Konzerne bilden seit 1930 
‚das durch das Achnacharry Abkom- 
men (ein Geheimabkommen) 


Die Rolle anderer 
Energiequellen 


Bezüglich anderer Energiequellen 
wäre zu sagen! Kohle (ist noch in. 
Tiesigern‘ Ausmaß vorhanden‘ und 
würde den Energiebedarf für mehre- 
re hundert (!) Jahre decken. Der 
Kohleabbau aber ist zurickgegan- 
gen. (Siehe auch ARBEITER- 
KAMPF Nr. 32 ff, Artikelserie 
Krise im Steinkohlenbergbau). 

Die Uranvorkommen in der Welt 
sind beschränkt und können für 
nicht mehr als 50 Jahre den jetzigen 
Energiebedarf decken. Die Ener- 
giegewinnung durch Kernfusion 
stoffbombenprinzip) ist 


wäre jedoch von Rohstoffen völlig 

unabhängig, da Wasser genug vor- 

handen ist. 
Das Ergebnis dieser Fakten ist 

1.3 die Energiekosten werden auf 
lange Sicht steigen, 

2.) die imperialistiche Konkur- 
renz um das Erdöl, vor allem 
um das arabische, wird sich 
in der nächsten Zeit ganz er- 
heblich verschärfen 

3) die westlichen Imperialisten 
werden sich einig sein in dem 

Kampf, weitgehend alleiniger 

Förderer und Verbraucher des 

Öls arabischer und anderer 

Länder der dritten Welt zu 

sin 

das arabische Öl wird in Zu- 

kunft nicht mehr in dem Maße 

und zu den Preisen wie heute 

Nießen bzw. nicht in den sel- 

ben Zuwachsraten wie. seit 

1945, 


“ 


gründete Welterdölkartell. In diesem 
Abkommen wurden die Preise fest- 
gelegt (eine wirkliche Preiskonkur- 
renz zwischen diesen Konzernen fin- 
det kaum noch statt) und das ara- 
bische Öl aufgeteilt, Es versteht sich 
von selbst, daß diese Aufteilungen 
sich dauernd ändern — je nach dem 
Kräfteverhältnis zwischen den ein- 
zelnen Konzernen und den dahin- 
ter stehenden imperialistischen Län 
dern. Neben diesem Ölkartell gibt 
es noch die CFP (Coniödı 
Frangaise des Petrölen 
hauptsächliche Beteiligungen in Al- 
‚gerion und im Irak liegen. Außer 


dem gibt es noch mehrere größere 
und viele kleinere Erdölkonzerne. 

Zwei Drittel der Erdölproduk- 
tion der kapitalistischen Welt lie- 
gen In der Hand von US-Konzernen. 
Sie beherrschen auch mehr als die 
Hälfte des arabischen Öls, obwohl 
der größte Teil dieses Öls nicht in 
die USA, sondern nach Westeuropa 
und Japan geht. 

Die amerikanischen Ölkonzerne 
sind neben den drei großen US- 
‚Automobilkonzernen auch die größ- 
ten Monopole der USA und der Welt 
insgesamt, 

In der Regel bilden diese sieben 
‚Ölkonzerne zusammen mit einigen 
anderen großen und auch kleineren 
Konzernen jeweils eine zentrale Ge- 
sellschaft für die verschiedenen Län- 
‚der (Persien, Saudi-Arabien, Kuwait 
usw.; z.B. AIOC oder ARAMCO 
= Arabian American Company), wo- 
bei die Anteile nach einem ver- 
einbarten Schlüssel aufgeteilt bew. 
geändert werden. 


Die Profitraten der Ölkonzer- 
ne : Die höchsten der Welt! 


Die Profitraten der Ölkonzerne 
sind die höchsten, die es auf der 
ganzen Welt überhaupt gibt. In- 
vestitionen amerikanischen Privat- 
’kapitals werfen in der Regel einen 
Gewinn von 2,5% ab, in Westeuropa 
hingegen 7,9%, in Venezuela 14%, 
im arabischen Raum über 50%, spe- 
ziell in Saudi-Arabien 81% und in 
Kuwait 130%. 

Diese Profitraten werden von den 
‚Ölgesellschaften zugegeben und sind 
nicht Zahlen, die nur von arabischer 
oder kommunistischer Seite errech- 
net worden sind. 

So schrieb z.B. das „Wall Street 
Journal” über ARAMCO in Saudi- 
‚Arabien (rein amerikanisch): 


„Ihre Rohölreserven sind doppelt 


3 Broß wie in den gesamten USA. 


wenn man ihre sorgsam gehüteten 
Geschäftsbücher _ veröffentlichen 
würde, erführe man, daß sie die 
höchste Profitrate aller Unterneh 
men mit Millionengewinnen in der 
ganzen Welt hat.” Der größte Teil 
des Profits wird in die Heimatlän- 
‚der. der Gesellschaften zuröcküber- 
wiesen und nicht in den Ländern, 
die die Quelle des Profits bilden, 
investiert. Auch die „Ölscheichs” 
kegen ihre Gewinne, die ihnen die 
Gesellschaften zugestehen, im west- 
lichen Ausland (vor allem in der 
Schweiz und in London) an. Das 
macht gerade ihren Charakter als 
Kompradorenbourgeoisie aus,. die 
im Gegensatz zu einer nationalen 
Bourgeoisie nicht daran intere. 
siert sind, das Geld im Lande an- 
zulegen, um damit eine eigene In- 
dustrie aufzubauen. Die Scheichs 
und die ausländischen Imperialisten 
stehen in dieser Frage in einer ge- 
meinsamen Front gegen die nationa, 
Ie Bourgeoisie 

Die Gesellschaften verkaufen das 
verarbeitete Öl für durchschnittlich 
acht bis neun Dollar pro Tonne 
Die Gebühren und Steuern, die man 
‘den Regierungen der Herkunfislän. 
der zahlt, betragen durchschnittlich 
85 Cent pro Tonne. Die Kosten 
für die Bearbeitung reichen von 
sechs Cent pro Tonne in Kuwait, 
bis 14 Cent im Iran, dagegen 50 
Cent in Venezuela und 3,10 Dollar 
in Kanada. Die USA beziehen zwar 
nur wenig ihres Erdöls aus dem 
Nahen Osten (sie sind zu über 
90% Selbstversorger), andererseits. 
kontrollieren US-Konzerne mehr als 
50% des arabischen Öls und versü- 
‚chen, ihren Einfluß immer weiter 
auszudehnen. Selbst nach relativ 
‚geringfügigen Ölvorkommen strek- 
ken diese Konzerne ihre Hand aus. 
Ex geht hier um eine „langfristige 
Ölaußenpolitik” und darum, das 
Erdölmonopol aufrecht zu erhalten 
und auszudehnen. 


Die US-Kontrolle über das 
Nahostöl — Voraussetzung für 
die Kriegspläne der USA 


Das Nahostöl ist jedoch nicht 
nur die 
lischen 
auch die Basis des weltweiten Pakt- 
systems der USA (NATO, CENTO, 
CKATO, ANZUS). Ganz offen 
schrieb 1953 die Zeitung „US-News 
And World Report” 


„Im Nahen Osten sind das Erdöl 


‚und die Luftstützpunkte für uns von 
Interesse. Der Nahe Osten stellt die 
Ausgangsposition für die strategl- 
schen Pläne des Westens dar. Die 
Ausnutzung des Nahen Ostens als 
Luftstötzpunkt ist ein zentraler Be- 
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Die rigorose Ausbeutung des ls 
durch die westlichen Imperalisten 
ist natürlich bei den Völkern des Na- 
hen Ostens auf Widerstand gestoßen. 
Am Beispiel Persiens wurde schon 
gezeigt, wie die USA hier reagiert 
haben, nämlich durch einen CIA- 
Putsch, Der größte Teil des US-kon- 
trollierten Öls(auch des englischen!) 
liegt in ausgesprochen feudalisti 
schen Ländern wie Saudi-Arabien, 
den Scheichtümern und Persien. Die 
USA garantieren die Existenz dieser 
reaktionären Monarchien mit allen 
Mitteln (bzw. versuchen es). In die- 
sen Ländern sind alle demokrati- 
schen Rechte verboten, freie politi- 
sche Parteien nicht zugelassen. Jede 
Massenbewegung wird mit faschisti- 
schem Terror verfolgt. Diese Länder 
besitzen relativ riesige Armeen, de- 
ten Funktion es ist, gegen das Volk 
eingesetzt ‚zu werden. Die Armeen 
"haben hinreichend ihre Untauglich- 
keit im Kampf gegen Israel bewiesen. 

Eskonnte daher nicht ausbleiben, 
daß sich einige der arabischen Län- 
der (konkret: Irak (1958), Syrien, 
Ägypten (1952), Sudan (1961), 
byen (1969), Algerien (1962) und 
Jemen) von solchen reinen Marionet- 
ten der Imperialisten gelöst haben 
und versuchen, einen selbständigen 
Weg zu gehen, der in der Regel der 
kapitalistische Weg ist (Ausnahme 
wielleicht VR Südjemen). Mit Aus- 
nahme von Algerien (und auch Je- 
men) kamen diese Regimes durch 
einen Putsch nationalistischer Offi- 
ziere an die Macht, im Falle Alge- 


rien und Jemen dagegen, uıe vomer 
französische bzw. englische Kolo- 
nien waren, durch einen bewaffne- 
ten Volkskrieg. 


Die Antwort der Imperialisten: 
militärische Intervention 
und Krieg 

Die Imperialisten haben jedoch 
immer — und nicht immer erfolg- 


los — versucht, einen solchen Regi- 
mewechsel zu verhindern. So z.B. 


1956 - England, Frankreich und Is- 


e 
Nasser, durch Sturz von König Faruk 
1952 an die Macht gekommen, ver- 
staatlichte kurz zuvor den Su 
Kanal 


1958 - Libanon: Die USA Interve- 

nierten militärisch im Liba- 
non und die englischen Imperialisten 
in Jordanien, um die Ausdehnung 
des arabischen Nationalismus auf 
diese beiden pro-westlichen Länder 
zu verhindern. Kurz zuvor hatte im 
Irak der Nationalist Kassem den 
reaktionären Monarchen König Fei- 


| nien ebenfalls gestürzt würde. 

1954 - 1962 Kolonialkrieg Frank- 
reichs gegen Algerien. 

1967 - Israels Blitzkrieg, nachdem 
mehrere arabische Länder, 

allem voran Syrien, eine schärfere 

antiimperialistische Politik angekün- 

digt hatten. Die Syrer lehnten es zu 


wichtige, durch 
TAP-Pipeline durchzulamen. Außer- 
‚dem hatte die syrische Regierung 
zwei CIA-Putschversuche niederge- 
schlagen. 
1970 - In Jordanien schlagen Bedui- 
nentruppen des Monarchen 
Husseins mit US-Waffen die Palkst 
nenser in einem Bürgerkrieg nieder. 
Israel steht zum Eingriff bereit, falls 
das Unternehmen scheitern sollte. 
Die Liste ist nicht vollständig! 


Die Eisenhowerdoktrin 


Der Kampf der USA gegen die 
nationalistischen Diktaturen im ara- 
bischen Raum — wor allem gegen 
Nasser, der lange Zeit exponiertester 
Vertreter des arabischen Nationalis- 
mus gewesen war — entwickelten die 
USA eine eigene Doktrin, die „Eisen- 
howerdoktrin” (vom 5.1.1957). Die 
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standteil des Kriegsplanes der All: 

Vom Nahen Osten — und nicht 
von den USA aus — wird der größte 
Teil der US-Auslandstruppen mit 
Öl beliefert. 


NTERD 


Bisenhowerdoktrin entwickelte fol- 
‚genden Gedankengang: 1. Sie erklär- 
16, daß nach Suez ein „Einflußva- 
kuum” im Nahen Osten entstanden 
sci, das die USA auszufüllen die 
Pflicht hätten, um ein „Eindringen 
des völkerfeindlichen 'Kommunis- 
mus” zu verhüten, 2. Dementspre« 
chend würden die USA allen jenen 
arabischen Regierungen ihre Hilfe 
anbieten, die an einem „Aktionspro- 
‚gramm gegen die kommunistische 
Gefahr” teilzunehmen bereit seien 
und hierzu wirtschaftliche und mili- 
tärische „Hilfe” vom Westen nchmen 
wollten. 3. Nahziel dieser Aktion 
sollte die Isolierung des „gefährli- 
chen Kommunistenschützlings” Nas- 
ser sein, Instrument hierzu die Aus- 
weitung des Bagdadpakts(-CENTO- 
Pakt) und tatkräftige Unterstützung 
für, Frankreichs „BefriedungsPol- 
tik” in Nordafrika (gemeint war 
Frankreichs Kolonialkrieg gegen Al- 
serien). 

UnterderParole des Antikommu- 
nismus wurde damals der Kampf ge- 
gen den arabischen Nationalismus ge- 
führt, Saudi-Arabien unterstützte als 
wichtigstes Land diese Doktrin. Der 
eigentliche Inspirator der Doktrin 
war auch die in diesem Land tätige 
Aramco gewesen. 

Die Erfahrungen zeigen folgen- 
des: 

Die USA, Israel und die reaktio- 
nären Monarchen und Scheichs aus 
Jordanien, Saudi-Arabien, Persien, 
Kuwait und den Emiraten bilden 


eine Binhaitefrant 


‚geht, den Imperislisten und Erdöl- 
monopolen das alleinige Verfügungs- 
recht über die Ölquellen zu erhalte: 
Die USA und Israel sind immer be- 
seit, auch mit Waffengewalt einzu- 
sreifen, wenn es um den Bestand die- 
ser reaktionären Regimes geht und 
haben esmehrfach getan. Sie greifen 
über nicht nur dann ein. Susz 1956 
und Libanon 1958 haben gezeigt, 
‚daß sie unter Umständen bereit sind 
(je nach ihrer Einschätzung der 
Zweckmäßigkelt und möglichen 
Durchführbarkeit) auch schon dann 
einzugreifen, wenn von diesen Re- 
‚gimen einzelne allzu antlimperialisti- 
sche Maßnahmen durchgeführt wer- 
den,oder wenn die Gefahr besteht, 
daß ein neues nationalistischen Re- 
gime an die Macht kommt. 

Man könnte hier einwenden, daß 
auch die reaktionären Monarchien 
sich an Kriegen gegen Israel beteiligt 
haben und daß diese auch einen „Öl 
boykott" durchführen, Daß sich die- 
se Monarchien an den Kriegen betei- 
hit haben, Ist, formal gesehen, rich- 
ig. Im allgemeinen haben sie jedoch 
nur Truppen von geringer Anzahl 
(2.B. Saudi-Arabien stellte in diesem 
Krieg ein Kontingent von 2.500 
Mann) geschickt, die militärisch völ 
ig bedeutungslos waren, Ebenso 
Jordanien. 

Ihre Kriegsteilnahme hat einzig 
und allein die Funktion, die arabı 
schen Massen, die die Kriegsteilnah. 
me verlangen, zu duschen. Eine of- 
fen prodsraelische oder pro-.amerika- 
nische Maltung würde diese reaktio- 
nären Monarchen sehr schnell von 
ihren Thronen hinwegfegen. Die Ar- 
meen dieser Länder dienen einzig 
und allein der faschistischen Unter- 
dröckung der arabischen Volksmas- 
sen. Von Israel waren diese Armeen 
immer am leichtesten zu zerschlagen. 

Ganz analog verhält es sich mit 
dem sogenannten Ölboykatt, Wie 
schon gezeigt wurde, kann das arabi- 
sche Öl nicht ewig so fliessen wie bis- 
her, Irgendwann einmal muß. eine 
Beschränkung der Lieferungen 
durchgeführt werd 
die Massen zu täusche: 
Anlaß. solcher Beschränkungen die 
Kriege mit Israel genommen, weil sie 
‚dann sagen können, „wir verwenden 
das Erdöl als Waffe gegen Isradl”, His- 
her sind aber solche „Ölboykotte” 
(vor allem nach dem Junr-Krieg 67) 
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Panikmache 
recht schnell ab, was die 


springen, „weil er ja durchbs 
und damit wirkungslos geworden 
int, Auch zeigte sich, daß in der Fra- 
go des Ölboykotts nur kurzfristig 
einheitlich verfahren wurde. 


Die Gründe der Uneinheitlich- 
keit der arabischen Länder! 


es nicht immer wieder Länder der 
Dritten Welt gibt, die erneut einen 
solchen Versuch unternehmen. Dies 
ist sogar gesetzmäßig. Die Kommu- 
nisten müsen In solchen Fällen in 
‚der Auseinandersetzung dieser Lön- 
der mit dem Imperialismus eindeut 
für diese Länder Partei ergreifen, 


Die Ölverhandlungen mit di 
OPEC ” zii 


Eine Kinheitlichkeit im arabi- 
schen Vorgehen Ist unter den heuti- 
gen Bedingungen absolut ausge- 
schlossen, Das liegt zum einen di 
‚daß die Mehrzahl der arabischen Re- 
gerungen als reine Marlonetten der 
Imporialisten angesehen werden müs- 

Sie und allein 
den ausländischen Imperialis- 


mus, Täten sie das nicht, würden sie 


schon lange nicht mehr existieren. 


Krise 


sich 
zu 


Im Falle von Jordanien ist das offen- 
sichtlich, es trifft aber auch für 
Saudi-Arabien, Persien und die Emi- 
rate zu. Diese Regierungen sind zu 
einem Kampf gegen den Imperialis- 
mus weder fähig noch willens. Ihre 
riesigen Konten auf Schweizer Ban- 
ken, ihre riesigen Moscheen, ihr gro- 
er Harem und ähnliches bilden kei 
ne ökonomische Basis, von der aus 
sie den Imperialismus bekämpfen 
könnten. 

‚Aber auch unter den nationalisti- 
schen Diktaturen ist keine Ei 
keit festzustellen und zu erwarten, 
Einig sind sie sich nur in der Unter- 
drückung der Arbeiterklasse und der 
Bauern dieser Länder. Diese Regimes. 
stützen sich auf eine ökonomisch 
schwache nationale Bourgeoisie, die 
der imperialistischen Konkurrenz in 
keiner Hinsicht gewachsen ist, ohne 
mit ihr grundsätzlich brechen zu 
wollen. Das ist gerade der Unter. 
schied zu nationalen Befrehungsbe- 
wegungen wie z. B. in Vietnam. In 
der Regel sind sie selbst in einem 
einzigen Land gespalten in so ent 
scheidenden Fragen wie der Taktik 
wenenüber den imperialistischen Län- 
dern, in der Frage, wie weit sie ge- 
hen sollen und mit welchen Imperia- 
listen ein Bündnis am zweckmäßig- 
Besonders in Syrien und 
rak putschten die nationa- 
istischen Offiziere schr häufig ge- 
yoneinander, Uneinig sind sich aus 
diesen Gründen auch die nationalisti- 
schen Regimes der verschiedenen 
Länder, ist dosh die Basis ihrer 
Herrschaft sehr unterschiedlich. Bis 
her sind auch alle Versuche, eine Vor- 
einigung Ägyptens mit Syrien oder 
Libyen oder Sudan zu einer VAR 
(Vereinigte arabische Republik) im 
mor gescheitert. $o können die ver- 
schiedenen Länder von den Imperia 
listen sehr leicht gegeneinander aus 
gespielt werden 

Die historischen Erfahrungen zei 
sen, daß für Länder der Dritten Welt 
‚der selbständige kapitalistische Weg 

Dem Imperialismus 


einen solchen Weg zu schen versch. 
ten, wieder voll unter ihre Kontrolle 


zu bringen..D, h. 


jedoch nicht, 


1957 begannen die Ölkonzerne, 
ihre Monopolstellung ausnutzend, 
die Rohölpreise zu senken, um damit 
die Profite zu steigern. Es versteht 
sich von selbst, daß die Benzinpreise 
nicht gleichzeitig gesenkt wurden. 
Im Februar 1959 setzten sie die Roh. 
Ölpreise pro Barrel (= 159 1) auf 
1,86 Dollar und im August 1960 
auf 1,78 Dollar fest, Das verminderte 


natürlich die Einnahmen der ördern- 


Seuchen-Erpressung: 


Sir @ Preis-Explosionen 


den Länder. Unter diesen Umstän- 
den wurde die OPEC (= Organisation 
‚of Petroleum Exporting Countries) 
‚gegründet. Die arabischen Ölländer 
allein bilden die OAPEC. Der OPEC 
‚gehören an: Iran, Irak, Kuwalt, K: 
tar, Abu Dhabi, Saudi-Arabien, Li- 
byen, Algerien und Indonesien, Ve- 
nezuela und Nigerin. Die OPEC setz- 
te sich zum Ziel, die Verluste der 
Erdölexportierenden Länder auszu- 
gleichen und den Preis für das Rohöl 
heraufzusetzen. Zuerst versuchten 
die Konzerne, die OPEC zu ignorie- 
ren. Sie gingen dann dazu über, sich 
durch ihre Vasallenstaaten (Iran, 

Saudi-Arabien) Einfluß auf die OPEC 

zu nehmen, um eine direkte Kon 
frontation zu vermeiden. 

Auf ihrer Konferenz 1970 be 
‚schlossen die OPEC-Länder weiter 
‚gehende Forderungen: 

1) Die Versteuerung der Reingewin- 
ne der Ölkonzerne bei der Rohök 
förderung von 50 auf 55 ® zu er- 
höhen. 

2) Eine Vereinheitlichung der Preise 
auf dem Level des Höchstpreises 
eines Landes vorzunehmen. 

3) Den Rohölgrundpreis in einem 
Maße, der der Erhöhung des Preises 
für Ölprodukte entspricht, zu stel- 
gern. 

Die Gründe für eine Steigerung 
des Ölpreisen nach vielen Jahren von 
ingefrorenen Ölpreisen sind folgen- 
de: 


1) Die Steigerung des Ölbedarfs, vor 
allem des westeuropäischen und ja- 
Panischen, und dementsprechend 
auch die Stärkung von Ölkonzernen, 
die nicht im Ölkartell drin sind. 

2) Die US-Konzerne haben gar nicht 
soviel dagegen, wenn die wenteuro- 
Päischen und japanischen Kapitali- 
sten, die ja die Hauptabnehmer die- 
sen Öls sind, mehr bezahlen müssen, 
denn die US-Konzerne tragen die 


De 
einige arabische Länder zu nahe in 
die Hände der Sowjetunion getrie- 
ben werden, 

4) Der Dollar, die Birechnungsbasi, 
ist international in seinem Wert ge- 
munken (30 %). Entsprechend wurde 
der Rohölpreis erhöht. 


Behörden schweigen! 
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Insgesamt konnten die OPEC- 
Länder ihre Forderungen nicht 
durchretzen. 

Bei den Verhandlungen treten im 
allgemeinen beide Seiten nicht ge 
schlossen auf. Zwischen den Konzer 
nen gibt es  Interessengegensätze 
(Konkurrenz bei der Ausbeutung) 
und auf Seiten der Förderländer 
wird in sehr unterschledlichem Maße 
gegen die Imperialisten gekämpft 
Vor allem besteht eine Spaltung zwi 
schen den reaktionäreren Golfstas 
ten und den etwas fortschritliche- 
ten Mittelmeerstaaten (Algerien, 
Libyen). 

Eine direkte Bezichung zwischen 
den in den Verhandlungen hier fest 
gelegten Preisen und den Endpreisen 
ibt es nicht. Die Konzerne erhöhen 

je nach Marktlage und Möglich- 
keit, s0 2. B. vor allem jetzt in der 
von ihnen erzeugten Hysterie — die 
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chen dann nachzuzichen. Im Grunde 
‚genommen ist es das gleiche wie mit 
‚den Lohmerhandlungen. Genauso wie 
die Arbeiter den gestiegenen Preisen 
und Profiten hinterherlaufen, ohne 
jedoch - soweit sie sich auf den rein 
ökonomischen Kampf beschränken 
= die Kapitalistenklasse daran hin- 
‚dern zu können, Profite zu machen, 
so ist es auch hier, Wird der Preis 
des Rohöls heraufgesetzt, so erhöht 
der Konzern die Preise, aber nicht 
nur dann. Für den Kapitalisten be- 
steht ohnehin kein prinzipieller Un- 
terschied zwischen Rohprodukten 
und Arbeitern. Beide verursachen 
Kosten, die so gering wie möglich 
zuhalten sind. Im rein _ökonomi- 
schen Kampf sitzt der Kapitalist 
eben immer am längeren Hebel. 


‚Zur Frage der Verstaatlichung 


Einige arabische Länder, vor al 
Iem der Irak und Libyen, verstaatli- 
chen dann und wann wieder mal 
‚einen Ölkonzern, in der Regel mit 
Entschädigung, oder verlangen eine 
nationale Beteiligung von $1 #%. Da. 
durch muß sich aber nichts Prinal 
elles ändern. Die Konzerne können 

wenn die Verträge und die Preise 
entsprechend sind — auch dann noch 
rieisge Profite machen, Der Imperl 
list wird in solchen Füllen auch gas 


der direkten 


men, ist er doch ai 
Schußlinie. Genau wie in vielen Fäl- 
len die „Entkolonialisierung“ nichts 
an der tatsächlichen Ausbeutung ge 


tun. In Fäl- 
ierungen (z 
B. Persien, wo. so etwas auch ge- 
macht wird), Ändert sich dadurch 
nichts. Etwas komplizierter 
‚ei den nationalistischen St 
ten. Hier können die Imperialisten 
durch wirtschaftlichen Gegendruck 
und ‘mültärische Ninschüchterung 
(Aufmarsch der Flotte vor der Lan- 
desküste u. 4.) schon einiges errei- 
‚chen: Denn die Regierungen dieser 
Länder wollen ja nicht prinzipiell 
mit der imperalistischen Bourgeol- 
sie brechen (10 wird 2, B. Sadat 


selbst von Springers „Welt“ als pro- 
amerikanisch oingestufd), Und die 
ausgehandelten Vorträge mit den 
verstaatlichten Firmen sind dann 
auch danach, Letztlich bestimmen 
tut das Kräfteverhältnis, 


Die jetzige Strategie der Impe- 
rialisten: Israel als Brückenkopf 
und Ausbau des Irans zum 
Wächter am persischen Golf 


Wie schon an anderer Stelle aus- 
geführt wurde, nehmen die Imperia 
listen es schr wicht, eine Strategie 
für die Erhaltung ihrer Kontrolle der 
Ölgebiete zu entwickeln. Sie wollen 
auch nicht jedesmal selbst militärisch 
in Aktion treten, sondern sich im 
Hintergrund halten und die Haupt- 
arbeit ihren Verbündeten in diesem 
Raum überlassen, Es ist klar, daß sie 
sich aber sehr intensiv auf eigene In- 
terventionen vorbereiten. So war in 
der,FR° vom 30,5.73 folgende Mel« 
dung zu lesen: „Der amerikanische 
Senator William’ Fulbright ha 
kurzem ein aufregendes, aber reali- 
stisches Zukunftsbild gezeichnet: er 
deutete an, daß eine amerikanische 
Intervention im Nahen Osten nicht 
undenkbar sei. Die Energiekrise und 
die zunehmende Abhängigkeit des 
Westens vom Nahosterdöl könnte zu 
einem militärischen Einschreiten der 
USA oder seiner ‚Helfer' Iran oder 
Israel, führen, um die Ölgebiete zu 
besetzen.” 

Schon der Begründer des Zionis- 
mus, Theodor Herzl, hat ja in sei 
ner Schrift „Der Judenstaat” 1895 
für Israel diese Rolle empfohlen, Er 
schrieb: „Wenn Seine Majestät, der 
Sultan, uns Palästina gäbe (damals 
war Palästina türkisch, später schrieb 
er ähnliche Bitten an den englischen 
König, d. Red.), könnten wir uns 
anheischig machen, die Finanzen 
der Türkei zu regeln. Für Europa 
Würden wir.dort ein Stick des Walles 
gegen Asien bilden, wir würden den 
Vorpostendienst der Kultur gegen 
die Barbarei besorgen. Israels Funk- 
tion besteht heute, wie seit seiner 
Gründung, darin, die Monarchie in 
Jordanien zu garantieren, die pälästi 
nensische Befreiungsbewegung nie- 
derzuhalten und den Kurs der natio- 
nalistischen Regimes in Syrien und 
‚Äuypten ‚zu mäßigen (wie. 1956, 


Asypten zu mäßigen (wie 1956, 
1967 und auch jetzt nach dem letz“ 
ten Krieg) und vor allem eine sozia- 
listische Entwicklung in diesen Län- 

1. Daß dies für 
Interventionsgrund ist, 
daran haben sie selbst nie einen 
Zweifel gelassen, 

Die andere wichtigste Stütze des 
Imperialismus ist der Iran. Man muß 
hier noch bemerken, daß vor drei 
Jahren der britische Imperialismus. 
seine militärischen Positionen im 
Persischen Golf geräumt hat, so daß 
Persiens Rolle hierdurch gewachsen 
ist. Seit dem Mossadegh-Sturz war 
Persien ohnehin schon ein Hort der 
Reaktion in diesem Raum und betei- 

igte sich am CENTO-Pakt und un- 

terstützte die Eisenhowerdoktrin. 
Zur Wahrnehmung dieser Rolle ist 
es auch deshalb besser geeignet 
Saudi-Arabien), weil es ein 

bisches Land ist und nicht 
in derselben Weise die Gefahr eines 
nationalistischen Staatstreiches be- 
steht, Seine geographische Lage ist 
ideal. Der Schah hat auch immer of- 
fen gesagt: „Persien ist bereit, die 
die Rolle Englands für die Sicherheit 
am Persischen Golf zu übernehmen.” 
‚oder noch deutlicher und aggresi- 
ver: „Wir haben nicht nur nationale, 
und regionale Verantwortung, son- 
‚dern auch eine Weltrolle als Wächter 
und Beschötzer von 60 % der Erd- 
Ölreserven der Welt ... ” Persien hat 
auch sofort nach dem Abzug der 
englischen Marine drei strategisch 
wichtige Inseln im Persischen Golf 


MUS UND VE 


Diese Kampagne wird nicht nur 
in der Springer-Presse, von der oh. 
nehin nichts anderes zu erwarten 
war, geführt, sondern schließt die 
re Presse wie „Frankfurter 
“ und „Spiegel“ voll mit 
Die gekonnte, mit allen M 
teln der wissenschaftlichen Soziolo- 
gie, Pıychologie und Meinungsfor 
schung geführte Propagandakampag- 
ne knöpft an die pro-israelische, d.h, 
'rarabische Grundhaltung eines 
wroßen Teils der Bevölkerung an 


PANIKMACHE: MITT 
RSTARKTER A 


besetzt. Zur Rolle des Iran Auserte 
‚der stellvertretende US-Außenmini- 
ster Sisco vor dem US-Sonat im 
August 1972: 

„Abgesehen von der iraditionel- 
ten Zusammenarbeit zwischen den 
USA und Großbritannien auf In 
nationaler Ebene und der Gemei 
samkelt Ihrer Interessen in den Ge. 
bieten am Persischen Golf, pflegen 
die USA eine langlährige Freund- 
schaft zu den Hauptmächten in die- 
sem Gebiet, Ich meine den Iran und 
Saudiarabien, die an der Stabil 
und an einer kontinuierlichen Ent 
wicklung der Golfgebiete genauso 
wie wir Interessiert sind. .. Wir ha - 
ben ein starken Interesse an einem 
breiten Markt, der von kleologischen 
"Unruhen gesäubert ist. Unsere Poll- 
tik verfolgt das Ziel, durch eine in- 
tensive Zusammenarbeit mit dem 
Iran, Saudiarabien, Kuwait und den 
kleineren Staaten am Persischen 
Golf, die Ruhe und Ordnung In der 
Region aufrechtzuerhalten. ... In Be- 
zug auf lie Sicherheit haben wir 
bereits seit Jahren zur Modernisie- 
rung und Stärkung der militärlächen 
Streitkräfte in Iran und Saudiarablen 
‚große Hilfe geleistet. Damit soll den 
Regimen in diesen Ländern die 
Möglichkeit gegeben werden, selb- 
ständig in diesen Ländern und in 
den Golfgebieten im allgemeinen 
für Sicherheit und Ordnung zu sor- 
‚gen. Bei der Organisation der Kräfte, 
in den Golfgebieten und der Sicher- 
heit der Ölausfuhr in die Verbrau- 
cherstaaten erhält der Iran auf 
Grund seiner Bevölkerungszahl, 
seiner militärischen und ökonomi- 
schen und seiner geographlschen 
Lage natürlich eine eindeutige Vor- 
rangstellung.“ 

Dieses Sisco-Zitat ist letztlich 
nichts anderes als die Anwendung 
‚der Nixondoktrin auf diese Region. 
Sie formuliert die in Vietnam prak- 
lizierte, aber gescheiterte Politik, 
Asiaten gegen Asiaten kämpfen zu 
lassen. 

Für solch eine Politik muß Per- 
sien natürlich entsprechend aufge- 
rüstet werden, So sind für die näch- 
sten zwei Jahre allein für Waffen- 
käufe ausden USA knapp zwei Mrd. 
Dollar vorgeschen— und zwar hoch- 
entwickelte Waffen, die .T. nicht 
einmal die BRD von den USA er- 
hal 
ha 

Als Voraussetzung für diese Poll- 
tik wird Persien auch weit für aus- 
indische ‘Investitionen geöffnet 
und dadurch auch eine gewisse In- 
dustrie aufgebaut. Diese richtet sich, 
aber ausschließlich an den ausländi- 
schen Interessen aus und darf nicht 
mit einem Versuch verwechselt wer- 
den, eine nationale Industrie aufzu- 
bauen, wie manchmal auch in linken 
Kreisen angenommen wird. Sie ist 
einzig und allein im Zusammenhang 
mit dem Ausbau Persiens zu einem 
Wächter am Persischen Golf zu se- 
ben, 


(Ptangriffspunkte dieser reak- 
tionären Regimes sind zur Zeit - 
neben den fortschrittlichen Bewe- 
gungen im eigenen Land selbit — der 
Irak (auf Grund seiner guten Be- 
zichungen zur Sowjetunion) und 
die Befreiungsbewegungen in Oman 
und Dhofar sowie die VR Sikjemen, 
Es ist auch kein Zufall, daß R, Helms 
(ExClAChef) US-Botschafter in 
Persien ist. 

Die Maßnahmen mehrerer aral 
scher Staaten, das Öl nicht mehr wo 
unbeschränkt laufen zu lassen, wur« 
den in ausnahmslos allen Ländern 
des westlichen Imperialismus dazu 
genutzt, um eine in diesem Ausmaß 
noch nie dagewesene Hetze gegen 
die Araber zu starten, die ein Auf 
maß erreicht hat, das in der Ver 
angenheit in der Regel bei weitem 
ausgereicht hat, um einen grobange- 
legten Krieg gegen diese Länder zu 
führen 


EL ZUCHA 
JSBEUTUNG 


Ziel dieser Kampagne ist 
1. Die chauvinistische Ausrichtung 
der Bevölkerung, um, wie die Na 
faschistische Volksgemein- 
schaft” herstellen zu können, 
2. Die Bevölkerung dafür zu gewin 
nen, daß sie es billigt oder wur 
fordert, daß über die Erdölquellen 
nicht die Völker, in deren Territo- 
rum. sie liegen, verfügen, sonder 
die westlichen Industriestnaten und 
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‚Arbeiterkampf Nr. 36/Nov. 73 


“ 


* 


Polizei, Militär 
Dennoch kam 


sokennzeichnet. 
auch an diesem 


Tag Immer wieder zu Demontra- 
tlonen von Arbeitern und Studenten 
‚gegen die Junta, Den schwer be- 
waffneten Unterdrückungstruppen 


taner Widerstand geleistet, Die Zahl 
der Toten Dept wahrscheinlich viel 
höher als die von der Junta selbst 
Angegebenen etwa zehn Menichen. 
Berichte aus Griechenland laen 
eine Zahl von etwa 150-200 Toten 
wahrscheinlicher scheinen — die 


Truppen der Junta ıchoßen bei 
mehreren Gelegenheiten blind. in 
die Menge der Demonstranten. 


Nach der Verhängung des Kriegs 
rechts wurden Verhaftungen in gro- 
Sem Ausmaß vorgenommen. Das 
Athener FußballStadion wurde — 
nach chilensichem Vorbild — als 
Gefangenen-Lager benutzt. 

Die Angaben der Athener Junta 
selbst geben folgendes Bild über die 
soziale Zusammensetzung der Geg- 
ner des Regimes: von insgesamt 
866 verhafteten Menschen waren 
475 Arbeiter, 317 Studenten und 74 
Schüler („FR“, 20.11.73). Dies | 
zeigt, daß die Studenten durchaus 
nicht mehr — wie noch bei den 


Kämpfen zu Anfang dieses Jahres 
die Hauptkraft des aktiven Wider 
stands gegen die faschistische Junta 
sind. 

Nach den Studenten-Kämpfen 
von Januar bis März dieses Jahres 
und nach einer versuchten Meutere 
von Teilen der greichischen Armee, 
besonders der Flotte, sind die 
Kämpfe der Arbeiter und Studen- 
ten vom November ein weiterer 
Ausdruck des Widerstands gegen 
die faschistische Diktatur. 

Die Massenkämpfe haben zu- 
nächst das Manöver der griechk 
schen Bourgeoisie erschwert, durch 
eine scheinbare „Demokratisierung 
- d.h. durch eine „gemäßigtere”, 
weniger offensichtliche Form der 
Diktatur — innere Widersprüche in 
‚den eigenen Reihen zu überwinden, 
genenüber der ausländischen demo- 
‚kratischen „Öffentlichkeit" ein we- 
niger negatives, abstoßendes Bild 
zu bieten und der demokratischen 
Bewegung in Griechenland den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. 
Die geplante erhärmliche Farce von 
„Wahlen” — als deren Sieger von 
vornherein  Faschist Papadopulos 
feststehen sollte - wurde nach den 
‚jüngsten Demonstrationen auf unbe- 
stimmte Zeit verschoben. Verschie- 
dene bürperliche Politiker aus der 


„Ölboykotts“ können die Mo- 
nopolherren hervorragend dazu be- 
nutzen, Teile der Bevölkerung in 
den imperialistischen Ländern chau- 
vinistisch zu verhetzen. Dies ist ins- 
besondere dann der Fall, wenn es 
aufgrund der Berchränktheit arbt 
sc tatsächlich zu längerfristi- 
gen Beschränkungen der Öleinfuhr 
‚kommt, obwohl so etwas andere 
Ursachen hätte als die Verwendung 
als politische Waffe in den Händen 


nichts Wesentliches an der Lage 
dem Eascgemarkt bew. Oimarkt ia: 


3. Die Hysterie, die zur Zeit syste- 


ungen" — voran zu me 
‚chen. Als wesentliches Mittel die- 
nen hierzu entsprechende Not- 


‚Ölmonopole leicht — und das tun sie 


wie Sonntagsfahrver- | auch — dazu verwenden, um riesige 
‚bote und breite, ausführliche Schil- | zusätzliche Profite durch drastische 
derungen in der Prese, wie es wäre, | Preisteigerungen _ einzustreichen. 


Die Nazis sprachen von der Ver- 
schwörung durch das „Weltjuden- 
tum“ und den Bolschewismus bzw. 
dem Kommunismus, der zum Teil 
als Teil ‚der „jüdischen Weltver- 
schwörung" angesehen wurde. Heu- 
teist fast das gleiche der Fall. In der 
Zeit des Kalten Krieges wurde die 
Theorie vom weltweiten, aggresst- 
ven, uns bedrohenden Kommunis- 
mus einechämmert. Von Dulles wur- 
de jede, selbst nichtsozialistische 
Befreiungsbewegung, insbesondere 
‚die arabische, als vom Kommunis- 
mus inspiriert und angezettelt be- 
trachtet. 

Die eine Komponente der alten 
faschistischen Theorie liegt also 
schon vor, Der Unsinn von der „;ü- 
dischen Weltverschwörung” wird 
heute durch den gleichen Unsinn 
von der „arabischen Erpressung“ er 
setzt, Die Bilder gleichen sich frap- 
pant: anstelle der Juden die Araber. 

Es muß darauf hingewiesen wer- 
den, daß die Ölkonzerne keine prin- 
zipiellen Einwendungen gegen die 
Jetzt vorgenommenen Beschränkun 
gen der arabischen Öllieferungen ha 
ben. Sie wissen, daß solche „Boy- 
kotte“ nur halbherzig sind, wahr 
scheinlich sind sie sogar mit den Öl 
ikonzernen abgestimmt, denn der 
Nutzen für die Ölkonzerne ist riesig. 
und von dreifacher Art‘ 


1. Die arabischen Scheichs und ähn- 
liche Kreaturen brauchen zur 
‚Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft 
solche Lügen, wie die vom angebli- 
‚chen Einsatz des Erdöls als politik 
sche Waffe, 
Im übrigen wäre es vollkommen ge- 
rechtfertigt, wenn die Araber 


[ii 


für jene, die diese Aggression unter“ 
stützen. Im übrigen brauchen die 
Araber selbst Ihr Ol zum Aufbau 
einer nationalen Wirtschaft 


2. Die Tatsnche eines sogenannten 


Eine Aufschlüsselung des Benzin- 
preises z.B. ergibt, daß nicht einmal 
ein Pfennig nach Arabien geht. 


‚Anmerkungen zur 
Quellenliteratur 


Für diesen Artikel wurden im we 
sentlichen folgende Bücher, Broschl- 
ten und Zeitschriftenaufsätze be 
utzt 


(empfehlenswertes Buch) 


Bahman Nirumand: Persien — Mo- 


werden) 
Hans Henle: Der neue Nahe Osten 
suhrkamp taschenbuch 24, Frank 
1972 (ein  prosimperialistische‘ 
Buch. Der Autor ärgert sich nur im- 


so „um 
klassischen Methoden des Kofor 
lismus „zurückzufallen‘‘) 
Volker Ulrich 
Nahen Osten, Broschüre aus de 
Reihe: Study 


hung dieses Themas) 


deration iranischer Studenten) 


herausgegeben. 
Ressten 
von der Al-Fatah 


el“ u 
größte Tail der Literatur 


Der 
ARBEITERBUCH erhältlich. 


Brigitte Heinrich: DM-Imperialismus 
Voltairehandbuch 12/13, Westberlin 


‚dell eines Entwicklungslandes oder 
Die Diktatur der freien Welt, rororo 
akıuell94$, Reinbek. bei Hamburg. 
1967 (das Buch ist leider vergriffen 
und scheint nicht neu aufgelegt zu 


f. 


‚mer darüber, daß der Imperialismus 
immer wieder in die 


Imperialismus im 


ıs on Questions 
‚of Soslety and Progress, Hamburg 
1971, 30 $. (gute, knappe Darstel- 


Iran-Report, 1972, von der CISNU 
herausgegebene Broschüre von 84 
Seiten sehr gut. (CISNU = Konfö, 


IRAN — Der Schah als Wächter am 


Persischen Golf, 1972, Broschüre 


von 65 $., auch von der CISNU 
10/1970, herausgegeben 


Die Front 2/1973, Sozialistischen 


Palistinakomitee Heidelberg. ge 
mmmelte Zeitungsartikel der 
kfurter Rundschau” und di 


nommen oder unter Arrent ge 
Die Zensur über die (ohnehin fast 
150g regime-treue) Presse wurde 
noch verschärft, Angesichts des sich 
verschärfenden Widerstands genen 
den Faschlamus will die Junta nicht 
einmal die Karikatur von „demokra- 
ischen Zuständen" dulden. 

Die Aktion von Teilen der grie- 
chischen Marine im Frühjahr — der 
die Verhaftung von mehr als hun- 
dert Offizieren durch die Junta 
folgte - zeigt die Unzufriedenheit 
auch in Teilen der Armee mit dem 
herrschenden System, auch wenn 


diese weitgehend nur das Ziel ver- 
folgen, die konstitutionelle Mo- 
narchie wiederherzustellen. Schon 
im Dezember 1967, wenige Monate 
nach dem Putsch, hatten monarchi- 
stische Teile der Armee eine Meu- 
terei versucht. 

Bezeichnend ist auch, daß sich 
der letzte griechische Ministerpräsi- 
dent vor dem Putsch, der reaktio- 
näre bürgerliche Politiker Kanello- 


Ppoulor, mit den jüngsten Studen- 
ten-Kämpfen „solidarisch“ erklärt 
hat. 


Wir hatten bereits aus Anlaß der 
Marine-Meuterei in AK 30 („Mo- 
narchie contra Faschismus? ") da- 
rauf hingewiesen, welche Probleme 
sich hieraus für den demokratischen 
Widerstand inGriechenland ergeben. 


Die bürgerliche, 2.1. liberal, 2.T 
reaktionär-,‚konservative" Opposi 
tion gegen die Junta versucht, sich 
an die Spitze des Widerstandes zu 
setzen und diesen damit auf die 
Wiederherstellung der Zustände vor 
dem Putsch einzuengen. 
DasProletariat verfügt demgegen- 
über” über keine alternative politi- 
sche Plattform. Die Kommunistische 
Partei ist in zwei Fraktionen oder 
richtiger: zwei getrennte Organisa- 
tionen gespalten. Diese unterschei- 
‚den sich zwar hinsichtlich ihrer Hal- 
tung zur KP4SU (die „KPG Inland“ 
ist etwas „kritischer“ gegenüber der 


DER "LIBERALE" FASCHIST PAPADO PVLOS - SIEHT.JETZT SELBST UNTER HAUSARREST 


SU), aber kaum hinsichtlich des 
Grads ihres Revisionismus. Diese 
Parteien sind stets geneigt, das 
griechische Proletariat und seine 
potentiellen Verbündeten in Bauern- 
schaft und Intelligenz vor den Kar- 
ren dieses oder jenen bürgerlichen 
„Oppositions“-Poltikers zu span - 
nen. Ihre Politik kann man so kenn- 
zeichnen: Erst muß mal die Dikta- 
tür weg, egal wie, und alles weitere 
ergibt sich danach. 

Das entspricht nicht der Politik, 
die die russische Sozialdemokratie 
‚am Vorabend der bürgerlich-demo- 
kratischen Revolution in Rußland 
einnahm. Die russische Sozialde- 
mokratie forderte das Proletariat 
auf, an dieser bürgerlich-demokra- 
schen Revolution teilzunehmen, 
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und sich nicht etwa von ihr fern: 
zuhälten. $ie sagte aber auch, daß 
das Proletarlat die Führung h 
dieser Revolution haben muß, Und 
das heißt nicht etwa bloß — wie es 
von den Revisionisten gern zynisch 
entstellt wird — daß das Proletariat 
lediglich als stärkste Klasse der Ge- 
sellschaft und damit als „Haupt- 
kraft der Revolution“ der bürger- 
lich-demokratischen _Bourgeoisie 
die Kastanien aus dem Feuer holt; 
sondern es heißt, daß das Proletariat 
den Inhalt unddas Ausm 
der bürgerlich-demokratischen Revo- 
lution in hohem Maß beeinflußt 


„Der Ausgang der Revolution hängt 
davon ab, ob die Arbeiterklasse als 
Handlanger der Bourgeoisie, der in 
seiner Stoßkraft gegen die Selbst- 
herrschaft zwar mächtig, politisch 
aber ohnmächtig ist, oder als Füh: 
der Volksrevolution auftreten wird.“ 
(Lenin, „Zwei Taktiken ..“ Juli 
1905). Lenin stellte in diesem Zu- 
‚sammenhang als „vollständigen Sieg. 
überden Zarismus“ das Ziel der „re- 
volutionär-demokratischen Diktatur 
des Proletariats und der Bauern- 
schaft“, die „sich unvermeidlich 
auf militärische Gewalt, auf die Be- 
waffnung der Massen, auf den Auf- 
stand stützen“ müsse, „nicht aber 
auf diese oder jene, 


Die Aktionen der griechischen 
Arbeiter und Studenten in diesen 
Tagen gegen das faschistische Mili- 
ürRegime kündigten sich bereits 
an in den Kämpfen der Athener 
Studenten von Januar bis März die 
ses Jahres. 

Um diese Kämpfe zu verstehen, 
muß man kurz auf die pobtischen 
Bedingungen eingehen, unter denen 
sich das Studium an den griec 
schen Universitäten seit dem M 
tär-Putsch vom April 67 abwickelt 
Bespitzelung, Heuchelei, Unterdrük 
kung. 

‚Nach dem Putsch gingen die Mi- 
Nitärs mit verschiedenen Maßnah- 
men gegen die demokratischen Stu- 
denten und Professoren vor 

‚Einführung eines Fragebogens, 

in dem die Studenten ihre 
Unterwürfigkeit gegenüber dem Re- 
jgime dokumentieren mußten. Die 
erzwungenen Erklärungen betreffen 
auch Verwandte des Befragten und 
Drittpersonen, erzwingen Zustim- 
mung zu den „von der Geschichte 
diktierten Bedingungen“ (d:h, zur 
Diktatur der faschistischen Militärs), 
verlangen gühende Bekenntnisse 
zum „Christlichen Abendland“ und 
schließen zynischerweise mit einer 
‚Klausel, daß der Fragebogen in voll- 
ster Meinungsfreiheit ausgefüllt und 
unterschrieben wurde. 

Eine Reihe von „Notstands- 
setzen” setzie die inneruni- 


Die Universitäten wurden von 
Lehrkräften 


schen 


der Junta erhielt 
mißliebige Lehrkräfte durch einfar 
hen Erlaß abzuberufer 

Die Universitäten wurden mit 
inem ganzen Heer von Spit- 
zein und Provokateuren der Junta 
Überschwemmt, die 
sitz. gefälscht 


dieses Jahres 


sind, 
Am 15. Januar dieses Jahres be- 
ann an der Technischen Hochschu- 
le in Athen ein Streik der Ingenieur- 
Studenten, um gegen die Schaffung 
privater Universitäten (vor allem im 
Interesse von US-Konzernen) zu 
protestieren. Die Junta machte in 
dieser Frage ein Zugeständnis, ohne 
damit die Entwicklung der antifa 
schistischen _Studentenbewegung 
‚noch bremsen zu können. Die Ak- 
tionen der Studenten weiteten sich 
aus. es kam zu Demonstrationen 
gegen die faschistische Unterdrük- 
kung an den Universitäten. Die Po- 
lizei verstärkte den Terror, verhafte- 
te täglich Studenten und verschlepp- 
te sie in ihre Gefängnisse und Fol 
terkammern. 

Am 12. Februar erließ die Junta 
ein Gesetz, mit dem die Studenten- 
bewegung blockiert werden sollte. 
Jeder streikende Student verliert 
den Aufschub zur Ableistung der 
Militärpflicht und kann sofort ein. 
gezogen werden. 

Damit erreichte die Junta ihr 
Ziel jedoch nicht. Am 14. Februar 
versammelten sich mehrere tausend 
Studenten im Hof der Technischen 
Hochschule und riefen: „Nieder mit 
‚der Junta!" — Die Profemoren soll 
darisierten sich mit der Forderung 
der Studenten nach Aufhebung des 
Miitär-Gesetzes. Es gab die ersten 
Knöppel-Einsätze der Polizei 

Am 16.Februas erklärten 
die Studenten anderer Fakultd 
mit dem Kampf der Studenten der 
Technischen Hochschule solidarisch, 
Die Studenten der Juristischen Fa- 
kuldit besetzten ihr Universitätsge- 
biude und riefen Parolen wie „Grie- 
chenland der Gefangenen‘ 
und „Freiheit oder Tod!“ Am 
Nachmittag durchbrachen die Stu- 
denten die Polizel-Kinkreisung um 
ja von ihnen bemtzte Gebäude und 


h 


formierten sich zu einer Demonstra- 


tion. 
‚Am 20. Februar befand sich die 
gesamte Technische Hochschule, die 
Juristen, die Mediziner und die Gei- 
steswissenschaftliche‘ Fakultät im 
Streik, Am Abend wurden zahl- 


Am 21. Febs 
4.000 Studenten das Gebäude der 
Juristischen Fakultät, Sie forderten 
die Freilassung ihrer verhafteten 
Kommilitonen und die Aufhebung 
des Militärgesetzes. Am nächsten 
Tag räumten sie das Gebäude wie 
der — die Junta 
sichert: keine Verl 
innerhalb von 10 Tagen eine Ant 
wort der zuständigen Behörden auf 
die studentischen Forderungen. 

Am Abend desselben Tager, also 
am 22. Februar, erlebte Athen die 
erste große Demonstration seit 1967, 
Zusammen mit Arbeitern und An- 
gestellten demonstrierten die Stu- 
denten — zusammen mehr als 
10 000 Menschen - unter den Ru: 
fen. „Nieder mit der Junta!” und 
„Nieder mit dem Faschlamus! 

Die Zeitungen wurden mit einer 
generellen Nachrichtensperre über 
die „Unnuhen" gegen die Junta ber 
legt. Es gab. sehr viele Verhaftun- 
gen; viele Studenten, die bei den 
Demonstrationen aufgefallen waren, 
„werschwanden” in den Gefängnis 
sen und Folterkammern der Jun 
wniechischen 


der Polizei_niedergeknüppe 
den. 

Am 20. März gab es nochmals 
einen Aufschwung der Studenten“ 
bewegung: etwa | 500 Studenten 
besetzten emeut die Juristische 
Fakultät. Am Abend wurde das be- 
setzte Gebäude von der Polizei mit 
Außerster Am 
28, März beendeten die Studenten 


ihren Streik “ 
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mung aller besetzten Gebiete auf. 
efordert hat, Um UN-Resolutionen 
braucht Israel sich sowieso. nicht 
zu kümmern, denn; 
„Wen wundert es, daß viele Staaten 
und also auch Iırael, wenn es um 
ihre Existenz geht, sich nicht um 
Erklärungen und Aufforderungen 
einer Organisation kümmern, die 
sich als ohnmächtig und unfahlg 
erweist, anderes zu tun als die 
Großmächte.” (Rosenberg). Klar, 
Israel muß die besetzten 
behalten, und wenn es später noch 
weitere Gebiete besetzen will, wird 
‚Rosenberg wohl auch dafür sein 
vollstes Verständnis ausdrücken. 

Diese Haltung hat in der deut- 
schen Sozialdemokratie „beste” 
Tradition. 1914 sang sie das chau- 
vinistische Lied „Von der Maas bis 
an die Memel” mit und stimmte 
den Krediten für den imperialistk- 
schen Krieg zu. Warum sollte sie 
heute nicht auch das Lied des 
Zionismus mitsingen, „Vom Nil bis 
zum Euphrat'”? ! 

Daß es tatsächlich um die „Exk- 
stenz” Israels geht, ist sowieso klar. 


Rosenbergs Kommentar zu diesem Bild: „Es geht um die Existenz ihres. 
Landes: Israels Soldaten kämpfen gegen eine Übermacht von Feinden. 


kus verteidigt werden — demnächst 
am besten gleich an der Straße von 
Gibraltar und an.den Küsten des 
Schwarzen Meeres? 

Schr ausgewogen sind die „mora- 
ischen” Begriffe Rosenbergs: Auf 
der einen Seite steht der „kleine 
Staat Israel”, auf der anderen Seite 
„die gewaltige Übermacht” 
zweieinhalb Millionen Menschen, 
dort haßerfüllte und konzessions- 
lose Feinde.” Die Welt teilt sich in 
in „Menschen” und in „Feinde” 
Die „mehrere Hunderttausend Ar 

ber”in Israel schlägt Rosenberg den 
„Menschen” zu, die sich gegen die 
haßerfülte Phalanx” der arabi- 
schen Staaten zu verteidigen 
haben. Zynischer geht es kaum, 
denn die Araber in Israel sind poli- 
tisch unterdrückt, werden bei der 
Arbeit schlechter bezahlt als die 
Israelis usw, Sie sind bestimmt kei 
Anhänger des zionistischen 
es! 

Weiter tut Rosenberg so, als wüß- 
te er nicht genau, wie der zionisti 
sche Staat entstand: „...sich end 
lich einen Staat als Zuflucht und 
und Heimat der Verfolgten geschaf- 
fen hat. 

Geschaffen, wie denn? Durch 
die Vertreibung eines anderen Vol- 
kes, der Palästinenser. Sollen die 
‚doch schen, wo sie abbleiben und 
was aus Ihnen wird!. 

Daß die künstliche Schaffung 
des zionistischen Staates im arabi- 
schen Raum, unter Vertreibung von 
mehr als einer Million Menschen, 
‚einen ständigen Konfliktstoff in die“ 
sor Region (und damit auch immer 
neue „Kriegsgründe” für den Zionis- 
schaffen würde, konnte doch 
wohl keinen Einsichtigen überra 
schen, Viemehr muß man fragen, 
ob es nicht gerade das Ist, was die 
Imperialisten erreichen wollten. 

Rosenberg jedoch stellt die Din- 
se auf den Kopf: „Wer /arael den 
Vorwurf des Imperiallimus und der 
Aggression macht, muß entweder 
die Iaraelis für Selbstmörder halten 
‚oder verrückt sein. Alles andere als 
Asgression kann Iırael am Leben 
erhalten. Selbrverteidigung ist ke 
ne Aggreision.” 


Rosenberg wiederholt damit eine 


alte imperialistische Weisheit". 
„Selbstverteidigung”” Ist selbstver 
ständlich keine Aggression. Oder, 
richtiger, umgekehrt; imperialisti- 
sche Aggression ist immer „Selbst- 
verteidigung”. Schon als Hitler 
Polen überfallen ließ, war di 
Selbstverteidigung, es wurde „zu- 
rückgeschossen”. © Als Hitler die 
Sowjetunion überfallen ließ, kam 
er damit nur „einem drohenden 
Angriff zuvor" ”- wie Israel 1967. 


Die Inbesitznahme Palistinas 
unterscheidet sich von anderen ko- 
lonialistischen Aggressionen nur d 
durch, daß die Zionisten die frühe- 
ren Bewohner des Landes gleich 
vertrieben. War der Kampf 
der Franzosen gegen die algerische 
Befreiungsbewegung auch „Selbst- 
werteidigung”? Ist der Kolonial- 
krieg der. Potugiesen in Südafrika 
die rassistische Unterdrückung durch 
Regimes in Rhodesien und 
Südafrika _„Selbstverteidigung” ? 
Nach der zynischen Logik von Lud- 
wig Rosenberg schon! Die Kolo- 
nialisten haben alle Rechte, und 
wenn sich die Unterdrückten (bzw. 
Vertriebenen) dagegen 

‚dann sind sie „Angreifer 


nichtet werden müssen... 


Und jetzt das ganze noch 
mal von „links“. 


In „druck und papier” (Zentral 
‚organ der IG Druck und Papier) vom 
12, November findet sich ein Artikel 
zum selben Thema von Theodor Berg- 
mann. Er versucht den Eindruck zu 
erwecken, das Thema sachlicher und 
sogar mit einem gewissen „sozialisti- 
schen” Verständnis zu behandeln 
Der Nahost-Krieg habe „eine zwie- 
spältige Wirkung auch auf der lin- 
ken gehabt” — und dagegen muß 
man doch etwas tun! 

Bergmann beginnt (natürlich!) 
mit der schon zum Erbrechen be- 
kannten Gegenüberstellung: Israel 
ist ein „sehr kleines ‚land mit etwa 
drei mio. menschen“ (immerhin 
rund eine halbe Million mehr als 
im Rosenberg-Artikel!), „dem ein 
großes bündnis feindlicher nachbarn 
gegenübersteht.” Trotzdem hat Is 
rael alle Kriege gewonnen, und 
zwar wegen seiner „ruhlgen ent- 
schlossenheit zur gegenwehr“,. Berg- 
mann zitiert in diesem Zusammen- 
hang den „linken" Professor 
Goliwitzer, der in einem Buch die 
Israelis ausgerechnet — mit dem 
Vietkong“ verglichen hat, obwohl 
doch ein Vergleich mit der „ruhigen 
Entschlossenheit” der weißen Sied- 
ler in Rhodesien oder den portu- 
giesischen Kolonien wohl näher lie- 
‚gen würde, 

Von seinen bisher vier Kriegen 
habe Israel nur einen (den von 
1956) begonnen, „die drei anderen 
wurden von seinen Nachbarn ange 
fangen”, Das ist, vor allem was Ir 


raels „Blitzkrieg” von 1967 betrifft, 
weit mehr, als selbst israelische Poli- 
tiker 


heute noch zu behaupten 


fie zum ausharren entschlossenen 
raelı waren von ihren militärischen 
erfolgen überrascht." (Wieso eigent 
lich, bei soviel „ruhiger entschlos 
senheit'"? ) „Ihnen einen langfristt 
‚gen plan der eroberung großer fi 
hen zu unterstellen, heißt, ge 
schichtabläufe total mißzuverste 


hen. Es heißt auch, zu vergeen, 


daß drei millionen kein größeres ge- 
Diet brauchen.” 

Sehr einleuchtend. Deshalb «- 
klärte der erste israelische Präsident 
Ben Gurion auch schon 1949: 


„Obwohl der Traum der Grün- 
dung eines jüdischen Staates in Er- 
füllung gegangen ist, befinden wir 
uns noch im Anfangsstadium. Die 
Zahl der in Israel lebenden Juden 
beträgt nur 900.000, dagegen leben 
die meisten Juden im Ausland. Un- 
sere nächste Aufgabe wird nicht 
leichter zu erfülen sein, als die 
Schaffung des füdischen Staates, 
‚Sie lautet! Aufnahme aller Juden in 
Israel.” (Das sind wohl rund 26 
Millionen). 


Eben in diesem Sinn sagte Ben 
Gurion 1952 in der Einleitung des 
„Jahrbuchs der israelischen Ro 
Bierung”, „daß dieser Staat sich nur 
über einen Teil (!) des Landes Isra- 
el erstreckt”, 80 vertritt der Zionis- 
mus als längerfristiges Ziel ein Isracl 
„in den historischen Grenzen” (zur 
Zeit Davids und Salomons), „vom 
Nil bis zum Euphrat 

Bergmann hat davon wohl noch 
nie gehört? Auch nicht davon, daß 
alle zionistischen Parteien erklä 
termaßen für die Einverleibung von 
seit 1967 besetzten arabischen Ge- 
bieten sind, „mindestens” des 
ürabischen Teils von Jerusalem, 
des GazaStreifens, der syrischen 
Golan#öhen.? Bergmann schreibt 
„Die gruppen auf der rechten, die 
militant ein größeres Israel fordern, 
sind zwar nicht zu übersehen 
(nicht einmal von Leuten, die ge- 
genüber dem Zionismus auf beiden 
Augen blind sind), „finden aber 
trotz ihrer lautstärke kaum stärke- 
ren widerhall.” 

Nun ja, immerhin haben diese 
rechtsradikalen „Gruppen”, die über 
die von allen zionistischen Par- 
teien offen geteilten „Mindestforde- 
ungen” (s.0.) noch hinausgehen, 
fast ein Drittel der Sitze im israeli- 


HBV Hamburg: 


Solidarität mit 
dem chilenischen 
NISENT 


u einer beachtlichen gewerk- 
schafts-offiiellen Solidaritäts- 
Veranstaltung mit dem 

'kämpfenden chilenischen Volk kam 

es im Bereich der Hamburger Ge 

werkschaft HBV (Handel, Banken 
und Versicherungen). Durch ein ge 
werkschaftliches Flugblatt (siehe 

Abdruck), nicht-reformistischen In 

halts, wurde vom Betriebsgruppen- 

vorstand der HBV-Betriebsgruppe 

Iduna (das ist ein großer Versiche 

rungsbeirieb in Hamburg) zu einer 

Diskussions- und Solidaritäts-Veran- 

staltung aufgerufen. Über SO Kolle 

‚gen, hauptsächlich von Iduna, aber 

auch anderen Betrieben von Han- 

del, Banken und Versicherungen, 

‚kamen und diskutierten zweieinhalb 

Stunden lang. 

Im Anschluß an ein Einleitungs- 
Referat eines Iduna-Kollegen, das 
‚die letzten Ereignisse in Chile wie- 
dergab, wurde ausführlich u.a. die 
reformistisch-revisionistische Strate- 
ge und Taktik der chilenischen 
Volksfront-Regierung unter Allende 
kritisiert, was auf einer gewerk- 
schafts-offiziellen Veranstaltung in 
dieser Form bisher kaum möglich 
war 

Gleichzeitig wurde der reformis- 
tische Charakter eines Großteils der 
bisherigen Arbeit der Iduna-Bi 
triebsgruppe besprochen mit dem 
Ziel einer Änderung. Auf die 
fahreines ständigen Zurückweichens. 

vor allem poltisch-ideoloplsch 
vor den Angriffen der Geschäftslei- 
tung im Betrieb und dor HDV-Füh, 
rer in der Gewerkschaft wurde viel 
fach hingewiesen, Dagegen wollte 
man zukünftig bestimmte Angriffe 

‚der HBV-Führer entschiedener zu 

föckschlagen, Genannt wurde immer 
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kämpft dieser,kleine St 
eine gewältige Ubermacht vo 
Menschen und Material, Zum 


verfolgt, gequält, gemartert und 
ermordet — sich endlich ein. 
eigenen Staat als Zuflucht und 


fen hat. Dies 

lionen Menschen, von denen 
mehrere Hunderttausend Arabeı 
sind, stehen einer haßerfüllte 


und” konzessionslosch Phalanxf 
von Feinden gegenüber, die ı 
[all den Jahren der Existenz de 
Staates Israel nur 'ein einzig 


Ziel kannten: diesen kleine 
Staat zu vernichten. Das furcht. 
bare Wort: „Wir werden die Ju 
den ins Meer jagen”, das vor 
verantwortlichen Politikera der] 
[Araber verkündet wurde, ist bis] 
zum heutigen Tage niemals zu- 
rückgenommen worden. Es gilt in] 
Wahrheit auch heute noch, auch] 
wenn mit vielen Worten und Re- 
Iden von den arabischen Führen 
Idavon gesprochen wird, uuß en] 
jvorerst darum gehe, die von 1s- 
rael besetzten Gebiete zu befrei- 
jen. Es bleibt dabei; Es geht um] 
Israels Existenz. 


schen Parlament, der Knesetz. 


Ein-anderes Märchen: „Von ras- 
siemus kann in Israel keine Rede 
sein.” (Bergmann) Wer hat ihm das 
erzählt? Sein „Argument” für diese 
Behauptung ist: „Die zionisten wolk- 
ten und beirieben keine weiße kolo- 
nisation, also europäisches grundei- 
‚gentum, ausbeutung farbiger arbei- 
ter." Auf seine Art hat Bergmann da- 
mit sogar recht: die Zionisten wollten 


Soumanırar 
nr 
One 


Seit nunmehr muei Monaten herrncht 


ildarsieren 
‚Die Snwurkncnafuun bahn. zon 
EENEEREER in yopen alle Furman-holanlaier' intarärtenmg. 
(Grmösetaprogrem das DaB, Prännbei, Dinseldort IM) 

sch der DOn,erhlärten uahlteiche demohretinche und sontale 
hie Organinätionen Ihre Solldariiat. 


die Araber zunächst nicht ausbeus 
ten, sie haben sie einfach'aus dem 
Land gejagt. Höchst „hümän”, und 
‚gar nicht rassistisch! Übrigens palt 
‚dieses Prinzip ja auch nur für die 
Anfänge der zionistischen Kolan 
sierung, als es nämlich darum gl 
zuerst einmal eine „jidische Mehr- 
heit” in Palästina zu schaffen und 

#0 das Land in Besitz zu nehmen. 
Heute sind in der israelischen Wirt « 
schaft zehntausende von Arabern 
beschäftigt. (vgl. zum Thema Ras- 
sismus und Lage der Araber in Isra- 

ei z.B. „Was ist Zionismus" in 

AK 30 und die Rede von Rami 
Livne in AK 35). 

Bergmann schlägt schließlich fol- 
gende „Grundzüge einer friedlichen 
lösung” vor: 2 

Zuerst und vor allem „muß die 

selbstständige nationale existenz Ir- 
rüels geschützt werden". „..die ara- 
bischen regierungen und völkgr müs- 
sen Israel anerkennen.” Danäch 
„entfällt allmählich (ft) der grund 
für besetzungen, die aufzugeben 
sind.” Für die Palästinenser (ein 
‚flüchtlingsproblem”, beileibe kein 
nationales Problem!) hält 
Bergmann die zweifelhafte Pille 
„integration bereit. Die Palästinen - 
ser sollen sich endlich „integtieren” 
- ein paar in Syrien, ein paar im 
Libanon; ein paar in Jordanien, ein 
paar sogar in Israel etc. — und ge- 
fälligst aufhören, ein eigenes Völk, 
eben Palästinenser, zu sein! 

Am Anfang seines Artikels hatte 
Bergmann gefragt: „Wie kann ein 
sozialist und gewerkschaftler seine 
positionen heute formulieren?” * 
So bestimmt nicht! = 


Chemie-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg und 
AK-Redaktion 


Kırmwoch, 
10.11.1973, 
7.00 Im 


ch uneingeschränkt yar keiner 
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Mannesmann Duisbur: 


»Wir bitten nicht um Gnade, wir 


verlangen unser Recht 


7.000 Arbeiter, Schüler und $tuden 
ton beteiligten sich am 10. Novem. 
sold 


Arbeiter in Duisburg, Ur 
zahlreiche Del 

Niegenden Stahl- 
ben, Allein die Dortmunder H. 
‚Arbeiter kamen mit acht Bussen 
angereist. 


ntätsbewegung ein: Geklsammlun- 
in Beirieben, Solidaritätsadres- 

sen aus zahlreichen Betrieben, aus 

Gremien der Gewerkschaften, aus 

der Duisburger Bevölkerung ua. 

terstützten die Forderung der Man 

nesmann-Belegschäft 

Keiner darf entlassen werde 

Drei Tage nach dem Streik traten die 

Arbeiter der Verkehrsbetriebe in 


ToPpT 


oTER WILLKÜR 
SENT MIT DEN, 
INESMANN-KOLLEGEN 


7.000 demonstrieren ihre Solidarität mit den entlassanen Kollegen _ 


dem Streik vom 3.000 Ar- 
[beitern Ende Okt. (vg). ARBEI- 
ERKAMPF 35) — dem sechsten 
Streik in den Duisburger Hütten- 
werken in diesem Jahr - um die Wei- 
terzahlung von monatlich DM 70,- 
als „stahltypische Zulage", hatte die 
Werksleitung mit massven Drohun- 
von die Arbeiter zur Wiederaufnah- 
me der Arbeit aufgefordert. Der 
Streik brach zusammen, als 121 Ar- 
beiter fristlosgekündigt wurden. 
Doch es setzte eine große Solldn- 


einen kurzen Solidaritätsstreik und 
forderten die Wiedereinstellung der 
Entlassenen. 

Der Werksvorstand „reduziert” 
‚die Zahl der Kündigungen auf 114 


Die Vertrauensleutevollversamm- 
tung der Hüttenwerke fordert am 
sau 


keiner darf entlassen werden! 
Entlassung von Arbeitsdirck- 
tor Henne durch die IG Me- 
alıt 

(Henne ist der wgenannte Ar- 


beitnehmervertreter nach der Non- 
tan-Mitbestinmung. _Bedenkenlos 
unterschrieb er alle 121 Kündigun- 
gen) 

Einen Tag spi 


er machte der 
Werksvorstand unter dem Druck der 
Solidaritätsbewegung einen takti- 
schen Rückzieher: die Zahl der Kün- 
digungen wurde auf 22 gekürzt 
Ganz offensichtlich sollten hiermit 
den Solidaritätsaktionen und einer 
vier Tage später geplanten Protest- 
demonstration der Wind aus den 
Segeln genommen. werden. Doch 
noch einen Tag später forderten. 
4.000 Mannesmann-Arbeiter auf 
stürmischen Betriebsversammlungen. 
die Wiedereinstellung aller entlasse- 
nen Kollegen. 

Höhepunkt der Solidaritätsbewe- 
gung war die Duisburger Domonstra 
tion vom 10, November, Einer der 
Entlassenen fordert 
„Wir bitten nicht um Gnade, wir 
Verlangen unser Recht." 
lerweile hat sich die IG Me- 
I in die Auseinandersötzungen 
eingeschaltet, indem sie Rechtshilfe 
für ale Entlassenen angeboten hat 
Dabei geht es den Gewerkschafts- 
führern aber wohl wieder einmal 
mehr darum, den bei den Mitglie- 
dern verlorenen Kredit wieder zu er- 
kaufen, als ganz entschieden diese 
politischen Entlassungen zu. be- 
kämpfen. 

„Angesichts der eingelelteten Ta- 
rifierhandiungen in der nordrhein- 
westfälischen Stahlindusrie bestand. 

wie der IGM-Vorstand erklärt — 
‚kein Anlaß für die Arbeitiniederle- 
‚gung. Die undifferenzierte fristlose 
Kündigung so vieler Beichäftigter ist 
edoch in keinem Fall geeignet, einen. 
betrieblichen Konflikt zu lösen.” 
(„Metall" 23) 

Die Gewerkschaftsführer distan- 
zieren sich von den Forderungen 
der Arbeiter, sie halten allein die 
Maßnahmen der ten für 
nicht "angemessen"... Sie. wollen 
dürch ihr Eingreilen die Spitze der 
Solidaritätsbewegung übernehmen, 
um so Schlimmeres für die Kapitali- 
sten zu verhüten und gleichzeitig. 
wieder Fuß in der Belegschaft zu 
fassen, 

Gegen diese sozialdemokratische 
Vorwässerung der Auseinanderset- 
zung muß ganz entschieden die po- 
litische Aufklärung von Seiten der 
Kommuristen und fortschrittlichen. 
‚Arbeiter eintreten und die wahren 
Absichten der Kapitalisten enthül 


len: | 
Auf einer Pressekonferenz am 
6.11. versuchte der Mannesmann- 


wieder der demokratie-feindli 
„Extremisten-Erlaß" der Gewerke 
Schaftsführer, nach dem Kommu- 
nisten und fortschrittliche Kolle- 
gen chne Verfahren aus der Ge- 
werkschaft fliegen können, wenn cs 


den Gewerkschaftsführern so ge 
fällt. Allgemein wurde die Notwer, 
digkeit. erkannt, noch intensiver al 
bisher gegen den Abbau und für die 
Entwicklung _ einer. innergewerk- 
schaftlichen Demokratie, für mehr 
Nitsprache- und Entscheidungs 
Rechte der Mitglieder zu kämpfen. 
„Die Gewerkschaften müssen zur 
Kampforganisation der Arbeiterund 
Angestellten gemacht werden”, war 
eine allgemein anerkannte Kampf- 
aufgabe für die Arbeit der Betriebt- 
gruppen in der HBV. 

Im Anschlußder Diskussion wur- 
de für den Kampf der chilenischen 
Arbeiter, Bauern und Studenten 
wenen den chilenischen Faschlamus 
unter den Kollegen gesammelt 


se Sammlung sol in bestimmten Be. 
neben weitergeführt werden. Bei 
Iduna allein sind schon DM 200,- 


in Zukunft bei wichtigen. polit 
schen und gewerkshaftlichen Au 
lüssen weiterhin solche Veranstal 
tungen zu organisieren. Genannt 
wurden beispielhaft der „Lxtre 
misten-rlaß" der Gewerkschaft» 
führer, sowie die Vorbereitung eit 
irfrunden ” 


HMV-Komlıes, KB-Gruppe-Hamburg 


Tal. 0811/3061771 
Mo. 1800-2100 Uhr 
Do. 1800-2100 Uhr 


Verwässerung der Auseinanderset 
zung muß ganz entschieden die po- 
tische Aufklärung von Seiten der 
Kommunisten und fortschrittlichen 
Arbeiter eintreten und die wahren 
Absichten der Kaphalisten enthül 
Ien: 

Auf einer Pressckonferenz am 
6.11. versuchte der Mannesmann 


Göttingen: 
‚KAG im Buchladen „Rote Straße” 
3 Göttingen 

Rote Straße 10 

Di. 17. 19Uhr 

Linsek: 

W. Blankschein. 

24 Lübeck 

Postlagerkarte 082332 A 
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Vorstand nocheinmaldieEntlassun- | schlomen, eine entscheidende 
gen zu rechtfertigen. Schwächung der kampfbewußten 


1. Nur durch diese Kündigungen 
könne im Interesse der Gesamtbe- 
legschaft für die Zukunft sicherge- 
stellt werden, daß der Betrieb vor 
weiteren derarügen Störungen be- 
währt werde und die Arbeitsplätze 
‚dauerhaft gesichert werden. 


Mannesmann-Arbeiter durchzuset- 
zen, um die Ruhe im Betrieb „für 
die Zukunft sicherzustellen”, Dabei 
ist es das Ziel, die im Laufe dieses 
Jahres in den Auselnandersetzungen 
und Streiks gewonnenen Erfahrun- 
gen der Arbeiter und deren ansatz- 


'An alle Betriebsräte und 
Vertrauensleutekörper in der 
Stahl- und Metallindustrie 

in der BRD 


„Solldarisiert Euch mit uns zur Verhinderung 
der Entlassung von 114 Kollegen aus unseren 
Betrieben und den damit verbundenen Angriffen 
auf unsere gewerkschaftlichen Rechte. 


Handelt mit uns gemeinsam. Die Schärfe und 
Härte des Vorgehens der Unternehmer beweist, 
was heute bei uns gemacht wird, kann morgen 
bei Euch Wirklichkeit sein.“ 


'ertrauensleute-Vollkonferenz 
|Mannesmann Huckingen am 5. November 1973) 


2. Von den jetzt Gekündigten 
(22) seien zehn Belegschaftsmitgli 
der bereits zuvor an rechtswidrigen. 
Arbeitsniederlegungen beteiligt ge- 
wesen und deshalb entsprechend 
verwarnt worden. 

3. Die übrigen gekündigten Be- 
legschaftsmitglieder hätten sich hart. 
näckig geweigert, den 

beenden, Zum Teil 


beitsniederlegung anzuschließen. 
Net” vom 7.11.73), 

Zur Zuricknahme der übr 
Kündigungen wurde 
teilt; daß man si 
Betroffenen aus menschli 
den entschlossen habe, Rechilich 
seien alle 114 Kündigungen durch- 
setzbar gewesen.” (‚Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung" 7.11.73). 


Der Werksvorstand scheint ent- 


weise vor allem von Kommunisten 
geförderte politische Ausrichtung 
auf den Klassenkampf langfristig zu 
zerschlagen, So richten sich die Bi 
Iassungen ja auch gegen den 
Kern” (so der Werksvorstand] 
(Wir werden uns im nächsten 
ARBEITERKAMPF mitden po li- 
tischen Entlassunge 
auseinandersetzen, die die Kapital 
sten in fast allen größeren Streiks 
dieses Jahres benutzen, eine erstar- 


‚kende und politisch bewußter wer- 


dende Entwicklung in der Arbeiter- 
klasse im Ansatz systematisch 
zu zerschlagen. Besonders werden 
wir hier auf die Entwicklung b 
Mannesmanı 
‚che Auseinandersetzung 
weit entwickelt st), 
Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg. 


Zum jüngsten Streik der Saarbergleute 
ein Leserbrief — 


Zum jüngsten Streik der Saarbergleute 
- ein Leserbrief — 


Liebe Genossen, 
it Interesse habe ich den Arbei- 
ferkampf 35 gelesen. Besonders der 
rtikel „Saarbergleute mußten auf 
jeben”, denn ıch bin selbst Saarlän- 
jer und arbeite seit einigen Jahren 
In Frankturt. Aulerdings seit ihr in 
jem Artikel einer Falschmeldung 
wahrscheinlich der „Arankfurter 
Rundschau aufgesessen. Ihr 
‚chreibt, „der Hauer Bernhard Mot 
‚chenbach, ein Mitglied der DKP..." 
Damit habt ihr die DKP besser 
Iremacht als sie ist. Da lag die Bild 
zeitung der Wahrheit schon näher 
Is sie. Motschenbac 
ion KP-Funktionär 
In Wirklichkeit ist Motschenbach, 
führender Funktionär des „KABD” 
Kommunistischer Arbeiterbund 
Deutschlands”). Der „KABD" (das 
.D" ist wohl übertrieben) hat in 
ien Saarbergwerken 2 Betriebsgrup- 
pen und gibt die Zeitung „der Ho- 
1" heraus. Motschenbach war fl 
her auch in der KPD ein bekannter 
unktionär. Er ist heute noch im 
jemeinderat von Kirksl (2 ).: Die 
DKP hat gegen Motschenbach wäh. 
fend des Streiks gehetat. Er si 
linksradikal, weil er im Landiag 
in Frühstücksbrot verzehrte und 
ie Minister aufforderte, eine Deie 
zu schicken statt umgekehrt 
reik keinen 
habe ich 


Differenzen zum 
‚KABD! ich, sollte, man 
Jichon ünerkennen, daß er im 
Istreik ale entschextene Kraft war 
ich habe die Organe der anderen 
iruppen gelesen (KFD, KDW) und 
hlto versuchen, den Eindruck zu er 
Scheu, se wüten was da gel 


ist, Da sollte doch der Arbeiter- 
kampf wenigstens ehrlich sein und} 
eventuell eine Richtigstellung 

gen, 

Mit solidarischem Gruß“ 

FS., Frankfurt 


Antwort der Reduktion 


Lieber Genosse F 
vielen Dank für Deinen Brief un 
die darin gemachten Richtigstellun 
gen. Es lag bei unserer Berichter 


der Saarbeigleute keinesweps 
unserer Absicht, Einflub, Politik 
und Initiativen des „KABD" zul 
verschweigen oder gar die DKP 
mit. „fremden Federh” zu schmük- 
ken. Leider aber sind wir — alles in] 
allem — noch eine kleine Organisa-| 
tion, deren direkter Einblick. auf] 
wenige Resionen/Städte der BRD} 
beschränkt. ist. Dennoch arbeiten] 
wir. politisch-theoretisch. selbstver- 
ständlich auch an Problemen, die) 
ich Kollegen 


Beschrän. 
ind wir bei der aktuellen] 
Berichterstattung deswegen häufig] 
auf die Auswertung bürgerlicher 
Berichterstattung und eigener Re- 
cherchen anpewiew 
dieser Fall zeigt 
fahr des Unzulänglichen in sich ber 
gen. Aus diesem Grunde sind wir 
auch jedem Kollegen und Genossen 
ankbar, der 
pondierenden Mitarbeit am ARl 
ERKAMDF bereit orklärt. Wir wür. 
en uns auch über waltere Informa 
anen von Dir freuen 
Mit solidarischem Gruß 
AK-Rodaktion 


| 
| 
| 


| 
| 


‚Arbeiterkampf Nr. 36/Nov. 73 


Es ist schon fast „Tradition“, daß 
die Rheinstahl-Hanomag AG in Han- 
nover nahezu jedes Jahr mit Massen- 
entlasungen aufwartet 

$0 sind auch jetzt wieder zum 
Jahresende Entlassungen von min- 
destens 1,000 Arbeitern und Ange- 
stellten angekündigt worden, dus 
sind etwa 30% der Belegschaft von 
zur Zeit 3,500. 

Allein im Laufe des letzten Jah- 
res sind 1.500 Arbeiter und Ange- 
stellte entlamen worden. Alı diese 
Entscheidung im Juni 1972 bekannt 
wurde, demonstrierten damals 4.000. 
Arbeiter mit zahlreichen roten Fah- 
nen gegen die Willkür der Konzern- 
bosse, 

In diesem Jahr hat es bisher kei 
ine Aktionen der Belegschaft gee- 
ben. 

eit 1969 wird bei Rheinstahl 
‚der Plan zur „Neuordnung 
\des Konzerns“ " konsequent 
Kapitalisten durchgeführt. 
Plan sieht, wie es offiziell 
heißt, ein „Gesundschrumpfen“ des. 
Betriebes in Hannover vor. Off 
ler Grund dieses „Gesundschrump- 
fens“:; der Bereich der Baumaschr 
nen-Produktion sollte konzentriert 
und intensiv herausgebildet werd 
Während andere „belastende” Pro 
duktionsbereiche abgebaut wenden. 
1969; Verkauf der LKW-Produktion 
außer in Hannover auch in Hamburg 
Bremen und Kassel an Daimler-Benz. 


1970: Die Schlepper-Produktion 
wird eingestellt 

1972: Die Motorenfer! 
eingestellt, „nebenbei 
die Gießerei und einige. kleinere 
‚Nebenbetriebe stillgelegt. 

1973: Die Baumaschinenproduk- 
tion, der einzige Produktionszweig, 
wird reduziert, 

In derselben Zeit entwickelten 
sich Belegschaftsstärke und offiziel- 
ler Umsatz folgendermaßen; 

Belegschaft 
10.000 


Umsatz 
500 Mill 


msatz 


1969 


1969 . 500 Mill 

1970 7.682 

1971 5.170 364 Mill 

1972 5.000 

1973 3.500 ca. 307 Mill 

1974 2.500 ? 
Während die Belegschaft seit 

1969 um 65% abgebaut wurde, 


sank der Umsatz im selben Zeitraum 
nur um etwa 40%, das bedeutet im 
Verhältnis zur Beschäftigtenzahl 


(Umsatz je Beschäftigten) eine Um 
satz-Steigerung von mehr als 70% 
Das ist das Ergebnis der Taktik, mit 
der der Rheinstahl-Konzern seit 1969 
mit dem Plan zur „Neuordnung” 
oder „Gesundschrumpfung” die 
Stillegung des Betriebes in Hanno: 
ver durchführt! 


© Unrentable Betriebsteile wer- 
den total stillgelegt, die Ar 
beiter fliegen. 

© Produktionsteile werden für 
viel Geld an die stärkere Kon: 
kurrenz verkauft (LKW an 
Daimler) - ein großer Teil 
der Arbeiter wird entlasse 

© Die noch rentablen Produk: 


tionszweige werden voll a 
geschöpft und per Rational 
sierungen langsam abgebaut 
oder in schlechten Profitzer 
ten reduziert 


Wieder werden 
die Arbeiter entlassen 


1973: Protestversammlung eines SPD-Ortsvereins 


Erneute Massen- Entlassungen hei Rheinstahl- Hanomay 


SPd sichert Konzernpolitik gegenüber Arbeitern ab 


So erreicht der Konzern einer 
seits die Stillegung des Betriebes, 
andererseits wird nach wie vor Pro- 
fit gemacht. 

Zudem werden mit dieser Taktik 
die Arbeiter getäuscht 


Warum Stillegung ? 


Die Stillegung des Rheinstahl-Ha- 
inomag-Werkes ist für die Kapi 
listen spätestens seit 1969 beschlos- 
sene Sache. Der Grund hierfür ist 
die stärkere Konzentration auf an- 
dere Produktionszweige. Die Still- 
legung wird massiv beschleunigt 
durch die schon seit langem ge- 
plante und in diesem Jahr durchge- 
führte Fusion von Rheinstahl und 
Thyssen (vergl. ARBEITERKAMPF 
30/Juli 73). Dieser Superkonzern, 
der zweitgrößte der BRD, konzen- 
triert vorrangig Stahlerzeugung und 
Stahlverarbeitung, hier besonders die 
Rüstung, die schon seit langem den 
profit-intensivsten Teil der Rhein- 
stahl-Produktion ausmacht. In den 
Plänen dieses Superkonzerns ist das 
Schicksal von mehreren tausend 
RheinstahlHanomag-Arbeitern schon 
längst beschlossene Sache und mitt- 
ierweile gibt es hierfür auch die 
n offenen Anzeichen 
Die für den langfristigen Be- 
stand des Betriebes wichtige 
Planungsabteilung wurde dra 
stisch reduziert. 
® Die für einen kapitalistischen 
Betrieb unentbehrliche be 
triebswirtschaftliche Abtei 
hung wurde fast völlig aufge 
löst, (NachyHannoversche Pres- 
svom 20.10.73). 

Doch bis zum letzten Augen- 
blick wird noch Profit aus den 
Arbeitern gequetscht: Noch im Mai 
bezeichnete der Vorstand die Lage 
als ausgezeichnet, im Frühjahr wur- 
den sogar noch in größerem Umfang 
Neueinstellungen vorgenommen, da 
‚der Auftragsbestand mit „höher als. 
normal” angegeben war. 


Pr 
der Auftragsbestand mit 
normal” angegeben war. 

Offiziell begründen die Kapi - 
talisten die Entlassungen mit den 
Stabilitätsmaßnahmen der Bundes- 
regierung und der schlechten kon- 
junkturellen Lage im Baugewerbe 
Diese Maßnahme sei zur „ 
tung dor Wettbewerbsfähigkei 
wendig gewesen, 

Tatsächlich werden die geringeren 
‚iterwartungen der Unternehmer 


benutzt, um die geplante Stillegung 
wieder einen Schritt weiter zu füh- 
ren. 

Dabei erweisen sich die Verspre- 
chungen der Kapltalisten als wert 
los: Dei den Massenentlassungen 
1972 erklärten sie: Stillogung int 
auf keinen Fall geplant und 3.000 
Beschäftigte sind die absolute Un- 
tergrenze der Rentabilität 

Ab Januar 1974 arbeiten im Werk 
nur noch 2.500 Arbeiter und Ange 
stellte, 


Sozialdemokraten bremsen 


Konnten die Soziaklemokraten im 


Betriebsrat, der IGM-Verwaltungs 
stelle und in den „lnken” Orts 
vereinen Hannovers im leisten 
Jahr die Demonstrationen mit roten 
Fahnen auch nicht verhindern, 0 


gelang os ihnen doch im weiteren, 
die Aktionen zu bremsen. 

Neben „Solidaritätserklärungen” 
verlegten sie das Gewicht vor allem 
in die Hände der SPD-Führungs- 
kräfte in der Stadt- und Landesre- 


izige Oberbürgermeister Han- 
'hmalstieg. sagte damals 
zu und 


„alle erdenkliche Hilf 
polierte sein. arbeitnchmerfreund. 
liches Image noch kräftig auf, indem 
er „freiwillig” in Hannovers VW- 
Werk einen Tag am Band arbeitete, 
Die Lokalpresse tat das ihre, diesen 


‚Juso-Freizeitarbeiter durch Berichte 
und Bilder den Arbeitern nahezu. 
bringen. 

Dieselben Leute entwickeln na- 
türlich auch jetzt wieder Aktivi 
täten: SPD-Wirtschaftsminister in 
Niedersachsen, Greulich, zeigte sich 
böse, daß er nicht rechtzeitig. in- 
formiert wurde und versprach Hil- 
fe: er werde dahingehend auf den 
Rheinstahl-Konzern einwirken, daß 
dieser andere Broduktionsbereiche 
nach Hannover verlagere. („Neue 
Hannoversche” vom 19.10.73) 

Mit diesem genialen Vorschlag 
entlarvt sich die arbeitnehmer- 
freundliche SPD-Maske: der Kon- 
zern soll gefälligst anderswo entlas- 
sen, aber nicht in Hannover, 


Massenentlassungen in 

Hannover 

INicht nur bei Rheinstahl Hanomagf 

ig 1974 Ent. 

lassungen-an. Hier weitere Betriebe: 

— Continental-Gummiwerke; 
500 Angestellte zum 31.12.73] 

— Vereinigte Aluminiumwerke 
(VAN): 
550 Arbeiter und Angestellte] 
sollen entlassen werden. Für] 
185 ist der Antrag auf Massen-J 
entlassung ‚ bereits _ gestellt. 
Voll „Trost und Zynismus] 
entlassung bereits gestellt. 
Voll „Trost” und Zynismus 
verweist der Konzern darauf, 
daß es sich ja nur (!) um] 
ältere Kollegen, „‚Frühpensio- 
näre” wie es heißt, handelt, 
Ebenfalls entlassen will die 
Bızussas. 
Rheinstahl Hanomag 
Mindestens 1.000 Arbeiter und 
Angestellte, 

Laut „Welt“ vom 20.10.73 er 
lärte das Landesarbeitsamt lapi- 
ar: „Facharbeiter haben gute Chan- 

Die anderen müssen wohl ei-} 
ige Monate warten und ganz] 
hlecht sieht es für ältere Ange- 
stellte aus 

Von den entlassenen Hanomag-f 
Kollegen sind etwa 40% Angestell- 
lie. der Rest sind überwiegend Hilfs- 
rbeiter, 

Der vom Betriebsrat ausgehan- 
jeite „Sozialplan! 
jmag vor: zwei bi 
'hne und -gehälter (je nach Dauer 
jer Betriebszugehörigkeit) bei Ar 
tern und Angestellten über 40] 
oder ab 15 Jahre Betriebszugchörig- 
it 


Weiterhin werden führende SPD- 
Funktionäre zusammen mit einem 
geschäftsführenden Ausschuß des 
Betriebsrats Mitte November zum 
SPD-Parteivorstand nach Bonn rei 
sen, um daraufhin zu wirken, daß 
‚die SPD-Bundesregierung verlok. 
kende Aufträge für Entwicklungs 
linder nach Hannover vergibt! 


(‚Neue Hannoversche” vom 29.10.) 


SPD-Betriebsrat 
‚verbreitet Nebel 


Der sozialdemokratisch be. 
herrschte Betriebsrat setzt eben. 
falls sein gesamtes Gewicht 
ein, um Kampfaktionen der 
Arbeiter zu verhindern und 
stattdessen auf die _Parteifreun: 
de in Wonn und in der Landesre- 
gierung zu orientieren. Zwar lehnte 
er die Massenentlassungen in der 
vorgesehenen Weise ab — anderes 
blieb Ihm gegenüber den Arbeitern 
auch kaum übrig. Häufige Versamm 
lungen wurden durchgeführt, auf 


denen die Kollegen vor Kampfak- 
tionen gewarnt wurden und die 
Hoffnung vieler Arbeiter, diese Ent- 
lassungen seien nur ein Spuk, ge- 
nährt wurde: 

@ die Regierung läßt uns nicht 

im Stich, 

© eventuell lehnt das Arbeits 

amt die Entlassungen ab, 

© vielleicht. können wir die 

Durststrecke “mit Kurzarbeit 
überstehen, wenn im Frühjahr 
die Konjunkturbremsen gelok- 
kert werden, 

Dassind die Hauptargumente der 
SPD-Leute im BR. Die sozialdemo- 
kratischen BR’s sind jedoch nicht 
nur als Abwiegler tätig. Im Kern 
stimmen sie der Konzernpolitik zu, 
80 erklärte der stellvertretende Be- 
triebsratsvorsitzende Söchtig: „Vor 
allem geht es uns darum, möglichst 
langsam (!) und stufenweise (!) die 
Entlassungen vorzunehmen, dam) 
der Arbeitsmarkt nicht sofort mi 
Stellensuchenden überschwermmt 
wird.” („Neue Hannoversche” vom 
19.10.) 


Hanomag nicht gedient, 
können höchstens weit 
plätze gefährdet werden, 


(„Hanno- 
versche Allgemeine”, 23.10.73) 

Mit dieser unter anderem von 
Juso Schmalsth 


Unterbezirksvorstand gegen ein 
Flugblatt und eine von 400 Teil- 


nehmern besuchte Protestvera 
tung des SPD-Ortsvereins Linden/ 
Limmers, der die Forderung auf. 
stellte: „Überführung der Hanomag. 
in die Selbstverwaltung der Arbei- 
ter." 

Die Aktionen der SPD-,Linken 
aus Linden/Limmers wurden von 
der Mehrheit der SPD, von der 
IGM-Verwaltungsstelle und vom Be- 
triebsrats-Vorsitz offen 

verurteilt, 

Soziaklemokratische „Reform” 
Politik am Fall Hanomag: sie ist 
nichts als kapitalistischer Alltag. 
Die Arbeiter haben von der SPD 
keine Verbesserung ihrer Lage zu 
erwarten. Das war 1969 so, das war 
1972 so und das ist auch 1973 so, 


1972: 4.000 Rheinstahl-Arbeiter streiken und demonstrieren umter roten 


‚Fahnen durch Hannover 


1972: 4.000 Rheinstahl-Arbeiter streiken und demonstrieren unter roten 


Fahnen durch Hannover 


In einem Gespräch mit der „Welt 
am Sonntag” vom 28.10.73 be- 
kannte das Vorstandsmitglied von 
Hanomag, Rabe: „Die Zahl von 
maximal 1.000 Entlassungen, die 
micht von heute auf morgen ver- 
kündet wurde, sondern schon seit 
Ende August (1) mit dem Betriebs 
rat diskutiert worden ist, hat natür- 
lich Aufsehen erregt! 

Als am 17.10. die Entlassungen 
bekannt wurden, war der Betriebs- 
rat angeblich erst wenige Stunden 
vorher a 
Beschluß informiert worden. 


Was den Arbeitern nützt 


„Mit spektakulären Veranstal 
tungen ist den Beschäftigten bei 


‚elle Anmer 


Die Politik des Rhelnstahl-Kon- 
zerns macht deutlich, welcher 
Kampf von den Arbeitern zu führen 
ist: der konsequente antikapitalisti- 
sche Kampf der Arbeiterklasse, die 
Zerschlagung der Herrschaft der 
Kapitalistenktasse. 

Diesen Kampf wollen die So- 
ziaklemokraten verhindern, Sie ste 
hen seiner Entfaltung nicht nur im 
Weg, sie praktizieren in der off 
ziellen Parteipolitik sogar die offene 
Unterstützung der Politik der Kon 
zerne und der gesamten Kapitali- 
stenklasse 
(Zu den Massenentlassungen 1972: 
ARBEITERKAMPF 20, Juli 1972). 


Metall-Komitee, 
KB/Gruppe Hamburg 
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SPD-Radieschen: außen rot und innen weiß 
— Zur Gründung der AfA — 


‚Oktober hat sich die 
E: einichaft fr Arbelinehmer- 
fragen” (ATA) gegründet, Voraus 
Bonangen waren die Gründungen eini 
‚ger „Arboltsgemeinschaften" auf 
Landesebene, so in Niedersachsen 
und Bayern 
Übereh 
in der bürgerlichen Presse berichtet, 
‚daß es,,Sinn der (einzelnen) Arbeits 
‚nemeinschaftfen) ir, durch Bildung 
von Betriebsgruppen die SPD-Polttik 
tärker an die Arbeiter heranzurra 
‚sen und die Werkspolitik der DKP 
und anderer radikaler Gruppen zu 
paralysieren (I) 4973). 
Auf dieser Linie lag auch die 
Gründung der „Arbeitsgemein. 
schaft" auf Bundesebene. Die 
„Grundlage für die Arbeit der AfA”, 
hieß es, sei „die Solldarirdt aller 
zialdemokraten. Daraus ergibt si 
daß Aktionsbündnisse mir exıremi 
stischen und anarchistischen Grup 
‚pen abgelehnt werden. Diese wollen 
die betrieblichen Konflikte nicht 16 
sen (!}, sondern für ihre Ziele miß- 
* („Vorwärts", 25.10, 


In der Fernsehsendung „Bilanz”" 
wurde berichtet, daß „auf der | 
Konferenz (der AfA) nur wenig Ar 
beiter und Angestellte waren, dafür 


en JM] 


SPD zu Chile 
„Nicht 


in AK-Leser schrieb an den 
Parteivorstand der SPD einen 

Brief zur Lage in Chile. Ei be- 

kam von der „Abteilung Internatio- 

inale Beziehungen 

jdem es u.a. heißt 


„I Ein Abbruch der diplomati 


einen Brief, in 


fast nur Gewerkschaftssekretäre,” 
(24.10.73) 

Darüber hinaus wurde bekannt, 
daß zumindest in der bayerischen 
„Landesarbeitsgemeinschaft” „die 
meisten _Vorstandsmitglieder 
hauptamtliche oder freigestellte Ge- 
werkschaftsfunktionäre (sind). 
SZ", 109.73) 

Die Gründung der „AfA” nach 
den massenhaften Streiks im Som- 
mer und Herbst, die personelle Zu- 
sammensetzung der Führungsgre- 
mien (hauptamtliche Funktionär 
die nicht für, sondern von der Arbei 
terbewegung leben) und die gesamte 
antikommunistische Ausrichtung 
zeigen, daß SPD und DGB eine K: 
dertruppe schmieden, die als „Gegen- 
gewicht” zu kommunistischen Ein- 
flüssen im Betrieb sowie als Zentrum 
und Koordinator der Aktivitäten 
rech(ssozialdemokratischer Betriebs- 
gruppen gedacht ist 

In der sozialdemokratischen Pres- 
se wird der Stoßtrupp „ATA” in das 
Licht einer konsequenten Vertri 
tung für „Arbeitnehmerinteressen” 
gebracht, Da muß die „Humanisie- 
rung und Demokratisierung des Wirt 
schafts- und Arbeitsiebens”, 
„insbesondere (!) die Mitbestim: 
mung” herhalten, Vermischt mit ein 


also 


hilfreich” 


demokr. 


Das Ist doch schön 


Große Sorge bereitet der Sozial 
schen Partei Deutschlands 
das Schicksal unserer Parteifreunde 
und deren Angehörigen in Chile.” 


zu hören, 


wenig „gerechter Verteilung des 
Volksvermögens”, „Preisstabiitä" 
und „Chancengerechtigkeit" (aus 
Mop0", 22,10,73) entsteht der alte 
kozialdemokratische „Reform "rei, 
den zumindest die sozialdemokrati- 
schen Arbeiter 1öffeln sollen, ohne 
auf den arbeiterfeindlichen Kern zu 
stoßen 
Bei diesen Täuschungsmandvern 
leistete sich der Bonner Redakteur 
‚der „Hamburger Morgenpost”, Frank 
Sommer, ehemaliger __ Sprecher 
‚der SPD, ein Ganovenstück besond: 
rer Art. Er wußte von einer deutlich 
sichtbaren „Kluft" zu berichten, 
„diesich zwischen der Basis der SPD 
(er meint die Truppenchefs der 
„MAT ... und ihrer in Bonner Re 
rungshöhen entröckten Führungs. 
Crew” aufgetan hat. „Die SPD-Füt 
rung (schreibt er weiier) muß mit der 
neuen Arbeitsgemeinschaft rechnen 
und zwar vorallem (!) und schon 
schr bald (! in der Frage der Mitbe 
stimmung." („Mopo", 25.10.73). 
Was für eine Drohung, welch 
„deutlich sichtbare Kluft” 1! Daß 
ie Sozialdemokraten die wesentli 
chen Probleme der Arbeiter auf di 
Mitbestimmung” zu lenken versu- 
Ehen, ist bekannt, Aber dadurch, daß 
diese Forderung nun „von den A 
beitern selbst 
genen „die SPD-F 
gegen „die SPD-Führung” - erhoben 
wird, ergibt sich ein beiseren Bild. 
Insgesamt sind — laut Sommer 
von der „Arbeitsgemeinschaft” For 
derungen aufgestellt und „selbstbe 
wuß () verabschiedet” worden, „für 
die vor noch gar nicht langer Zeit 
Jungsozialisten noch zeprügelt' wur 
den.” („Mopo", 25.10.73) 
Da hört sich doch alles auft Die 
antikommunistisch ausgerichtete 
Arbeitsgemeinschaft” erweist sich 
in der Sprache dieses sozlalemokra- 
schen Redakteur plötzlich als 
„konsequenter Vertreter” und „Vor 
kampfer" eines stark „links sozial 
demokratischen Kurses 
"Natürlich it es Aufgabe eines „gu- 
ten” sozialdemokratischen Redal 
teurs, die tatsächlich bestehende Un- 
zufriedenheit vieler Arbeiter mit der 
SPD-Regierungspolitik und ofiziel- 
len Parteipolitik (der Führungsgre- 
mien) wiederum auf die Mühlen der 
SPD — in diesem Fall der „AIA” 
zulenken. Natürlich st es dafür wich- 
ie „AIA” als viel „progressiver”, 
arbeiterfreundlicher eic. als die Bon 
ner SPD-Spitzenpobtiker darzustel 
1en.’$o is es für den sozialgemok 
\ischen Dutzend-Redakteur natür- 
lich wichtig, gewaltige Schein,.kon 
Mikıe" zwischen „AIA"-Straiegen 
und Regierungs-Vertretern zu kon 
struiren 
In einem alten Arbeiterlied wur 
de für die SPD das Bild eines Radies 
chens gebraucht: „Außen rot und 


NINO 


Das Hamburger 
Arbeiterhilfe (IKAH) 


stellte am 
16. Oktober Antrag auf Genehmi- 
gung einer Straßensammlung zur 
Unterstützung der gegen den Fa 


chismus kämpfenden chilenischen 
Arbeiter und Bauern. Die zuständi- 
pe Arbeit» und Sozialbehönle 
machte die Erteilung der Sammel- 
genehmigung von folgender „„Auf- 


und gründlich 
(„Vorwärts“, 20.7.72) 


te, weiche „Informationen“ bringt 


ven politischen Arbeit" sozialdemo- 
kratischer Betriebsgruppen im Dort- 
= und nach Sommer | munder Raum gewidmet 


September ist die Nr. I des 
ıokratischen Mitglied 
„einblick‘” erschienen. 


„einblick“ wird monatlich an 
alle ca. 900.000 SPD-Mitglieder ver- 
schickt, und ist damit die auflagen- 
stärkste SPD-Zeitung. „ 


Die Herausgabe eines besonderen 
Mitgliedermagazins begründet der 
„Vorwärts“ (Zentralorgan der Par- 
tei) damit, daß bisher die SPD'ler 
von ihrer Partei „keine politischen 
Argumente“ ‚und „keine Informi 
tionen“, auch nicht „über die Bi 
despolitik der SPD, erhielten. 
„Eine politische Unsicherheit, die 
sich dadurch ... zeigte, soll nun bald 
behoben werden“ 


Welche „politischen Argumen- 
„einblick"? 


Der erste Artikel ist der „intensi- 


Die, Retriebssrunnen sind dort 

Die Betriobsgruppen sind dort, 
wie z.B. bei Hoesch, „bis zu 1.000 
Mann stark 


Das Hauptproblem der sozial 
demokratischen Betriebsfürsten in 
ihrer „Betriebsarbeit"” ist die Aus 
rottung der Kommunisten: 


Die verschwindend kleinen (") 
ruppen von Kommunisten ... ma 
‚chen den Sozialdemokraten „... zu 
während die Sozial « 
‚kraten mit ihrem Genomen 
aber) Arbeitsdirektor über 


(aber, 
bessere Arbeitsbekleidung konkret 
verhandeln (? %), da schlagen die 
Kommunisten bloß Krach.“ 

(alle Zitate aus „einblick“ Nr. 


1) 


Gerade die Herren Arbeitsdirek- 
toren waren ex, die während des 
spontanen Streiks bei Hocsch (Dort- 
mund) die Arbeiter als „Spinner, 
„extreme Eiferer", „Idioten“ usw 
beschimpften. Der Hoesch-Arbeits- 
direktor Sieber war einer der Wort- 
führer derer, die forderten, „die 
Vertrauensleute stärker unter Kon- 
trolle der Gewerkschaftsführung zu 
nehmen und sie zu Anhängseln der 
Betriebsräte zu machen“ (ven 
AK 26: „Der Streik bei Hoesch“), 


„Die verschwindend kleinen 
sruppen von Kommunisten“ sind 
ein wesentlicher Anlaß, um über 
„einblick“ — monatlich, frei Haus 

bei den SPD-Mitgliedern den Anti: 


gelautet: „Der Ertrag der Sammlung 


Volkes gegen den Terror der Mill 
tärjunta unterstützen helfen 
Geld wird auf das Konto der "Chile 
Hilfe’ der AELA — Lateinamerika 
nischer Studentenverband - über 


ie Antrags-Begründung des 
IKAH auf Genehmigung für 
eine Straßensammlung hatte 


sollden Widerstand des chilenischen 


kommunismus 


lärker zu verankern! 


In einem welteren „einbll 
Artikel, unter der Überschrift 
„Kommunisten Abfuhr erteilt“ 
Wird zum Vorhaben der sldbayri- 
schen „Arbeiter-Basis-Gruppen“ 
Stellung genommen, die auf einer 
SPD-Demonstration gegen den 
$ 218 eine Grußadresse verlesen 
wollten, was ihnen aber natürlich 
verboten wurde. Im nibt 0x 
die „Münchener Antikommunismus 
Beschlüsse“ der SPD (keine Zusam- 
menarbeit mit Kommunisten), 


Gegen diese Behandlung prote- 
stierte ein „Frauensekretariat der 
Arbeiter-Basis-Gruppen“ und 
derte die SPD „zu gemeinsamen 
Aktionen“ auf, 


for- 


Gegen diese naiv-chrlichen Ge- 
nossen läßt „einblick“ geschickter 
Weise den mit „linkem“ Image auf- 
polierten Schöfberger zu Wort kom. 
men. 


Nachdem or die AUG’, erst mal 
so richtig abgekanzelt hat, „wir har 
ben Ihre Teilnahme als Organisation 
an der Demonstration der Münche 
ner SPD nicht erbeten”, empfiehlt 
er ihnen „dringend, künftig Ihre 
eigenen Veranstaltungen durchzu 
führen. Es wird sie dann niemand 
an der Verlesung irgendwelcher (? 1) 
Schriftstücke hindern“ (!). 

(alle Zitate aus „einblick" 


Auf den übelsten Antikommu- 
nismus — im Betrieb „schlagen die 
Kommunisten bloß Krach” (d.h 
wollen nur Unruhe usw.). stören 
die Verhandlungen der SPD-Funk- 
tionäre mit dem Herrn Arbeitsdi- 
rektor, dienen nur der Reaktion 


usw. - sollen die SPD-Mitglieder 
über „einblick" _eingeschworen 
werden. Das sind die „Informa 


tionen“, die „politischen Ärgumen- 
te“ der SPD-Spitze für die Mitglie- 
ger 


Das ist die „politische Unsicher- 
heit”, die „bald und gründlich‘ be- 
hoben werden und zur weiteren 
Herausbildung von antikommuni- 
stisch_ ausgerichteten SPD-Kadern 
in Betrieb, Gewerkschaft und Stadt- 
teil führen soll! 


„einblick‘“ gibt uns Einblick in 
die Formierung des Sozialdemokr: 
tismus 


lung auf ein rein „humanitären 
Hilfsunternehmen ohne politischen 
Hintergrund zu reduzieren. IIx müsse 
verhindert werden, daß das gosam 
melte Geld für irgendwelche nicht 
riedlichen” Zwecke verwendet 
Werde, Als Begründung ließen sie 
internationale Verpflichtungen” 
‚der BRD durchblicken. - Wer fühlt 
da nicht an die ebenfalls. 
Weizenlieferun 


wiesen." 

Es dauerte fünf Tage, bevor die 
Behörde sich überha 
Gespräch über „Sinn und Zweck 
der Samı 
hatte man vorher „höhere Stellen” 
eingeschaltet, 0 daß höhere Ver 
waltungsbeamte an dem Gespräch 


lschen Beziehungen wire nieht hilf: 
reich, da dann keine Möglichkeit 
mehr bestünde, auch mir der Mill 
törregierung in Chile in Kontakt 
u treten und Gespräche mit dem 


Inge” abhängig: "das IKAH sollte 
sich. verpflichten, „bei der Wer- 
bung zum Spenden davon abzu- 
schen, eine Verwendung des Sam- 
melerirages zum Zweck einer ber 
waffneten Auseinandersetzung zu 


n erinnert, mit denen die BRD 
‚nwärtig die Existenz der Junta 
unterstützt? (Die Lieferung w 
schon der Allende-Regierung zuge 
gt worden, aber wurde zurückge 
halten!) 

Der Vertret 


daß die SPD sich wenigstens um 
ihre „Parteifreunde” in Chile 
„sorgt". Aber was für „Parteifreun 
de" eigentlich? Gab exetwa in Chile 
eine  sorlaldemokratische 

Man kann Allende vieles vorwerfen, 
aber im Vergleich zu Brandt & Co. 
war er immer noch Gold, und als 


Ziel der Darstellung unserer Hal- 
tung, der Bemühung, das Los 

IInhaftierten und ihrer Familien au 
‚mildern und zur Rechtsstaatliehkeit 


sich 


"hätie er in.der BRD wahr Münahmen: "unter Ihnen Rage: |: Orprabadten wiale grundutiulich 
zurückzukehren, zu führen, a a Angeift auf die | yungsdirektor Golombek, offendar | keine rundare konkrete Bedingung 
2. Kntwiektungshilfe wird vor- | enasses“ nicht einn peiiche” Meinungtehlt se. | Chef der Arber und Sozue- | far de Verwendung yon Spenden 
rat mur Iniowelt weitergeführt, als | den können. So heuchlerisch und Mhnr, en Sturtdemen wurde auf | Tee, Adern ala di. daß ala der Uni 
es sich um Maßnahmen handelt icht hilfreich” it die „Soldari) Mrklanenm und mit Info Stunden Zunächst versuchten die Büro | Aarzung des Kampfes gegen die 
die für die Bevölkerung erforder der SPD mit den chilenischen | u ae Cal das Konto di Kane Iran eur 
Hich iind und lieier zugute kommen. | Antifaschisten. N ieh, Manler, den Vernter de Port. Beim 10 


f 
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durch den Kapitalismus verursach- 
te / Not und Ausbeutung dienen 
soll 

Daraufhin versuchte es die He- 
hörde mit einem „Kompromiß-V. 
schlag" — als Sammlungs-Ziel sollte 
formuliert werden: „Der Ertrag der 
Sammlung soll zur Solidarität mit 
der in Not geratenen Bevölkerung 
dienen". 

Der Vertreter des IKAH war be- 
reit, diesen Kompromiß zu akzep- 
tioren. Weder für die Verwendung 
des Geldes noch für die Durchfüh- 
rung der Sammlung wären daraus 
Beschränkungen erwachsen, 

Jetzt aber zeikte sich, daß die 
Bürokraten bisher nur herumtaktiert 
hatten, um den Boden für den 

lauptschlag vorzubereiten, Unge- 
niert über die offensichtliche Wider- 
sprüchlichkeit in ihrer eigenen Ar- 


Tasche: „Der Veranstalter verpflich- 
tet sich, bei der Werbung zum Spen- 
den davon abzusehen, eine Verwen- 
‚dung des Sammelertrags zu Zwecken 
einer bewaffneten Auseinanderser- 
zung zu propagieren.” 

Als Begründung für diese Auf- 
lage wurde angeführt: der konkrete 
Verwendungszweck des Geldes in 
Chile sei für das Amt uninter- 
essant (vorher hatten sie genau das 
festlegen wollen!), da bei „über- 
seeischen Sammlungen” eine Kon- 
rolle über die Verwendung sowieso, 
nicht möglich sei. 

Die Arbeits und Sozislbehörde 
habe im Rahmen ihres Verfassungs- 
auftrags vielmehr die ordnungsge- 
mäße Einhaltung der Sammlungs- 
gesetze in der BRD zu kontrollic- 
ren. Es müsse dafür Sorge getragen 
werden, daß die Sammlung nicht 
die Aufrechterhaltung von Öffent- 
licher Sicherheit und Ordnung ge- 
fährde. Solange die Sammlung aber 
eine Propaganda für den bewaffne- 
ten Kampf nicht ausdrücklich aus- 
schließe, sei dafür nicht garantiert. 


men, seine Meinung zu Chile zu 
haben, Im Rahmen einer Sarım 
hung dagegen, die ja auf Diskus 
sion mit der Bevölkerung hinaus 
Niefe, müsse damit gerechnet wer- 
‚den, daß ex bei größeren Menschen 
mlungen zu Auseinanderset- 
zungen zwischen Sammlern (die für 
den bewaffneten Kampf 
und. „Andersdenkenden’ 
Das Amt wäre dann gezwungen, die 
Polizei zum Schutz der Sammler 
aufzufordern, Es widerspreche aber 
‚den prinzipiellen Aufgaben der Be- 


schützen, die die „freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung” angriffen, 
indem sie Gewalt propagierten... Für 
die Haltung der Behörde sei &s un- 


berechtigt sei oder nicht 
(immerhin handelt es sich um den 
Kampf gegen eine faschistische Mili- 
Yärdiktatur!). 

Propaganda für den bewaffneten 
Kampf sei eben prinzipi- 
© 11 nicht durch das Grundaesetz. 
abgedeckt! Andernfalls müßten — so 
„argumentierten” die Bürokraten — 
nach dem „Gleichheitserundsatz” 
auch andere’ das Recht haben, für 
den bewaffneten Kampf zu sam- 
mein, z.B. für Israel... — Als ob 
nicht tatsächlich die Springer-Pres- 
se, die „Deutsch-Israelische Gesell- 
schaft” und zahlreiche Bundestags- 
abgeordnete zu Spenden für Israels. 
„Verteidigungsanstrengungen” auf- 
gerufen hätten, damit Israel weiter- 
hin arabische Gebiete besetzt. hal- 
ten kann! — Dies Behörden-Argu- 
ment war also ein typischer Bume- 
rang, bezeichnend für die Prakti- 
zierung des sogenannten „Gleich- 
heitsgrundsatzes” in diesem Land, 

Für die Behörde geht es offen- 
sichtlich nicht einmal in erster Li- 
nie um die Sammlung, sondern um 
die Einengung der politischen Mei- 
mungsfreiheit. Wenn es verboten 
sein soll, im Rahmen einer Samm- 
lung für den Kampf gegen den 
Faschismus, auch mit bewaffneter 
Gewalt, einzutreten, dann könnte 
die Behörde dasselbe Spiel auch 


Es sei jedem Einzelnen unbenom- 
ET HEN 


gegenüber Flugblättern, Zeitungen 


ete. fortsetzen, die diesen Kampf 
Unterstützen, 

Die IKAH lehnte die Auflage der‘ 
‚Behörde dementsprechend als An- 
griff auf die politische Meinungs- 
freiheit und Beeinträchtigung wirk- 
licher. Hilfe für die chilenischen 
Arbeiter und Bauern durch die Be- 
hörde ab. Die Behörde erklärte sich 
zu einer nochmaligen Prüfung der 
‚Auflage bereit, Wegen der „exem- 
plarischen Bedeutung” des Falles 
will leitender Regierungsdirektor 
Golombek sich „höheren Ortes” 
vergewissern, ob die bisherige Ent- 
scheidung aufrechterhalten wird. 
Eine schriftliche Begründung. soll 
ebenfalls noch erfolgen, 


Genossen des IKAH 


1 
Redaktionelle Anmerkung: | 

Für die Behördenvertreter ist es 
zweifellos eine sehr reizvolle Vor- 
stellung, daß sich linke Sammler 
u.ä. vor dem „gerechten Volkszorn" 
und „gesunden Volksempfinden“ 
(die "im Gespräch beschworenen 
„Andersdenkenden“) in die Arme 
der Polizei flichten müßten. Aller- 
dings wurde in Hamburg zu Zeiten 
des SDS selig (als Sammlungen noch 
nicht genehmigungspflichtig waren) 
häufig unter der Parole „Waffen für 
den Vietkong” gesammelt, ohne daß 
es unseres Wissens jemals zu ernsten 
Handgreiflichkeiten von seiten „An- 
dersdenkender" gekommen wäre. 

Auf der anderen Seite sind uns 
‚genug Fälle in Erinnerung, wo Ham- 
burgs Polizei zum Schutz von NPD- 
Veranstaltungen _abkommandiert 
wurde, obwohl diese neo-faschis- 
tische Partei nach amtlicher Aus- 
kunft (z.B. Berichte des „Verfar- 
sungsschutz“) „verfassungsfeind- 
lien“ ist, 

Schutz für faschistische Veran- 
staltungen durch die Polizei: Ja! 
Genehmigung für eine Sammlung 
zur Unterstützung des bewaffne- 
ten Kampfes gegen den Faschis- 
mus: Nein! Das ist der bürgerliche 
„Gleichheitsgrundsatz”. Fi 
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Demonstration für eine bessere 
und gerechtere Schule 


Iternrat und Schülerrat der 
Schule Arnkielstraße (Ham- 
jurg-Altona) hatten für den 

19,11. zu einer Demonstration ge- 
gen die Bildungsmisere aufgerufen. 

Dieser Aufruf fand eine verhält. 
nismäßig starke Resonanz: Eltern. 
ratsmitglieder aus sieben weiteren 
Altonaer Schulen setzien sich per- 
sönlich in einem Flugblatt für die 
Demonstration ein. An zwei Schulen 
erklärte der gesamte Eiternrat seine 
Solidarität, an zwei weiteren Schu- 
en der Schülertat. Auf Initiative 
der “Projektgruppe Schulaktivitäten + 
des SSB” sprach sich die Vollver- 
sammlung der Lehrerstudenten an 
‚der Universität (etwa 2000 Teil- 
nehmer) einstimmig für eine Unter- 
stützung der Altonaer Eltern aus. 
Linke Schülergruppen (RBJ, SSB) 
bemühten sich ebenso um eine Mo- 
bilisierung für die Demonstration, 
Wenn auch die Demonstration selbst 
hauptsächlich von den Eltern und 
Schülern der Arnkielstraße getragen 
wurde, war doch die zahlenmäßige 
Stärke (gut 800) und die gı 
Atmosphäre ein Erfolg, da man be- 
rücksichtigen muß, daß hier zum 
ersten Mal in Hamburg eine Demon- 
strätion von Elternräten veranstal- 
tet worden war 

Auf der Abschlußkundgebung 
verabschiedeten die Teilnehmer fol- 
gende Resolution an den Senat und 
die Bürgerschaft von Hamburg: 

“Die versammelten Teilnehmer 
Schüler, Lehrer, Eltern und Studen- 
'an der Demonstration der 


ten 
‚Schule Arnkielstraße “Für eine 
bessere und gerechtere Schule 


roteitieren gegen die mangelhaf 

den, dem Prnsip der Chancen 
gleichheit widersprechenden Aur 
bildungs- und Arbeitsbedingungen 
‚für Schüler und Lehrer. 


Wir fordern sofort für die Schule 
‚Arnkielstraße und alle anderen 
Schulen: 

1. Unterricht nach der Stunden- 

tafel 1972 


2, Für jede Klasıe einen Lehrer 


4. Abschaffung der Orientierungs- 
frequenzen. 

Wir fordern den Senat und die 
Bürgerschaft auf. sofort alle dem 
‚Prinzip der Chancengieichheit wi 
dersprechenden, die sozial Schwd- 
cheren diskriminierenden Studien 
beschränkungen aufzuheben: 

1. Numerus Clausus 
#2. Regelzeitstudium 
3. Rahmenprüfungsordnung 

Wir sehen in der Aufhebung 
dieser Beschränkungen eine wich 
tige Voraussetzung für die Heue- 
gung des quantitativen und quali 
lativen Lehrermangels. 

Wır fordern dazu den notwendigen 
Ausbau der Universint. 

Wir erheben schärfsten Protest 
inexen die Verunsicherung und Um- 
terdrückung von Schülern und Leh - 
rern, die häufig zur Diskriminierung 
und Entlassung von Lehrern aus dem 
Amt geführt haben. 

Wir sind entschlossen, unter Ein- 
beziehung aller Kräfte den Kampf 
„für eine bessere und gerechtere 
Schule”, für die Penner der 


Unterdrückung, 
und Diskriminierung bis zum er 
folgreichen Ende zu führen. 
Diese Plattform faßt die Politik 
des Elternrats der Schule Arnkiel- 
straße zusammen. Ex wird kein 
Zweifel daran gelassen, daß man die 
konkreten Auswirkungen der Schul- 
misere (überfüllte Klassen, Stunden- 
ausfall, Lehrermangel etc.) Im grös- 
seren Rahmen der staatlichen Mil 
dungspolitik insgesamt sieht, Im 
Mittelpunkt steht der demokrati- 
sche Kampf der werktätigen De- 
völkerung um ihre Rechte in Schu- 
e und Ausbildung. Der umfassende 
politische Charakter dieser Plalt 
form ist bislang. einmalig auf dem 
ımpfor. 
st es auch, was die sonst #0 
Schulbehörde hier aufein: 
„Jebendig“ werden 
ließ, Noch vor der Demonstration 
hieß die Schulbehörde mit großem 


3. Genägend Klassen und beiser 
ausgestattete Klassenrdume 


Aufwand ein Schreiben des Ober 
sch) an Eltern, 


Eiternvertreter und Schulleiter I 


Andere 
Wie der Oberschulrat einen 
Lehrer-„Oberschuß” an der 


Schule „beweist” | 
Die Schulbehörde berechnet die 
Zuteilung won Lehrern für eine 
Schule nicht aufgrund des re - | 
alen „nach der Stundentafel 
erforderlichen Unterrichtsbedarfs, 
sondern nach vorgesetzten Richt 
zahlen. („Orientierungsfrequenz”). | 
Diese aber gehen ganz offensichtlich 
von dem vorhandenen Lehrer- | 
ange bot aus, sonst wären sie ja 
inrealistisch”. Deshalb kann es 
nach den „Berechnungen”“ der | 

Schülbehörde "auch keinen Lährer 
mangel geben. Logisch! Bloß-.daß 
das Lehrerangebot ebenfalls durch 
‚den Staat mit dem Numerus Clausıs. 
festgesetzt wird! Allein in dieser 
Methode kommt die ganze Verach 
tung zum Ausdruck, mit der die 
Obrigkeit die Interessen von Schü 
ern, Lehrern, Eltern und Studen- 
ten beiseiteschiebt. 

So „beweist” Schlesiger für die 
Schule Arnkielstraße „sogar einen 
Überschuß von 84 Lehrerstunden, 
das sind etwa drei Lehrer”, Mit der 
besonders demagogischen Hehaup- 
tung, dieser „Überschuß” sei nur 
möglich „auf Kosten anderer Schu- 
Ion” versucht der Oberschulrat, bei 
‚den Eltern anderer = 


mung ‚gegen die Arnkielstradk zu 
machen, Sogar für die Rrkrankung 
von Lehrkräften wird in de De- 
hörden-Schreiben indirekt der EI 
ternrat verantwortlich gemacht 
„lich befürchte, daß der Vertrau- 
Enschwund und die vom Eltern- 
rat (1) in den letzten Wochen ver 
ürsschten Spannungen nicht dazu 
beitragen werden, den Gesundheits 
zustand des Kolleglums zu ver 
bessern”. 

Der Eiternrat wird - und dabei 
werden zwei Mitglieder besonders 
hervorgehoben - ganz massiv be 


schuldigt, die Eltern unsachlich 
und falsch zu Informieren, und die 


‚Zusammenarbeit. zwischen Schule 
und Elternschaft zu stören, Hier- 
durch werde gegen das neue Schul- 
verfassungsgesetz gehandelt, 


Pressekonferenz des Elternrats 


In einer schriftlichen Antwort 
und auf einer nach der Demonstri 
tion abgehaltenen Pressekonferenz 
protestierten die Elternräte gegen 
‚das Schreiben Schlesigers und genen. 
dessen Verteilung durch die Schu- 
len und Kinder, während sie selbst 
in ihrer Informationstätigkeit er- 
heblich behindert worden seieı 
Durch zahlreiches Faktenmateri 
wurden . die Behauptungen der 
Schulbehörde zurückgewiesen. 

Der krasse Unterrichtsaysfall an. 
‚der Schule war durch Tabellen und 
Berichte der Eitern aus einzelnen 
Klassen beweiskräftig festgehalten 


‚ordes ir „‚Elte 1 
Be 
Schülbehörde in keiner Weise mit 
den schriftlich vorliegenden Infor- 
mationen des Schulleiters überein- 
stimmten, der für die Schule einen 
Fehlbedarf von 77 Lehrerstunden. 
pro Woche festgestellt hatte, Er 
nannte daher die Behauptung der 
Schulbehörde von einem Lehrer- 
„Überschuß” unverschämt, weil sie 
‚die Eltern verdummt”. 

Der Elternrat ist nicht bereit, 
Verbesserungen für die Schule 
Arnkielstraße auf Kosten anderer 
Schulen hinzunehmen, weil es nicht 
ee 
le gehe, sondern um die Beseitigung. 
‚der Mißstände insgesamt. 

Es wurde geßen die undemokra- 
tischen Vorschriften des Schulver- 
Tumagshl protenert, die EL 
terre und Schüeräte in Ihrer 
Teil einschränken und Vorher 
dern sollen, „daß die gesamte El- 
Hermschafır 0. bidungepollichen 
Ziele der verantwortlichen Bildungs- 
politiker durchschaut und sich im 
Tnshleohigen Vorgibea daten ze 
Wehr setzt", Insbesondere war dem 
Elternrat mehrfach untersagt wor- 
den, Sitzungen in der Schule abzu- 
haha Aush die Schllrerurter 


waren in ihrer Arkalt hakindent 
Waren in ihrer Arbeit behindert 


worden, während eine kleine Min- 
derheit von Schülern, die sich hin- 
ter den Schulleiter stellte, begün- 
stigt worden waı 

Der Elternrat wies den Versuch, 
nach dem Prinzip „Teile und Herr- 
sche” einzelne Mitglieder herauszu- 
greifen und zu diffamieren, aufs 
schärfste zurück. Alle Beschlüsse 
wien einstimmig gefaßt worden. 

Insgesamt wurden die Angriffe 
der Schulbehörde als der Versuch 
charakterisiert, die Schule Arnkiel- 
straße zu. isolieren. Der Senat und 
die Behörde fürchten, daß sich die 


| Erkenntnis über die Mißstände an 


den Schulen durchsetzt, und vor 


| allem, daß in einer breiten Öffent- 


lichkeit eine politische Diskussion 
über Sinn und Inhalt der gegenw. 


| tigen Bildungspolitik geführt wird. 


In diesem Zusammenhang wurde 
auch das Nichterscheinen der Ham- 
burger Tagespresse, des Oberschul- 
rats und des Schulleiten auf 
Pressekonferenz eingeschätzt ( 
rigens „glinzte'" auch die "UZ” der 7 
DKP durch Abwesenheit!) 

Die Elternräte worteien die De+ 
monstration als einen ersten, 
erfolgreichen Schritt, Sie ha 
allem dazu gedient, die Diskussion 
um die Bildungspolitik auch an an- 
dere Schulen zu tragen und die B 
sis für den Kampf um Verinderun- 
gen zu verbreitern, Die Eltern hätten 
durch ihr öffentliches Auftreten ein 
Beispiel des Mutes gegeben, Wichtig 
sei auch die Erfahrung der Solidark: 
tät von Schülern und Lehrern gewe- 
sen. 

Die Elternräte führten aus, daß 
die bestehenden, Schulprobleme 
nicht „im kleinen” gelöst werden 
könnten. Der Kampf müsse in einer 
anderen Größenordnung, geführt 
werden. An den Hamburger Schu 
ien müsse das notwendige Gewicht 
erreicht werden, um den Senat und 
die Bürgerschaft zu zwingen, die 
Bildungspolitik zu ändern. Dazu 
sehöre, daß alle Diskriminierungen 
von Studienbeschränkungen an der 
Universität fallen müssen. Man wer« 
de zu diesem Zweck vor allem die 

Tätigkeit im Kerngebiet Altona, wo 
weit längerem Eiternräte versch 
ner Schulen zusammenarbeiten, 
ausweiten, In diesen Kreis sollen 
in Zukunft intensiv Ultern, Schüler, 
Lehrer und Studenten einbezogen 


Dazu “gehört, sich. nenebonenfalls. 
auch vor Gericht # 
drückung, Verleumdur 
kriminierung durch die Politik der 
Schulbehörde zu wehren. Man weı 
de sich in der Öffentlichkeitsarbeit 
auch der kommunistischen Presse 
bedienen, wenn man durch di 
Hamburger Tagespresse boykort 
wird, 
Der Eiternrat bekräftigte noch 
einmal die grundsktzliche Ausrich- 
Gerade ange- 
folge, die die 
„Aktion Kleine Klasse” erlitten ha- 


rt 


ten; das untellbare Interesse der 
‚Kinder über persönliche Beweggrün- 
‚de ‚au tollen; ‚keine Politik über ” 
ion Köpfe} der Eltern hinweg zu 
machen, sondern die breite Masse 
der Eltern und Schüler jederzeit 
über das gesamte schulische Ge- 
schehen zu informieren und sie zum 
demokratischen Eintreten für ihre 
Rechte zu bewegen. 

Dies sei allein die Kraft, auf 
die man sich stützen könne, und 
in diesem Sinn werde man sich 
weiter bemühen, konkrete Erfolge 
zu organisieren, um den Eltern zu 
beweisen, daß sie so in der Lage 
sind, wirklich etwas zu erreichen. 
Dies sei ein langer und schwieriger 
Weg, aber der einzig mögliche. — 


Werden die Eltern von 
Kommunisten „mißbraucht” ? 


Über „..die..Domonstration er- 
schien im „Hamburger Abendblatt" 
des Springer-Konzerns folgende No- 
iz: 


Elternrat rief zum 
Protest auf 


weist, daß diese Meldung nicht zu- 
Allig ist, Gegen die Eltern und Schü- 
er soll nun die Walfe des Anti- 
kommunismus ins Feld geführt 
werden. Die Eltern werden sich 
gegen den Vorwurf zu wehren ha- 
den, daß ihr Anliegen falsch und 
ungerecht sei, wenn ex von Kommu- 
‚pisten unjerstützt wird, Auch hierin 
zeigt. sich wieder, wie die Eltern für 
dumm verkauft werden sollen: An- 
geblich haben nicht die ttsäch- 
lichen Mißstände den Protest hei 

vorgerufen, sondern ‚linke Grup- 
pen" mit Ihrer geheimnisvollen 
„Spannungs-Strategie". Der Mei- 
nung der Eltern selbst und Ihrer 
öffentlichen Demonstration messen 
diese Herren offenbar keinerlol De- 
deutung zu. 

Dies aber ist für uns als Kommu- 
nisten das Entscheldende an den 
Vorgängen in der Schule Arnkiel- 
straße, Die Kommunisten sind am 
irgendeinem heimlichen „Einschlel- 
chen“ oder „Unterwandern" einer 
Bewegung nieht interessiert. Wir 
sind aber daran intereisert, wenn 
Teile der werktätigen Wevölkerung 
beginnen, sich ihrer Lage und ihrer 
Interessen dewußt zu werden, und 
beweisen, daß’sie in geschlowenem 
Handeln die Krafı haben, politische 
Veränderungen durchzusetzen. Us 
handelt sich hier um einen Teil des 
demokratischen Kampfes, Es has 

delt sch hier um grundlegende und 
notwendige Erfahrungen, die die 
Arbeiterbewegung braucht, wenn 


sie einmal mit gesellschaftlichen 
Problemen von viel gewaltigeren 
Ausmaßen konfrontiert wird. MM 


werden, 


Man werde sich — In voller Ver 


Bündniskommluslon des Ki 
Gruppe Hamburg 
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m 308.73 berichtete die 
„Welt“ daß seit Anfang dieses 
jahren 150 Ärzte aus der DDR 

gehöchtet seien. Als Gründe werden 
angeführt: Ärzte- und allgemeine 
Inteliektuellenfeindlichkeit. in der 
DDR und Behinderung der ärztlichen 
Berufnausübung. 

Im einzelnen werden von einem 
‚sefüchteten Arzt in dem „Welt”- 
Artikel folgende Punkte kritisiert: 

Die Arbeit des Arztes werde 
der der Tätigkeit von Ingenieuren, 
Technikern und Werkiätigen anderer 
Arbeitsbereiche gleichgestellt; 
© durch die „antlärztliche Kam- 

pagne" sei die bevorzugte Be- 
iefenung der Äranei mit Autos und 
die Bereiselung von größerem 
Wohnreum für Ärzte beendet; 
© Kinder von Intellektuellen 
hätten nur unter Schwierig: 
keiten Zugang zu Oberschule und 
Universität; 
© der Wettbewerb zwischen ein- 
zelnen Stationskollektiven, 
Ambulatorien usw. führe zu einer 
unzulässigen ‚Kontrolle und Über. 
wachung’ 

Aus diesen Kritikpunkten geht 
hervor, daß die Beweggründe für die 
Flucht der Ärzte im Verlust von 
Privilegien (Bevorzugungen, beson- 
derem Ansehen usw.) liegen. Um die 
Patienten geht es ihnen nicht! Es 
wird deutlich,. daß von.den Ärzten 
(und anderen Intellektuellen) Privi- 
iegien gefordert werden und eine 
Gleichstellung mit’ „gewöhnlichen 
Arbeitern“ als Intellektuellenfeind- 
lichkeit bezeichnet wird. 


tel gut zustatten: In eigener Regie 
verteilen die Ärzte (über die kassen- 
ärztliche Vereinigung) die Honorare 
der Kamen unter sk 
selten sch selbst eine Berufs- 
Ordnung, ahnden selbst Berufs 
Vergehen (sogenannte Kunstfehler), 
Organisieren Fortbildungsveranstal 
tungen. Fortbildung ist natärlich 
nötig und zu begrüßen. In der Praxis 
ist es allerdings oft wo, daß sich die 
‚Ärzte dabei keine allzu große Mühe 
auferlegen und ihre Fortbildungs- 
Kurse mehr den Charakter von Erho- 
hunpareisen haben. 

"Auch bei der Vertelung der 
Arztpraxen auf die. Bevölkerung 
geht &4 nicht nach den Bedürfnissen 
‚der Patienten, sondern es herrscht 
Nisdetalsungineihet. Jeder Arzt 
macht seine Praxis dort auf, wo er 
das meiste Geld verdienen kann. In 
den Zentren der Großstädte u 
Villengegenden drängen sich die 
Ärzte (Harvestehude hat die größte 
Ärztedichte Hamburg). In Vor- 
städten, Arbeitervierteln, in Klein- 
Suldten und auf dem Land herrscht 
dagegen Mangel an Ärzten 

Diese ärztlichen „Freiheiter 
lassen sich auch in Zahlen aus- 
drücken: das durchschnittliche Net- 
\ojahreseinkommen eines Arztes be- 
trägt 100.000... DM. Anfängern 
wird für die wenig attraktiven Land- 
Arztpraxen eine Umsatzgarantie von 
80.000.- DM geboten. 


und was die Patienten davon 


haben 


BRD — ärztliche „Freiheiten” 


BRD - ärztliche „Freiheiten” 


Ziel der meisten geflohenen DDR- 

Offenbar 
herrscht nach ihrer Ansicht in der 
BRD keine „intellektuellenfeindli- 


Ärzte war die BRD. 


‚che Gleichmacherel”. Offenbar wird 
hier die Besonderheit des Arztes 
richtig gewürdigt. Die Ärzte betonen 
diese Besonderheit und sprechen 


von ihrem Beruf als einer „Kunst“. 


Keineswegs dürfe der Arzt Zu einem 


„Biotechniker“ verkommen. Und 
Selbstverständlich darf über Ärzte 


— da sie ja „Künstler 


Werden. Daher weltern die Ärzte- 
organisationen in der BRD gegen 
‚den „Kollektivismus“ des klassenlo- 
sen Krankenhauses. Sie behaupten, 
daß die Freiheit und individuelle 
Arbeit der Ärzie in der BRD beson- 
ders den Patienten zugute käme. 
Wie sieht es nun aber in Wirklichkeit 
damit aus? 

Zunächst zahlt sich die „Kunst“- 
auffassung für die Ärzte in barer 
Münze aus: sie zahlen nämlich keine 
Gewerbesteuer wie andere Selbstän- 
dige! Aber auch sonst kommt die 
„Freiheit“ dem ärztlichen Geldbeu- 


‚Angeblich soll dem Patienten die 


lichkeit die Nachteile des bestehen- 
‚den ärztlichen Systems, Daran An- 
dert auch nichts die große Mühe, 
ie sich in diesem System einzelne 

Ärzte oft geben. Allzu durchsichtig 
ind daher die Argumente der Ärzte- 
organisationen in der BRD gegen 
eine Reorganisation der medizin 
schen Versorgung: diese Argumente 
werden nicht von der Sorge um den 
Patienten, sondern von der Sorge 
um den Geldbeutel diktiert. 

Selbstverständlich versuchen die 
Arztefunktionäre, diese ganz hand- 
festen Interessen als etwas Besonde- 
res, ja Naturnotwendiges auszugeben! 
Da heißt es: dem Arzt stehe „echte 
Autorität aus gelebter Haltung“ zu. 
„Die Patienten wollen (!) den s9u- 
Veränen Führer im Arzt täglich und 

in“, „.die Persönlic 

keit des Arztes „ist die wirkungs- 
vollste Arznei” (aus einem Buch 
über Praxisführung). Eine solche 
Ideologie soll jede mögliche Kritik 
von Patienten an ihrer Behandlung 
verhindern und stattdessen den Pa- 
tienten zu einem blinden Vertrauen 
in den Arzt erziehen. Wenn damit 
auch nicht dem Patienten geholfen 
wird, so bleiben doch alle Privilegien 
des Arztes damit gerechtfggjigt und 
unangetastet. 

Betrachten wir doch das Argu- 
ment von den angeblichen Schwie- 
rigkeiten für Kinder von Intellektu- 
een in der DDR; offenbar bestehen 
in der BRD wenig Schwierigkeiten 
für Kinder von Ärzten und anderen 
Intellektuellen. Im Gegenteil, in der 
BRD werden diese Kinder bevor- 
Zugt, so daß schließlich nur etwa 
5 % der Studenten Arbeiterkinder 
Sind, während die Arbeiterklasse 


Ärzte gegen die Arbeiterklasse 

‚Aufschlußreich ist dabei die Ent- 
stehungsgeschichte dieser Regelun- 
gen: Die Krankenkassen als Bau 
tive Selbsthilfeorganisationen 
sich die Arbeiterklasse Ende des 1. 
Jahrhunderts erkämpft. Mit Einfüh- 
nung der Krankenversicherung und 
dem stetigen Anwachsen der Zahl 
der in ihnen Pflichtversicherten 
wurde die Kassenpraxis mehr und 
mehr zu einer wichtigen Einnahme- 
quelle der Ärzte, die vorher nur 
gegen persönliche Rechnung behan- 
delt hatten. Andererseits begaben 
sich die Ärzte damit in eine gewisse 
Abhängigkeit von den Krankenkas- 
sen. Über ihre Vertreter in den 
Krankenkassenverwaltungen konn- 
ten die Arbeiter angangs einen gewis- 
sen Einfluß auf die Gesundheitsver- 
sorgung gewinnen. Zulassung als 
Kassenarzt und Honorarbestimmung 
lagin den Händen der Kassen. Es ist 
daher verständlich, daß die Ärzte 
in den Krankenkamen der Arbeiter 
Gegner sahen, Die Ärzte waren da- 
her ebenso wie der bürgerliche Staat 
daran interessiert, diese erkämpften 
Positionen der Arbeiterklasse weit- 
‚gehend wieder zu zerschlagen. Seit 
1900 etwa ging der stetige Macht- 
und Privilegienzuwachs der ärztli- 
‚chen Standesorganisationen und der 
damit verbundene Abbau der an- 
fänglich wesentlich stärkeren Posi- 
tionen der Krankenkassen Hand in 
Hand mit der allgemeinen Stärkung 
der Reaktion und später der Vor- 
bereitung des Faschismus. 

Die einzelnen Schritte beim Ab- 
bau des Einflusses der Arbeiterklasse 


mehr als die Hälfte der Bevölkerung 


‚Angeblich soll dem Patienten die 
„freie" Arztwahl Vorteile bringen. 
Für den Kassenpatienten hört die 
„Freiheit" bei der Auswahl des Arz- 
tesallerdingsschon wieder auf, Von 
der Entscheidung des Arztes hängt 
es nämlich ab, ob ein Kassenpatient 
Zutritt zu den anderen Einrichtun- 
gen der Gesundheitsversorgung er- 
hält, Denn ohne Überweisung kann 
kein Krankenhausarzt einen Patien- 
ten annehmen geschweige denn am- 
bulant versorgen. Selbst für den Be- 
such einer Uni-Poliklinik muß eine 
Überweisung vorhanden sein. Wohnt 
ein Patient auf dem Land, so steht 
ihm aufgrund des Mangels an Ärzten 
sowieso meist nur ein Arzt zur Ver- 
fügung. Die Versorgung mit Einzel- 
praxen hat noch weitere erhebliche 
Nachteile für den Patienten> lange 
Wartezeiten, kurze Behandlungsdau- 
er (vier Minuten im Darchschnitt!), 
oberflächliche Behandlung, veraltete 
Methoden (weil modernere zu teuer 
für einen einzelnen Arzt sind), un- 
kontrollierte Fehlbehandlung usw. 

Alle diese Nachteile, die die west- 
deutschen Ärzievertreter gerne der 
„kollektivierten“ _ medizinischen 
Versorgung anhängen, sind in Wirk- 


3% der Siudenten Arbeiterkinder 
sind, während die Arbeiterklasse 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
ausmacht. Esist daher kein Wunder, 
daß in Anzeigen, in denen Ärzte ge- 
sucht werden, häufig auf das am Ort 
vorhandene Gymnasium hingewiesen 
wird, Weiter wird von den Ärzten 
efordert, daß Arzikinder bevorzugt 
Medizin studieren dürfen: „Verständ- 
icherweise wird die Forderung vor 
alkmzugunsten von Arztkindern er. 

“gerade “bei ihnen. eine 
Besondes podir Baukmotradlon 
vorliegen dürfte.“ 

Hier wird noch einmal deutlich, 
mit weicher unverschämten Selbst- 
verständlichkeit die Ärzte Privile- 
wien für sich und ihre Kinder in An- 
spruch nehmen. Nichtgewährung 
solcher Privilegien ist dann „Intel 
lektuellenfeindlichkeit“ und” „Be 
nachteiligung“. Diese Haltung wird 
natürlich von den Kapitalisten gern 
gesehen und gefördert. Alle ärzıl 
chen Privilegien sind vom kapıtali 
stischen Staat abgesichert. So ist 
‚der Arztberuf als „(reier“ Beruf 
festgelegt und den freipraktizieren. 
‚den Ärzten das Behandlungsmono- 
pol für ambulante und“ Vorsorge- 
Untersuchungen gesichert. 


auf die Gesundheitsversorgung: _ 


Die einzelnen Schritte beim Ab- 
bau des Einflusses der Arbeiterklasse 
1 die Gesundheitsversorgung: 
© im Berliner Abkommen (Zu- 

satz zur Reichsversicherungs- 
ordnung (RVO) von 1914 
wird den Kassen das Recht 
der alleinigen Entscheidung 
ie Zulassung der Ärzte 


genommen. 
Durch Bildung von Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen wird den. 
Kassen als _ Vertragspartner 
ine einheitliche Ärzteorgank- 


. 


den in der Weimarer Repu 
blik geschlossen. 
Bei der Errichtung des Faschis- 
‚s bekamen die Ärzte ihren Teil 
vom Kuchen ab: sie erhielten ihre 
langersehnte zentrale Vertretung, 
die Reichsärztekammer und die Kas. 
senärztliche_ Vereinigung Deutsch- 
land. Die Ärzte wurden in Ahrer 
Mehrheit zu eifrigen Verfechtern 
des Faschismus. Nach dem Krieg 
verlor die Ärzteschaft diese Rechte 
nicht, sondern erhielt noch weitere 
das Behandlungsmonopol wurde 
durch die Neufassung der RVO ab- 


gesichert, die Niederlamungsfreiheit 
durch en Iansungngerichts. 
Urteil endgültig bestätigt. 

Während die Arzte nach 194$ 
weitere Privilegien erhielten, wurde 
die Arbeiterklasse weiter entrechtet 
KPD-Verbot, Wiederaufrüstung, Not 
standsgesetze, Betriebsverfassungs 
gesetz usw. Offenbar wird an diesen 
Tatsachen, daß die Ärzte und die 
Mehrzahl ihrer Patienten — Arbeiter 
und Angestellte — verschiedenen 
Klassen dieser Gesellschaft angehö- 
ren, 1971 erhielten die Ärzte vom 
bürgerlichen Staat ein weiteres Bon- 
bon: es wurde den niedergelassenen 
Arten das Monopol für die gesamte 
Gesundheitsyorsorge zugesprochen. 

Die Ärzte und ihre Privilegien 
sind ein Beispiel dafür, wie die 
Kapitalisten es verstehen, sich Teile 
‚der Bevölkerung mit Hilfe von Son- 
derrechten als Partner zu sichern. 
Gerade in Zeiten, wo gegen die Ar- 
beiterklasse vorgegangen wird, %- 
‚chern sich die Kapitalisten die Dul, 
dung oder offene Unterstützung 
ihrer Politik mit solchen Mitteln. 

Anschaulich wird dies auch am 
Verlauf der Klassenkämpfe in Chile. 
Nachdem es in Chile den in- und 
ausländischen Kapitalisten gelungen 
war, das Land in eine Wirtschafts- 
krise zu stürzen, mobilisierten sie 
als nächstes fast den gesamten 
telstand gegen die Volksfrontregie- 
rung und die Arbeiterklasse. Ärzte, 
Piloten, Einzelhändler, Lehrer, Ober- 
schüler und teilweise auch Studen- 
ten schlossen sich dem Boykott der 
Fuhrunternehmer an und jubelten, 
als der Putsch stattfand. 

Dabei sah der „Streik“ der Ärzte 
2 aus, daß sie lediglich die arme 
Bevölkerung nicht versorgten, wäh- 
end die Reichen privat sehr wohl 
weiterbehandelt wurden (siehe 
„FAZ" 8.9.73, „FR“ 3.10.73). Das 
zeigt deutlich, daß die chilenischen 
Ärzte nicht gegen irgendweiches Un- 
recht kämpften, sondern gegen die 
Arbeiterklasse und für die bürgerli- 


eis: weurunan, van wre vuemunmen 
Ärzte nicht gegen ingendwelches Un- 
recht kämpften, sondern gegen die 
Arbeiterklasse und für die bürgerli 
che Reaktion. 

Zweifellossind Vorstellungen na- 
iv, es ließen sich von der Arbeiter- 
klasse relativ leicht breite Teile der 
Intelligenz zum Kampf gegen die 
Kapitalisten mobilisieren. Große 
Teile. der Intelligenz werden cher 
auf der Seite der Kapltalisten stehen, 
wenn sie dort die Chance schen, ihre 
Privilegien zu erhalten oder neue zu 
erhalten. Es wird auch an den Tat- 
sachen deutlich, daß der Gedanke, 
seine Arbeit möglichst sinnvoll „in 
den Dienst des Volkes zu stellen" 
keineswegs unter den Intellektuel - 
Ien grassiert. Im Gegenteil, es wird 
eine langwierige Überzeugungsarbeit 
und eine kluge Politik der Arbeit 
klasse mötig sein, Teile der Intell- 
genz zu der Einsicht zu briigen, 
daß eine Beseitigung der Mißstände 
dieser Geselschaft nur an der Seite 
der Arbeiterklasse möglich ist. Selbst 
wenn die Intelligenz die Privilegien 
dabei verliert, die sie jetzt gegenüber 
den einfachen Arbeitern und Wen 
tätigen hat = 
Grundeinheit Medizin im 
Sozialistischen Studentenbund 


Hamburg: Prozeß gegen Hausbesetzer 


m 19. April besetzten etwa 
60 Schüler, Lehrlinge, junge 
Arbeiter und Studenten ein 

fast leerstehendes Haus in Hamburg- 


Hohenfelde, das der „Bewobau” 
(Tochtergesellschaft der gewerk- 
schaftseigenen 
‚gehörte. Die 


dieses und andere Häuser der Ge- 
gend abreißen lassen, um gewinn- 
bringendere Neubauten, vor allem 
Eigentumswohnungen zu Wahn- 
sinns-Preisen (mehrere Hunderttau 
send Mark für eine Wohnung!) 
bauen zu lassen (Val. AK 29) 

Am 23, Mai, frühmorgens. um 
vier Uhr, wur Haus von einer 
„Spezisleinheit”” der - Polizei ge- 
sürmt, die nach den Ereignissen 
während der Münchner Olympiade 
„Terroristenbekämpfung” auf. 
Die „helden 
Räumung des Hauses Ed 
hofstr, 39 in Hohenfelde war die 
‚e praktische Übung dieses Stoß 
tupps. Daß zwischen dem Beginn 
der Bemtzung und der Räumung 
des Hauses mi 
zeigt die Schwierlakeit 
en Heimat” und der 
SPD, die anfänplichen Sympathien 


inder Bevölkerung für die Besetzung 
durch systematische ‚Hetze abzu- 
bauen ifhd die Stimmung für den 
Polizel-$turm anzuheizen. 

Kurz nach der Räumung wurde 
‚das Haus von einer Abbruchfirma 
durch Herausschlagen von Türen 
und Fenstern, Zerstörung des Di 
ches etc. unbewohnbar gemacht. 

Mittlerweile wurde das Haus 
völlig abgerissen. - Ein Hindernis 
für die Spekulationspläne der „Be 
wobau” war aus dem Weg geräumt. 

Im Haus Eckhofsie. 39 wurden 
bei der Räumung 73 Jugendliche 
von der polizeilichen Terror-Truppe 
verprügelt und festgenommen. Ins- 
gesamt 600 Poliziten waren laut 
„Bild” vom 24. Mai für dieses „Hel- 
denstück” im Einsatz, darunter 100 
Mann der Spezial-Einheit 

Acht der Besetzer standen im 
September vor Gericht. Die Ankla- 
se lautete auf „Landfriedensbruch 
und Hausfriedensbruch”, Körperver 
letzung und „Zugehörigkeit zu ol 
ner kriminellen Vereinigung” 

Im letzten Punkt zeigte sich das 
Gericht scheinbar — „versöhnlich 
„Das Gericht kann die Angeklagten 
eventuell auch wegen gemeinschaft 


lichem Hausfriedensbruch statt we- 
sen Zugehörigkeit zu einer krimi« 
nellen Vereinigung verurteilen” 
was doch nur heißen kann, daß 
selbst das Gericht den Vorwurf 
der „kriminellen Vereinigung” nicht 
aufrechterhalten konnte. 

Im Laufe der Verhandlung wu 
de dann versucht, die Frage der 
Hausbesetzung von der politischen 
Ebene weg auf individuell-psycholo- 
gische Fragen zu lenken. Es wi 
ar nicht um Anprangerung der 
„Bewobau” „Neue Heimat” und 
der bürgerlichen Wohnungspolitik 
Überhaupt gegangen, sondern um 
„pubertäre Ich-Findung”, „Aben- 
Indianer-Komplex 
befindet sich damit 
„guten” Gesellschaft der 
wufgemachten refon 

hrift „Konkret. Diese 
hatte bereits in der Ausgabe vom 
3. Mai die Hausbesetzer von der 
Hckhofstraße als „Kin paar Wilde, 


die sich Kommunisten 

und als „Wanderzirkus” di 
Voreilig 

Phiert der Putz ausblieb, 


wing den Kurzatmigen die Puste 
aur.,, Die Wilden verkrümelten sich," 


(Tatsächlich war & 
23. Mai besetzt, 
der Polizei „endlich 
wurde). 
Besonderen „Rechtssinn" bewies 
das Gericht, als es um den Vorwurf 
der Körperverletzung negen den 
Hauptangeklagten, den Jungen Ar- 
beiter KarkHeinz, ging. Ein Poll 
ist behauptet, von Karl-Heinz mit 
einer Eisenstange geschlagen worden 
zu sein. Der „Morgenpost"-otograf 
Fischer legie dem Gericht Foton 
vor, die diese Behauptung wider- 
egen (sie zeigen, daß Karl-Heinz 
keine Eisenstange trug). Der Ric 
sgte dazu nur: „Warum sollte der 
= Vielleicht habe, 
ige im 
Der An 


us bis zum 
Is es dann von 
* (21) gestürmt 


Stiefel versteckt gehabt. 
geklagte habe sich ja vor Gericht 
w „wild” aufgeführt (er rief Paro- 
len und wehrte sich gegen wine 


gewaltsame Vorführung vor Ce 
icht), daß ihm das mit der Eisen- 
stange auch zuzutrauen sei 

Die Urteile: Ein Jahr Freihelts 
strafe ohne Bewährung gegen Kart- 
Heinz, neun Monate ohne Bewäh- 
rung gegen den Schüler Dieter, 
Die anderen vier Angeklagten 
ebenfalls Schüler — erhielten zur 
Bewährung musgesatate Strafen von 
einem Monat Jugendarrent und 
side je scht Arbeits 
(im Altersheimen). 
Stadwweilgruppe St. Georg/ Hamm 
Ku/Gruppe Hamburg 


Putsch in Chile hat erneut 
Untauglichkeit rerisioni- 

‚her und reformistischer 
[onzeptionen beim Erkämpfen des 


Sosiallumun bewiesen. Nicht zum er- 
sten Mal in der Geschichte der in- 
ternationalen _ Arbeiterbewegung 
mußten die Arbeiter und das Volk 
die grausamen Konsequenzen der 
Revisionisten-Strategie (sog. „Lried- 
licher — parlamentarischer - Über“ 
sang zum Sozialismus“) tragen und 
teuer bezahlen, Nicht zum ersten 
Mal in der Geschichte der Arbeiter- 
bewegung weigert sich die „interna- 
tionale Glaubensgemeinschaft des 
Revisionismus” aus dieser erneuten 
Niederlage die richtigen Schlußfol- 
erungen zu ziehen und sich auf die 
revolutionäre Tradition der kom- 
munistischen und Arbeiterbewe- 
‚gung rückzubesinnen. Im Gegenteil 
Zur Reaktion der meisten revisioni- 
stischen „KP's“ auf die „chileni- 
sche Erfahrung“ gehört es, den alt- 
bekannten revisionistischen Laden- 
hütern noch ganz neue Blüten auf- 
zusetzen. Ein weiterer, 2.T. massi- 
ver Rechtsruck wird - soweit schon 
erkennbar - in allen wesentlichen 
westeuropäischen „KP's“ eingelei- 
iet. Die Angleichung an Politik und 
Parteien der 2. (sozialdemokrati- 
schen) Internationale macht rasante 
„Fortschritte“. Das bisher immer 
och recht stark im Munde geführ- 
te Ziel — die Erkämpfung des Sozia- 
ismus - erlahmt zusehends zugun- 
sten der Versuche, sich zu einer re- 
spektierlichen und „staatstragen- 
den“ Partei innerhalb des Systems 
bürgerlicher Politik zu mausem. 
Schon wirft das Ende dieser poli- 
isch-ideologischen Entwicklung der 
revisionistischen „KP’s" seine deut- 
lichen Schajten voraus: die Leug- 
nung des kapitalistischen Charak- 
ters des Staates (der westeuropd- 


ters des Staates (der westeuropä- 
ischen Staaten) und seiner repres- 
siven Institutionen überhaupt, der 
totale — auch in Worten — Ver- 
zicht auf den Kampf gegen diesen 
bürgerlichen Staat und statt dessen 
das eigene gemütliche Einrichten 
innerhalb desselben. 

Der hier abgedruckte Brief er- 
reichte uns aus Italien und zeigt die 
Bemühungen der dortigen revisioni- 
stischen Steuermänner der italieni- 
schen „KP“ (PCI),anhand der „chi- 
lenischen Erfahrung“ das Ruder der 
Parteipolitik noch weiter nach 
rechts zu drücken: 

Über die neue PCI-Formel 
des „historischen Kompromisses” 
war ja auch in der „Welt” zu lesen. 
Das ganze Huft darauf hinaus, daß 
man nicht einmal mehr den Sozialis- 
mus per ‚Stimmzettel (über eine 
PCI-Mehrheit) erreichen will, son- 
‚dern weit bescheidener durch Über- 
einkünfte mit den übrigen bürgeı 
chen Parteien. In Weiterführung der 
alten PCI-Pas 
die PC" geht, geht nunmehr auch 
wohl „nichts ohne die DC 


ie geheime Nachrichtenagen- 
jur „Aranco”, die in zahl- 
ichen Zonen des Landes 
tätig ist, hat eine Reihe von Mel- 
dungen über Aktionen des chileni- 
schen Widerstands verbreitet, die 
in Itallen von Genossen der Pal 
tischen Widerstandsfront über- 
bracht wurden. 

Diesen Nachrichten zufolge ope- 
rieren Formationen des Wider- 
stands bereits in weiten Teilen des 
Landes und haben damit begonnen, 
‚dem Plan des putschistischen Mili- 
tärs, Chile in kurzer Zeit zu „be 
frieden”, schwere Schläge zuzu- 


Im Gebiet von Valparaiso, wo 
die organisierte Bewegung des Wi 
derstands am stärksten int, befin- 
‚den sich Formationen der Stadt- 
nwerilla und der Landguerils, die 
vom COP (Organisiertes Komman- 
do des Volkes) geführt werden. 

Den ersteren (d.h, der Sudt 
guerilis; AK) verdankt man eine 
Reihe von Aktionen in der ganzen 
Stadt gegen die Abteilungen der 
Polizei und des Heeres, die geawun 


Die Christdemokratie (DE) ist 
für die italienischen Revisionisten 
vom Alptraum zum umworbenen 
Liebehen geworden. Natürlich ist 
las einerseits nichts wesentlich Neu- 
es, weil dies schon lange sowohl in 
der Logik als auch in der konkreten 
Propaganda der hiesigen Revisioni« 
sten gelegen hat. Dennoch muß man 
andererseits schen, daß es sehr wohl 
eine Weiterentwicklung im Rahmen 
eines umfassend ausgebildeten revi- 
sionistischen Systems darstellt, hin 
zum plattesten Sozialdemokratis - 
mus. 

Vor einigen Tagen hat Berlinguer 
(ein Führer der PCI) auf einer Ver- 
anstaltung der PCIJugendorganisati- 

1er m Bologna (vor ca 50.000 Ju 
Igendlichen) emphatisch erklärt 
die Parole „Vereinigt die Arbeiter 
gegen die DC” ein typisches „Bei- 
spiel für eine extremistische Plirase- 
logie” sei. Soweit ist es also, daß 
die Einheit der Arbeiter nach PCI- 

Meinung schon nicht einmal mehr 
gegen die stärkste reaktionäre Par- 
tei in Italien geführt werden darf 
Gegen den bürgerlichen Staat in sch 
ner Gesamtheit natürlich ohnehin 
nicht. Gott bewahre die Arbeiter 
vor solchem Frevel! Die unerbittli- 
che Gegnerschaft zur DC würde 
nach den Ausführungen Berlinguers 
in Bologna die „Spaltung des Lan- 
des (1) und des Staates (1!) in 
zwei Blöcke” bedeuten! 

Über etwaigen Widerstand gegen 
die neuerlichen Husarennitte der 
PCI-Führung innerhalb der Partei 
ist (mir zumindest) bislang nichts. 
Konkretes bekannt. Allerdings las- 
sen soeinige recht gewundene „Leit- 
artikel” (2.B. vom schon bekannten 
Pajetta) in „L’Unitä” darauf schlie- 
Sen, daß die PCI-Führung durchaus 
mit. gewissen Schwierigkeiten beim 
Verkauf ihrer faulen Ware auch an 


Joyal“ sei, daß sie be- 
‚eng mit den 
schen Traditionen verknüpft” sei 


usw.usf. Das scheint mittlerweile. 
zu einer Art besonderem „saziall- 
stischen Wettbewerb” unter den Ro- 
vislonisten geworden zu sein, wer 
„seine” Armee mit den reichhaltig- 
sten Lorbeeren zu verschen ver- 
steht. Natürlich wird man auch im- 
mer hören, daß diejenigen, die der- 
artige Tiraden nicht mitzumachen 
bereit sind, nicht „differenzieren“ 
können, daß sie „dogmatisch” sind; 
daß se nicht begriffen haben, daß 
man (wie Lenin richtig sagte) 
„selbst den geringsten Riß im Lager 
der Bourgeoiie ausnutzen" muß, 

Was das letztere betrifft, so.han- 
delt es sich im Zusammenhang der 
revisionistischen Argumentation um 
nichts geringers, als um eine Fäl- 
schung — wie jeder weiß, der Le- 
ins Ausführungen darüber nicht 
nur bruchstückhaft und entstellt 
kennt. Lenin hat davon bekanntlich 
in seiner Schrift über den „Links 
radikalismus” gesprochen, und zwar 
in der Hinsicht, daß man dies tun 
muß, um die Massen gegen die Bour- 
geoisie zu gewinnen, um gleichzeitig 
die Kraft der Massen zu erhöhen 
und die ihrer Gegner zu schwächen. 
Bei den Revisionisten dient dies 
(besonders hier in Italien, wie man 
sicht) dazu, die Massen an allerlei 
getarnte und ungetarnte Feinde aus 
Zuliefern: hier benutzt man die Me- 
thode, die „kleinen Risse” im Lager 
der Bourgeoisie mit Triumphge- 
schrei_ herauszustreichen und den 
wahrhaft „großen Riß” zwischen der 
Arbeiterklasse und dem ten 
Bürgerlichen Lager klammheimlich 
unfer den Teppich zu kehren. Das 
ist die Formel des „historischen 
‚Kompromisses” (für die insbeson- 


ten, daß die Armee mit der „demo- 
krtischen Republik“ durch ein 
„Band der Treue, der Würde und 
der Ehre” verknüpft sei, daß die Ar 
‚mee die „Jegitime Erbin des Risorgi- 
menıo” (Kämpfe zur Einheit Italiens 
im vorigen Jahrhundert) sei usw.usf 
Das sind zwei Zitate aus „L’Unitä” 
vom 4. November — dem Tag. der 
von der Bourgeoisie in Italien als. 
„Armee-Feiertag” begangen wird, 
mit Aufmärschen und. ähnlichen 
Provokationen. Die „Unitä”" hat da- 
zu am 4. November (neben anderen 
diesem Tag gewidmeten Artikeln) 
eine Erklärung des ZK der PCI ver- 
öffentlicht, die eine Begrüßung an 
die Soldaten zu „ihrem” Feiertag 
st. 

Kein Wort über die,Eunksiom, 
und Rolle der Armee als Herr- 
schaftsinstrment der Bourgeoisie 
in all den seitenlangen Berichten! 
Stattdessen wird am folgenden Tag, 
am 5. November, die Fallschirm- 
‚ägereinheit‘ aus Pisa noch mit ei 
nem besonderen Lob auf ihre „de- 
mokratische Gesinnung” bedacl 
Nicht mur in Frankreich, sondern 
auch in Italien gehören die Fall- 
chirmjäger zu den reaktionärsten 
und am meisten auf die Verteidi- 
gung der bürgerlichen Ordnung ein- 
geschworenen Teilen des Militärs. 
Zu den Fallschirmjägern aus Pisa 
wäre insbesondere noch zu erwäh- 
nen, daß sie sich gerade vor wenk- 
gen Monaten durch eine brutale 
Verfolgung und Knüppelung einer 
Demonstration in Pisa hervorgetan 
haben; doch die PCI erachtet dies 
(natürlich) nicht als erwähnenswert. 

Dagegen hat z.B. ein pazifisti- 
sches Komitee sich nicht gescheut, 
in diesem Jahr wieder einen gei- 


serwände zu kleben, der ihnen be- 
reits im letzten Jahr Verbot und ge- 
sichtliche Verfolgung einbrachte. 
Auf diesem Text it die angel 
lich „demokratische Tradition” der 
italienischen Armee anhand historr 
scher Beispiele aufgeführt: ihre 
Überfälle auf andere Länder zu Be- 
‚ginn des 1. Weltkrieges, ihr Stllhal- 
ten. bei der Machtübernahme. des 
Faschismus, _ ihr imperialistischer 
Feldzug gegen Abessinien, ihre Teil- 
nahme an der Seite des deutschen 
Faschismus im 2. Weltkrieg, ihr 
schnell verflogener „Widerstand” 
der Nazi-Truppen in "Italien 1943 
usw. 
In den Augen solcher Typen wie 
Co. muß dieses Plakat 


damit erneut die Represion der 
bürgerlichen Justiz in Kauf nahm 
(der Text war bis auf die Hinzufü- 
gung des chilenischen Militärput- 
sches innerhalb der Aufzählung in- 
ternationaler Militärverbrechen des 
Imperialismus gegenüber dem Vor- 
jahr unverändert), bereits als eine 
„Provokation” erscheinen. 

Die Faschisten haben übrigens 
auch in Italien ihre terroristischen 
Umtriebe verstärkt. In der letzten, 
Woche wurden allein vier Genossen 
von Faschisten _ niedergestochen, 
zwei in Monza und zwei in Mailand. 
Alle vier liegen schwer verletzt im 
Krankenhaus. Die ersten dieser 
Mordversuche waren die beiden in 
Monza. In Mailand fand daraufhin 
eine Protestdemonsträtion am 31. 
Oktober statt: Am gleichen Tag 
hielten dann Faschisten einen Wa- 
‚gen von Genossen in Mailand an 
und stachen einen Schülergenomen 
von „Lotta Continua” nieder (die 


Verkauf ihrer faulen Ware auch an 
die eigenen Genossen rechnet. 
Umworben wird im übrigen nicht 
nur die DC, sondern auch das itali- 
enische Militär. Dies darf man eben- 
falls als eine der wesentlichsten revi- 
sionistischen „Lehren” aus der chi- 
lenischen Entwicklung verstehen , 
‚daß man sich dem bürgerlichen Mi- 
itär gegenüber noch gutmütiger, de- 
mütiger, verzichtbereiter und wer 
weiß was sonst noch verhälten muß. 
Der chilenische Militärputsch muß 
‚den italienischen Revisionisten of- 
fenbar eine alte christliche „Ethik” 
wieder voll zu Bewußtsein geführt 
haben: Wenn du auf die eine Bak- 
ke geschlagen wirst, dann halte auch 
die andere hin! Oder: Wenn die chi- 
Tenischen Arbeiter für die Illusionen 
ihrer” Reformisten und Revisionk 
Sten so teuer bezahlen mußten, wa- 
rum sollten es dann nicht auch die 
italienischen Arbeiter ebenso dür- 
fen?! 
Natürlich behaupten die revisio- 
nistischen Führer, daß die jeweilige 
Armee ihres jeweiligen Landes 


Truppen verteidigt 
In den Tagen von Dienstag, dem 
9, und Mittwoch, dem 10. Oktober, 
wurden Marineeinheiten im Gebiet 
von Chorillos und II Salto, in der 
Nähe von Vina del Mar, angegriffen, 
In den ländlichen Zonen der 
Provinz ist die Situation ähnlich. 
Hier operieren Formationen des WI- 
derstands im Sektor der Küstenkor- 
dilleren, von Süden nach Norden, 
und hindern das Militär daran, in 
‚die Berge vorzudringen. Die einzi- 
ge repressive Maßnahme, die es den 
Polizeitruppen in dieser Zone durch: 
zuführen gelingt, ist die Kontrolle 
der Autobusreisenden zwischen San- 
tiago und Valparaiso. 
Eine Kompanie des Regiments 
N. 2 Maipo” wurde 30 km von 
Valparaiso entfernt angegriffen und 
gerwungen, sich zurückzuziehen, 
nachdem alle Waffen den Guerille- 
vos übergeben worden waren 
In der Gebirgszone der Provinz 
von Curico und Talca operiert eine 
GuerillaGruppe, die sich aus 
Bauern, ehemaligen Mitgliedern und 
‚Funktionären der Unidad-Popular- 
Regierung und Deyertierten der Ar 
mee zusammensatat, und die seit 
‚den ersten Tagen nach dem Putsch 


diese Region in der Hand hat. Kürzs 


lich hat die Armee 60 Männer in 
diese Zone geschickt, die versuchen 


Kompromisses" (für die insbeson 
dere natürlich auch der Hinweis auf 
Lenins Polemik gegen die prinzipiel- 
len Gegner eines jeden Kompromis- 
ses nicht fehlt. 

war dabei, etwas zum Vi 
hältnis der PCI zur italienischen Ar- 
mee zu sagen. Der Vorwurf gegen- 
über den Revolutionären, daß siej 
nicht „differenzieren“ könnten, 
ruht auf rein bürgerlicher Soziologie, 
Für die italienischen Revisionisten 
(wie für die gesamte internationale 
Glaubensgemeinschaft des Reyisio- 
nismus) ist die Armee zu allererst 
(und eigentlich müßte man schon 
fast sagen: ausschließlich) ein sozia- 
er Korpus, der sich aus dem Volk 
rekrutiert, und der deswegen auch 
kein Feind des Volkes sein kann. ı 
Der Hinweis darauf, daß die Sulda- 
ten in ihrer großen Mehrheit Söhne 
der Arbeiterklasse und anderer mit 
der Arbeiterklasse bündnisfähiger 
Schichten sind, gehört zum Stan-, 


\ dard-Vokabular der PCI. 


"Auf dieser Grundlage entfalten 
sich dann solche von der Unidad Po- 
‚ular ähnlich bekannten Absurditi- 


die Gruppe zu eliminieren; 
die Soldaten erlitten eine Niederlage 
und viele von ihnen haben darum 
gebeten, sich den Guerilleros an- 
schließen zu dürfen. 

Die Agentur „Aranco” hat auch 
darüber informiert, daß die chileni- 
sche Luftwaffe die größten Verluste 
an Kriegsmaterial hat. Bis zum 20. 
‚Oktober beliefen sich die Verluste 
auf 6 Hubschrauber, 4 Düsenflug- 
zeuge und 4 Kolbenmotorflugzeuge 
Die Hubschrauber wurden in folgen- 
den Orten zerstört: einer im Werk 
Comandari in Santiago während der 
Schlacht vom 11. September, zwei 
in der Poblacion „Jos£ Marla Caro”, 
einer im Hafengebiet von Amtofa- 
gasta und zwei im Landgebiet von 
Temuco, Vier Jagdbomber Hawker- 
Hunter Wurden zwischen dem I1, 
und 14, September auf ihrer sige- 
nen Basis in Cerillos von Soldäten, 
die von der FACH (chilen. Luftwaf- 

AK) desertiert waren, am Bo + 
den zerstört. Ein Aufklärungsflug- 
zeug wurde in der Poblacon „La 
Legua” durch Kartätschenfeuer 
stört und drei Kolbenmotorflug- 
zeuge im erg: und Waldgebiet in 
den Provinzen Valdirb und Temuco, 

Diese Verluste machen ca. 28 % 
des Geräts der kleinen Luftwaffe 

hiles aus 
übersetzt, aus 
9.11.1933 


„Lotta Contin 


u) a 
Ro Be) nsop\ Di 
2 RR Macoe! 1 wos 


[Folgende Sonder-Broschüren haben wir in unserem Angebot 


Zum Nahost-Problem . 
Nachdruck ausgewählter Artikel aus dem ARBEITER- 
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Der Metallarbeiter-Streik in Schleswig-Holstein 1956/87 

'n ausführliche Analyse der Flensburger KB-Gruppe 


jer Austeitiserklärung der 


16 Seiten 


Amis raus aus Indochinat 

Nachdruck von KB-Ansprachen, ARBEITERKAMPF-Arti- 
kein und wichtigen Dokumenten (z.B. die Erklärung der 
DRV zum „Neun-Punkte-Abkommen" .4.) 


2, erweiterte Auflage, 26 Selten .«, 


Frieden in Vietnam? 

Die Entwicklung in Vietnam vor und nach dem „‚Waffenstill- 
stand“ und ihre Widerspiegelung In der bürgerlichen Presseı 
Westdeutschlands (der rechts-bürgerlichen und der sozialde- 
mokratischen) 
44 Seiten... Ä 
Von Pineili zu Feltrinelli, politischer Mord in Italien 

In einer präzisen politischen Analyse wird die kapitalistische 
„Strategie der Bomben, der Provokation und Bespitzelung, 
des geplanten politischen Mordes und Einsatzes faschistischer 
Kommandos“ im Kampf gegen die kommunistische und Ar- 
beiterbewegung am Beispiel Italien enlhällt: 


44 Seiten ...- 


Wohnungsprobleme in Westdeutschland 

Nachdruck ausgewählter Texte aus dem ARBEITER- 
KAMPF seit März "72 

3. erweiterte Auflage, 40 Seiten (Kleinformat) 

eine 4. erweiterte Auflage wird vorbereitet) 


Die Emanzipation der Frau in Palkstina 


|Von uns kommentierte und übersetzte Propaganda-Broschüre 
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Interview mit einem 


italienischen Genossen über Chile 


Der folgende Text ist die Übersetzung eines Interviews der italienischen 
‚kommunistischen Zeitung „Avanguardia operaia” (12.10.73) mit dem 
Genossen Saverio Tutino, der sich nach dem faschistischen Putsch in 
Chile aufgehalten hatte. Der Genome Tutino nahm während des II. Welt- 
kriegs als politischer Kommimar einer Partisanen-Brigade am äh 
‚ischen Kurıpf den Iallenischen Volkes teil. Später war er K 


nid" (Zeitung der reriionistischen italienischen KF) zuerst in 


Par dumm m ma. Aus dem Interview geht hervor, daß der Genosse 
nicht frei ist von emotionalen Bindungen an die rerisionistische Partei, 
‚obwohl er deren Politik — speziell auch in Chile — kritisiert. 

Das Interview ist leicht gekürzt, insbesondere um einen längeren Abschnitt 
am Schluß, in dem Genosse Tutino seine Einschätzung der Perspektive 
des antifaschistischen Widerstands in Chile erläutert: 

er schließt einen raschen Erfolg des bewaffneten Kampfes alı illusorisch 


aus. Er lehnt jedoch die Auffassung der chilenischen „Ki 


ab, überhaupt 


‚den bewaffneten Kampf einzustellen und auf einen Generalstreik zu orien- 
tieren. Stattdessen erklärt er die Verbindung von Massenkampf und bewaff- 
netem Kampf unter einer einheitlichen Führung für notwendig. 


Das Interview fand am 6.10.73 


it. 


FF: Wie hat sich mach deinen 
Feststellungen das Volk, das Prole- 
tarlat gegenüber dem Putsch ver- 
halten? 

AR Die Männer und Frauen, vor 
allem die Frauen, die ich vor dem 
Nationalstadion in Santiago (Anm 
das Stadion war von den Putschisten 
in ein KZ verwandelt worden) traf 
und mit denen ich sprach, sind ein 
besonders klarer Beweis für die Ge- 
fühle und Gedanken des chilenischen. 
Volkes. Diese Frauen. haben vor ak- 
Iem_ einen Grundgedanken immer 
wieder betont: der tiefe Haß, der 
entstanden ist, den es vorher viel- 
leicht gar nicht gab, und der jetzt 
jedenfalls stärker als vorher ist. Die- 
so ausdrückliche Manifestation 
des Hasses gegen jene, die in Chile 
die Gewalt entfesselten, hat auch 
gar nichts mit Angst zu tun, sondern 
im Gegenteil mit Entschlossenheit, 
Zuversicht. in den Ausweg, in die 
Wiederaufnahme des Kampfes, in 
die gemeinsame Solidarität. Es gab 
nicht einmal Furcht gegenüber dem 
Schrecklichen der gesehenen Dinge. 

ine europäische Genossin, die eine 
it unter den Bombenangriffen 
in der poblacion „Ho tschminh“ 


iacht unter den Bombenangriffen 
in der poblacion „Ho tschi-minh“ 
verbrachte, hat versucht, mir die 
Haltung der Menschen zu beschrei- 
ben, während die Hütten zusammen- 
fielen und die Häuser brannten; sie 
vermittelte mir das Bild einer Be- 
völkerung, die nicht verängstigt war, 
sondern vor allem überrascht und 
bestürzt gegenüber einer Tatsache, 
die man erwartet hätte, aber nicht 
in dieser Weise, mit dieser Grausam- 
keit 

Die erste Nacht war der Beschuß 
ununterbrochen, ohne für eine Stun- 
de aufzuhören, eine wahre Schläch- 
terei gegen eine unbewaffnete Be- 
völkerung. Von dieser Situation muß 
man ausgehen, um zu unterstrei- 
chen, daß das Volk, das Proletariat 
der poblaciones, das vorausschbar 
alserstes im Fall eines Putsches ange- 
griffen werden würde, praktisch waf- 
fenlos war. Sehr wenige Waffen, we- 
nige Fälle wirksamen Widerstands, 
Der Widerstand organisierte. sich 
spontan, selbst die comandos comu- 
nales hatten keinen. planmäi 
Widerstand organisiert. Oder wenn 


sie ihn organisiert hatten — die co- 


n TERIER ze 


in Monza waren offenbar auch von 
„Lotta Continua”). Am nächsten 
‘Tag wurde dann der vierte Genosse 
in Mailand überfallen und mit Mes- 
serstichen schwer verletzt. Bei der 
Protestdemonstration am 31. Ok- 
tober in Mailand hatten auch einige 
Betriebsräte aus Mailänder Fabriken 
Protesterklärungen verlesen lassen 
= und das ungeheaerliche Ist» nach. 
‚der Meldung von L.C. hatten Funk- 
tlonäre der PCI die Abfassung die- 
ser Erklärungen in den Betrieben 
zu verhindern versucht! 

ei Montedison in Porto Mar- 
shera (bei Venedig) sind in den 
letzten Wochen über 200 Arbeiter 
mit Vergiftungen in Krankenhäuser 
eingeliefert worden, Es hat Protest 
aktionen gegeben, ohne daß alle 
dings bislang etwas zur Verbesse 
rung der gesundheitsruinierdneden 
‚Arbeitsbedingungen in diesem größ- 
ten Chemie-Werk erreicht werden 
konnte...” (6.11.1973) 


mandos, die Industriecordones, oder 
die bewaffneten Abteilungen der 
Parteien oder Bewegungen, die sich 
auf den Waffeneinsatz vorbereiteten 
‚dann hatten sie das getan, indem 
sie auf zwei Drehpunkte setzten, die 
dann am Tage des Putsches fehlten: 
die Möglichkeit, daß die CUT (Anm. 
die Gewerkschaft; besonders groß ist 
dort der Einfluß der revisionisti 
schen „KP“ gewesen) und die Kom- 
munistische Partei Anweisungen 
zum frontalen bewaffneten Straßen- 
kampf gegen die Putschisten geben 
würden, und als Gipfel die Möglich- 
keit, daß Teile- des Heeres und der 
Polizei (carabinieros) gemeinsame 
Sache mit den Volkskräften machen 
könnten. Aber die Kommunisten 
(Anım.: gemeint ist die „KP") hatten 
ihre Militarisierung im letzten Monat 
vor dem Putsch und ihre kurze Be- 
mühung, die Genossen vorzubereiten 
(sie machten drei Tage militärische 
Ausbildung in den Sektionen) als 
als zweite Verteidigungslinie verstan- 
den, falls die erste scheitern würde, 
d.h. das Abkommen mit den Christ- 
demokraten, unter der Annahme, 
daß ein Teil des Heeres sich mit den 
Volkskräften vereinigen und dem 


Kraft oder die Möglichkeit dazu ge- 
habt hätten, dann hätten sich auch 
die kleineren Bewegungen zurückge- 
zogen. 

Das ist dann auch wirklich so 
passiert. Der MIR hat den Rückzug 
angeordnet. Von kommunistischer 
Seite hat man sich vor allem bemüht, 
die natürlichen Kontakte an der Ba- 
sis zu halten. Die Basis der Kommu- 
nistischen Partei funktioniert in 
Richtung der Aufrechterhaltung des 
vor dem Putsch bestehenden Netzes 
gegenüber den Massakern und Hin- 
| richtungen, um mit den Volksmas- 
| sen verbunden zu bleiben, um auch 
unter illegalen Bedingungen ein ge- 
wisses Parteileben aufrecht zu erhal- 
ten. Die anderen kleineren Kräfte, 
und selbst die Sozialistische Partei, 
die bei den Wahlen stark ist, aber 
isch schwach, enlschie- 
h für den Rückzug, um mög 
ichst schnell eın Netz des bewaffne 
ten Widerstands aufzubauen. 


Miqusl Enriquez, 
Generalsekretär der MIR 


7 TTommanme; 
‚daß ein Teil des Heeres sich mit de: 
Volkskräften vereinigen und dem 
Volk Waffen geben würde. Man muß 
daran erinnern, daß der bei weitem 
stärkste, ausgedehnteste, breiteste, 
deutlichste und am meisten prolet 
fische Organismus Chiles die Kom- 
munistische Partei ist; sie verfügt 
über ein Ne heute im Moment 
der Soldariiät, der gegenseitigen 
Hilfe in den poblaciones nicht zer- 
brochen ist, sondern aktiv funktio- 
niert. Dies wurde mir von jemand 
berichtet, der steis eher die Ideen 
‚des MIR als die der KP unterstützt 
hat, und der in diesen Tagen in en- 
‚gem Kontakt mit dem Volk der po- 
blaciones lebend diese politische 
Präsenz vermerkte, ohne Kontakt 
mit der Führung, ohne Anweisungen 
der Führung, ohne Orientierungen, 
und der daher selbständig handelt 


F.: Wie verhielt sich die KP im 
Moment des Putsches? 

A.: Das ist nicht leicht zu beur- 
teilen, aber in gewissem Sinn muß es 
einen Fehler gegeben haben: die An- 
weisung, an den jeweiligen Arbeits- 
platz zu gehen und ihn zu besetzen, 
von der CUT am Morgen des Put- 
sches wiederholt, Ist sicher einer der 
Gründe für die Massaker gewesen, 
zu denen es in den Fabriken kam. 
Von den Positionen der KP hing 
zum guten Teil das Verhalten der 
anderen politischen Kräfte ab. Ein 
Genowe, der mit einem Führer des 
MIR zwei Tage vor dem Putsch ge- 
sprochen hatte, hatte erfahren, daß 
der MIR, die FAR (Anm.: ein Teil 
der Sozialistischen Partei, auf den 
jm Interview. später noch eingegan- 
‚gen wird) und die Linkschristen sich, 
bereits entschieden hatten, n u r 
da mm gegen die Putschisten auf 
die Straße zu gehen, wenn die KP 
die Waffen verteilen würde, die sie 
(wie mancher annahm) vom Heer 
erhalten hatte, und wenn sie ange- 
ordnet hätte, sich In den Fabriken 
zu sammeln, um zur Aktion überzu- 
gehen. Wenn die KP ihren eigenen 
Militanten die Anweisung gegeben 
hätte, gegen die Putschisten Front 
zu mächen, dann wären auch die im 
Vergleich zur KP kleineren Bewe- 
gungen auf die Straße gegangen; 
wenn die KR und die CUT nicht die 


Miguel Enriquez, 


Generalsekretär der MIR 

F.: Welches sind die politischen 
Kräfte und die Basis-Organismen, 
die sich auf einen bewaffneten Wi 
derstand vorbereiteten? 

A.: Im Wesentlichen die Cordo- 
nes industriales, wo der MIR einen 
großen Einfluß hatte, und die co- 
mandos comunales;das sind Masıcn- 
Organismen, in den vor allem der 
MIR, Sozialisten und kommunisti- 
sche Elemente Einfluß hatten, die 
sich der Notwendigkeit bewußt wa- 
ten, zusammen mit den anderen zu 
handeln, vor allem Gewerkschafter 
Was die Parteien angeht, so beziehe 
ich mich auf einen linken Flügel der 
Sozialistischen Partei, der jedoch 
nicht von Altamirano geführt wurde 
(Anm.: Altamirano ist Führer der 
Sozialistischen Partei; er scheint zu 
den Linken innerhalb der UP zu ge- 
hören); dieser Flügel war organisiert 
in den FAR (Bewaffnete Revolutio- 
näre Kräfte), von denen einer der 
Führer vor einigen Tagen verhaftet 
wurde, der Genosse Enriquez, Au- 
Berdem gab es die bewaffneten Grup- 
pen des MIR. In Santiago scheinen 
mir die bewaffneten Sozialisten der 
FAR besser organisiert gewesen zu 
sein als die Gruppen des MIR. Der 
Der MIR hatte nicht - wie allgemein 
angenommen wird — ausschließlich 
bewaffnete Gruppen vorbereitet, er 
widmete sich nicht speziell der Aus- 
bildung in Guerilla-Taktik; er hatte 
vielmehr einen weiten Kreis gesell- 
schaftlicher Aktivitäten. Und wenn 
er als Partei aus einem engen Kern 
von Personen besiänd, so hatte er 
doch als Massenbewegung Einfluß 
an verschiedenen Arbeitsfronten, 
von den cordones des Industriepro- 
zu den Organisationen 
‚der pobladores (Subproletariat), zu 
Organismen gesellschaftlicher Ar 
beit, die der MIR in einer Weise in 
‚Gang brachte, die ein Experiment 
von historischer Bedeutung darstellt, 
Zum erstenmal gab es in Lateiname- 


rika - und vielleicht in der Dritten 
Welt überhaupt — eine spezielle Ar 
beit mit positiven Kngebnissen unter 


den „Randschichten" der Bevölke- 
rung, die das typische Subproletar 


ver Städte im Süden (Anm. : in Italı 
en). 

F.: Welchen Charakter hatte der 
erste Widerstand gegen den Putsch? 

A.: Nicht jeder Widerstand war 
spontan. Und auch dieser wurde von 
‚den Arbeitern organinert, indem sie 
unter sich eine neue Einheit an der 
Basis schafften zwischen Sozialisten, 
Kommunisten und MIR-Leuten. 
‚Aber en gab nur wenige Fälle, wo der 
Widerstand vorher organisiert 
und geplant war und wo er so wie 
geplant durchgeführt wurde. Ich er 
wähne zwei Fälle, der eine siegreich, 
‚der andere gescheitert. Der erste ist 
der Widerstand der Arbeiter der Fa- 
brik« SUMAR — eine der größten 
Chiles — im cordon industriale von 
Vickuna Mackena, in Santiago, auf 
der Grundlage eines Plans, der vor 
allem unter dem Einfluß der FAR 
mit: Unterstützung der MIR, der 
Kommunisten und der Linkskatholi 
ken vorher aufgestellt worden war. 
Am Tage des Putsches blieben nur 
wenige Arbeiter im Inneren der Fa 
brik zurück; und als dann die Armee 

wie in allen anderen Fabriken 
das Werk umzingelte und zum An- 
griff überging, um die Arbeiter fest 
zunehmen, abzuschlachten, zu dezi- 
mieren, wie sie es überall getan hat 
te, da wurde sie ihrerseits von den 
bewaffneten Gruppen des Wider 
stands eingekreist und von hinten 
angegriffen, wobei sie eine schwere 
Niederlage erlitt. Mancher sagte, daß 
die Armee bei SUMAR tausend To- 
Te hatte. (Anm.: das steht etwas im 
Widerspruch zu früheren, auch im 
AK aufgenommenen Berichten, daß 
in der von den Arbeitern beseizten 
Fabrik SUMAR 500 Arbeiter von 
den Militärs getötet wurden) 

Der andere Fall repräsentiert ty 
pisch den Fehler.einer Besetzung 
ohne Waffen, das ist die technische. 
Universität von Santiago, eine Volks- 

die von Arbeiterstuden- 
‚ndiaten, besucht wird. Die 
Studenten und der Rektor hatten 
am Tag des Putsches die Universität 
wie geplant besetzt. Aber sie hatten. 
keine Waffen, bIoß ein paar Pisto- 
Ien. Alsdie Armee sie zum Verlassen. 
der Universität aufforderte, weiger- 
en sie sich und organisierten statt- 
dessen eine permanente Besetzung. 
‚Aber während sie die Lager für die 
Nacht und Kaffee zum Aufwärmen 
machten (drinnen waren nach ver- 


ı der Vororte aller Städte der Drit 
ton Welt bilden, und 2,T, auch unse 


nude weueis Bee wre Lager tur wie. 
Nacht und Kaffee zum Aufwärmen 
machten (drinnen waren nach ver- 
schiedenen Angaben zwischen 800. 
und 1.600 Studenten) griff die Ar- 
mee ohne Ultimatum an und hielt 
die Studenten die ganze Nacht unter 
Feuer. 

Alle wurden gezwungen, sich mit 
‚dem Gesicht auf den Boden zu ke- 
gen; wer sich bewegte, wurde er- 
schossen. Die Studenten sagen, sie 
hätten allein an der technischen 
Universität etwa 600 Tote gehabt. 
Das war ein Beispiel für schlecht 
organisierten Widerstand, wo die 
Unterstützung der Waffen fehlte 


F.: Worauf gründete sich die 
Hoffnung nicht nur der UP, sondern 
auch z.T. der revolutionären Kräfte, 
# eine Spaltung der Armee und 
m Übergang eines Teils von ihr auf 
Seite des Volkes? 
A.; Allende hatte begründete Mo- 
tive, an eine solche Spaltung zu 
glauben; für ihn war der Putsch ein 
Verrat seitens der Militärs. Vor allem 
der Führer der Carabineros, Mendo- 
2a, wurde von Allende selbst in sel 
nem letzten Appell des Verrats an- 
geklagt, er sei ein Gauner niedrig- 
sten Niveaus; damit spielte er offen: 
bar auf schr präzise Abkommen an, 
die wohl mit Mendoza abgeschlos- 
sen waren, um die Treue der Carabi 
neros zur Regierung zu gar 
Sicher war es ein schwerer Fehler, 
sich überhaupt auf die Carabineros 
zu verlassen. Als sich Allende am 
Morgen des Putsches zur Moneda 
(Anm; der Präsidentenpalast) be 
gab, da tat er das in der Annahme, 
daß dieselben Carabineros, die ihn 
begleitet hatten, ihn auch vor even 
tuellen Angriffen der Armee verter 
digen würden. 


F.: Arbeiteten die Kräfte der re 
volutionären Linken in der Armee? 
A: Ja, vorallem der MIR und die 
sozialistische Linke unter den Ange- 
hörigen der Marine in Valparalso, 
Die Bemühungen richteten sich 
allem auf die Marine, weil sie 
mit den USA verbunden ist und in 
der Hand volksfeindlicher Komman- 
danten ist, Auch die Luftwaffe galt 
wenig sicher, aber in dieser Waf- 


jung war es sahr schwer, poll 
tisch einzudringen, woll sie ganı und 


gar in den USA ausgebildet, wurde, 
Das ist die technologisch am weite“ 
sten entwickelte Waffengattung, die 
mit ziemlich modernen Waffen au 
‚gerüstet ist. Dann hat die Marine eb 
ne Rekrutierungs-Basis, die nicht so 
professionell spezialistert ist wie .B. 
die Piloten der Luftwaffe, und da 
her durchlässiger für politische Ar 
beit, 

Anfang August wurden konspira- 
tive Zellen in der Marine entdeckt 
und gegen Altamirano, den MIR und 
die Linkschristen wurde ein Prozeß 
eingeleitet, weil sie diese Arbeit in 
Gang gebracht hätten. Der Prozeß. 
gegen Altamirano, um ihm die parla- 
mentarische Immunität zu entzie- 
hen und ihn einer verfassungswidr‘ 
gen Handlung anzuklagen, sollte ge- 
rade in der Woche des Putsches in 
Valparaiso stattfinden. Daher waren 
in Valparaiso viele Führer des MIR 
und der Linkschristen versammelt, 
die dann den Putschisten harten Wi- 
derstand leisteten. Der Widerstand 
in Valparaiso hält trotz der Dezimie- 
rungen und Razzien in der Stadt 
und den Bergen der Umgebung an. 


F.: Welche Ebenen des Wider 
stands konntest du feststellen? 

A.: Ich traf zufällig auf der Stra- 
ße einen sozialistischen Genossen 
von der FAR, den ich seit längerem 
kannte, Dieser sagte mir zwei wich- 
tige Dinge: erstens, daß nach Infor- 
mationen von Genossen aus dem 
Süden die Razzien der Armee darauf 
abzielen, „den Fischen das Wasser 
wegzunchmen“ — wie die Chinesen 
sagen — d.h. die indianischen Ba 
ern (Araucanos) abzuschlachten, die 
die potentielle Basis der Guerilla 
sind. 

In dieser Zone ist viel gearbeiter 
worden, auf der Grundlage der Bo- 
denreform, aber auch darüberhinaus. 
Es gab Besetzungen von Boden und 
Großgrundbesitz schon vor der UP- 
Regierung. Dann wurden Bauernräte 
als Formen der Basismacht errichtet, 
organisiert vor allem vom MIR. In 
dieser Zone arbeitete Comandante 
Pepe, den die Putschisten ermordet 
haben. „Pepe“ war ein Genosse des. 
MIR, der eine bedeutende Arbeit un- 
ter den indianischen Bauern (mapu- 
ches) geleistet hatte. Diese Bauern 
stellen historisch ein Problem für 


Chile dar, weil sie 
sich ins nationale Leben zu integrie- 
ren — was sie unter der UP-Regie- 
Tung zu tun begannen. 

Jetzt zahlen sie mit diesem Mas- 
saker, das ein präventiver Völker“ 
mord ist, für ihr Vertrauen, für ihr 
Bemühen, in das Leben des ganzen 
Landes einzutreten, sich mit den Ar- 
beitern des Nordens zu verbinden. 
Die Junta selbst hat von „Wider- 
standsnestern“ im Süden gespro- 
chen, und wenn die Junta den Wi- 
derstand hervorhebt — wozu sie 
nicht gezwungen ist — dann sicher 
zum großen Teil deshalb, um die 
von ihnen begangenen Massaker zu 
rechtfertigen. 


Eine zweite wichtige Meldung 
ist, daß der MIR, die Linkschristen 
ton's, der linke Flügel der So- 
lie FAR und die MAPU 
m einzigen Zentralkomi, 
tee zum einheitlichen Widerstand 
zusammengeschlossen haben. Die 
Kommunisten der KP nahmen an 
dieser Führung nicht tell = zumin- 

t am Anfang, weil es nicht klar 
ob die Kommunisten an bewaff- 
neten Kampf denken oder ob sie 
noch an den Massenkampf denken, 
um so bald wie möglich einen (ene- 
ralstreik zu machen. Ex scheint bis- 
her auch nicht, daß die KP auf den 
bewaffneten Kampf orientiert ist, 
und das Fehlen einer Orientierung 
seitens der kommunistischen Füh- 
rung ist der Aspekt, der die Genos- 
sen am meisten traf, als ich dort 
war. Die aktuelle „Wöße“ der KF- 
Führung ist das Ergebnis einer Tak- 
tik, die den einzigen Weg zur Ver- 
meidung eines Putsches darin sah, 
der Politik der Christdemokraten 
möglichst große Konzemionen zu 
machen. Sie hatte dabei einerwits, 
‚die Illusion, daß os in deren Innorem 
eine Linke gäbe, die darauf aialte, 
Chile zusammen mit der KP zu 1e- 
sieren und anderersits, daß ein 
Front-Abkommen mit 
mokrsten dazu dienen 
gewaltsame Repression dei 


Torde- 
rungrDruck und die politische Or 


ganisiorung des Prolatariats, des Sub- 
proletarlats und der chilenischen 
Dauern zu zügeln, und gleichzeitig 
‚die Mittelschicht nicht noch weiter 
aufzubringen [ 
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Von einer Genosin, die die Mög 
ine dreiwöchige Rei- 
lien zu machen, er- 
wir die hier abgedruckten 
Fotos und den nachstehenden Reise- 
bericht. Klar Ist, daß die Eindrück 


Weise oberflächlich sein müssen, daß 
sich also ein Reisebericht beschrän- 
ken muß auf die Schilderung von 
Erscheinungsformen, wobei die 
wichtigen Fragen nur angerissen 
werden können. 


asilien umfaßt rund drei 

Viertel des sdamerikanlschen 

Kontinents. Etwa die Hälfte 
dos Landes, vor allem im Norden 
und Nordwesten, ist noch gar nicht 
erschlossen, Es gibt riesige Gebiete, 
wo kaum ein Mensch seinen Fuß 
hingesetzt h 

Besiedelt und zum Teil indu- 
strialiiert st hauptsächlich der K0- 
stenstreifen mit einem Hinterland 
von rund 600 km ins Land hin- 
ein, der Süden des Landes und 
die Ufer des Amazonas ein paar 
Hundert km ins Land 

Die Bevölkerung beträgt knapp 
100 Millionen Menschen. 

Über die Häfte der Brasilianer 
leben auf dem Land in unvorstell- 
barer Armut, Mehr als 50% des kul- 
tivierbaren Bodens gehört reichen 
Großgrundbesitzern. 

Die Lebenserwartung in Brasilien 
Yiegt im Durchschnitt bei 46 Jahren, 
wobei diese Zahl durch die höhere 
Lebenserwartung in den Städten 
die reale Situation für rund SO 
Millionen Menschen auf dem Land 
verzerrt wiedergibt: im Nordosten, 
ein außerordentlich trockenes, ar- 
mes Gebiet, liegt die Lebenserw. 
tung bei 27 Jahren, 20% der Kinder 
sterben noch während des ersten 
Lebenglahres, weitere 30% vor ihrem 
fünften Geburtstag. 


schwung: Die Wachstumsraten der 
brasilianischen Industrie sind die 
höchsten der Welt. „Das reale Brut- 
tosozialprodukt (der Wert aller im 
Laufe eines Jahres erzeugten Güter 
und Dienstleistungen nach Abzug 
der Inflation) erhöhte sich im letzten 
Jahr um 10,4%; in Japan ver- 
gleichsweise um 9,2, in der BRD um 
2,9%.” („Stern”, Nr. 40/73). 

Durch staatliche Steuergeschenke 
sollen die in- und ausländischen 
Kapitalisten zum Investieren ange- 
regt werden: So brauchen die Ka- 
pitalisten bis zu 50% weniger Steu- 
ern zu bezahlen, wenn sie im Norden 
‚oder Nordosten des Landes Fabriken 
bauen. D.h. diese Steuern werden, 
statt daß davon Schulen und soziale 
Einrichtungen finanziert werden, 
die dem Volk zugute kommen wi 
den, investiert, kapitalisiert — ver- 
mehren also weiter den Profit und 
Reichtum der Kapitalisten. 

Die gleichen Steuergeschenke er- 


„‚Vavella“ dicht an einer Hauptverkehrsstraße von Sao Paulo. 


Kinder in einer „Vavella” in Sao Paulo: Für richtige Schuhe reicht das Geld 


nicht mehr. 

900.000 brasilianische Kapitali- 
sten und Großgrundbesitzer ver- 
dienen zusammen mehr als 72 Mill 
‚onen Arbeiter, Arbeitslose und 
Kleinbauern. Nur rund 27 Millionen 
Brasilianer haben ein geregeltes Ein- 
kommen. Es handelt sich hierbei 
fast ausschließlich um die Bewohner 
der großen Städte, In denen die 
Arbeitslosenquoten seit einigen Jah 
ten stark gesunken sind. Auf dem 
‚üben nur die wenigsten Ar- 
. und dann melstens nur für 
wenige Monate im Jahr 

Seit dem Militärpuisch 1964 
und besonders seit ‘68 - als die 
Militärs nach großen Streiks der 
Metallarbeiter und der Ausdehnung 
der Studentenbewegung die noch 
verbliebenen demokratischen Frei 
heiten völlig aufhoben - nahm die 
Entwicklung der kapitalistischen 
Wirtschaft einen steilen Auf 


halten Kapitalisten, die in die Auf, 
forstung des Landes Geld invest 
ren, In den 20er, 30er und 40er Jal 
ren sind weite Landstriche Brasi- 
liens von den Großgrundbesitzern 
verwüstet worden: um ihre riesigen 
Kaffeplantagen (Kaffee war lange 
Zeit einer der Hauptexportartikel 
Brasiliens) anlegen zu können, brann- 
ten sie weite Waldgebiete einfach 
ab, Durch die Monokulturen laugte 
der Boden zusätzlich aus, so daß 
jetzt weite Landstriche brachliegen 

‚eine Folge kapitalistischen Raub- 
baus 

Zwar Ist es nach Gesetzverboten, 
weiterhin Wald zu roden — aber 
man erzählt sich in Brasilien, daß 
es Firmen gibt, die trotzdem Hole 
schlagen, das Holz verkaufen oder 
verarbeiten, und dann hinterher zu- 


sätzlich das Gield der Regierung ein‘ 
streichen, um das Land wieder aufs 


zuforsten! 

Ein besonderer Anreiz für das 
ausländische Kapital in Brasilien 
zu investieren, bietet folgende Be- 
stimmung: alles, was exportiert wird, 
braucht nicht versteuert zu werden! 

Niedrige Löhne und die Tatsa- 
che, daß für die Arbeiter absolutes 
Streikverbot besteht, lassen die Ka- 
pitalisten ins Schwärmen geraten. 
„Nirgendwo sonst in der Welt 


bilindustrie.” So der Direktor des 
italienischen Fiat-Konzerns Urani. 
Der „Stern” schreibt: „Ähnlich 
jubeln kann das Volkswagenwerk, 
das in Brasilien im letzten Jahr über 
300.000 Autos produzierte: Es 
braucht lediglich den — für brasili- 
anische Verhältnisse respektablen 
Durchschnittslohn von etwa 500 DM 
monatlich zu bezahlen. Seine Autos 
aber kann ‚VW do Brasil’ dank ho- 
her Zollmauer um mindestens 25% 
teurer verkaufen als in der BRD.” 
(Nr, 40/73). Mit dem „Durch - 
schnittslohn” kann nur der Durch- 
schnitt aller innerhalb der brasili 
anischen VW-Filiale gezahlten Löh- 
ne gemeint sein, denn der „Durch- 
schnittslohn” der Bevölkerung liegt 
weit unter 500 DM: Die Militärre- 
‚gierung hat vor einiger Zeit ein 
sogenanntes „salarlo_ minimo" (= 


garanvierter Mindestiohn) _ einge- 

führt, das 330 Cruzeiro beträgt, 

das sind etwa 130,- DM. Um zu et. 

fassen, was ein solcher Lohn - den 

ja auch nur die bekommen, die 

Arbeit haben, und auch nuf dann, 

wenn es vom Kapitalisten eihgehal 

ten wird — bedeutet, muß man sich 

die Preise ansehen. So kosten z.B 

1: Kilo Reis zwischen 0,80 DM und 

DM, 

schwarze Bohnen zwischen 

;0 DM und 2,80 DM 

1 Kilo Nudeln etwa 1,20 DM 

1 Kilo mittelteures Fleisch etwa 
6.40 DM, 

1. Kilo Filet etwa 9,60 DM, 

1 Packung Zigaretten (20 Stück) 

1,20 DM, 

1 Telefongespräch 0,12 DM 
1 Omnibusfabrt 0,25 DM, 
1 Liter Benzin 0,32 DM 

Wahrscheinlich wird man unge 
fähr richtig liegen, wenn man als 
Richtgröße annimmt, daß man für 
die Grundbedarfswaren etwa die 
Hälfte von dem zahlen muß, was 
se in der BRD kosten. 

ie Inflation wird offiziell mit 
12 % angegeben, beträgt aber sogar 
nach Aussage von Unternehmerkrei 
sen wesentlich mehr: wahrschein- 
lich rund 20% 

Zig Tausende von Arbeitern in 
den großen Städten wie Sao Paulo 
und Rio de Janeiro wohnen mit 
ihren Familien in den Slums, den 
sogenannten „Vavellas“, Sie haben 
sich dort aus Holz, Wellblech, selten 
aus Steinen, Häuschen. zurechtge 
zimmert, Brunnen gebohrt; fließend 
Wasser, Kanalisation und Elektrizi- 
tät gibt es dort natgrlich nicht. (Die- 
se Leute tauchen übrigens in di 


brasilianischen Statistik als „Man 
besitzer" auf!) Fast immer = vor 
allem in Rio — legen die Vavellas 


an Berghängen, dort, wo der Bau 
anderer Häuser wegen des steilen 
Geländes zu viel kosten würde, In 
der Regenzeit kommt es regelmäßig 
‚dazu, daß ganze Teile von Vavellas 
durch die Wassermassen einfach 
vom Berg gespült werden und zig 
Menschen unter sich begraben, Re- 
elmäßig gibt es Tote, Verwundete 
und Obdachlose. 

In Rio ist die Regierung dazu 
übergegangen, die Vavel 
mieren“, d.h. es werden h 
sanze Berge abgerhumt, die Hütten 


tkm Eidboden gleichgemacht und 
die Leute an den Stadtrand in ries- 
se Wohnsilos verfrachtet. Dort müs- 
sen sie dann von heute auf morgen 
Miete zahlen, finden sich in einer 
völlig fremden ungewohnten Umge- 
bung, inder Regel 20 bis 30 km von 
ihrem Arbeitsplatz entfernt. 

Der Grund für diese „Sanierung“ 
liegt wohl zum einen darin, daß der 
Baugrund benötigt wird, zum ande- 
en aber passen die Vavellas nicht 
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‚oder hau ab!" oder „Brasilien meine 
Linbei, wird man 
in den Vavellas vergeblich nach sol- 
chen Anzeigen von Begeisterung su 
chen „.. Und ein Auto zu besitzen, 
bedeutet in Brasilien, daß man zu 
‚einer Schicht gehört, der os relativ 
ut geht, 

Der Bau eines riesigen Straßen- 
netzes quer durch die Urwaldgebie- 
te am Amazonas, die „Transamazd- 
nica“, wird — ähnlich wie der Hau 
‚der Autobahnen im faschistischen 
Deutschland von der NS-Propas 
da — zum „größten Heldenepos des 
brasilianischen Volkes" und zur 
„vielleicht entscheidenden Schlacht 


Informationsdienstes" (SNI), des 
brasilianischen Geheimdienstes, Ver- 
fassungsschutzes, Terror- und Fol 
ter-Appdrates. x 

In Wahrheit dient der Bau der 
Transamazonica den in- und aus- 
Hindischen Kapitalisten, die nur auf 
die Erschließung des Amazonasge- 
bietes warten, um sich an der Aus- 
beutung der ungenutzten Boden- 
schätze zu beteiligen; 

Der „Stern“ schreibt 
„Große internationale Konzerne 
und finanzkräftige brasilianische 
Unternehmer und Großgrundbesit- 
zer werden den 3,4 Millionen Qua- 


Einer der zahlreichen Clubs der Bourgeoisie und des oberen Mittelstandes: 


zwei Swimmingpools, eine Boccia-Bahn, ei 


‚gut zum Image vom schönen Reite- 
Prospekt-Brasilien und von Rio, als 
der „eidade maravilhosa“ (der wun- 
derbaren Stadt), wie in einem schr 
bekannten Karnevalsschlager be- 
hauptet wird. Gerade Rio ist zu 
nehmend Anziehungspunkt der in- 
temationalen Touristik und da sind 
Copacabana mit Palmen und teuren 
Restaurants einerseits und Elends- 
quartiere ein paar Kilometer weiter 
andererseits ein zu krasser Wider 
spruch, 

Bei der Überdeckung und Ver 
schleierung dieser scharfen sozialen 
Widersprüche und vor allem deren 

| resellschaftlichen Ursachen sind vor 
allem zwei Dinge wichtig: 
der Nationalismus und zweil 
Kinfuß der offiziellen K 
Kirche und diverser Sekten. 

Es scheint so, als habe die von 
der Regierung betriebene massive 
Nationalismus-Propaganda ° zumin 


‚zur Schule gebracht 


dest bei bestimmten Teilen der Be- 
völkerung verfangen: so kann man 
in Sao Paulo und Rio sehr haufig 
Autoantennen Fähnchen In den 


Aufkleber 


beson. 
ders häufig bei Taxifahrer zu be 


obachten — die Nationalfahne oder 
Sprüche wie: „Brasilien verdient 
unsere Liebe'' oder „Liebe Brasilien 


Tennisplatz, Restaurant, 


dratkilometer großen Amazonasur- 

wald unter sich aufteilen. Schon 

jetzt besitzem: 

©  finanzkräfige Viehzüchter 
eine Fläche von 18 Millionen 
Hektar — ein Gebiet doppelt 
so groß wie Österreicl 

© die holländische Bruynzeel 
AG, größter Holzverarbeiter 
der Welt, 200.000 Hektar; 

© der amerikanische Mill 
Daniel Ludwig, Vichaikı 
Industrieller und Grubenbe- 
sitzer 1, Millionen Hektar, 


© die amerikanischen Holzkon- 
zerne Toyomenka, Georgia 
Pacific und Robin Hollis 
McGlohn zusammen 1,2 Mil- 


lionen Hektar) 


© der amerikanische Konzern 
Swift, Armour and King's 
Ranch, Internationaler 


Fleisch: und Konservengigant, 
kaufte 80.000 Hektar Urwald- 


Katholische Privatschulen in #inem Vorort von Sao Paulo. Die Kinder — 
vorwiegend der reichsten Familien — werden mit Auto und Chauffeur 


land und sicherte sich eine 
Option über weitere 120,000 


tern", Nr, 40/73) 


Religlösität, Sekten und Aber 
glaube sind starke Verbündete der 
herrschenden Klassen in Brasilie 
Vor allem in den Vavellan ist der 


Forts. Seite 16 
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6 ır nn ’ reiten, 


Er setzt sich zusammen 
stücken afrikanischer 
von den schwarzen Sklaven nach 
Brasilien gebracht, aus indianischen 
Mythen der brasilianischen Urein- 
wohner und der Religlon der Wei- 
Bon = des Kathollzismur 

Lenin schrieb über die Wurzel 

Religion: „In den modernen 
talistischen Staaten sind diese 
Wurzeln hauptsächlich Na 
tür... ‚Die Furcht hi ter 
erzeugt ‘, Die Furcht vor der blind 
wirkenden Macht des Kapitals, 
blind, weil ihr Wissen von den 
Volksmassen. nicht. vorausgeschen 
werden kann, und dem Proletarier 
und dem Kleineigentümer bei jedem 
Schritt ihres Lebens den ,plötzli- 
chen‘ , ‚unerwarteten‘, ‚zufälli- 
gen‘ Ruin, den Untergang, die Ver« 
wandlung in einen Bettler, einen 
Pauper, eine Prostituierte, den 
Hungertod zu bringen droht und 
auch tatsichlich bringt — das ist 
‚jene Wurzel der heutigen Religion, 
die der Materialist vor allem und 
und am meisten beachten muß, ..." 
(Über das Verhältnis der Arbeiter- 
partei zur Religion) 

Allein ın Kio gibt es weit über 
200 Macumba-Kirchen, in denen 
Medien, die in Trance gefallen sind, 
den Milgliedern der Gemeinde Rat- 
schläge erteilen. So kann man in 
Rio — aber auch in kleineren Städ- 
ten im Inneren Brasiliens — häufig. 
mitten in der Stadt am Straßenrand 
‚oder am Strand kleine Altäre aufge- 


di 


ganze «Tellergerichte mit einem 
Weinglas oder Sekt. Die Medien 
werden aufgesucht wegen Krank- 


deren Ursachen  gesellschaftlicher 
Natur sind, und deren einzige Lö 
sungsmöglichkeit im Kampf gegen 
diese gesellschaftlichen Verhältnisse 
liegt, 

Über die-Stärke und Tätigkeit 


tersuchung wenig sagen. Vor allem 
nach den großen Massenstreiks der 
‚Atbeiter und Demonstrationen der 
Studenten in den Jahren 67/68 sind 
die Militärs zu verstärkter Verfol- 
‚gung, Unterdrückung, Folterung und 
Ermordung der Linken und Kom- 
munisten übergegangen. 
Massenverhaftungen schwächten 


terrom. 80. bericht ‚die „front 
bresilien d’information“ (Informa 
tionsdienst, in der BRD herausge- 
geben von der Projektgruppe L»- 

inamerika im Rep, Centrum 
Düsseldorf) 

„Die Polizei hat in einer Raztia 
in Cinelandia, im Zentrum von Rio 
de Janeiro, einen Jungen von 13 
Jahren getötet, Der Junge, Evanir 
Barbosa Filho, verkaufte auf der 
Straße Kuchen und rannte davon, 
als die Polizei sich näherte. Der Po- 
heist Amauri Pifano Mechado zog 
‚seine Waffe und schoß auf den Jun- 
‚gen, der mit dem Viertel einer Ku 
‚gel im Nacken vor dem Kino Odeon 


starb, Das geschah‘ am 2, Januar 


Revolution außer“ 
die Reihen der ech 


‚ordentlich, Einschüchterung und 


a 


‚Sium in Sao Paulo: kein fließend Wasser, keine Kanalisation — Brunnen 
müssen auf eigene Kosten gebohrt werden. 


‚Resignation bei den sympathisie- 
‚Teilen der Bevölkerung wa- 
isch beabsichtigten Fol- 

konnte es sich Jeir 


Das Echo war so groß, daß die 
‚Presse diese Begebenheit verbreitete, 
Diese Tat isı eine von vielen: 

3. Januar: Ein zwölfjähriger Jun- 


sten, Menschen auf offener Straße 
abzuknallen. Dabei ging es gar nicht 
immer um die Verfolgung opposi- 


tioneller Menschen, sondern um die 


ei wahllose Ausweitung des Polizei- 


heiten, Streitigkeiten, 
Deahteme, 


Der palästinensische Widerstand nach dem 
Waffenstillstand in Nahost 
Wir drucken hier Teile eines Interviews nach, das die französische marxi- 


stisch-leninistische Zeitung „Lront " mit einem der PLO 
(Dachorganisation des paltlinendschen Widetsande), Grasens Bassam 


Abu Scharif, am 28, Oktober führte. 


Ense; 

Weiche Haltung würdet ihr in 
eventuellen internationalen Nahost- 
Verhandlungen einnehmen? 
Antwort: 

Das einzige, was wir akzeptieren 
würden, und wenn es uns am Ver- 
handlungstisch angeboten wird, da 
würden wir nicht nein sagen, weil 
wir nicht den Krieg um des Krieges 
willen führen — es bereitet ja auch 
keinem einen besonderen Spaß, ab- 
geknallt zu werden - das einzige, 
was wir akzeptieren würden, ist der 
‚Aufbau eines demokratischen pali- 
stinensischen Staates, d.h. die Ab- 
schaffung des zionistischen Staates. 
u (1) ... Der Waffenstillstand vom 
ZI. Oktober bestärkt uns in der 
Überasugung eines Volkskrieges 
Nach dem Waffenstillstand herrsch- 
te eine große Enttäuschung unter 

arabischen Massen und das 
t dazu bei, diese Situation reifer 
zu machen. 


Erage: 

Stellt also die verstärkte Über- 
zeugung der arabischen Massen über 
die Notweni des Volkskrie- 
ses eine neue Etappe im Nahen 
Osten dart 
Antwort; 

cher. aber man kann auch 
noch einen zweiten Schluß daraus 
ziehen: wir müssen realistisch sein, 
der Waffenstillstand ist auch eine 
neue Kraftprobe für den palästinen- 
sischen Widerstand. Durch den W 
fenstüllstand sind hier neue Bed 
gungen entstanden, worauf wir 
Rücksicht nehmen müssen, Die erste 
dieser Bedingungen ist der interna 
tionale Faktor; Seit. 6Z.und his zum... 
6, Oktober war die Möglichkeit ei 
ner friedlichen Lösung trotz. aller 
Versuche in weiter Ferne geblieben: 
Roger»Plan, 
Heute 
ist diese Möglichkeit der friedlichen 
Lösung greifbarer und wahrschein 
licher denn Je. und dies schafft eine 
sehr gefährliche Situation. für den 
palästinensischen Widersland, das 
darf man nicht leugnen. Wir müssen 
unseren Kampf dieser neuen Situn 

. Wir sind uns bewußt 
eute in eine Kuhhandel 


Phase eintreten, und das ist genau, 
was wir ablehnen. Wir lehnen jeden 
Kompromiß ab, der unsere Rechte 
nicht berücksichtigt. Unsere Ableh- 
nung drückt sich in der Weiterfüh- 
rung unseres Kampfes aus. Der Waf- 
fenstillstand betrifft uns nicht. Das 
einzige, was uns betrifft, ist die Wei- 
terführung des revolutionären 
Kampfes bis zur totalen Verwirkli- 
chung unseres Ziels, d.h. die Befrei- 
ung von ganz Palästina und nicht 
nur von dem oder dem Gebiet, das 
seit 67 besetzt ist. Es gibt jedoch ei- 
ne Frage, die auf der ganzen Welt 
gestellt wird: „Was könnt ihr Pali- 
stinenser Im Grunde genommen 
sen die Großmächte USA und Sow- 
jetunion und gegenüber Sadat tun, 
wo sie doch zu allem bereit sind, 
um eine friedliche Lösung zu erlan- 
gen? ” Unsere Antwort darauf ist 
immer die gleiche, Es ist nicht das 
erste Mal, daß der Widerstand in ei- 
nem unterentwickelten Land einem 
hochgerüsteien Feind gegenüber 
steht, Aufgrund dieser Bedingung 
hat der palästinensische Widerstand 
seit ch und je gesagt, daß das einzi- 
se Mittel, um den Widerspruch zwi 
schen den arabischen Völkern auf 
der einen Seite und dem amerikani- 
schen Imperialismus und dem inter- 
nationalen Zionismus auf der ande- 
ren Ste zu sen, der Vokabefreiungs- 
krieg ist. Gleichzeitig spielen wir na 
türlich die Wichtigkeit der Bewegung 
der arabischen Massen jetzt wäh- 
tund des Krieges nicht herunter, 
denn Im Grunde genommen kom- 
men die arabischen Soldaten auch 
aus den Massen. Wir sagen nicht, 
daß dieser Krieg nutzlos wat, wir 
Sagen nur, daß die Wirksamkeit der 
ärabischen Armeen von der Ihnen 
‚gegebenen. politischen 


Linie ab- 


t. Und dies hat sich deutlich 
während des Krioges gezeigt. Die 
Wirksamkeit ihres Kampfes ist in 


dem Maße begrenzt, wie er nicht die 

politische Orientierung hat, die wir 

für richtig halten, nämlich die dos 

Volkakriegs. Wie auch der Grad des 

Trainings, der Untschlossenheit und 

auch des Kampfwillens. des 
‚hen 8; 


chen Lösung geschwächt. 


‚ge, Fernando Antonio Pereira So- 
Pucaia, überquerte die Straße, als 
drei Bankgardisten von ihren Waf- 
fen Gebrauch machten, um eine 
Gruppe von jungen Leuten zu zer- 


Der palästinensische Widerstand 
hat zu Beginn des Krieges natürlich, 
sofort die arabische Initiative unter- 
stützt, Wir haben 
hervorragende 1ı 
wir haben alle unsere Kräfte, sowohl 
auf der militärischen wie auch auf 
der politischen Ebene, mobilisiert. 
Wir haben auch gleich zu Beginn 
des Krieges gefordert, daß dieser 
Krieg als ein langfristiger Krieg ge- 
plant werden müsse, Wenn der Krieg. 
fortgeführt worden wäre, hätten 
sich die arabischen Massen fort- 
schreitend daran beteiligt. Der Waf- 
fenstillstand schafft natürlich eine 
neue Sitmation. Wie wir bereits ge- 
sagt haben, ist der palästinensische 
Widerstand überhaupt nicht durch 
‚den Waffenstillstand betroffen, er 
hat vorher gekämpft und er wird 
auch danach weiterkämpfen. Wir 
können aber schon zwei Schlüsse 
ziehen: erstens, daß der Waffen- 
stillstand, wieer heute durchgeführt‘ 
wird, unsere Analyse, daß der Sieg 
nur durch den Volkskrieg möglich 
ist, bestärkt. ... (2) ... wie Giap ge- 
sagt hat, sind es die vielen kleinen 
Siege, die den endgültigen Sieg ni- 
herrücken lassen, Ich will einen be- 
deutenden Punkt unterstreichen, 
nämlich daß alle diese militärischen 
Operationen nicht von der gleich- 
zeitig stattfindenden politischen Ak- 
tion zu trennen sind. Wir haben, 
während wir uns gleichzeitig am 
Krieg beteiligten, auch Propaganda- 
arbeit geleistet, wir haben politische 
Arbeit unter den Massen betrieben, 
wie z.B. die Verteilung von Flug- 
blättern in den besetzten Gebieten 
‚oder Aufrufe zum Streik und zum 
passiven Widerstand usw,, mit dem 

Ziel, die Mobilisierung der Massen 
zu stärken, Die langfristige Mobil! 
sierungsarbeit ist unbedingt notwen- 
dig, denn wir haben selbst noch mie 
daran geglaubt, und wir haben such. 
‚dem Volk nie llusioneh darüber be- 
reitet, daß die Befreiung unmittel- 
bar bevorstehe, Wir haben selt 1965 
immer wieder betont, daß dies ein 
langfristiger Krieg ist, der nicht nur 
einige Tage, sondern Jahrzehnte er 
fordert, und daß die Beteiligung 
des gesamten palästinensischen Vol 
kes, der arabischen Massen und der 
Gesamtheit ‚der fortschrittlichen 
und antiimperalistischen Kräfte in 
der Welt unerläßlich dafür ist. 
Anmerkungen 

(9, (2): An diesen Snallen tahlon 
Zeiten in der „Iront rouge”, vo daß die 
vertsiebenen Satzteile unversuändlieh 
Mind, und von uns mungelannen werden 


streuen, die im Club Rosa Branca 
tanzten. Fernando wurde von einer 
Kugel in die Brust geiroffen und 
‚starb kurz darauf. 

4. Januar: In Sao Paulo starb 
der Junge Mario Correira Paz im 
Sıadrıei Sao Vicente, am Kopf ge 
troffen von der Kugel eines Polizi- 

der sich auf der Verfolgung 
eines Verdächtigen wähnte. 

5, Januar: Kine ältere Frau, Car- 
men Garcia Abltanda, wurde in Rio 
‚de Janeiro von einer Kugel am Knie 
‚getroffen, als sie auf den Bus warte- 
te, Ein Polizist hatte einen Taxifuh 
rer verhört und wollte das Problem 
mit dem Revolver lösen. 

6. Januar: Marcelo Costa Tavares 
verließ seine Wohnung, um zur Mes- 
se zu gehen. Ein Pollzelauto war auf 
Patrouille; seine Insassen schossen 
auf ein Auto, von dem sie meinten, 
es seien Revolutionäre darin. Die 
Polizisten schossen auf den jungen 
Mann und seine zwei Begleiter 
und trafen ihn am Kopf. Sie über- 
ließen es den Begleitern, sich um 
ihren Kameraden zu kümmern und 
‚flohen. Das Opfer starb kurz darauf 
am Tatort.“ (Nr. 18/71) 

Bezeichnend ist übrigens in die- 
sem Zusammenhang die Berichter- 
stattung über den faschistischen 
Militärputsch in Chile in der brasili- 
anischen Presse: sie hat eindeuf 
den Zweck der Einschüchterung. 
Im Gegensatz zur sonstigen Spär- 
lichkeit, wenn es um politische In- 

formation geht, wird der blutige 
Terror des chilenischen Militärs aus- 
führlich beschrieben und mit Fotos 
belegt, Zynisch wird der Putsch als 
„Sieg der Demokratie“ gefeiert. 

Zu der Einschüchterung und Re- 
signation großer Teile der Bevölke- 
rung kommt noch etwas anderes: 
Die wirtschaftliche Stabilisierung 
hat auch eine politische Stabilisie- 
rung nach sich gezogen. Der Auf- 


schwung hat große Teile des Klein- 


ms, aber auch kleine pri- 


In AK 35 wurden — aus Mangel an 
authentischen Quellen, die noch 
nicht vorlagen — einige Spekula- 
tionen der bürgerlichen Presse (als 
solche gekennzeichnet) über die 
Haltung der Palästinenser zu ver- 
schiedenen Fragen nach dem Wi: 
fenställstand, u.a. der Frage eines 
„PalistinenserStaates“ im Gaza- 
Streifen und im Westjordan-Land 
wiedergegeben. Das auf dieser Seite 
gedruckte Interview der Front 
Rouge“ mit einem PLO-Genossen 
soll helfen, die tatsächliche Haltung 
des palästinensischen Widerstands 
kennenzulernen. Zum selben Zweck 
drucken wir hier eine Erklärung 
aus „free palestine” vom Noveı 
ber 73 nach. „Free palestine” steht 
der PLO nahe. 


Friedensgespräche 


Die Schaffung eines paläsrinem- 
sischen Staates auf dem Westufer 
des Jordan, verbunden mit dem Ga- 
20-Streifen, wird jetzt dem paläıti- 
mensischen Volk präsentiert. Be 
richte aus Beirut besagen auch, daß 
Yaıser Arafat, der palästinensische 
‚Führer, bereit ist, an einer vorge 
schlagenen Friedenskonferenz zur 
Beilegung des Nahost-Konfikts teil 
zunehmen, 

Die Perspektive eines Westufer- 
Kleinsiauts Ist nicht neu, Sie wurde 
in den lerzten Jahren mehrmals vor 
geschlgen, Die PLO hat eine wiche | 
Lösung zurückgewiesen und . zur 
vollständigen Befreiung Pakisrinas | 
aufgerufen. Diese Entscheidung ist 
korrekt, I 

Jedoch könnten die Paltstinen- 
ver in der new entstandenen Situa 
HHon vor schwierige Entscheidungen 
gestellt werden. Wenn Ieel unter 


Privatpolizei eines Einkaufszen- 
trums in Sao Paulo: Sie sind mit 
langen Gummiknüppein bewaffnet, 
tragen Revolvergürtel, in denen al- 
lordings keine Waffen stecken. Es 
ist anzunehmen, daß sie im Schie- 
Ban ausgebildet sind und im „Not- 
fall“ auch ausgerüstet werden. Diese 
‚Art von Privatarmeen gibt es sit 
der Zeit der bewaffneten Enteig- 
nungsaktionen der Stadtguerillas 
Ende der 6Oiger Jahre. Vor jeder 
Bank, auch in Kleinstädten, steht 
ein allerdings bewaffneter Polizist. 


vileglerte Teile der Arbeiter (Fach- 
arbeiter z. B. werden überdurch- 
schnittlich gut bezahlt) auf die Seite 
‚der Kapitalisten gezogen. Das sind 
die Teile der Bevölkerung, die in ge- 
wissem Sinn mit profitieren an der 
Gewinnexplosion der brasilianischen 
Kapitalistenklasse. 

An einer genaueren Analyse der 
politischen Situation in Brasilien 
und vor allem der brasilianischen 


Linken wird gearbeit D 


amerikanischem Druck gezwungen 
würde, sich vom Westufer zuräck- 
zuziehen, müßten die Palästinenser 
als rechtmäßige Einwohner dieses 
Teils von Palistina ihre Zukunft 
entscheiden. Sie haben zu wählen. 
entweder die Rückkehr des Weıt- 
ufers an König Hussein von Jorde- 
nien zuzulassen oder die Verantwort- 
lichkeiten für die Schaffung eines 
palästinensischen Staatswesens zu 
übernehmen - auf diesem Teil ihres 
Bodens, der befreit worden it. 

Die Schaffung eines Westufer- 
Staats it nicht das Ziel der PL.O. 
Wenn jedoch die Ereignisse die Pa- 
wingen würden, dieses 
inwesen zu akzeptieren, 10 
wire das nicht unvereinbar mit den 
erklärten Zielen der PLO für die Be 
freiung des ganzen Palstine 
und die Schaffung des demokrati- 
schen Staates, 

Kine palästinensische Anwesen: 
heit bei irgendeiner Friedenskonfe- 
renz sollte nicht als Kapitulation 
ausgelegt werden. Die PLO hat das 
Recht und die Verantwortung, da: 
für zu sorgen, dafı die Stimme der 
Palästinenser gehört wird, Die pa: 
stinensische Sache vorzutragen 
und das Verhalten der Zionisten 
gegenüber den ursprünglichen Be- 
wohnern des Landes, den Paklsti- 
mensern, zu enilarven — das wi» 
ren positive Gründe für die Tell 
nahme an einer solchen Konferenz, 

Wenn die Breignisse die PLO in 
die Position bringen, den Wentufer 
Stast zu akzeptieren oder an einer 
Friedenskonferenz  teilsunehmen, 
10 werden die langfristigen Ziele 
der palästinensischen Revolution in 
Ihrem Kampf gegen den Zionimus 
und für ihre Forderung näch einem 
befreiten und einheitlichen Paldsti 
na unvenindert Meiben, " 
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ftalien: Faschistische Mordpläne gegen 1617 Personen entdeckt 


faschistischen Gruppen, die einen St: 
sichtbar geworden. 


ke Meldungen über die Entdek- 

kung des faschistischen Ver- 

stecks in Ortonovo kamen 
nur zögernd und bagatellisierend 
durch die bürgerliche Presse | 
liens. Die Waffen und die Atten- 
tatspläne (sowohl über schon durch. 
geführte als auch über noch ge- 
plante Attentat) gehörten ‚einer 
„Bande von Verzweifelten”, hieß 
&. Über die gefundene Namens- 
liste wurde zunächst nur gesagt, 
daß darauf „auch die Namen eini- 
wer Antifaschisten” stünden. Erst 
später erfuhr man mehr nebenbei, 
daß es sich dnsgesamt um eine 
Liste von 1617 Personen handelt, 
die am „Tag X" von den Faschi 
sten auf der Stelle ermordet wer 
den sollen. 

Inzwischen wurden vier Leute 
in diesem Zusammenhang verhaf- 
tet: der Arzt Gianpaolo Porta-Ca 
sucei, dem die Villa gehört, wo 
das faschistische Versteck gefun- 
den wurde; der Rechtsanwalt Gian- 
sarlo De Marchi aus Reggio; der 
Verleger Sandro Rampazzo aus Pa- 
dova und Santo Sedona, ein Fa 
schist aus Mestre. Nach einem 
fünften Faschisten wird noch ge- 
fahndet. Diese Leute sollen wegen 
des versuchten Wiederaufbaus der 
PNF, der faschistischen Partei Musso- 
linis, angeklagt werden; aber nach 
wie vor wird von der Polizei, der 
Justiz und der bürgerlichen Presse 
so getan, als handle es sich hier um 
einen kleinen und nunmehr un- 
schädlich gemachten Personenkreis. 

Tatsächlich gibt es jetzt schon 
‚mehrere Hinweise dafür, daß sich 
hinter der „XVII legione Italia”, 
wie sich die Gruppe nennt, ein 
weitgespanntes Geflecht von Ver- 
bindungen zu anderen Faschisten- 
Zentren und zu italienischen Kapi- 
talisten verbirgt. Einiges davon ist 
von der linken italienischen Zei- 


tung „Lotta Continua” in ihrer 
Ausgabe vom 14. November ent 
hüllt worden. 

Der verhaftete Rechtsanwalt De 
Mrchi ist MSI-Provinzialrat und 
besonderer Vertrauter von Almi- 
rante, dem Chef der faschistischen 
Partei MSI. Von De Marchi führen 
‚darüberhinaus Verbindungen zum 
Alt-Faschisten Junio Valerio Bor- 
shese, der 1967 die faschistische 
Organisation „Fronte Nazionale 
gründete, 1970 bereits einen Mil 
tärputsch plante (über die „‚Fronte 
Nazionale” liefen enge Kontakte 
zu Vertretern der italienischen, eng- 
lischen und nordamerikanischen 
Industrie sowie zu führenden Mili 
tärs der nischen Armee und 
der NATO), und der sich heute 
wegen eines noch bestehenden Hafı 
befehls (u.a. auch wegen der Er 
mordung von 800 Partisanen und 
Zivilisten in den letzten Kriegs 
monaten in Norditalien) in Spanien 
aufhält. Weitere Verbindungen De 
Marchis führen z.B. zum Industriel 
len Guido Canali und zum Reeder 
Alberto Camel 

Der Arzt Porta-Casucci unter 
hält Verbindungen zu den faschi 
stischen Vereinigungen „amioi delle 
forze armate” (Freunde der be 
waffneten Streitkräfte) und „elmo 
d’sccisio“ (Stahlhelm). In den 
Jahren 1968-69 hat er sich als „Lin 
ker auszugeben und in linke Grup- 
pen zu infiltrieren versucht; aber 
‚ohne Erfolg. „Lotta Continua” 
schreibt, dab Porta-Casucci auch in 


Seine wichtigsten Verbin- 
dungen wien aber die zur Gruppe 
um Freda und Vent 


länder Blutbads vom 12 
ber 1969 gehören. Padova 
der Zentren der faschistischen Ter 
rorbewegungen in Italien und hat 
auch in den Putschplänen, die in 
Ortonovo gefunden wurden, eine 
besondere Bedeutung: der „Tag X" 
sollte durch eine militärische Macht 
eroberung in Padova ausgelöst wer 
den, der die „Entfewelung eines 


Desem. 


.x” wollen die italienischen Faschisten 1617 Personen sofort er- | 
morden! Listen, in denen diese Personen namentlich aufgeführt sind, wur. 
den meben Waffen und anderen Attentatsplänen Anfang November in 
‚einer Aratvilla in Ortonovo, in der Nähe der Hafenstadt La Spezia, ge- 
funden. Ein ganzes Geflecht von Verbindungen zwischen verschiedenen 


taatsstreich vorbereiten, ist erneut 


Chaos” auf nationaler Ebene folgen 
sollte. Von der faschistischen Grup- 
pe „La Rosa dei Venti” (,„Wind- 
rose") in Padova, einer lokalen Sck- 
tion der _ „Giustizieri d'Italia” 
(„Scharfrichter Italiens”), existie- 
ren darüberhinaus mit ziemlicher 
Sicherheit enge Verbindungen zu 
Gianfranco Bertoli: dem Atten- 
täter bei einem anderen Blutbad in 
Mailand, am 15. Mai 1973 in der | 
Via Fatebenefratelli bei der Ent- 
hüllung einer Büste des erschose- 
nen Anarchistenjägers Calabresi. 
(Ein kurzer Artikel über dieses Blut- 
bad und den zunächst als „Anar- | 


chisten” bezeichneten Attentäter 
Bertoli, der in Wahrheit ein Fa- 
schist ist und hinter dem offen- | 


sichtlich imperialistische Geheim- | 
dienste stehen, findet sich im AK 
29 vom Juni 73. Nebenbei sei er- 
wähnt, daß sich in der „Sache 
Bertoli“ offensichtlich ähnliches 
anbahnt, wie schon im Zusammen- 
hang mit dem „Strage di Stato” 
vom 12. Dezember 1969: kürzlich 
wurde ein Israeli, der auf nicht 
mäber bezeichnete Weise in das 
Blutbad in der Via Fatebeneft 
telli verwickelt war, tot in seiner 
Badewanne aufgefunden. Im Zu- 
summenhang mit dem „Strage di 
Stato” hatte es eine ganze Serie 
solcher „mysteriöser Todesfälle 
gegeben, wodurch offensichtlich ge 
fährlich gewordene Zeugen und Mit- 
wisser läquidiert wurden.) 

Man kann sicher sein, daß noch 
weitere Hintergründe über die in 
Ortonovo gefundenen Attentats-, 
Mord- und Putschpläne ans Licht 
befördert werden - allerdings wohl 
kaum durch die Polizei, die Justiz 
und die bürgerliche Presse, die in 
Italien bereits auf eine reichhaltige 
Erfahrung im Vertuschen und in 
der Beseitigung schwarzer Spuren 
zurückblicken. kann. Die durchge- 


führten Verhaftungen der vier Fa 
schisten, die dieses Mal gegenüber 
anderen Fällen relativ schnell er 
folgten, sind vielmehr als der Be- 


ginn eines erneuten Versuchs. 
zusehen, eine Aufklärung über die 
faschistischen Komplotte möglichst 
schnell im Sande der vor der Öffent 
lichkeit verschlossenen Justiz ver 
laufen zu lassen. Man wird in der 
bürgerlichen Presse sehr schnell 
nichts mehr über die Verhafteten 
und über die gefundenen Faschisten. 
Pläne zu lesen finden — ebenso, wie 
(&.B.!) schon lange nichts mehr 
über Ermittlungen gegen das Fa- 
schisten-Kommando Nardi/Stefano/ 
Kiess zu hören war, das im Sep 
tember 1972 Sprengstoff und Waf- 
fen über die schweizerisch-italieni 
sche Grenze geschmuggelt hat und 
wo offensichtlich Zusammenhänge 
mit‘ der ebenfalls zunächst „Anar 
‚histen” zugeschriebenen Erschies- 
sung des Mailänder Polizeichefs 
Calabresi existieren (wir berichte- 


ten darüber im AK 23 im Novem- 
ber 1972). 
Fascl ‚he Attentate 


häufen sich 


Die terroristischen Umtriebe der 
italienischen Faschisten sind nicht 
nur Pläne für die Zukunft, so wie 
sie in der Aratvilla in Ortonovo ge- 
funden wurden. Auch dort waren 
im übrigen ja Aufzeichnungen mit 
die von bereits durchge. 
m Ättentaten stammen sol 

ohne daß bislang aber be 


in 
kannt wurde, um welche es sich 
‚dabei konkret handel. 


In der letzten Zeit vergeht jedoch. 
kaum noch ein Tag, an dem die 
Faschisten nicht Terroraktionen 
und Provokationen in irgendeinem 
Ort. durchführen. Immer häufiger 
finden sich darunter Mordversuche 
an Genossen. Konkrete Informatio- 
nen, allei der Zeit Ende Okto- 
ber/Anfang November, erhielten 
wir u.a, über folgende Fülle 

Im lombardischen Monza, wenige 
Kilometer von Malland entfernt, 


wurden nacheinander zwei Genos- 
sen von Faschisten niedergestochen 
In Mailand fand daraufhin am 
31. Oktober eine Protesidemon- 


stration statt: Am gleichen 
Abend hielten dann Faschisten 
einen Wagen von Genossen 


in Mailand an und stachen dort 
ebenfalls auf einen Schülergenossen 
von „Lotta Continus” ein. Am 
darauffolgenden Tag wurde dann 
ein weiterer Genosse in Mailand 
überfallen und-wie die vorherigen 
mit Messerstichen schwer verletzt. 
Ein weiteres Attentat wurde am 
8. November auf einen Genossen 
von „il manifesto” (ein Arbeiterde- 
kegierter) im süditalienischen Ta- 
ranto versucht. Der Genosse hatte 
bereits zehn Tage vorher einen 
Drohbrief erhalten, in dem es hieß, 
daß er seine Aktivitäten im Be- 
trieb einstellen solle, andernfalls 
würde er enthauptet. Als er dann 
am Abend des 8. November nach 
Hause kam, fand er vor seiner Haus- 
tür ein kleines Päckchen, aus dem 


alien: 


bereits Rauch quoll. Er warf das 
Päckchen sofort auf die Ieere Straße 
wo es kurz danach explodierte und 
ein Loch von 30 cm Durchmesser 
und 15 cm Tiefe riß, 

Ein weiterer Genose wurde in 
Bologna mit Messerstichen schwer 
von Faschisten verletzt. In Florenz, 
Rom und Bolzano wurden Genos- 
sen zusammengeschlagen. Die Fa- 
schisten tauchten dabei jeweils in 
größerer Zahl auf, In Rom bei- 
spielsweise. stürzten sich, rund. 20. 
mit Ketten und Stöcken bewaffne- 
te Faschisten auf einen einzelnen 
Genossen, der danach ebenfalls ins 
Krankenhaus eingeliefert werden 
mußte, 

Weitere schwere Attentate fan- 
den am 9. November in Florenz. 
statt. Faschisten wollten dort Flug- 
blätter vor der Schule Castelnuovo, 
verteilen. Als viele Schüler die An- 
nahme der faschistischen Traktate 
verweigerten, zogen die Faschisten 
plötzlich Pistolen aus ihren Taschen 
und schossen. Insgesamt wurden 


Der seltsame ‚Anarchist’ 


erhäldl. im: ARBEITERBUCH 


2 Hamburg 13 
Grindeihof 45 


Zum Thema Unterstitzung und Deckung feschisti- 
scher Banden durch Teiln des italienischen Staatsap- ‚geben. 


Eine Untersuchung der Zusammenhänge und Hinter. 
gründe um die Bombenanschläge des 12. Dezember 
1969 in Italien. Anfangs wurde versucht, die Anschlä- 
90 den „Anarchisten“ anzulasten. Inzwischen ist klar, 
daß nie auf das Konto der Faschisten gehen. Die 
Verbrechen spielen im Rahmen des Vorhabens der 
italienischen Bourgeoisie, den „heißen Herbst” 1069 
zu beenden und die Arbeiterklasse wieder in die De- 


44 Seiten 


von Pinelli 
zU Feltrinelli 


©. zehn Schüsse des Kalibers 7,09 
abgegeben. Eine Schülerin wurde 
am Hals getroffen, eine andere an 
der Schulter. 

An den Schulen in Florenz wur 
‚de daraufhin sofort für den folgen- 
den Tag ein Streik und eine De 
monstration beschlossen. Rund 
10.000 Schüler und Studenten 
nahmen an der Demonstration und 
Kundgebung gegen die faschisti 
schen Attentate teil. Die FGCI, 
die Jugendorganisation der revisio- 
nistischen „KP” Italiens, hatte sich 
übrigens gegen eine einheitliche De- 
monstration mit den revolutionären 
linken Gruppen gewandt und eine 
eigene Versammlung durchgeführt, 
zu der etwa 1.000 Teilnehmer ka‘ 
men. Ein gleiches spalterisches und 
den antifaschistischen Kampf 1- 
botierendes Vorgehen hatten die 
Revisionisten nach den Berichten 
von „Lotta Continua” auch bei der 
erwähnten Demonstration am 31 
Oktober in Mailand gezeigt. Auf 
dieser von der revolutionären Lin- 
ken organisierten Demonstration 
hatten einige Mailänder Betriebs- 
räte antifaschistische Solidarität 
klärungen verlesen lassen - was 
Funktionäre der revisionistischen 
„KPI” zuvor in den Betrieben zu 
verhindern versucht hatten. 


Die letzten Ereignisse zeigen er- 
neut: Italien ist nicht nur das Land 
in Westeuropa, wo die Arbeiterbe- 
wegung gegenwärtig am breitesten 
entwickelt ist, sondern es ist auf 
der anderen Seite auch das Land, 
wo die Gefahr des Faschismus sich 
zur Zeit am drohendsten entwik- 
kelt. Das ist aber eine Entwicklung 
des Klawenkampfs zwischen Bourge- 
oisie und Proletariat, wie sie sich 
prinzipiell in allen Ländern West- 
europas abzeichnet, und die 


ten Herangehen an die Schaffung 
von Klarheit und Einheit der Ar- 
beiterklasse im Kampf gegen Im- 


Parats haben wir im Juni 72 eine Broschüre herausge- 


fensive zu drängen, eine nicht zu unterschätzende Rol- 
Ie. Die Wachnamkeit der Arbeiterklasse hatte zur Pol: 
9, daß, dies nur „unzureichend” gelang und die Hin 
tergrunde entlarvt werden konnten. Nun versucht die 
bürgerliche Presse Italiens massiv, zumindest eine Ver- 
bindung der Organisation der bewulktesten Arbeiter 
it den Faschisten zu unterstellen, 


zu bestellen über: I. Reonis 
2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 
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tung erst gut ein Jahr im Amt 


ten sich zwei erne 


Nämlich. 
a.) Die JV-Arbeit eindeutig an d 
zichung der Lehrli 


‚ntschiedene Kritik und 


kervermatı in den Gewerksch 


der Kritiker als „Gewerkschaftsfeind: 


und Ämter in der Gewerkschaft und im Betrieb durch Arschkriecherei bei 
die sich heute noch anmaßen, diese Sachen unter sich aufzu- 
teilen. Diese Linie wurde in der JV von der SDAJ repräsentiert. 

Diese klare Frontstellung und die Tatsache, daß die erste Linie sich mehr 
und mehr unter den Lehrlingen verankerte und sich auch eine genügende 
n hierfür aussprach, während sich andererseits der 
inistischen Linie vor den Lehrlingen immer mehr 
‚naben der Wahl ihre besondere Bedeutung. 

Trotz erheblicher Einmischung, Verleumdung und Angriffe gegen einige 
alte Jugendvertreter und Kandidaten durch Ausbildungsleitung und 
Betriebsrat, nicht zuletzt auch durch die DKP/SDAJ, entschieden sich die 
Jungen Kollegen eindeutig für eine klassenkämpferische Jugendvertretung 
und erteilten damit den Abwieglern und Spaltern eine klare Abfuhr! 

Um den Hintergrund dieser Auseinandersetzung besser verstehen zu 
können, geben wir zunächst einen Abriß der Ausbildungsbedingungen auf 
der HDW und des Kampfes der Lehrlinge dagegen. Wir hoffen damit, 
den Kollegen weiterzuhelfen, die ebenfalls bemüht sind, dem Kampf der 
Arbeiterjugend und Lehrlinge gegen kapitalistische Ausbeutung und Unter- 
dröckung eine klare politische Richtung zu 


den Leute 


Anzahl von Kandidı 
Vertreter der opp« 
entlarvte und isoliert 


erfolgreich geführt werden kann. 


Statt Ausbildung: 
‚Ausbeutung, Unterdrückung 
und Disziplinierung 


Während die HDW-Bosse nach 
außen maßlos mit der angeblich 
so guten Ausbildung protzen („be- 
und modernste Ausbildungsstät- 
te Norddeutschlands!”), können 
wohl die Lehrlinge, die diese Zu- 
stände schon am eigenen Leibe er- 
st am eigenen Leibe er- 
fahren, ganze Lieder davon singen. 
@ Nicht selten kommt es vor, daß 
wenn 2.B. die Waschmaschine oder 
‚das Auto eines Ausbilders kaputt 
Lehrlinge mit der Reparatur 
(„Privatpfusch“) beauftragt wer- 
den. Wenn sie dadurch in ihrem 
Ausbildungsplan einige Wochen in 
den Rückstand geraten, bekommen 
sie auch noch schlechte Zensuren 
reingehängt. 
© Noch schlimmer sicht cs in der 
sogenannten „Ausbiklungsecke“ in 
der Kupferschmiede aus: Auf eng- 
stem Raum arbeiten hier etwa 15 
Lehrlinge so gut es geht zusammen. 
Kaputte Werkzeuge und Brenner, 
Halbdunkel, Lärm. und Gestank, 
dazu die Unerfahrenheit der jungen 
Lehrlinge, bilden allein genux Gefah. 
fen für die Gesundheit. Wenn 
schnell ein Auftrag fertig werden 
muß, die Gesellen jedoch ausgela- 
stet "ind, muß_er häufig von den 
Lehrlingen erledigt werden. Schließ- 
lich kommt noch der Obermeister 
Bachorz dazu, der die Kollegen dort 
ständig schikaniert und seine priva 
ten Sachen, wie Kannen etc. von Ih 
nen anfertigen 1. 
© Oftmals werden Lehrlinge für 
Wochen in Gewerke gesteckt, in de 
nen sie, selbst beim besten Willen, 
nicht viel mehr als Rosıklopfen ler 
non können, 
© Ein zusätzlicher betriebsbezoge- 
ner theoretischer Unterricht fand 
bisher kaum statt. 

© Die Der der Ausbildungs 

el für technische Zeichner wur- 
de bisher weilgehen einert 
(Es gibt Lehrlinge, die bis zu 400 
Mark während der Lehraelt dafür 
ausgegeben haben.) 


@ Bei den kaufmännischen Lehr 
lingen beweisen allein die Prüfungs 
ergebnisse der letzten Jahre die 


Qualität ihrer Ausbildung. Regeh 
mäßig fielen etwa die Hälfte von ih 
‚nen durch die Prüfung und konn: 
ten #0 noch zusätzlich ein halbes 
Jahr von den Kapitalisten als fa 
Kräfte zu geringem 
eingesetzt werden, 
.B. um einige Monate Ablage zu 
„Ablage“ ver 
Einordnen des 


sich die jungen Kollegen der Hamburger Groß- 
werft HDW eine neue Jugendvertretung (JV). Obwohl die 
r, war diese Neuwahl dennocı 
lich, da einige Jugendvertreter durch das Auslernen und aus persönlichen. 
‚Gründen susschieden. Von der bisherigen JV (insgesamt 5 Kollegen) 

zur Wahl, die allerdings repräsentativ für verschiedene 
‚Auffassungen über die einzuschlagende Linie in der JV-Arbeil di 


Interessen und unter breitester Einbe- 
‚entwickeln und dadurch den ärgsten Feinden der 
Arbeiterjugend, den Kapitalisten, geschlossen gegenübertreten. Gleichzeitig 
;kämpfung der sozinldemokratischen Linie der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den Kapitalisten und des Arbei- 
ten und Betriebsräten. 

Eine Politik des Taktierens, des Einzelkampfes gegenüber den Kapitali- 
n. Gleichzeitig Abwiegeln jeder Kritik der Kollegen an Betriebsrat und 
‚Gewerkschaftsführung — bis zur offenen Diffamierung und Denunziation 


Jugendverts 
erfor 


chen. 


und Erklimmung etlicher Pöstchen 


ieihen, weil er nur so 


ner Ausschnitt dessen, was hier tdg- 
ich vor sich geht, und man kann 
annehmen, daß es in den meisten 
Betrieben ähnlich oder noch schlim- 
mer zugeht. 

Daß die Lehrlinge unter diesen 
Bedingungen häufig die Lust und 
das Interesse, mit dem sie ursprüng- 
lich die Ausbildung begonnen ha- 
ben, verlieren, ist nicht verwunder- 
ich. Die Reaktion der Ausbildungs- 
leitung sieht dann so aus, daß die 
leitung sicht dann so aüs, daß die 
Kollegen nun verschärft unter Druck 
gesetzt werden: Sie werden ver- 
warnt, mit dem Rausschmiß. be- 
droht und Briefe an die Eltern wer- 
den geschickt, um in den Familien 
die Lehrlinge als besonders „faul“ 
und „unfähig“ darzustellen und so 
die Eltern gegen ihre eigenen Söhne 
und Töchter aufzubringen. Um ein 
gemeinsames Vorgehen der Eltern 
und Lehrlinge gegen die Ausbil- 
dungsmisere zu verhindern, steht 
Über die Ausbildungssituation selbst 
natürlich nichts in diesen Briefen 
drin. 

In einem Fall verfaßte die Aus- 
bildungsleitung ein  mehrseitiges 
Hetzblatt gegen drei Lehrlinge, die 
durch. häufige kleinere Rangeleien 
aufgefallen waren. In diesem Blatt, 
das an den Betriebsrat, die Jugend- 
vertretung, einige Ausbilder und 
die Eltern’ der Lehrlinge verschickt 
wurde, versucht die Ausbildungslel 
tung den Eindruck zu erwecken, cs 
handele sich hier um Schlägertypen. 
übelster Art und drohte, im Wieder 
holungsfalle die Kollegen durch den 
Werkschutz „betreuen“ zu lassen! 

Darüberhinaus sind Fälle bekannt 
‚den, in denen die Ausbildungs- 
ng. die Personalakten einiger 
Kollegen mit etlichen Kleinigkeiten 
vollgescheniert haben. $o waren dort 
1.B. Notizen darüber zu finden, 
Wann mal jemand auf der Werkbank 
gesessen hat, wann er eine Zigarette 
geraucht hat, ja. sogar daß man 
beim „Schwarzfahren" erwischt 
worden Ist oder mit Kreislaufstö- 
rungen beim ‚Sonn‘ war, konnte 
man dort nachlesen. Von guten Zen- 
suren, die einfach „vergessen“ wur 
den, fanz zu schweigen. 

Und schließlich hat man ja noch, 
‚wenn alle anderen erzieherischen 
Mittel nicht mehr ausreichen“, 
Iotzten „psychologische 
Prämionvereinbarung, ( 
bildungsleitung.) 

In dieser Prämienvereinban 

legt 


ngsprämie für guten 
der Berufsausbildung bekommt, Das 
macht monatlich etwa 50, bis 60, 
DM aus. Die Sache hat jedoch den 
Haken, daß die ie im Krank 
heitsfall gestrichen wird, Darüber 


hinaus sind noch ein 
gen damit verbunden, 
talistischen Willkür 

plinierung Tür und 


und 


Tor öff- 
nen. $o kann z.B. bei „grobem dis 
ziplinwidrigen Verhalten‘" oder bei 
„erheblichem Nachlassen der Lei 
stung“‘ die Prämie abgezogen wer- 
den. Die Höhe des Prämienabzugs 


wird individuell festgelegt, von 
einem aus Ausbildungsleitung, Lehr 
gesellen oder Meistern und Betriebs 
rat besetzten Ausschuß, (Betriebsrat 
dazu: „Schließlich können wir doch 
mitbestimmen!“). Wie das in der 
Praxis aussieht, wird bei HDW Kiel 
besonders deutlich: 

Lediglich etwa 25 % der Lehrlin- 
ge erhalten regelmäßig die Prämie, 
Etwa 50 % wird unregelmäßig die 
Prämie gestrichen, und 25 ® der 
Lehrlinge haben seit Monaten keine 
Prämie mehr geschen! 

Die Beschlüsse sind In allen Fäl 
len einstimmig gefaßt worden! Der 
Sinn dieser Sache ist klar: Man ver 
sucht die Lehrlinge unter verschärf- 
ten Druck zu setzen und zu spalten, 
indem man einen „Leistungsanreiz" 
schafft, um sie dann umso besser in 
der Hand zu haben. 

Seit einigen Jahren beginnen die 
Lehrlinge mehr und mehr, sich ge- 
gen derartige Mißstände zur Wehr 
zu setzen. Zunächst in kleineren 
Fragen, wie z.B. gegen das Rauch- 
verbot in der Lehrwerkstatt (alle 
Lehrlinge, ob Raucher oder Nicht- 
raucher, stellten sich mit Zigarette 
im Mund vor die Ausbildungslei- 
tung); später allerdings immer ziel- 
gerichteter und bewußter. (Das 
Rauchverbot in der Lehrwerkstatt 
diente keineswegs einer Sicherheit 
am Arbeitsplatz, sondern war eine 
reine Schikane gegen die Lehrlinge: 
In der Lehrwerkstatt gab es keine 
entflammbaren oder leicht entzünd- 
baren Stoffe.) 


Dabei spielte auch die im Sommer 
72 gewählte Jugendvertretung eine 
wichtige Rolle. Sie achtete auf die 
Einhaltung der bestehenden Ausbil- 
dungspläne und gesetzlichen Bestim- 
mungen, brachte die Forderungen 
der Lehrlinge für bessere Arbeits- 
und Ausbildungsbedingungen vor 
und bemühte sich um eine stärkere 
Beteiligung der Kollegen am gewerk 
schaftlichen Leben, Es wurden Ver 
trauensleute im Lehrlingsbereich ge- 
wählt (der bis.dahin einzige Jugend- 
liche Vertrauensmann war der Sohn 
des DR-Vorsitzenden), Jugend- und 
Lehrlingsvorsammlungen gemeinsam 
mit den Kollegen vorbereitet und die 
Diskussion um die Tarifrunden or 
Kanislert, 

Sicherlich wurden dabei: noch 
häufig Fehler gemacht. Vor allem 
wurden die Lehrlinge nicht immer 
ausreichend über alle Schritte der 
IV informiert, Hinzu kamen. die 
Auseinandensetzungen mit der Ge 
werkschaftsführung und dem Be 
triebsrat sowie die Auseinanderse 


zungen innerhalb der IV, die nicht 
Immer genügend vor und mit den 
Kollegen ausgetragen wurden. 

Dennoch konnten einige Erfolge 
erzielt, und der Kampf der Lehrlinge 
besser organisiert und zielgerichteter 
geführt werden, 

Eine besondere Bisteutung kommt 
hierbei der. Lehrlingsversammlung 
im Juni dieses Jahres zu. In zwei- 
einhalb Stunden wurden die Miß- 
stände empört angeprangert und die 
Forderungen der Lehrlinge einmötig 
vorgetragen wie: Einführung eines 
theoretischen Unterrichts für alle 
Lehrlinge; Einführung einer Umstel- 
Nungsplanung, damit man rechtzeitig 
weiß, wann man in welches Gewerk 
kommt; regelmäßige Durchführung 
von Lehrlingsversammlungen und 
Bezahlung der Fahrtkosten durch 
den Betrieb! 

Im Zusammenhang mit all den 
genannten Sauereien wurde insbe- 
sondere der Ausbildungsmeister Alt- 
hoff genannt und von den Kollegen 
heftig kritisiert. Dieser Mann zeich- 
nete auch für viele dieser Dinge per- 
sönlich verantwortlich, und er ist es 
auch, der die Lehrlinge in einer 
besonders herabwürdigenden und 
schikanösen Art und Weise behan- 
delt und dabei noch häufig genug 
seine Unkenntnis in vielen Fragen 
der Ausbildung unter Beweis stellte, 

Es war offensichtlich, wie unwohl 
diesem Mann war, als alle diese Dinge 
auf den Tisch kamen; und seine 
Versuche, sich durch Lügen und 
Verdrehungen _ herauszuwinden, 
nutzten ihm nichts, da die Lügen 
sofort als solche von den Kollegen 
entlarvt wurden. 

Allerdines bestand die Gefahr, 
daß dabei überschen wird, in wessen 
Sold dieser Mann steht. 
sind eben die Kapitalisten, 
die solche Typen brauchen, um die 
Jugendlichen frühzeitig in die Man- 
gelzu nehmen und sie an die kapita- 


listische Produktionsweise und Un 
terdrückung zu „gewöhnen“. In Alt 
hoffhaben sie da einen Mann gefun 
den, der diese Aufgabe bedingung 
os und bis zur Vollendung durch 
Aährt, 

Eine Ausbildung, ausgerichtet an 
den Interemen und Bedärfnimen der 
Arbeiterjugend, wird von den Lehr 
ingen hart erkämpft werden mis- 
son und letztendlich nur im Sorin- 
Hismus möglich sein’ 

Die Illusion, daß schon ein neuer 
Mann an der Spitze der Ausbildungs 
leitung erhebliche Verbemerungen 
für die Lehrlinge mit sich bringen 
würde, steckte durchaus noch bei 
einem gewissen Teil der Lehrlinge 
in den Köpfen uhd it auf dieker 
Versammlung nicht in genügendem 
Maße bekämpft worden. 


Geschäftsleitung und ve 
wie anläßlich des Aı 
„Langen“ Sab (offizieller Ausbil 
dungsleiter) im Sommer 7) diese 
voll für sich zu nutzen. 


Neue Besen kehren gut 


Während die alte Ausbildung“ 
leitung nach dem Motto: „Lehrjahre 
ind keine Herrenjahre“ verfuhr und 
Lehrlinge, die nicht „spurten“, ein- 
fach mal „ordentlich zur $ 
macht“ wurden, zeichnete sich nun 
eine Veränderung der Methode zur 
Unterdrückung der Lehrlinge ab 

Erstmal wurden einige Zugeständ 
nisse gewährt, wie neue Maschinen, 
Einrichtung eines Iheoretischen Un- 
terrichts, kleinere Renovierungsar- 
beiten in der Lehrwerkstatt etc. Ob- 
wohl essich hierbei häufig um Selbst- 
verstädnlichkeiten handelte, die von 
‚den Lehrlingen schon lange gefordert 
wurden, benutzte die Ausbildunps- 
leitung dies, um ihre Fortschrittlich 
keit damit zu zeigen und so zu tun, 
als handele es sich um großzügig 
Geschenke, die sie den Lehrlingen 
machen würde. Besonders er frühere 
1G-Metall-Führer, jetzt Mitglied des. 
HDW-Vorstands (1}), Heinz Scholz, 
der ja ein besonderes Herz für die 
Lehrlinge haben soll, wurde für diese 
Dinge bis über den grünen Klee hi 
vorgehoben. 

Darüberhinaus wurden auch „Frei 
heiten“, wie Musikhören am Arbeits- 
platz, gewährt, 

Besonders auffällig ist jedoch, 
daß sich der neue Ausbildungsleiter 
scheinbar intensiv bemüht, die Sor- 
gen und Probleme der Lehrlinge 
kennenzulernen. sie am Arbeitsplatz 
aufsucht, „an die Vernunft appel- 
liert“; „Probleme lassen sich nicht 
durch Kampf lösen, sondern allein 
durch sachliche Argumente“, und 
sie geradezu bekniet, zu ihm zu 
Kommen, wenn mal Schwierigkeiten 
sind und nicht erst die Jugendver- 
ireter änzuspannen, denn „die sollen 
ia schließlich auch in Ihrer Ausbil- 
dung vorankommen und da könnt 
Ihr ihnen doch nicht die Zeit 
stehlen“! 
stehlen“! 

Hieran zeigt ich schön, was nun 
tatsächlich hinter der allzugtoßen 
Zuneigung zu den Lehrlingen steckt, 
Die Lehrlinge sollen verstärkt im 


Sinne der „vertrauensvollen Partner- 
schaft" zwischen Kapitalisten und 
Arbeitern ideologlsch verwirrt 
worden! 


Wo es gelungen Ist, sich in das 
Vertrauen der Kollegen einzuschlel 
‚chen, versucht man nun, diese Kol 
iegen gegen die Linken aufzubringen, 
die angeblich „uns allen (8150 Aus- 
bildungsleitung und Kollegen) nur 
schaden, indem sie uns durch Kampf 
auseinanderbringen wollen.“ 

Ja, es geht soweit, daß Kollegen 
aufgefordert werden, doch mal zu 
sagen, wer wohl für die kommuni- 
stischen Flugblätter verantwortlich 
ist, da man zu gern mal mit ihnen 
diskutieren will, Und sogar zu direk- 
ter Bespitzehung wird aufgefordert 
„Älter sind einige Unruhestifier un 
ter uns, sagt uns doch, wer das lat!" 

Diese Erziehungsmethode, die un- 
verkennbar an Elemente der {ascı 
stischen Ideologie anknüpft, kann 
dort, wo sie verfängt, einigen Scha- 
den anrichten, da sie eineneits eine 
scheinbare Vertraulichkeit und 
„Kameradschaft awischen Lehrlin 
gon und Ausbildungsleitung vorspie 
gelt und damit die grundsätzlichen 
Fronten zwischen Arbeitern und 
Kapitalisten verwischt, und zu 
deren unter den Kollegen selbst eine 
Aumosphäre des gegenseitigen Miß- 
trauensund der Despitzelung schafft 
und so der Spaltung Tür und Tor 
öffnen, 

Daß diese Methode bei ungen 
‚gender Aufmerksamkeit der Kolle 
gen durchaus auch einreißen kann, 
beweist ein Fall, in dem eine kleine 
Gruppe von Lehrlingen, die schon 
seit einiger Zeit unter diesem Kin 

8 arbeitet, s0 weit gegen eine 
fortschrittliche Kollegin aufgebracht 
werden konnte, daß sie sich durch 
die Ausbildungsleitung auf einer von 
Ihr organisierten Versammlung in der 
Lehrwerkstatt qus onzeugen 
wegen diese Kollegin mißbrauchen 
lieb, 

Da diese Kollegin auf einer kurz 
vorher stattgefundenen Jugendver 
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ee 


Forts. J\ 


HDW 
sammlung heftige Kritik an der Aus- 


bildungaleitung. vorgebracht hatte, 
wollte sich die Ausbikdu 


gogen diese „Diffamierungeı 
ren und die Kollegin als „Unruhe- 
sufter" und „Spinner“ darstellen. 
nicht völlig gelang, Ist 


Daß di 


Kollegen zu verdanken, die sich be- 
mühten, dieses Schauspiel zu ent- 
Narven, 

Grundsätzlich muß in Zukunft 
mehr darauf geachtet werden, diese 
kapitalistischen (deologischen Ein- 
Müsse auf die Lehrlinge zu entlarven 
und zu bekämpfen. Das geschieht 
vor allem, indem man die kapitali- 
tischen Ausbildungsprinzipien deut- 
lich macht, Sie werden sich eben 
nicht von alleine ändern, sondern 
die Kapitalisten versuchen durch 
zeitweise Veränderungen ihrer Me- 
thoden und den Austausch von Per- 
sonen, diese Prinzipien zu verschlei- 
ern und trotzdem ihre Ziele durch- 
zusetzen, 

Denn das Ziel der Ausbildung 
im Kapitalismus ist eben nicht nur 
die fachliche Qualifizierung zum 
Facharbeiter, sondern ebenso, die 
‚Arbeiterjugend kdeologisch ans kapi- 
talisische System zu binden, um 
später eine gefügige Arbeiterschaft 
zu haben, die politisch weitgehend 
durch bürgerliche Ideen und Vor- 
stellungen desorientiert ist 

Den Arbeitern und Lehrlingen 


jugendlichen Vertrauensleuten und 
beim Kampf um die Teuerungszu- 
age gelang es, die Rolle der Gewerk- 
schaftsführung. des reaktionären 
Betricbsrates und auch der DKP/ 
SDAJ den Lebrlingen klarer zu 
machen. 

Während die Lehrlinge im Herbst 
72 zunächst zehn Vertrauensleute 
nachbenannt haben wollten, wurden 
ihnen von der Ortsverwaltung der 
HGM nur fünf bis sechs zugestande: 

Nachdem sie dann auf einer Mit- 
Wlederversammlung in der Lehrwerk- 
statt sechs Vertrauensleute gewählt 
hatten, wobei VK-Leitung und Ge- 
werkschaftssekretär die Diskussion 
um die Anzahl der zu wählenden 
Vertrauensleute nur noch mit wüsten 
Beschimpfungen. abzubrechen ver 
sucht hatten, wurden schließlich nur 
zwei der Gewählten von der Orts- 
verwaltung bestätigt und die drei 
Kollegen mit den meisten Stimmen 
‚ohne Angabe von Gründen abge- 
Ichnt 

Sie wurden mit dem zynischen 
Spruch vertröstet: „Im Frühjahr 73 
könnt ihr ja dann soviel wählen, 
wie Ihr wollt!“ 

Als dann auf einer erneuten Mit- 


Bliederverammlung im Februar ge- 
wählt werden sollte, eröffnete die 
VK-Leitung die Versammlung gleich 
mit dem Hinweis: „Wir können 
keine Vertrauensieute wählen, son- 
‚dern die alten können nur bestätigt 
werden!“ - Nachdem sich ein Sturm 
der Entrüstung erhob, konnten 
schließlich doch von 20 Vertrauens- 
Neuten, die die Lehrlinge für erfor- 
‚derlich hielten, zwölf gewählt 
werden. 

‚An diesen Auselnandersetzungen 
wurde schon recht deutlich, wor tat- 
sächlich für eine bessere Organisie- 
mung und Stärkung der Kampfkraft 
‚der Lehrlinge eintritt, und wer diese 
nur ständig als Legitimation Im 
Munde führt, jedoch dort, wo dien 
tatsichlich geschieht, 


‚gewählte Vertreter „selbstherrlich 
nicht besthtig 
Genauso deutlich wurde dies 


Is die HDW-Kapitalisien im 
y" den Arbeitern 


250, 
Lehrlingen zunkeı 
anboten. Die IV 
die Forderung nach 100 Mark auf. 


Zwei Tage später marschlerten etwa 
$0 Kollegen mit einer Unterschnif- 
tensammlung. ins. Betreibsratsbüro, 
an der sich die überwiegende Mehr- 
zahl der Lehrlinge beteiligt hi 
tier wurde der Betriebsrat noch ein- 
mal aufgefordert, von den 100 Mark 
nicht abzurücken. Darüberhinaus 
wurde dort über die Streiks beim 
Bremer Vulkan und auf der Klöckner- 
Hütte diskutiert und der Betriebsrat 
gefragt, warum die IG Metall diese, 
Streiks nicht unterstützt. Geantwor- 
tet wurde mit dem üblichen Ge- 
schwätz von  „Rriedenspflichten” 
etc, Einen Tag später waren dann 
75,- DM „ausgehandelt“; Begründet 
Wurde das Ergebnis mit den guten 
Argumenten, die die Geschäftslei- 
tung angeblich gehabt hätte — „und 
da konnte der Betriebsrat Jann 
auch nicht mehr gegenan“! 
Innerhalb der Lehrlinge und ihrer 
Jugendvertretung versuchte vor 
allem ein DKP-Jugendvertreter di 
Einheit und Geschlossenheit zu spal- 
ten und die Kämpfe zu sabotieren. 
Soversuchte er bei den Auseinander- 
setzungen um die Vertrauensleute- 
wählen, sich zunächst als „‚Vermit 
ler“ zwischen Ortsverwaltung u 
‚den Kollegen aufzuspielen, wobei er 
allerdings im weiteren Verlauf im- 
mer mehr die Argumente der Ge- 
werkschaftsführer gegen die Kolle- 
gen benutzte. Beim Kampf um die 
Teuerungszulage unterstützte die 
DKP zuerst scheinheiig die Forde- 
rung der Lehrlinge - im weiteren 


zu helfen, sichhiervon freizumachen | Verlauf rückten sie jedoch langsam 
und eine eigene, ausschließlich am | davon ab. Eine abschließende Re- 

| Arbeiterinteresse orientierte Politik | solution der Lehrlinge, in der u.a. 
| zu entwickeln, wird eine der wich- | das Verhalten des Betriebsrats kriti- 
S tigsten Aufgaben der Kommunisten | siert und die sofortige Aufkündigung 
sein müssen. des bestehenden Tarifvertrages ge- 

fordert wurde, versuchte der DKP- 

Die Fronten klar abstecken IV erst zu verhindern und schrieb 
| schließlich selbständig den Text um. 

Wichtig ist dafür vor allem, Weiter unten werden wir noch 
zwischen wirklichen und falschen | deutlicher zeigen, wie die „einzige 

„Freunden“ der Arbeiterjugend un- | markistische Partei der Arbelterklas- 

T Wehe idalür vor allem, [Weiter unten werden wir noch 
| zwischen wirklichen und falschen | deutlicher zeigen, wie die „einzige 
„Freunden“ der Arbeiterjugend un- istische Partei der Arbeiterklas- 

‚rschekden zu lernen. Dieser Tren- | se", wie sich die DKP gerne nennt, 

j nungsstrich kann nur aufgrund der | für’die Interessen der Lehrlinge bei 

& praktischen Auseinandersetzung mit | HDW eingetreten ist. 

N ‚den Kapitalisten und ihren Hand- Eine entscheidende Forderung, 
Hangern in den Aubildungsitungen | die in der letzten Zeit auch ıchon 
gezogen verstärkt unter den Lehrlingen dis- 

Besonders. bei den Wahlen von | kutiert wird, ist die Abschaffung 


‚der bestehenden Prämienvereinba- 
rung und deren Ersetzung durch 
einen festen Geldbetrag, der einheit- 
lich an alle Lehrlinge ohne irgend- 
welche Bedingungen gezahlt wird. 
Der Kampf hierum ist deshalb so 
wichtig, weil er ein Kampf ist, der 
sich nicht um einige Mark mehr oder 
weniger dreht, sondern als ein Kampf 
gegen den kapitalistischen Leistungs- 
druck und politische Disziplinierung 
der Arbeiter verstanden werden 


muß, 

Weiterhin wird sich hieran zeigen 
wer wirklich für die Interessen der 
Arbeitenugend da ist und wer sie 
verrät. 

Schon auf den letzten Jugend- 
und Lehrlingsversammlungen, wo 
diese Forderung angesprochen wur- 
de, Außerte sich der Betriebsrat sehr 
deutlich dagegen: „Das Unterneh 
men muß doch eine Kontrollmög- 
lichkeit über die Lehrlinge haben!“ 
Und dann, um das Süppchen der 
Geschäftsleitung auch völlig zu 
‚kochen und einen weiteren Beitrag 
zum Versuch der Abspaltung der 
Lehrlinge von den Arbeitern zu 
leisten: „Die älteren Kollegen müs, 
sen ja für ihr Geld auch was leisten! 
Eindeutiger kann man, sich wohl 
wirklich nicht zu den kapitalistischen 
Ausbeutungs- und Ausbildungsbe- 
dingungen bekennen. 

Eıwas vorsichtiger geht da schon 
die DKP ran: „Die Prämienverein- 
barung müßte verändert (nicht ab- 
neschafft, d, Red.) werden” (Rot- 
stift® SDAJ). Eine Vorstellung des 
DKP-JV war, man müsse die Mit- 
bestimmungsrechte, die darin ent- 
halten sind, auf die Jugendvertre- 
tung erweitern. Mit anderen Worten 
sollen die Jugendvertreter dei der 
Disziplinierung ihrer Kollegen „mit- 
bestimmen“, 

Mit Sicherheit wird os in dieser 
Frage noch harte Auseinandenet- 
zungen und für die Kollegen einige 
neue Erkennthime über ihre Gegner 
und Verbündeten geben. 


Konzertierte Aktion von SPD- 
Betriebsrat und DKP — gegen 
fortschrittliche Jugend- 
vertretungen 

Daß die Lehrlinge aus diem 


Kämpfen gelernt haben, wer die 
Kollegen sind, die sich konsequent 


für ihre Belange eingesetzt haben 
und wer sich lediglich einige Pöst- 
chen im Betrieb erschleichen will, 
um darüber ein besseres „Sprung« 
breu” für weitere Karriere 
In der IG Metall zu erwerben und 
dabei die Interessen der Kollegen 
verrät, kann man voraussetzen. Dar 
rüber war sich auch der Betriebsrat 
im Klaren. 

Deswegen versuchte er zuert, 
mit den fadenscheinigsten Begrün- 
dungen, eine Neuwahl der Jugend- 
vertretung zu verhindern, 

‚Als dies mißlang, wurde versucht, 


‚Arbeiterkampf Nr. 36/Npv. 73 


‚die Unternehmer „vergessen“ und 
eine Gewerkschaftsjugendarbeit ver- 
hindert, 

Selbatverständlich wird hier nicht 
mal der Versuch gemacht, diese Vor- 
würfe auch nur in einem Punkte zu 
belegen, was wohl auch nicht son 
derlich verwundern kann, da das 
ziemlich schwer fallen würde, 

Ein interessanter Aspekt an die- 
‚dem DKP-Pamphlel ist vor allem die 
Tatsache, daß systematisch ver- 
schwiegen wird, wer tatsächlich ver- 
sucht hat, eine Entwicklung der Ge- 
werkschaftsJugendarbeit zu verhin- 


Antikommunistische Hetzkarikatur aus „Rot-Stift” (Zeitung der SDAJ bei 
HOW) gegen die linken Kandidaten bei der jüngsten Jugenvertrsterwahl 


‚Antikommunistische Hetzkarikatur aus „Rot-Stift” (Zeitung der SDAJ bei 
HDW) gegen die linken Kandidaten bei der jüngsten Jugendvertratorwahl 


den Zeitpunkt der Wahlen so weil 
wie möglich hinauszuzögern. Gleich- 
zeitig wurde im Betrieb das Gerücht 
von den un- oder gar antidemokrati- 
schen Machenschaften der alten 
Jugendvertretung verbreil 

Während dieses Gerücht unter 
‚den Lehrlingen kaum verfing, 
‚jederzeit die Arbeitsweise der Ju- 
‚gendvertretung riachprüfen können, 
hatte es unter Teilen der älteren Kol- 
legen durchaus einige schädliche Wir« 
kung. Es wurde vor allem mit dem 
Mittel des Anti-Kommunismus gear« 
beiter („alles linksradikale Chaoten“, 
etc.), womit Betriebsräte in einigen 
Gewerken Stimmung gegen einzelne 
Jugendvertreter machten, Es wurde 
‚jedoch klar, daß der Wahlausgang so 
nicht zu beeinflussen war. 

‚Nun trat die DKP auf den Plan: 
Der DKP-JV verbreitete auf der glei 
chen Wellenlänge die tolisten V. 
leumdungen und Gerüchte, wie 2. 
es habe Drohungen gegeben, daß er 
von den Linken zusammengeschla- 
‚gen würde, wenn er nicht seine Mei- 
nung aufgibt, etc. Darüberhinaus wur- 
den fortschrittliche Kollegen bei der 
VK-Leitung als „Gewerkschaftsfein- 
de“ verlumdet und  denunziert 
Nachdem diese Methoden von den 
Kollegen scharf zurückgewiesen wur- 
‚den, begann die DKP/SDAJ über ih- 
re Betriebszeitungen eine üble Hetz- 
und Diffamierungskampagne gegen 
‚die bisherige Jugendvertretung, mit 
‚dem Ziel, den eigenen Mann reinzu- 
bekommen und zum anderen die 
fortschrittlichen Jugendvertreter bei 
‚den Kollegen ins Zwielicht zu brin- 
‚gen und zu isolieren — und darüber- 
hinaus für die Gewerkschaftsführung 
und die Kapitalisten diese Kollegen 
swzussgen „zum Abschuß freizuge 
ben“! 

In einer wahren Schimpfkanona- 
de wird im „Werft-Echo“ (DKF- 
triebszeitung) vom 3,10. über „ein 
‚ge Jugendverigeter“ _hergeaopen, 
„die sich zwar als die aktivsten und 
Konsequentesten Gewerknchaftler 
laufend ausgeben, Ihre Stoßrichtung 
in Ihrer Tätigkeit ist jedoch laufend 
der Betriebarat, Vertrauenskörperlet- 
tung und so der gesamte „‚IG-Merall 
Ex soll sogar für diese Jur 
„einfacher“ gewosin 


die Ortwverwaltung der IG Metall 
‚Handlanger der Unternehmer" 
tellen“ anstatt sich — wie die 
hlägt — „kritlsch und kom 
sıruktiv mit Ihnen auseinanderzuset 


Die DKP geht sogar so weit, dab 
sie den Jugendvertretern vorwirft, 
sie hätten darüber den Kampf gegen 


‚dern. Und wer tatsächlich den Kampf 
gegen die Unternehmer zugunsten 
‚des Kampfes gegen linke Jugendver- 
treter und andere fortschrittliche 
Kollegen „vergessen“ hat 

50 erklärt z.B. der Betriebarat ge- 
enüber der _Jugendvertretung: 
„Wenn ihr die Konfrontation mir 
der Ausbildungsleitung wollt, dann 
brecht ihr gleichzeitig alle Brücken 
zu uns ab und könnt dann auch die 
Konfrontation mit uns haben!“ Hier 
wird klar gesagt, zu welchem Lager 
man sich zugehörig fühlt. Wie die 
Ortsverwaltung und VK-Leitung ver- 
suchten, die Wahl von jugendlichen 
Vertrauensieuten zu _ verhindern, 
wurde schon dargestellt. (s. 0.) 

Derartige, direkt gegen die Inter- 
essen der Arbeiterjugend gerichtete 
Machenschaften von rechten SPD- 
Betriebsratafürsten verschweigen - 
dafür aber den Kollegen, die sich 
dagegen zur Wehr setzen „Gewerk- 
schaftsfeindlichkeit”” zu unterstel- 
en, das it die Methode der DKP. 
Das ist das Ergebnis einer Politik, 
‚die darauf angelegt ist,reaktionären 
SPD- und Gewerkschaftsführern so 
tief wie möglich in den Arsch zu 
riechen und alle diejenigen, die die- 
w Art „Bündnispolitik" durch eine 
konsequente, an den Interessen der 
Arbeiter orientierte Gewerkschafts- 
arbeit stören könnten, durch Denun- 
sation der Bourgeoisie auszullefern. 

Den Höhepunkt dieser Kampag- 
me bildete dann der „Röt-Stift”/ 
SDAJ, indem ein Interview mit dem 
Jugendvertreter Müller-Goldenstedt 
abgedruckt ist, Hier_wird durchge- 
hend in faschistischer Manier gegen 
„linksradikale" Jugendvertreter ge- 
‚hetzt, die „vor lauter Gewerkschafte 
feindliehkeit schon nicht mehr aus 
den Augen gucken können!“ Dema- 
‚gogisch vermengt dieser DKP-Führer 
wperinke" Standpunkte („Rote 
Garde”) mit fortschrittlichen Forde- 
rungen. Daraus soll ein Bild von Ju- 
endvertretern entstehen, die em- 
fehlen, sich „schleunigst ein Ge- 
wehr kaufen und damit den 
‚Kampf gegen den Betriebirat und 
‚die „‚Gewerkschaftsbosse” führen”, 
‚Schließlich wird behauptet: „Die da- 
mit Angenprochenen br uie auch 
Im einigen anderen Betrieben und sie 
sind in welchen Vereinen organisiert 
wie KB. KPD/ML, KBW wa.) haben 
oftzenug bewiesen, daß se gegen die 
Gewerkschaften sind, So zum Bei- 
spiel zum 1, Mat ?3 als sie allesamt 
‚Spalterdemonstrationen durchführ 
ten.“ 

Ergänzt wird das ganze dann 
‚durch eine „Kurikatur cher 
ich noch Chancen hat, in die brau 


ne 1G Chemie-Hetabroschüre genen 
Kommunisten nachträglich mit auf- 
‚genommen zu werden, (s. nebenste- 


Diese Art und Weise den „wild 
um sich Schlagens“, die von der 
DKP/SDAJ hier praktiziert wird, 
dokumentiert letztendlich nur die 
eigene Isollertheit und Einflußlosig« 
keit bei den HDW-Lehrlingen. Im« 
merhin ist ex dort den fortschritill- 
chen Kollegen gelungen, den schäd» 
lichen Einfluß der SDAJ-, Papier 
und Pop-Politik“ unter den Lehrlin- 
‚gen weitgehend zurückzudrängen, 

Zum anderen beweist es die Ver- 
rottetheit dieser Politik, wenn sie 
mit diesen Mitteln versucht, wenige 
‚tens ein bißchen Einfluß zu halten 
und die „Karriere“ eines ihrer Füh- 


‚rer abzusichern. Hierin unterscheidet 


sie sich überhaupt nicht mehr von 
den reaktionärsten sozialdemokratl- 
schen Arbeiterverrätern wie BR- und 
IGM-Führer, sondern arbeitet diesen 
direkt in die Hände, indem sie schon 
innerhalb der Arbeiterjugend ver- 
sucht, derartige Elemente heranzu- 
bilden. 


Nicht beirren lassen 


Anläßlich der Wahl zeigte sich 
dann, wie die HDW-Lehrlinge zu die- 
ser Art von Politik stehen. Mit gro- 
er Mehrheit wurden die Linken in 
die Jugendvertretung gewählt. Die 
Geschlossenheit der Stimmen für die 
ersten fünf Kollegen beweist, mit 
yalchem Bovaßtain gave wur. 
e. 

Der DKP-Führer (inzwissfien im 
Parteivorstand der DKP - wohl als 
für seine antikommu- 

wurde mit deutll- 
chem Abstand zu den Gewählten zu- 
rückgewiesen. Es wäre jedoch keine 
Überraschung, wenn dieser Kerl über 
andere gewerkschaftliche Gremien 
versucht, {rotzdem weiter „nach 
oben“ zu schleichen. 


ersucht, trotzdem weiter „nach 
oben“ zu schleichen, 

Zur Kennzeichnung der primiti- 
ven Demagogie des DKP-Führers 
Müller-Goldenstedt (genannt „DKP- 
Mügo”“): Der Bursche bringt cs f 
tig, den Kommunisten (,‚Chaoten” 
„Denunziantentum“ _ vorzus 
weil sie ihn als „DKP-Mügo“ be- 
zeichnen (jetzt weiß jeder, daß ich 
in der DKP bin). Nun das wußte 
auf ‚der HDW seit Jahren ohnehin 
jeder, der es wissen wollfe, Die 
DKP und auch Mügo selbst haben 
daraus niemals ein Geheimnis ge- 
macht. Zu „verraten‘ gab es da pe- 
wiß nichts mehr. Aber das Dickste: 
dieser Mügo ließ sich erst vor kur- 
zem mit Bild und Namen In der 
„UZ" - Zeitung;der DKP — als Vor- 
zeige-Prolet vorstellen. Er sollte als 
Delegierter auf dem DKP-Parteitag 
auftreten, wo er dann auch in den 
Parteivorstand gewählt wurde 

Das Wahlergebnis drückt aus, 
daß die Kollegen von der neuen Ju- 
gendvertretung eine Politik erwar- 
ten, die den Kampf für bessere Ar- 
beits- und Ausbildungsbedingungen 
konsequent fortsetzt und auch Im 
Kampf für klassenkämpferische Ge- 
werkschaftspolitik weiter vorangeht. 
die Kap 


‚chen werden, dies mit allen Mitteln 
bis zu Rausschmissen und Gewerk« 
schaftsausschlüssen, zu verhindern, 

Um dem entgegenzuwirkı 
‚kommt es vor allem darauf an, au- 
nächst die gesteckten Ziele in einer 
Art Programm zusammenzufassen, 
damit hieran Erfolg oder Mißerfolg 
für die Kollegen melbar wird, 

Darüberhinaus Ist es dann wich 
tig, über die einzelnen Schritte mit 
‚den Kollegen gründlich zu diskutie- 
ren und sie daran zu beteiligen, 
Das kann z.B. über eine gewerk« 
schaftliche Jugendgruppe sesche- 
hen. 

Die Lehrlinge müssen Immer Im 
‚Auge haben, daß sie nur gemeinsam. 
mit den Arbeitern und Angestellten 
au bedeutenderen Erfolgen kom- 
men können. Eine bornierte Lehr 
Yingspoltik muß zwangnläufig scheb 
tem! Deswegen gilt en, den älteren 
Kollegen immer wieder die Ziele 


‚der Lehrlinge und die Gemelnsam- 
keit der Interomen klar zu machen 


"Betriebsrat 
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Aus W/2AT. wurde auf der Ham- 
burger Großwerft Blohm und Voss 
eine neueJugendvertretung gewählt. 
Die alte Jugendvertretung mußt 
auröcktreien, da sie durch den Raus- 
schmiß von drei Jugendvertretem 
in diesem Herbst, weitgehend durch 
die B&V-Bose zerschlagen worden 
ist. Die nachgerückten Kollogen wa- 
ron nicht in der Lage, die begonnene 
‚Arbeit korrekt fortzuführen. Dabei 
spielte auch die politische Linie 
eine Rolie, da in der Jugendvertre- 
fung mehrheitlich $DAJ-Anhi 
tätig waren, Es zeigte sich wi 
einmal, wie die SDAJ bei ihren Be- 
mühungen, den Gewerkschaftsfüh- 
vorn vo tief os nur geht, in den Arsch 
zu kriechen bedenkenlos über die 
Interosen der Arbeiterjugend hin- 
wegstapft und fortschrittliche Kol- 
legen in widerwärtigster Weise be- 
pöbelt. Zum anderen zeigte sich 
hier, ebenso wie wenige Wochen 
vorher bei der Nachbarwerft HDW 
(siehe Artikel in dieser AK-Ausga- 
be). daß die Lehrlinge nicht gewillt 
sind, diese Art der „ 
tretung“ hinzunehmen, Es wurden 
Kollegen gewählt, die schon bewie- 
son haben, daß sie gewillt sind, voll 
und ganz für die Kollegen einzutre- 
ten und auch der Auseinanderset- 
zung um eine klassenkämpferische 
Gewerkschaftspolitik nicht aus dem 
Wege gehen. Die SDAJ ist in der 
‚neuen Jugendvertretung überhaupt 
nicht mehr vertreten! 


Kapitalisten und Betriebsrat — 
gemeinsam gegen fortschritt- 
liche Kandidaten 


Während die Wahlvorbereitungen 
insgesamt ‚sehr ruhig — ja häufig 
unter nicht genügender Einbezie- 
hung der Kollegen durch die Ju- 
gendvertretung — abliefen, brachte 
eine Jugendversammlung eine Wo- 
che vor der Wahl (25.10.) eine be- 
deutende Verschärfung in die Aus- 
einandersetzung um. eine richtige, 

Interesenvertretung. 
Schon allein die Vorbereitung 
dieser Jugendversammlung durch 
und. Jugendvertretung 


‚Jugendvertreter-Wahlen bei Blohm & Voss: 


Gerade gewählt und schon gefeue: 
[Zum Wahlsieg der Linken über SDAJ & Co | 


spricht für dich; 

$o verlangte der Betriebsrat, daß 
der Rechenschaftsbericht der Ju- 
gendvertretung ihm vorher zur Zen- 
sur vorgelegt wird. - Offiziell um 
zu verhindern, daß „gewerkschafti 
feindliche" Dinge hineinkommen, 
wie es auf der letzten Jugendver- 
mnmlung ‚der Fall enüeun, win 

Tatsächlich ging es hierbei natür- 
lich darum, daß nicht 
=) die Ausbildungsbedingungen 

bei B&V grundsätzlich aufge- 
zeigt und der Kampf dagegen 
entwickelt wird, 

6). die Politik des Betriebu 
und der  Gewerkschaftsfüh- 
rung einer kritischen Beleuch- 
tung unterzogen werden, 

wie es auf der letaten Jugendver- 

sammlung in der Tat der Fall ge- 

wesen ist, 

Der Entwurf indes, der dann von 
den nicht gefeuerten Jugendvertre- 
tern (SDAJ-Mitglieder) vorgelegt 
wurde, bedurfte keiner weiteren 
Zensur des Betriebsrats mehr, da ein 
Knödler (rechter SPD-BR-Vors. bei 
B&V) die Feder hätte geführt haben 
können: Nach anfänglicher zaghaf- 
ter Kritik an einigen Mißständen 
in der Ausbildung, wie: zu wenig 
Unfallschutz-Unterricht, und dem 
Vorwurf der „Halbherzigkeit” an die 
B&V-Bosse, da,erst zwei neue Dreh- 
bänke angeschafft wurden, wird 
dann in schönster antikommunisti- 
scher Manier über die linke - inzwi- 
schen gefeuerte — Mehrheit der alten 
Jugendvertretung und Iinke Kandida- 
ten für die anstehende Wahl herge- 
zogen. 

So werden einige alte linke Ju- 
gendvertreter mit dem Arbeiterfeind 
F.3.Strauß Stufe gestellt 


vor die Kasernen! 


Redaktionelle Anmerkung — 


'r mehreren Ausgaben des 
ARBEITERKAMPF haben wir 
begonnen, eine kontinuierli- 

che antimilitaristische Propaganda, 

Entlarvung des bürgerlichen Militär- 

Apparates usw. aufzunehmen, die 

sich auf eine längere Untersuchungs- 

arbeit unserer Militarismus-Kommis- 
sion stützt, Fine Reihe von Leser- 
briefen’ dazu stellen ein positives 

Echo dar. In mehreren Leser- 

riefen, von denen wir hier 2 aus- 

tugsweise wiedergeben, werden wir 
gebeten, nunmehr auch den 

tungsverkauf (oder Flugblatt-Verte) 
hung) vor den Kasernen aufzuneh 
men. Die Redaktion und die Leitung 
unterstützen diesen Vorschlag. 


Gleichzeitig wollen wir die KI-Grup- 


asernentor 
durch Offiziere, MAD (,„Milith 
scher Abschim’Dienst”), Polizei 
usw. aufmerksam machen, 


1. Leserbrief 


„Zu Euren Artikeln im AK 31, AK 
33 Bunderwehrübung gegen Sıret 
kende ere.; Könntet Ihr nicht bei 
solchen Anlässen die Sache (dem Ar 
tikel) auf ein Flugblatt bringen und 
dieses den Bundeswehrsoldsten ir 
‚gendwie zugänglich machen. denn 
die meisten wissen doch kaum etwas 
van diesen Dingen. Dann würen die- 
1e Leute auch miı Informationen 
versorgt, die sie somat nie erhalten 
werden. Außerdem uind sie nach der 
Wehrdienstzeit ja wieder alı Arber 
ter im Beirieb.” 

un 
2 Leserbrief‘ 
„Ihr seid dabei, den AK, Bure Flug 
bianıer und Broschüren nicht nur vor 
den Betriebstoren, sondern auch im 
Stadtteil, in Kneipen, vor Schulen, 
der Uni und bei Veranstaltungen als 


kommunistische Zeitungsarbeit fest 
zu etablieren. AK-Verkäufer vor den 
Kasernen Groß-Hamburgs, in denen 
a. 10.000, zumeist proletarische 
Jugendliche, nahezu von jeglicher 
bozialistischen Agitation woliert wer- 
den, konnte ich dagegen noch nichts 
bemerken. 

Nicht nur das gesteigerte Inter- 
esse der Wehrpflichtigen nach der 
vom reaktionären Offizierskorps ver, 
keizerten _„Zersetzungsliteratur" 
wäre ein Grund für die Aufnahme 
kontinuierlicher Propaganda Arbeit, 
sondern vor allen Dingen auch die 
Wichngkeit der Ak-Werichte und 
Analysen über den aufstrebenden 
wertdeutschen Milltariimus, sowie 
den internationalen Milltarismus (in 
der letzten Zeit 2. B. Chile. Port 
als Kolonial-Krieg ..) 

Gerade jetzt, wo für mindestens 
50 % der Hundeswehrsoldaten wie: 
der die Zeit der Herbstmanöver ge 
kommen ist, und die Diskussion 
über Sinn und Zweck solcher 
Übungen unter den ernsthaften Ge- 
aprächen der Wehrpflichtigen großen 
Raum einnimmt, ist zumindest ein 
Diskussionabeitrag der Kommun 
sten auch in der jetzigen Erappe 
begrenzter Kräfte und der daraus 
folgenden Konzeniration auf 
Schwerpunkte, dringend notwendig 

Gerade der Artikel „Bunderwehr 
genen Streikende” könnte den „Kol- 
legen in Uniform” wichtige Ansdtze 
zum Erkennen ihrer eigenen Situa 
ton liefern; zumal er den volks 
feindlichen Charakter der Bunder- 
wehr anhand eines konkreten 
Übungafalles nachweisen kann, war 
die Soldaten dazu bringen. würde, 
ihre selbst mitgemachten Manöver 
unter einer neuen Perspektive zu 
sehen. (Denn die Übung „Römerka‘ 
stell” in ja nicht die Aumahme, 
sondern in ihrer Tendenz bereits die 
Regel). ” 


R.b . 


da sie angeblich auch _„gewerk- 
schaftsfeindlich” seien. „Es wird 
dort sogar behauptet, daß diese 
Kollegen im „‚Fahrwasser linkschao- 
tischer Organisationen” fahren und 
deswegen und weil sie nicht zur 
„olfiziellen” DGB-Kundgebung am 
1, Mai 73 aufriefen, auf der Seite 
der Kapitalisten stünden, 

Bezeichnenderweise waren eini- 
se Passagen in diesem Rechen- 
schaftsbericht nahezu wörtlich iden- 
tisch mit Aussagen, die bereits vor- 
her im „Rot-Stift” (SDAJ-Zeitung 
auf den Werften) zu den JV-Wahlen 
bei HDW getroffen waren, was die 
Vermutung zuläßt, daß die Verfas- 
ser dieses Pamphlets gar nicht Mit- 
glied der B&V-Jugendvertretung 
waren, sondern die Hetzerelen viel- 
mehr aus der Feder des DKP-Dema- 
sogen „Mügo” (Jetzt Mitglied im 
DKP-Parteivorstand) stammen, der 
gerade bei HDW aus der JV abge- 
wählt wurde. 

Bei drei gegen zwei Stimmen 
wurde dieser Rechenschaftsbericht 
in der Jugendvertretung durchge- 
serzt 

Nichts zu den Problemen der 
Kollegen sagen oder gar tun — dafür 
aber um so mehr auf Kommunisten 
und fortschrittliche Kollegen hetzen, 
das ist die Politik der DKP/SDAJ 
auch suf den Werften. 

Auf der Jugendversammlung 
genzte sich ein Jugendvertreter 
entschieden von diesem „Rechen- 
schaftsbericht” ab, was den einmü- 
tigen Beifall der Kollegen fand. 
Darüberhinaus forderte’dieser Kol- 
lege die Ausbildungsleitung auf, zum 
Rausschmiß der letzten Jugendver- 
(reter Stellung zu nehmen. 

Das umging die Ausbildungslei- 
tung natürlich, nutzte es dann aber 


Einen Höhepunkt der arbeiter- 
feindlichen Akuvitäten der IG Che- 
mie-Führer bildete die administrai 
ve Auflösung des Vertrauenskörpers. 
zu Anfang März, d.h. mitten in der 
Vorbereitung zur letzten Tarifrun- 
‚de. Der Auflösung des wichtigsten 
Vertretungsorgans der Reichhold- 
Kollegen liefen eine Reihe fort 
schrittlicher Beschlüsse dieses Gre- 
miums voraus. ua. eine lineare Lohn. 
und Gehaltsforderung von 200 
Mark für alle. Während der Tarif 
runde standen die Reichhold-Kolle- 
gen also ohne Vertrauenskörper da. 

Im direkten und/oder indirekten 
‚Auftag von Geschäftsleitung und 
1G Chemie-Führung sabotierte, die 
sozialdemokratische Mehrheitsfrak 
tion im Betriebsrat während und 
nach der Tarifrunde alle weiteren 
betrieblichen Forderungen der Kol 
legen, besonders der Kocher (Pro- 
duktionsarbeiter) und Handwerker. 
Stattdessen heckte sie Pläne aus, 
ein „betriebliches Vertrauens- 
Icule-Sysiem“ aufzubauen, das die 
‚gewerkschaftliche Tätigkeit im Be 
trieb vollkommen und endgültig 
zerschlagen sollte 

In dieser Situation ergriffen eini 
ge aktive Gewerkschafter die Ini 
tiative für außerbetriebliche Ver 
sammlungen der Kollegen (sog. Ko- 
cherversammlungen) und brachten 
ab und zu innerbetriebliche Flug- 
lätter heraus („Was ist. 1097.) 

Nach außen..hin ignorierten die 
Gewerkschaftsführer diese Versamm- 
tungen. Bel internen Sitzungen wur 
den diese „unkontrollierten” und 
„anonymen“ Aktivitäten beklagt 
Jedenfalissahen sich die IG Chemie- 
Führer genötigt — „wegen der Un 
ruhen im Betrieb“ (BR-Vorsitzen- 
der Volkmann, SPD, auf dem Tref 
fen der norddeutschen Tarifkom- 
missionen) — die Neuwahl eines 
VK’s für Mitte Dezember anzukün- 
digen. Ein manipulierter Wahlschlüs- 
sel, der den 16 Chemie-Führern eine 
rechte Mehrheit im neuen VK s- 
chern sollte, wurde ebenfalls be- 
kanntgegeben 

Protest und Unmut über die 
erneuten Frechheiten der IG Che- 
mie-Führer entuden sich auf der 
schon erwähnten Mitgliederver- 


einen Tag später, um diesem Kolle- 
gen, der gleichzeitig sich erneut zur 
JV-Wahl stellte, einen „Verweis" zu 
erteilen und ihn mit sofortiger 
fristloser Kündigung zu bedrohen, 

Offizielle Begründung: Er habe 

„grob gegen die Arbeitsordnung ver- 
stoßen”, Konkret bezog man sich 
auf die Paragraphen 13 und 32 
der Blohm&Voss -Arbeitsördnung. 
Dort heißt es 
5.13: Zusammenarbeit 
{1} Vorgesetzte und Untergebene 
sowie die  Belegschaftsmitglieder 
untereinander sollen vertrauensvoll 
zusammenarbeiten. und sich gegen- 
seitig achten. 
5.32: Wahrung des Betriebsfriedens 
{1} „Bei der Zusammenarbeit von 
Vorgesetzten und Untergebenen hat 
ein sachlicher und ruhiger Ton zu 
herrschen. Äußerungen und Hand- 
hungen, die den Berriebsfrieden 
stören könnten, müssen im Interes- 
se eines möglichst guten Zusam- 
‚menwirkens aller Mitarbeiter ver- 
‚mieden werden.” 

Aufgrund dieser Arbeitsordnung 
läßt sich in der Tat immer eine 
Begründung finden, nach der fort- 
schrittliche Kollegen gemaßregelt 
werden können. 

Sehr deutlich äußerte sich der 
Beiriebsratsvorsitzende Knödler zu 
diesem erpresserischen Vorgehen 
der B&V-Geschäftsleitung. Er warn- 
te den Kollegen, gegen diesen Ver- 
weis. irgendetwas zu unternehmen, 
da er von-der IG Metall sowieso 
nicht unterstützt würde und höch- 
stens noch zusätzlich ein Ausschluß 
verfahren gegen ihn eingeleitet wird. 

Unter den Kollegen wurde den- 
noch breit darüber diskutiert, was 
die B&V-Bosse mit derartigen Maß- 
nahmen bezwecken, nämlich fort 


sammlung am 20.11.73. Hierbei 
noch wichtig, daß die IG Chemie- 
Führer zur Versammlung schriftlich 
alle Mitglieder bei Reichhold ein- 
uden, mit einem Schreiben, in dem 
alle Namen von Teilnehmern der 
Ietzten Kocherversammlung erwähnt 
wurden und über sie gehetzt wurde. 
Dies war ein eindeutiger Wink an 
den Kapitalisten (Namensliste der 
„Radikalen“), Eine „schweinische 
Denunziation“ — wie es die Kolle - 
gen richtig nannten und wofür Se- 
kretär Kodolitsch auf der Mitglie- 
derversammlung von einem Arbeiter 
fast eine vors Maul gekriegt hätte, 
Der Ausschlußantrag gegen die 
13 Kollegen wird von den IG Che- 
mie-Führern begründet mit der Teil- 
nahme an dieser Kocherversamm- 
hung („außer(!!igewerkschaftliche 
Versammlung”). Weiter behaupten 
die IG Chemie-Führer kühn, daß die 
13 Kollegen „erkennbar und nach 
weislich für eine gegnerische Orge- 
misation“ gewiikt (1) hätten, „in- 
dem sie antidemokratüsche und an 
fgewerkschafiliche Bestrebungen 
durch aktire Mitwirkung ünterztät- 
zen", usw. Der Ausschluß trifft in 
der Mehrheit Betriebsräte, Jugend 
vertreter und ehemalige Vertrauens 
ieute (des aufgelösten VK). Die 
dämliche Ausschluß-Begründung der 
1G Chemie-Führer kann kaum noch 
verwundern, nachdem sie schon zu- 
vor in vieltausendfacher Auflage 
eine I6-seitige Broschüre verteilen 
ließen, in der im Nazı-Suil gegen die 
Kommunisten (besonders den KB) 
gehetzt wird. Mit der Eröffnung 
des Ausschlußverfahrens gegen die 
13 Kollegen „ruhen“ much „ab 0- 
fort Ihre Rechte und Pflichten alı 
Miıglied, und zwar für die Zeitdauer 
des gesamten Ausschlußverfahren 
{Aus dem Schreiben der IG Chemie: 
Führer an die betroffenen Kollegen). 
Mit diesem Trick haben die IG 
Chemie-Führer — unabhängig vom 
konkreten Ausgang des Ausschluß 
verfahrens - schon ein wesentliches 
Teilziel erreicht, nämlich die zu 
mindest vorübergehende Aumchal- 
tung der Reichhokl-Linken, Diese 
dürfen — ob sie später Recht be- 
‚kommen oder nicht — ersimal keine 
gewerkschaftliche Versammlung 
mehr besuchen. Das gilt auch für 
Mitgliederversammlungen bei Reich- 
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schrittliche Interemenvortreter ein 
schüchtern. Im Urpebnix der Wahlen 
wird dann klar, daß die Kollege 
nicht gewillt sind, eine derartige 
Beschneidung ihrer Rechte 
wolteres hinzunehmen 

Der verwarnte Kollege arhiolt 
mit Abstand die meisten Stimmen. 

Eine Woche nach der Wahl wird 
Klar, daß die BAV-Bosse um jeden 
Preis den Aufbau einer arbeitsfäh 
sen Jugendvertretung verhindern 
wollen. 

Am 13. November bekommen 
zwei der neugewählten Jugendveı 
ter, die zum Ende dieses Jahres 
auslernen, ein Schreiben ins Haus 
geschickt, worin ihnen mitgeteilt 
wird, daß sie nach Beendigung 
ihrer Lehrzeit nicht wieder einge- 
stellt werden, also gefeuert werden. 

Diese Methode ist für die B&V- 
Bosse nicht neu, sondern es gehört 
hier schon seit Jahren zur Tradition, 
daß alle fortschrittlichen Strömun- 
sen mit brutalen Rausschmissen zer- 
schlagen wurden! Das Ziel dieser 
Maßnahmen ist für die Kapitalisten, 
sich eine Jugendvertretung zu schaf- 
fen, die sch vollständig ihren Interes- 
sen unterwirft. Die Gewerkschafts- 
führer und der Betriebsrat. unter- 
stützen ein solches Vorhaben, indem 
sie die betroffenen Kollegen mit 
Ausschlüssen bedrohen und auch 
die DKP/SDAJ macht sich mit da- 
für verantwortlich, obwohl sie 
selbst oft genug Opfer dieses un- 
ternehmerischen Terrors ist, indem 
öe fortschrittliche Kollegen und 
‚Kommunisten denunziert und dif- 
famiert, offensichtlich in der irrigen 
Annahme, sich selbst so vor Re- 
pressalien zu schütz 

Der Kampf der 


lohm& Voss- 


talisten kann nur dann erfolgreich 
geführt werden, wenn er nicht auf 
kurzfristige Ziele orientiert, sondern 
längerfristig die einheitliche Kampf- 
kraft stärkt und so den Spaltern 
entgegenwirkt und gleichzeitig die 
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hold. Die Gewerkschaftsführer wol « 
len ihnen die Möglichkeit entziehen, 
sich vor den Kollegen zu erkläten. 
die Schweinereien der Kodolitsch, 
Holst & Co. aufzuzeigen. Gleichzei- 
sollen sie von der anstehenden 
detzt allerdings etwas verschobe- 


| nen) Neuwahl des Vertrauenskörpers. 


ausgeschaltet werden. * 

Darauf würden die Kollegen rich- 
tig reagieren, wenn sie — gerade 
jetzt — noch mehr Initiative und 
Kraft auf den Ausbau selbständiger 
Organisationsformen der Reichhold- 
Kollegen legen würden: Regelmäßi- 
ge Treffen der Kocherversammlung 
und Einbeziehung der Handwerker 
in diese Beratungen, Ausbau der 
Jugendgruppe, eine Initiative Im Be 
reich der Angestellten. 

Unserer Wissens ist dieser Mas 
sen-Ausschluß bei Reichhokk_ der 
bisherige Höhepunkt der antikom 
munistischen Hetze der letzten Jah- 


Wir können noch nicht ein 
schätzen, ob die Gewerkschaftsfüh- 
rer gewillt sind, alle Verfahren 
auch zum tatsächlichen Ausschluß 
zu bringen. Möglich ist auch, daß 
im Laufe des Verfahrens einige 
wieder eingestellt werden, um sich 


auf die entschiedensten „Wider- 
cher" der IG Chemie-Führer zu kon 
zentrieren und einen möglichen Pro- 
test aus der Belegschaft abzufangen 
und zu zerspalten. Wie immer dem 
much sel, kommt es jetzt mehr denn 
je darauf an, daß die Reichhold-Kol- 
legen zusammenhalten, sich vor 
ihre bedrohten Kollegen stellen und 
daß auch Gewerkschafter anderer 
Betriebe den Kampf der Reichhold« 
Arbeiter, "Angestellten und -Lehrlin 
ge unterstützen. 


Solidarität mit den bedrohten 
Reichhold-Kollegen 


Wir werden im nächsten AK 
(Nr. 37) einen ausführlichen Artikel 
über die letzten politischen und we- 
werkschaftlichen Auseinandensel- 
zungen der Reichhold-Arbeiter mit 
der IG Chemierfühnung bringen. 


Beiriebszelle Reichhold 
KB/Gruppe Hamburg 


Einheitsfront gegen 
die „Supermächte” 


1 Hsiän-niin, Mitglied des Po- 
Itbüros des ZK der KP China, 
Jsagte in einer Rede im Juni 


1970: 

„Die Länder und Völker der 
‚ganzen Welt, die der Aggression, 
Intervention, Kontrolle und Schika- 
ne durch den US-Imperiallsmus und 
deine Komplizen ausgesetzt sind, 
vereinigen sich nun weiterhin und 
büden die  breiteste Einheit 
fronı.” (76) 

In der Frage der antlimperialis- 
tischen internationalen Einheits- 
Tront waren die Positionen der 
KPCh in dieser Zeit offensichtlich 
uneinheitlich. Sie variierten zum 
einen in der Frage, gegen wen 
sich diese Einheltsfront richten soll- 
te — d.h. ob in erster Linie gegen 
‚den US-Imperialismus oder ob ge- 
gen den US-Imperialismus u n d 
den Sowjetrevisionismus. Sie varlier- 
ten außerdem in der Frage, wer 
in _ diese Einheitsfront- einzube. 
ziehen ist: Wird die anti-imperialis- 
tische internationale Einheitsfront 
von den Völkern (dh. den 
werkttigen Massen) gebildet, oder 
können auch Länder (d.h 
einschließlich ihrer herrschenden 
Klassen) in diese Einheitsfront ein- 
bezogen werden, einschließlich be 
stimmter imperalistischer Länder? 

Zunächst zum ersten Punkt. In 
den beiden ersten Teilen dieses Ar 
tikels (AK 34 und 35) sollte 
zeigt werden, wie sich die Ein- 
schätzung der KPCH verschob von 
ter Behandlung des US-Imperilis- 
mus als Hauptfeind zur „gleichbe- 
rechtigten” Behandlung von US-Im- 
perialismus und Sowjetrevisionismus. 
als Hauptfeinde, wobei der Sowjet- 
revisionismus als „noch trügerischer 
und gefährlicher als der Imperialis- 
mus alten Schlages” (59) angesehen 
wird. Das hatte gleichzeitig zur 
Folge, daß bestimmte, imperialist 
sche Staaten (z.B. BRD, Japan, 
Großbritannien), die früher als 
„Juniorpartner” des US-Imperialis- 
mus galten (77), gewissermaßen 
aus dem Kreis der „Hauptfeinde” 
verschwanden und’ sogar in die 
„Einheitsfront gegen die Super- 
mächte” aufrückten. Ähnliches gilt 
für Staaten wie Jugoslawien, Kongo/ 
Zaire und den Iran, deren Regierun- 
gen früher als Statthalter des US- 


machte“ autrückıen. an 
für Staaten wie Jugoslawien, Kongo/ 
Zaire und den Iran, deren Regierun- 
gen früher als Statthalter des US- 
Imperialismus angegriffen worden 
waren (78). 

Inder zitierten Äußerung spricht 
Li Hsüän-niän vom „US-Imperialis- 
mus und seinen Komplizen” als 
Gegner der Einheitsfront, d.h. ohne 
namentliche Erwähnung desSomjet - 
revisionismus. In derselben Rede 
sagte er wa, auch, der US-Imperia- 
kamus sei „der böseste Feind der 
Völker der ganzen Welt”. (76) 

Dagegen sprach 2.B. ein Artikel 
der „Renmin Ribao” („Volkszei 
tung”) vom 14. August 1969 von 
einer „Einheitsfront in einem mög - 
liehst breiten Maßstab”, die „von 
allen Ländern und Völkern (gebi 
det wird)., die unter der Aggres 
sion, Kontrolle, Intervention und 
‚den Schikanen von seiten des USA 
Imperialismus und des Sowjetrevi 
slonimus zu leiden haben.” (79) 

Auch in der von Lin Biao auf 
‚dem IX, Parteitag der KPCh (April 
1969) vorgetragenen Rede heißt es: 
mAlle Staaten und Völker, die ihr 
der Arpression, Kontrolle, Inter 
wention und Schikane durch den 
USA-Imperiallımus und den Sow 
‚heirevisionismus ausgesetzt weld, ver 
einigt euch, bildet die breiteste Ein 
heltufront, um unsere gemeinsamen 
Feinde niederzuschlagen!” (80) 

Für die Politik der KPCh in 
1970 und a.T. auch noch in 1971 
war es jedoch typisch, den Sowjet 
revisionismus aus taktischen Grün- 
‚den in vielen Fällen nicht nament. 
lich anzugreifen, sondern ihn zu 
umschreiben mit Formulierungen 


wie „Der U$-Imperialismus und sein 
einer“ (81), „Der US-Imperiale- 
mus und sein Kollaborateur" (82) 
‚oder 2.8, auch „gewisse Leute‘ 


Diese Taktik war offenbar in der 
Ausweitung des Indochina-Krieges 
durch den US-Imperialismus be- 
gründet — Putsch in Kambodscha, 
US-Aggression gegen Kambodscha 
und Laos, Unter diesen Umständen 
wurde das Schwergewicht auf die 
Einheitsfront gegen den USAmpe- 
rialismus gelegt, unter Zurückstel- 
lung der offenen Polemik gegen den 
Sowjetrevisionismus. Noch 1971 
wurde von der „breiten Einheits- 
front” gegen den „USA-Imperialis- 
mus und alle seine Lakaien” ge- 
sprochen (84), 

In diesen Zusammenhäng gehört 
auch die bekannte Erklärung Mao 
Tse-tungs vom 20. Mai 1970, „Völ- 
ker der ganzen Welt, vereinigt euch, 
besiegt die USA-Aggressoren und 
alle ihre Lakaien.“ (vgl. Kasten) 


ws) 


Diese Positionen wandelten sich 


In Guiyang, 


der Beziehungen“ in vielen Fällen 
leichsetzte mit Verzicht auf Kritik 
an bestimmten _imperlalistischen 
und reaktionären Staaten, So ver- 
zichtet die KPCh a.D. heute auch 
darauf, die Rolle der imperialisti 
schen Staaten Westeuropas und der 
EG allseitig einzuschätzen de. 
denfalls in Öffentlichen Außerun- 
gen), sondern schlägt alles über den 
Einheitsleisten „Kampf gegen di 
Kontrolle der Supermächte", Dabei 
hat die chinesische Presse bis 1969 
(zT. auch noch 1970) durchaus 
gute und eingehende Analysen über 
den „Wettsireit von Großbritannien. 
und Frankreich um die Hegemonie 
in Europa“ (87), über die Beteili- 
‚gung des BRD-Imperialismus an der 
„Balgerei um die Hegemonie in Eu- 
ropa” (88) und allgemein über die 


zwischenimperlalistischen _Wider- 


tigerhebtsich, eins ums andere, eine 
wachsende Zahl mittelgroßer und 
kleiner Länder im Streben nach na- 
tionaler Gleichberechtigung, zur Er- 
haltung der staatlichen Souveräni- 
tät, zum Kampf gegen die Hegemo- 
nie, gegen die Aggression, Kontrol- 
le und Unterjochung von seiten dey 
‚Supermächte.“ (92) 

In diesem Zusammenhang ist 
noch lediglich von einer „wachsen- 
den Zahl“ von Ländern die Rede, 
die sich in den „Kampf gegen die 
Supermächte” einreihen. Es bleibt 
auch offen, wie weit der Begriff 
„mittelgroße und kleine Länder“ 
u verstehen ist, 

Dies entwickelte sich später so, 
daß davon gesprochen wurde, a | 
te „mittelgroßen und kleinen 
Länder“ müßten sich zum Kampf 
zusammenschliessen. 


(aus Peking Rundschau 17/68) 


Südwesichina, fanden 300000 Zivilisten und Armeeangehörige zu einer 


feierlichen Kundgebung zusammen, auf der die große Begeisterung über die bedeulsame 
Erklärung Vorsitzenden Maos und der Enischluß, die Afro-Amerikaner im Kampf gegen 


ın Guyang, »uawesienina, 


tanuen awe www zavımven wann 


feierlichen Kundgebung zusammen, auf der die große Begeisterung über die bedeutsame 
Erklärung Vorsitzenden Maos und der Enischluß, die Afro-Amerikaner im Kampf gegen 
gewaltsame Unterdrückung entschlossen zu unterstützen, zum Ausdruck kamen, 


aber, besonders nach dem Besuch 
Nixons in China (Anfang 1972) und 
‚dem „Rückzug“ der USA aus Indo- 
china (1973) zur „Einheitsfront ge 
gen die Supermächte“ 


Von der Massenaktion 
zur Diplomatie 


In den Jahren 1966/67, während 
der Kulturrevolution, hatten sich 
die Beziehungen der VR China zu 
zahlreichen Staaten mit imperialist 
schen bzw. reaktionären Reglerun- 
gen „verschlechtert“. Es gab Mas 
sendemonstrationen — zT, mil 
mehreren Hunderttawsend Teilnch 
mern! - u.a. vor den Botschaften 
der Sowjetunion, Jugoslawiens, der 
Mongolei, Frankreichs, Großbritan- 
niens, Burmas, der CSSR, Indone 
siens (#5). Massendemonstrationen 
fanden außerdem statt ayr Unter- 

der arabischen Völker 
nzösischen Arbeiter 
und Studenten im Mai 1968 und 
der Afro-Amerikaner (Neger in den 
USA). (86) 

Diese Politik der Massenaktion 
wurde seit 1968/69 — zum Teil auch 
schon früher = abgelöst durch eine 
Politik auf der diplomatischen Düh 
ne. 80 änderte sich etwa die Haltung 
gegenüber der jugoslawischen Regie 
rung schon nach der Besetzung der 


CSSR (August 1968) - und zwar 
auch in dem Sinn, daß nunmehr je 
de öffentliche Kritik (d.h. in der 


Presse) am jugoslawischen Revisio- 


nismus offenbar total eingestellt 
wurde. Überhaupt zeigte sich, daß 
die Politik der KPCh „Verbesserung 


sprüche (89) geliefert. Von derarti- 
gen Beiträgen ist seit langem nichts. 
mehr bekanntgeworden. Das ist ge- 
wiß eine sehr „einseitige“, d.h. fal- 
sche Praktizierung des Prinzips der 
friedlichen Koexistenz zwischen 
Staaten unterschiedlicher Gesell 


schaftsordnung. | 


Es ist auch nicht zu übersehen; 
daß die KPCh ihre früheren schr 
bedeutenden Bemühungen weitge- 
hend eingestellt hat, Einfluß auf die 
politisch-theoretische Diskussion in- 
nerhalb der internationalen kom- 
munistischen Bewegung zu nehmen 
(90) Esist wohl nicht verfehlt, hierin 
eine Verlagerung der internationa- 
len Politik der KPCh von der kom- 
munistischen Bewegung weg auf die 
diplomatische Bühne zu sehen 


Die „kleinen und die 
mittelgroßen Länder” 


1969/70 setzte sich im der 
Außenpolitik der KPCh der Gedan- 
ke durch, bestimmte Länder in 
die „Einheitsfront“ gegen den U$- 
Imperialismus, bzw, dann vor allem 
‚gegen die Supermächte, einzubezie: 
hen, $o erklärte Tschu En-lai. im 


Juli 1970, Frankreich kämp 
fe gegen „Kontrolle und Interven‘ 
tion von Seiten der Großmächte‘ 
(36). Etwas später hieß es auch 
daß die Regierung Kanadas 
einen „unabhängigen Kurs“ verfol 
son wolle (91). 

Am .9. November 1970 sagte 
Tschu En-lai auf einer Versamm- 
lung anläßlich des kambodich. 


schen Nationalfelertags: „Gegenwär 


Der Begriff der-litelgroßen und 
kleinen Länder“ wurde so weit ge 
dehnt, daß er schließlich überhaupt 
alte Länder (natürlich mit Aus 
nahme der „zwei Supermächte") 
einschloß, 

So änderte sich 1971 auch die 
Haltung zur EWG. Es hieß nun aus- 
drücklich, die westeuropäischen 
Länder müßten sich zusammen 
schließen, „um der Hegemonie des 
US-Imperialismus _enigegenzutre 
ten. Der Eintritt Großbritanniens 
in die EWG wurde begrüßt mit den 
Worten „Vereint zum Kampf gegen 
die Supermächte‘‘, Und weiter 

„Die Tendenz, daß sich die wesr 
europäischen Länder im Kampf ge 
gen die Kontrolle und Intervention 
von seiten der Supermächte vereint 
‚gen, in stürker geworden. Das int ein 
weiterer schwerer Schlag für die 
wankende Position den USA-Impe 
rlalismus als Oberherr in Westeuro- 
pa und versetzte Ihn in eine noch 
größere Isolierung. " (93) 

Die „Renmin Ribao“ schrieb aus 
Antaß des Besuchs von Pompidou 
in China im September dieses Jahı 
„Die zahlreichen mittelgroßen 
und kleinen Länder in Europa ver 
einigen sich in verschiedener Form 
und in verschiedenen Bereichen. um 
für die Verteidigung ihrer Unabhän 
gigkelt und gegen die Hegemoniebe 
strebungen der Supermächte zu 
kämpfen. Das chinesische Volk 
sympathisiert mit den und wi 
stwzt die Anstrengungen, welche 
die europkischen Völker und die 
mittelgroßen und kleinen Länder 
in dieser Hinsicht machen.” 


Hierin” zeigt sich besonders of- 
fensichtlich eine bestimmte M © 
thode,nämlich die bewußte 
Vermengung der Begriffe „Völker“ 
und „Länder“, In Wahrheit sind es 
natürlich nicht die westeuropllischen 
Völker, ‚sondern die westeuropäi 
schen Imperialisten, die die „Eini- 
gung Europas” vorantreiben, und 
zwar in einer Weise, die zum Scha 
den der westeuroplischen Völker 
und zum Nutzen der Imperialisten 
ist. Bevor wir auf das Thema der 
telgroßen und kleinen Lünder“ 
näher eingehen, soll noch kurz ein 
damit in Zusammenhang stehendes 
weiteres Element der chinesischen 
Außenpolitik behandelt werden, 
nämlich die Theorie der „Zwischen 
zonei 


Die „Zwischenzonen” 


In dem bekannten Interview mit 
Anna Louise Strong (1946) klingt 
die Theorie von den „Zwischenzo- 
nen‘ bereitsan. Mao Tse-tung sagte: 


„Die USA und die Sowjetunion 
sind voneinander durch eine sehr 
ausgedehnte Zone getrennt, die vie- 
le kapitalistische sowie koloniale 
und halbkolonlale Länder Europas, 
Asiens und Afrikas umfaßt, Bevor 
die USA-Reaktionäre diese Länder 
nicht unterworfen haben, kann von 
einem Angriff auf die Sowjetunion. 


In dem Artikel „Ein Vorschlag 
zur Generallinie . . .* (1963) heißt 
es;,Das strategische Ziel des USA- 
Imperialismus ist nach wie vor: Ag- 
gression auf die zwischen den USA 
und dem sozialistischen Lager lie- 
‚gende Zwischenzone zu verüben und 
Ale unter seine Kontrolle zu brin- 
sen, die Revolutionen der geknech- 
teten Massen und unterdrückten Na- 
onen abzuwürgen, dann die sozia- 
listischen Länder zu vernichten, um 
so alle Völker und Länder der 
Welt, einschließlich seiner eigenen 
Verbündeten, unter Joch und Kon- 
rolle des USA-Monopolkapitals zu 
bringen." (97) 

Die „Renmin Ribao“ schrieb im 
Januar 1964, daß die „Zwischenzo- 
ne“ aus zwei Teilen be 
steht (woraus die „Zwei Zwischen- 
zonen‘“ wurden), nämlich;„Der er- 
ste Teil umfaßt die souveränen so- 


Zonen“ wurden), nämlich;,.Der er- 
ste Teil umfaßı die souneränen so 
wie die um Ihre Souveränität kämp- 
fenden Siaaten Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas; das ist die erste 
Zwischenzone. Der zweite Teil be 
steht aus ganz Weiteurops, Ozea- 
nien und Kanada sowie weiteren 
kapitalistischen Ländern; das ist die 
zweite Zwischenzone. Zwar sind ih- 
re herrschenden Klassen Ausbeuter 
und Unterdrücker, doch unterliegen 
diese Länder selbst der Kontrolle, 
Einmischung und Beeinflussung 
durch die USA. Daher wollen sie 
sich von der amerikanischen Kon- 
trolle befreien. In dieser Hinsicht 
zeigen sie Gemeinsamkeiten mit den 
sozialistischen Ländern und den 
Völkern anderer Länder. (98) 
ische Zeitung „Asahl 
zitierte am |. August 
folgende angebliche Erklärung Mao 
Teetungs und Tschu Ein-lais in 
‚einem Gespräch mit einer Delega 
tion japanischer Sozialisten: „Alle 
Länder Asiens, Afrikas und Latein- 
amerikas sind gegen den Imperlalis- 
mus. Auch Europa, Kanada und an- 
dere Länder sind gegen den Impe- 
nialismus. Imperialisten erheben sich 
sogar, wie das Beispiel des Generals 
de Gaulle zeigt, gegen Imporlalisten. 
Heute gibt es zwei Zwischenzont 
in der Welt: die erste umfaßt Asien, 
‚Afrika und Lateinamerika, die zwek 
we Europa, Kanada und Ozeanien; 
zur zweiten gehört much das Japank- 
sche Monopolkapital." (99) 


Mao Tue-tung äußerte auch ber 
reits in dieser Zeit, daß sich nicht 
mar die Völker aller Länder 
zur „breitesten Einheitsfront” 
(sogen den US-Imperialismus) 20 
ammenschließen müßten, sondern 
daß sich auch „alle friedliebenden 
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Aggreuson, Kontos 
ıe der USA 
4", sich dieser „Ein« 
anschließen müßten, 


war von den „zwei Zwischenzonen“ 
nichts zu hören. Erst im Oktober 
72 wurde diese Theorie anscheinend 
wieder aufgenommen, und zwar im 
Artikel zum 23. Jahrestag der Grün- 


dung der VR Chinas „... Der Kampf 
‚gegen die Machipolitik und Hege- 
moniebestrebungen der Supermäch- 
te ist au einer gemeinsamen Porde: 
rung aller Völker geworden, Nicht 
nur in der ersten, sondern auch {n 
der zweiten Zwlchenzone vereini- 
ken sich immer mehr Länder In ver- 
schiedener Form und auf unter 
schiedlicher Ebene zum Kampf 
kogen eine (I) oder (!) zwei Super- 
mächte,” (101) 

Ausführliche Erläuterungen zu 


teile.“ (104) 

An anderer Stelle sapte Mao, daß 
solche Kompromisse „nur das Br- 
‚gebnis eines entschledenen und 
wirksamen Kampfes aller demokru- 
fchen Kräfte der sanzen Welt ze 
‚gen «die reaktionären Kräfte der 
usa, Brabant), und ‚Frankı 
reichs sein“ können. Und im selben 
Zusammenhang sagte er! „Derartige 
Kompromisse machen es nicht er- 
forderlich, daß die Völker in den 
Ländern der kapitalistischen Welt 
diesem Beispiel folgen und inner- 
halb ihres eigenen Landes Kompro- 
mise schließen“. (105) 

Das ist prinzipiell einleuchtend. 
Man Könnte das nun so Änterpretie- 
ren, daß die\fifnesische Außenpo- 
itik einerseits ühd andererseits z.B. 
die Politik der Kommunisten in den 
Imperlalistischen Ländern Westeuro- 
pas „zwei verschiedene Schuh“ sind 
Die chinesische Regierung ünd ihre 
außenpolitischen Vertreter könn- 
en dann etwa die EWG loben, im- 
perialistische Politiker it 


zinlchauvinismus abgleiten würden. 

Ex ist zwar nichtig, daß Kompro- 
misse eines sozialistischen Landes 
mit einem imperlalistischen Land 
die Völker dieser Länder nicht ohne 
weiteres zu Kompromissen wer- 
pflichten. Wenn z.B. ein BRD-Kon- 
zern Handelsbeziehungen zur VR 
‚China entwickelt — das ist eine Art 
von Kompromiß — verpflichtet das 
nicht die Atbeiter diesen Konzerns 
zu „Kompromissen“, etwa Verzicht 
reiks, bis der Auftrag erledigt 


Der springende Punkt ist aber, 
bei dem Verhältnis der VR 
China gegenüber den westeuropäi- 
schen Imperlalisten gar nicht ein- 
fach nur umeinen Kompromiß 
geht (im Sinne der friedlichen Koc- 
Aistenz zwischen Stsaten mit unter- 
‚schiedlicher Gesellschaftsordnung), 
sondern um ein Bündnis, das 
angestrebt wird, zum „Kampf gegen 
die Supermächte". D.h., daß den 
westeuropäischen Imperialisten ein 
bestimmter Platz im Rahmen der 


Völker der ganzen Welt, vereinigt euch, besiegt die USA-Aggressoren und alle ihre Lakaien 


Mena Laune Karanzene 
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Yo. lieruen; 0. ut. 1170, 
diesem Thema sind zu finden in den 
Artikeln „Die Geschichte der na- 
tionalen Befreiungsbewegungen 
dieren" (102) und „Das Studium 
der Geographie hilft, die Weltsitua- 
tion zu verstehen“ (103), die im 
November bzw, Dezember 72 er- 
‚schienen. 

Im ersten heißt es: „... Die erste 
Zwischenzone schließt alle Länder 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas 
ein, die in der Vergangenheit der 
Aggression und der Unterdrückung 
von seiten der Kolonialisten und 
der Imperialisten ausgesetzt waren 
und die heute weiterhin heldenhaft 
‚gexen den Imperiallimus und den 
Kolonialısmus kämpfen. besonders 
über gegen die Supermächte. Ohne 
die zwei ‚Oberherren‘ schließt die 
zweite Zwischenzone die wichtig- 
sten kapitalistischen Länder im Ost 
und West ein, die bis heute in ver- 
‚schledenem Grad der Kontrolle, der 
Intervention und der Tyrannei der 
beiden Supermächte ausgesetzt sind. 
‚Sie stehen in immer größerem Wi- 
derspruch zu den letzteren ... Nicht 
nur in der ersten, sondern auch In 
der zweiten Zwischenzone vereint 
gen sich immer mehr Länder in ver- 
schiedener Form und auf wnter- 
schledlicher Ebene zum Kampf ge 
‚gen die Macht- und Hegemonie- 
politik der Supermächte. Dies int 
eine Tendenz der Weltgeschichte.” 
“on 

Im zweiten erwähnten Artikel 
heißt ex u.a, „Die nationalen Be: 
freiungsbewegungen In den ausge- 
dehnten Gebieten der ersten Zwi 
schenzone ind eine wichtige Kraft, 
die sich den zwei Supermächten 
entgegenstellt. Sie bilden einen be- 
deutenden Bestandteil der proleta- 
rischen Weltrevohution. Die Länder 
der zweiten Zwischenzone, die mit 
den zwei Supermächten in Wider- 
sprüche verwickelt sind und. sich 
oft mit ihnen reiten, bilden eben- 
‚falls eine Kraft, die im Kampfaigen ’ 
eine (!} oder (1) beide Supermächte 
nieht zu unierschätzen ist.” (109) 


Einige Konsequenzen 


Die Politik der friedlichen Koexi- 
stena zwischen Staaten mit unter 
schiedlicher Gesellschaftsordnung 
ist eine Arı von Kompromiß. Mao 
sagte 1945: „Die kapitalt 
stischen Länder und das sorlalisıt- 
sche Land werden noch in einer 
‚Reihe von internationalen Angele- 
‚genheiten zu Kompromissen gelan 
‚gen, denn Kompromisse bieten Vor 


In} weniger am 10 Tagen nad der Burg schen ven nahen 20 Lande 
ann worden. De Lage im Wiertandanteg der Valor au di Länder 


ichtige Freunde“ und Vorkämpfer 
der nationalen Unabhängigkeit be- 
zeichnen, imperialistische Länder 
zur „Wachsamkeit" und zur „Stär- 
kung ihrer Verteidigungsbereit- 
schaft" etc. aufrufen, während die 
Kommunisten der imperialistischen 
Länder genau das Gegentetl 
tun — ohne daß dazwischen ein. 
Widerspruch bestünde. Eine solche, 
u.B. „ zumindest _inkonsequei 
wenn nicht scheinheilige und sophr- 
tische Positionwird tatsächlich von 
Vielen kommunistischen Gruppen 
eingenommen. 

Nehmen wir beispielsweise die 
EWG. Entweder hat die KPCh recht, 
die imperialisische — „europäische 
Gemeinschaft" als positive Tendenz 
zu ‚betrachten und zu begrüßen 
Dann dürften eben auch die Kom- 
munisten in den westeuropäischen 
imperüalistischen Ländern die EWG 
icht etwa bekämpfen, sondern 
müßten sie im Gegenteil unterstüt- 


israelische Bandiienlum an 
(aus Peking Rundschau 25/67) 


‚zen. Ähnliches gilt auf dem militä- 
fischen Gebiet, Die KPCh. vertritt 
‚Sie Auffassung, daß sich die meisten 
‚oder gar alle Länder - außer den 
„zwei Supermächten" — „in einer 
Position mangelhafter Verteidigung 
befinden“ (74) und sie daher ihre 
andesverteidigung”" stärken müs- 
(78). Speziell für die „Verteidi- 
wungsanstrengungen“ der Westeuro- 
päischen, Imperlalisten wird Ver- 
sändais und. Sympathie geäußert 
(73), Wenn dies nich Lig Mt, 
‚dann wäre der Kampf z.B. der west“ 
deutschen Kommunisten gegen.den 
Militarismus, gegen die Rüstungsko- 


sten usw. (alsch, dann müßten 
vielmehr auch die Kommunisten die 
„Verteidigungsanstrengungen” pro‘ 
pagieren. Us liegt auf der Hand, daß. 


sie damit auf eine Position der „Va 
terlandswerteidigung“" und des So 


„Einheitsfront gegen die Super- 
mächte”" zugeordnet wird. Die chi- 
nesische Außenpolitik geht in die- 
sem Punkt soweit, daß sie ganz 
überwiegend, Äußerungen reaktio- 
närer Politiker, Militärs etc. gegen 


Leute beim Kampf gegen die 
„Supermacht“ (die USA) 
chaus keinen Eifer zeigen, son- 
dern im Gegenteil für deren „mili- 
rische Präsenz“ in Westeuropa ei 
irelen 

Eine solche _ internationale 
B ündnis- Politik der KPCh wür- 
de — wenn man sie als korrekt an- 
erkennt - selbstverständlich be- 
stimmte Konsequenzen auch für die 
Politik der Kommunisten in den 
westeuropäischen imperialistischen 
Ländern haben müssen, wie oben 
bereits angesprochen — z.B. gegen- 
über der EWG, der NATO, der Bun- 


deswehr, gegenüber der Politik der 
CDU/CSU (soweit es deren „weit- 
sichtige" Hetze gegen die Sowjet- 
union angeht) u.a,m 

Wir halten aber die Politik der 
internationalen „Einheitsfront“ in 
dieser Weise für einen großen Feh- 
ler. Sie ist auch mit der notwendi- 
‚gen Ausnutzung zwischen-imperlall- 
tischer Widersprüche nicht zu 
klären. Denn eine wiche Ausm 
zung würde es durchaus nicht 
fordern, auf Kritiksan den Imper) 
listen weitgehend zu verzichten, die 
Widersprüche in der Welt total ein- 
sitig darzustellen ( 
sont 


sichtige Freunde“ 
chein (statt den Charakter ihrer 
Politik deutlich zu machen). Auße- 
rungen des Revanchismus und Mill 


tarlımus In „Wachsamkeit gegen“ 
über einer Supermacht" umzumün- 
zen uam. [ 


Wird fortgesetzt 


Im nächsten Teil d 
auf einige konkrete Fragen der chi 
nesischen Außenpolitik (Pakistan, 
Sudan, EWG u.a.) eingegangen wer- 
‚den. Voraussichtlich im übernäch- 
sten — letzten — Teil soll darauf 
eingegangen werden, wie sich einer- 
seits die Revisionisten und Trotz- 
kisten und andererseits Gruppen 
wie der KBW und die „KPD/ML“ 
‚gegenüber der chinesischen Außen- 
politik verhalten. 


Armarkungen 


76.) Rede auf einer Kundgebung in Po- 
king zum 20. Jahrestag des voterländi- 
chen Befreiungskrioges Korass, 25.Juni 
70; PR 27/70,5.21 


77) Zu Großbritannien 2.8. dar Artı- 
kei von Yung Hong in PR 28/68, 
„Mit dem "Empire‘ der Briten geht en zu 
Ende‘, Es heißt dort u.a.: „Früher ein- 
mal eine Großmacht auf der internanio- 
nalen Bühne geht es seit langem mit 
Großbritannien steil bergab. Haute dient 


tlche Außonminister Die Pong-fa am 14. 
‚Juni. 73 bi einem Empfang durch die 
iransiche Regierung: „Heute verfolgen 
ir mit Bewunderung die Bemühungen 
Ihres Landen um die Verteichgung der 
Unabhängigkeit und Souvordnitit und 
de Entwicklung der nationalen Wirt: 
schaft und Kultur. (PR 28/73,5.5) 

70) Dschung Jen, Abschauliche Vor“ 
stellung der Saltatantlarwung, „‚Aenmin 
ibao“, 14.8.09; PR 33/00, 5.0/7. 

90.) Lin Bioo, Bericht uf dem 1X. Par- 
teitag der Kommunistischen Partei Chl- 
nos, Peking 1009, 8, 112/113, vl. Anm. 
„. 

81) 2.8. in „USAImperlalismun und 
Komplize verdoppeln Anstrengungen für 
ein. "München“Komplort Im Mittleren 


enden Vorsitzenden der Volksrepublik 
China, Dung Bi. aus Anladı des Be- 
che des sudanesischen Präsidenten Nur 
meris in China am 7,8.700PR33/70, 5.7) 
83) 2.8. LI Haldnnhn In der unter 
/Anım.16 erw. Rada (PR 27/70,8. 21). 
94.) 2.8.:,Um den. USA.Imparlallumun. 
und alle seine Lakalen zu besiegen, muß. 
man eine breite Einheitsfront bilden, mul 
sich mit allen Kräften, mit denen ein Zu- 
sammenschluß möglich ist, die Feinde 
ausgenommen, zusammenschliessen und 
einen harten Kampf führen.” (,.Es lebe 
der Sieg des Proletariatsl“,von den Re- 
daktionen der „Aenmin Ribao“, „Hong“ 
a“ und „Lielänglun Bao” (März 71): 
PR 1271, 87 

85.) Zusammengestelt nach Meldungen 
der „Frankfurter Rundschau” und der 
PR. Die meisten Demonstrationen, beson- 
‚ders die mehrtägige Belagerung der sowje- 
schen Botschaft durch mehrere Hun- 
derttausend Demonstranten, fanden An- 
fang 1967 sur. 

86.) vol. 2.8. „Wir stehen fest auf seiten 
der arabischen Völker — Massendemon- 
wrationen in Peking und anderen 
Städten“ (PR 26/67). „Peking demon- 
riert zur Unterstützung des Kampfes 


„Ninons neue Friedensstrategie” 

das Schicksal des zum Untergang verur- 
teilten US-Imperialiumut. nicht sbwen- 
den” in PR 10/70. Dort heilt m 

„Da der US-Imperlaliunus schwach und 
Yortault in und weine Kraft nicht zu ni 
nen Ambitionen palt, dmutet Nixon an, 
daß der ‚in Europa die 
westoeutschen Revanchsiten zu seinen 
Heifersheitern im Kampf um die Vor- 
herrachaft: in Wenteurops und seinen 
Werkzeugen zu Subversionen in Ostsuro- 
pa machen will und in Asien den japanı- 
chen Militariumus ausnürzen und ihn 
(eine besondere und wichtige Rolle wie- 
Ion! lassen werden.” 

78.) Zu Jugoslawien 2.8.der Artikel der 
„Renmin“ Ribao” vom 10. Juni 1968 
{PR 24/68). Ex heißt dort: „Die Tito- 
liqus hat sch schon längst auf dan US- 
Imperialismus gestützt und entsprechend 
den Bedirinissen des Imperialismus das 
kapıtalistiche System wiederhergesellt, 
öe Stastmowverdnitht verkauft und © 
Jugoslawien in eine Kolonie des Imperie- 
Hamus rasch verwendeit,” In gewinem 
Gegensatz dazu steht die Erklärung von 
Vizeaußenminister Tjlau Guan-hus (jetzt 
Leiter der chines. UN-Delogstion). „ad 
das jugoslawische Volk In dan Itzien 
‚dahren. in seinem Kampf gegen fremde 
Intervention und, Aggremionndrohun. 
0en seine nationale Unabhängigkeit und 
Stästliche Sowerhnutät veriichgt Nat, 

{zum jogoslan. Suantstelertg, am 27.11. 
70: PR a9rb0, 5.21) 

Zu Kongo/Zaie 1.8. der Kommentar 
der „Renmin Ribao”, „Eine Schlange, 
ie dm Kram Web und wert in" 
{in PR 34/08). Ex hei di, dnß dar kon 
golesische. Präsident Mobutu „ein be- 
füchtigter und verkommenet Reaktio 
nr“ ist, der „mit Hilfe amerikanischer 
Bojonetie seinem Vmwotischen Regime 
über das Volk von Kongo Dauer zu ver- 
leiten” versucht, ein „geirausr Hampal- 
mann des Imperlalumus und Sähdling 
den Kotonlallumun“, (Eine wwjeusche 
Zeitung hatte Moburu al an. Imperial 
schen Politiker beaeichnat). = Am 
3. Janumm 1973 wurde Mobutu von 
Mao Tsetung empfangen. Tachu Eos 
nagte sun diesem Anlall u... „le Regie- 
rung und des Volk Chinas zallten den 
Anstrengungen der Regierung und des 
Volkes von Zaire für die Erhaltung der 
nationsten Unabhängigkeit und den Auf 
bau den Landen Anerkennung und win. 
Achten ihnen neu Erfolge” {PR 3/73, 
8.3und4). 

Zum ven: die markitich ninintiche 
Iranische Organisation „Tufan“ erklärte It 
Racho Tirana (deutschupr. ZI:Uh Sen 
dung um 12. November 75): „Der Schah 
vertoigt die Interemen des US. Impariain 
mn. der dt herrschende Imprhallumun 
on Iran It.” — Dagegen sagte der chine- 


der Volksmasen Frankreichs, Europas 
und Nordamerikas. 

‚gewaltige revolutionäre Woge hat Zivil- 
bewölkerung und Armesangehörige Chi- 
as erfaßt: Unterstützung der Afro-Ame- 


(PR 21/68) „Eine 
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93.) „Attacke gegen die Hegemonia cm 
USA.Imperiallumu”, PR 20/71, 8. 23 
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100, 
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1 
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gust 73) brachten wir Im Rahmen 
ines lingeron Interviews mit dem 
Generalsekretär der 
Fein"-Partei (IRA), dem € 
Hffernan einen 
Partei (IRA).ıdem Gen. Tony Het. 
fernan, einen Spenden-Aufruf zu- 
‚gunsten der irlschen Genossen (IRA- 
Official), Wir verwiesen auf das 
Westdeutsche IRA-Solldaritätskomt- 
tee, das hierzulande Unterstützungs- 


I: ARBEITERKAMPR 31 (Au- 


aktionen etc, für die IRA zentral 
koordiniert. 

Eine schnelle finanzielle Unter- 
siützung war notwendig geworden, 
„da das Heidelberger NRF (Neues 
Roter 


'orum, jetzt in KBW umbe- 
), die Genossen (des „Komi- 
und damit der IRA selbst) um 
2.000 Mark betrogen hat, die für die 
‚Finanzierung der Reise des Genossen 
‘Tony Heffernan (ex machte eine po- 
tische Veranstaltungsreise durch 
die BRD) bestimmt waren: Selt ei 
nem halben Jahr verweigert das NRF 
dem IRA-Solidaritätskomitee die Be- 
zahlung von bestellten und in ihren 
Buchläden bereits verkauften Irland- 
‚Materialien. Die NRF-Führer halten 
dies offenbar für die geeignete Me- 
hode, das IRA-Solidaritdtskomitee 
materiell auszuhungern, da es sich 
bisher dem „Führungsanspruch“ des 
NRE nicht „‚gebeugt” hat.“ (AK 31) 

Der Betrugs-Versuch des Heidel- 
berger NRF (KBW) und die dahinter 
stehenden Absichten („„Führungsan- 
spruch durchsetzen“) wurden in ei 
ner umfassenden öffentlichen Do- 
kumentation des IRA-Solidaritäts- 
komitees belegt. An der Echtheit 
der Dokumente und der Glaubwi 
digkeit in der Beweisführung der 
„Komitee‘-Genossen hatten wir kei- 
nen Zweifel. Vielmehr entspricht 
‚der Zweck dieser NRF-Aktion ganz 
genau unseren eigenen Erfahrungen, 
‚die wir mit den Führern dieser Grup- 
pierung machen mußten, insbeson- 
dere mit deren Hamburger Statthal- 
tern (Fälschung von Flugblättern, 
Verbreitung hahnebüchener Lügen, 
Denunziation unserer Genossen im 
Betrieb durch ihre Flugblatt-Vertei 
ler usw. sl). 


Zueinigen Praktiken des KBW: 


Doch Betrugsversuch! 


Unserer Veröffentlichung folgte 
‚ein Beschwerde-Brief der NRF-Ge- 
‚nossen; Darin heißt es u.a., unsere 
„Behauptungen“ (!) seien „falsch“. 
Das IRA-Solidaritätskomitee hätte 
die „Unwahrheit verbreite‘ 
breite „aus der Luft gegriffene Be- 
‚hauptungen“, um damit „einen na- 
tionalen Anspruch (?) bestätigen 
zu müssen” usw. — Vielmehr — 
heißt es in dem Heidelberger Brief 
weiter — würden bloß „einige Buch 
läden (...) mit der Zahlung in Ver- 
zug gekommen" sein, was dann 
das „Komitee“ willkürlich und bös- 
willig zum Anlaß genommen hätte, 
falsche Behauptungen“ in die Welt 
zu setzen. Aber: „Mittlerweile haben 
wir die Sache klargestellt (11!) und 
‚das Weißkirchner Komitee verbrei- 
tet diese Unwahrheit (1!) nicht 
mehr.“ (Alle Zitate aus dem Heidel- 
berger Brief vom 1. Sept. 73) 

Diese scheinheilige, die tatsäch- 
lichen Vorgänge auf den Kopf stel- 
lende Argumentation versucht den 
planmäßigen Geldentzug durch alle 
INRF-Buchläden über einen Zeit- 
raum von sieben (!) Monaten zu be- 
mänteln, um eine Selbstkritik dieser 
bürgerlichen Methoden zu ume- 
hen. Es dürfte aber ohne weiteres 
einsichtig sein, daß diese Behand- 
lung des personell und finanziell 
vergleichsweise schwachen IRA-So- 
idaritäts-Komitees durch eine Or- 
ganisation wie dem KBW (mit sei- 
nen erheblichen finanziellen Re- 
soursen) bürgerliche Machtpolitik 
ist und zugleich Sabotage an der 
gebotenen internationalistischen So- 
idarität (das Geld war für die IRA 
bestimmt). 

Tatsächlich. versuchte das NRF 


(KBW) das „Komitee“ schon frü- 
her bei den’irischen Genossen in 
Mißkredit zu bringen, es auszu- 


Antikommunistischer Dreck! 
Wie die DKP die Kommunisten bekämpft - 
Beispiel:Chile-Kampagne in Oldenburg 


m 12.11.73 im Oldenbur- 
‚ger DGB-Haus, Sitzung des 
jugendausschusses der 
ein Kollege, der 
als eifriger Nach- 
beter der Gewerkschaftsführer 
und deren gelchriger Schüler 
inSatzungs- und Geschäftsordnung, 
fragen profiliert hat, kündigt an: er 
wolle einen Antrag an die Gewerk- 
schaftsführer stellen, über die Teil- 
nahme junger Gewerkschaftsmitglie- 
‚der am Demonstrationsblock einl- 
ger linker Gruppen (ua. des KB) 
während der Chile-Demonstration 
vom 8.11, zu recherchieren. (An- 
wesender Jugendsekretär Gold- 
schmidt: er selbst habe auch zwei 
Gewerkschaftskollegen dort 
'htet). Der Kollege bezieht 
sich auch ausdrücklich auf Außerun- 
ven des Kreigugendausschuß-Vorsit- 
zenden A. Thomsen, der im Auftrag 
der DKP in der Gewerkschaftsju 
‚gend immer wieder durch seine de- 
magogischen  Spitzenleistungen 
glänzt. Dieser Thomsen hatte näm 
lich noch vor der Chile-Demonstra- 
tion (vom KJA mit veranstaltet) die 
Linie in der Auseinandersetzung mit 
den links von der DKP stehenden 
Kollegen wie folgt festgelegt: Die 
Teilnahme am Demonstrationsblock 
‚der linken Gruppen sei unvereinbar 
mit den Beschlüssen „der Gewerk 
schaften‘ (gemeint ist: der Gewerk« 
schaftsführer). Organisationen wie 
2.8. der KB sind „gewerkschafts 
feindlich“ und als „gegnerische Or 
ganisation“ zu betrachten. Folglich 
könne die Teilnahme am linken 
Demonstrationsblock den Ausschluß 
aus der Gewerkschaft nach sich 
ziehen. 

Selten hat ein Verfechter der 
DKP-Politik so welt die Hosen run: 
tergelassen und die Komplizen 
schaft dieser „einzigen marxistischen 
Partei der Arbeiterklasse“ mit den 
sorialdemokratischen iowerk 
schaftsführern im Kampf gegen die 
Kommunisten aufgedeckt. Gleich 
zeitig ist aber auch deutlich gewor 
den, daß es Typen vom Schlage 


1G Meull 
sich Ungat 


‚Thomsen gelingen kann, sich Vi 
sallen zu schaffen und für antikom- 
munistische Attacken — wie das Bei- 
spiel des IGM-OJA nahelegt, sogar 
bis hin zur Denunziatjan — in Trab 
zu bringen. Solche Leute erledigen 
mit großem Ernst und beachtlichen 
Engagement die Dreckarbeit für die 
Gewerkschaftsführer: Vergiftung der 
Auseinandersetzung um gewerk- 
schaftspolitische Fragen mit anı 
‚kommunistischen Stimmungen, Ver 
such einer Isolierung der Kritiker 
‚der Gewerkschaftsspitze, um diese 
möglichst ohne Widerstand und So 
lidarisierung anderer Gewerkschafts 
mitglieder rausschmeißen zu kön- 
nen. 

‚Man muß noch einmal ausdrück- 
lich hervorheben, daß dieser Herr 
Thomsen und seine Gehilfen sich ja 
nicht etwa mit der Politik. jener 
Gruppen auseinandergesetzt haben 
die an der Chile-Demonstration mi 
‚einem eigenen Block beteiligt waren, 
sondern daß sie diese Auseinander- 
setzung vermieden und verhindert 
haben, indem sie auf jene Instru- 
mente der Revers- und Ausschluß- 
politik der Gewerkschaftsführer 
zurückgreifen. wie sie ja schon aus. 
jenen republikanischen Jahren zwi- 
schen Kaiserreich und Hitlerfa- 
schumus bekannt und berüchtigt 
sind, Auch kann man dieses Vorge 
hen nicht als „individuellen“ Bei 
trag zur Politik der antikommuni- 
stischen Verhetzung durchgehen lar- 
son; etwa; mit dem Mann swien die 
iäule durchgegangen. Vielmehr ha 
ben die DKP und ihre verbündeten 
Organisationen (SDAJ, MSB ...) 00 
made jetzt in ihrer „Chile-Kampag- 
ne“ massiv die Verhetzung ihrer 
Mitglieder und Sympathisanten ge 
‚en den KB und andere linke Krk 
iker betrieben, auf deren Boden 
‚dann das militante Vorgehen gegen 
die sogenannten  „Ultralinken“ 
wächst 

Nachdem diese Organisationen 
als führende Träger einen 
perialistischen Arbeitikrei 
dann den KJA des DGH 


schalten (oder einzusacken), um 
‚dann selbst in der angemaßten Rolle 
eines „Generalvertretern“ für die 
IRA (O) in Westdeutschland aufzu 
treten. Ganz auf dieser Linie ver 
suchten NRF-Genossen, die irischen 
Genossen in Stimmung gegen das 
„Komitee'' zu bringen, verbreiteten 
Lügen über die Politik des „Komi- 
tes“ in der BRD, gründeten schnell 
eine Konkurrenz-Zeitung usw. Pech 
für sie, daß die IRA-Genossen dieses 
Spielchen nicht mitmachten. 

Nach Erhalt des Beschwerde-Bric- 
fes aus Heidelberg baten wir das 
„Komitee“ nochmals um Aufkli- 
Tung und erhielten eine schriftliche 
Erklärung zum Zweck der Veröf- 
fentlichung. Aus ihr wollen wir 
einiges zitieren, da auch der KBW 
den Beschwerde-Brief des NRF an 
uns (mit Ausnahme des letzten Ab- 
satzes, der eine besonders blöde 
Motzerei gegen den KB enthalten 
hatte) in seiner Zeitung unter der 
selbstsicheren Überschrift „Klarstel- 
Nung"(!) veröffentlichte. 

Tatsächlich fand inzwischen ein 

Gespräch zwischen „Komitee“ Ge- 
nossen, einem NRF (KBW)-Vertre- 
ter und einigen Zeugen, darunter 
Genosse Tony Heffernan ( 
Der NRF-Vertreter entschuldigte 
sich anfangs mit allgemeiner 
„Schlamperei”, _„organisatorischen 
Schwierigkeiten“ und einer angeb- 
lich „miserablen finanziellen Situe- 
ilon“' einiger NRF-Gruppen (man 
beachte dagegen die in der „KVZ“ 
veröffentlichten _Spenden-Listen, 
die allein schon das Gegenteil ver- 
künden!): „Allein unsere Gruppe 
in Hamburg hat ca. 20 000 DM 
‚Schulden, da kann so etwas schon 
passieren“, so der NRF-Vertreter. 

Schließlich mußte dennoch vom 
INRF der „Entzug des Geldes grund- 


ASIA der PH als Veranstalter der 
Demonstration vorschickte) ein Zu 
sammengehen mit den „K-Gruppen"“ 
(also KB, KBW usw.) „prinzipiell“ 
abgelehnt hatten, weil diese Org 
sationen angeblich Allende und die 
Unidad Popular anstatt die Faschi 
sten für die tausendfachen Arbei - 
termorde in Chile verantwortlich 
machen würden und ähnlichen Mist, 
zogen sie am 6.11. in einer von ih. 
nen_ durchgeführten _Chile-Veran- 
staltung so recht vom Leder, Genos- 
sen verschiedener linker Gruppen 
versuchten, angesichts der vorläufi- 
gen Niederlage der chilenischen Ar 
beiter und Bauern gegenüber den 
Militär-Faschisten, die Politik der 
Unidad Popular und die Theorie 
vom „friedlichen Weg zum Sozialis 
mus“ zu kritisieren. Auch unter 
Ausnutzung gewisser sektiererischer 
Fehler in der Propaganda dieser Ge- 
nosen (so wurde z.B. versäumt, 
überhaupt die eigenen Absichten, 
die Zielrichtung der Kritik deutlich 
zu machen) verdrehten die Revisio- 
nisten diese Beiträge zum Versuch, 
‚die Solidarität mit dem chilenischen 
Volk und den Erfolg dieser Veran- 
staltung zu sabotieren. Sodann wur 
de das Links = RechtsSchema ein- 
gepeitscht: die CDU hetzt gegen die 
UP, die Ultralinken auch - na seht 
ihr! Die Ultralinken betreiben das 
Werk der Reaktion! 

Überhaupt wurde Kritik als un- 
vereinbar mit der Solidarität dilfa- 
miert, Überdies, 10 wurde den Lin- 
ken von DKP-führer Döpke emp- 
fohlen, „sollte man nicht über Din 
ae diskutieren, die man nicht ver 
steht," Und an die Adreme der 
Genossen, die ihre Kritik mit Zita- 
ten aus der DKP-Zeitung „UZ" zu 
untermauern versuchten: „Die ‚UZ' 
nicht für Chaot 
Arbeiter geschrieben 
Ausfälle wurden von dem revision 
stischen  Gesindel mit johlendem 
Beifall „belohnt", Hieran zeigt sich 


nanze Grad der Verhet- 
die 


zung. in diesen Organisatio) 
ganz bewußt auch bei dieser € 


sitzlich eingestanden“ werden. Man 
wolle sich aber jetzt bemühen, die 
Angelegenheit schnell zu bereini- 
‚son. Aufgrund dieses „Eingeständ- 
nissan" und der Zusage, die Angel 
genholt in Ordnung zu bringen, kam 
das „Komitee“ dem NRF großzl- 
win entgegen: Es versprach zukünl- 
tig über diese Angelegenheit Still- 
schweigen zu wahren, Der „miß- 
glückte" Beirugs-Versuch durch das 
NRF solle nicht weitere Grundlage 
für eine Polemik seitens des „Kom 
tees“ sein. Das NRF versprach 
gleichfalls Einstellung seiner Recht- 
fertigungs-Versuche, 

Der KBW hat diese Abmachung 
inzwischen gebrochen und das Ver- 
sprechen des-,Komitees“ zur Ein- 
stellung dieser Polemik zu einer 
nachträglichen ° Tatsachenverdre- 
hung und Geschichtsfälschung be- 
nutzt; in seinem Beschwerde-Brief 
und der Veröffentlichung („Klar- 
stellung‘) werden das „Komitee‘ 
und nachträglich auch der KB als 
Buhmänner hingestellt, die eine 
bloße „Schlamperei”, ein bißchen 
„Zahlungs Verzug“ durch KBW- 

‚chläden aufbauschen, um dem 
KBW „Gangstermethoden“ unteı 
zujubeln. Aber weder das „Komitee 
noch wir selbst können akzeptieren, 
‚daß das NRF im Schutze der Zusage 
(zur Einstellung der Polemik) zur 
dummdreisten Geschichtsfälschung 
übergehen. „Wir bestehen auf der 
‚grundsätzlichen Wahrheit des Vor- 
‚gangesnach wie vor " ‚schrieben uns. 
die „Komitee‘-Genossen. 

Leider hat die „KVZ“ von dem 
an uns gerichteten Brief des NRF 
einen sehr interessanten Absatz 
nicht mit abgedruckt; offenbar war 
ihr diese Sache selbst peinlich. In 
‚dem Brief des NRF an uns hatte es 
nämlich zum Schluß geheißen: 


genheit wieder betrieben wurde, 
Wen wundert es dann noch, wenn 
Parolen wie „mit denen sich ausein- 
anderzusetzen ist Zeitverschwen- 
dung und sollte man geflissentlich 
unterlassen“ ihren praktischen Nie- 
derschlag finden; 2.B. darin, daß un- 
sere Presse von vielen, wenn nicht 
den meisten DKP-Genossen nicht 
angefaßt geschweige denn gelesen, 
ja sogar demonstrativ und öffent- 
lich zerrissen wird; wenn revisioni- 
stische Genossen im Gespräch mit 
uns oft nicht mehr zu bieten haben, 
als ein paar ihren Führern nach- 
'empfundene Sprüche; und wenn 
schließlich Leute wie Thomsen & Co. 
sich zu Handlangerdiensten für die 
sozinldemokratischen  Gewerk 
schaftsführer aufmachen! 


KB/Gruppe Oklenburg = 


m 
Ein Abonnement 
Ein Abonnement 


Der ARD 


„Es war schon schändlich genug, 
daß diese Gruppe (gemeint das 
„Komi 
örtigen aus der Luft gexriffenen Be 
hauptungen einen nationalen An 
spruch bestätigen zu müssen. Umso 
bezelchnender int ei, wenn der 
Kommunistische Bund diese Be 
'hauptungen weiterverbreiter, ohne 
sich von Ihrer Richtigkeit zu über 
zeugen. Auf diese Art versucht er zu 
„belegen“, wie der Kommunistische 
Bünd Westdeutschland mit Gang- 
stermethoden andere -Organisarlo- 
‚nen unter seinen ‚Führungsanspruch 
beuge‘ 


Da der KB keine poll 
‚mente regen den Kormundir 


schen Tesıdeutschland Ins 
Zu führen weiß, muß er in der 


juseinandersefzung zu solchen Mit- 
ie pr in el fen." (Werdelbern jelberger Briet 
vom 1. Sept. 73) 

Zu diesen Bemerkungen schrie- 
ben wir in einem Antwort-Brief 

„Daß Du schreibst, der KB habe 
‚gegen den KBW ‚keine politischen 
Argumente‘, können wir nicht mehr 
als Ignoranz betrachten, sondern 
halten es für eine hundertprozentige 
Unverschämtheit. Bis heute warten 
wir darauf, daß der KBW sich end- 
lich zu einer offenen Auseinander- 
setzung über die vielfachen von un. 
angesprochenen Fragen bequemt. 
(Brief vom 10. Sept. 73) 


Die Unfähigkeit (oder Nichtbe- 
reitschaft) zur politisch-ideologi- 
schen Auseinandersetzung um für 
die Arbeiterbewegung höchst wich- 
tige Fragen auf der einen Seite und 
andererseits die ständigen Versuche 
der Diffamierung etc. anderer Or 
nisationen, sowie die Versuch 
sich mit den Methoden bürgerlicher 
Machtpolitik. irgendwie „durchzu- 
setzen“, sind zwei Seiten derselben 
Medaille. In der Arbeiterbewegung 
ist dies die Politik des Reformismus 
und Revisionismus 


Wir werden den gesamten Brief- 
wechsel, aus dem wir hier zitierten, 
inder nächsten Ausgabe von UNSER 
WEG im Original dokumentieren. IM 
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Zur politischen Ausrichtung 
des Einzelhandels auf die 
Verteidigung des Kapitalismus 


Nachdem die Preissteigerungsr 
{6 fast 9% erreicht hatte, womit der 
Lohnabbau neue Höhen erreicht 
nahmen sich alle möglichen bürger“ 
lichen Krfte und Organisationen. 
des „Verbrauchers“ an, um den Un- 
mut” der arbeitenden Bovölk 
zu kanalisioren, bzw, sich als di 
Interessonvertreter zu profilieren. 

Zuerst startete die Bundesrople- 
fung eine Anzeigenkampagne In den 
Zeitungen, die sie sich 1 Mio DM 
kosten lieb, Nach dem Motto: „80 
können Sie sich vor unvernünftigen 
Preisen schützen" gab sie sieben 
Tips 

So etwa: „Barkauf it Sparkauf” 
und rechneie vor, daß man die Zin- 
sen spart, wenn man keinen Kredit 
aufnimmt, bzw. riet, sich nicht s0 
viel anzuschaffen, sondern mehr zu 
sparen, was die Stabilität auch für 
dere, Ein weiterer Tip besagt: „die 
Saison- und Sonderangebote beacı 
ten“ oder „die Preise vergleichen‘ 
durch diese „kleine Mühe", so heißt 
es, „leisten sie ihren Beitrag für ver- 
nünftige Preise 

Als wenn ohnehin nicht der größ- 
te Teil der westdeutschen Bevölke- 
rung große Mühe hätte, möglichst 
bilig einzukaufen und bei jeder 
größeren. Anschaffung erst zehn- 
mal hin- und herüberlogen müßte, 
Ob diese tragbar ist. Doch wie dieses. 
sozusagen marktgerochte Verhalten 
die Auswirkungen des Kapitalismus 
(wa. eben ständige Preiserhöhun- 
sen) beseitigen soll, bleibt allerdings 
schleierhaft, entgegen den Verspre- 
chungen. sind wir. den Preissteiie- 
rungen auf diese Weise machtlos 
ausgeliefert. Aber die Bundesregie- 
zung hat „bewiesen“, daß sie die 
Sorgen des Alltaglebens kennt. 

Nach der Kampagne der Bundes 

rung folgte die „Woche des 

Verbrauchers“ der „‚Arbeitsgemein- 
schaft der _Verbraucherverbände"“ 
und die Aktion „Gelber Punkt” der 
SPD. Angelehni’an die Kampı 
der Bundesregierung. sollte, 


laut 
SPD, die Kampagne deutlich ma- 
chen: „Kritisch kaufen lohnt sich. 
‚Preisvergleiche beweisen das.“ Da- 


rüber hinaus: „Wer macht die Prei- 
se? Wirtschaftspolitische Informa- 


chen: „Kritisch kaufen lohnt sich, 
Preisvergleiche beweisen das.” Da 
rüber hinaus: „Wer macht die Pr 
36? Wirtschaftspolitische Informa 
tionen legen die Hintergründe of - 
fen”, Dazu sollten die „Aktivgrup- 
pen der Partei“ in die Läden gehen, 
mit Listen die Preise vergleichen, 
zwei Millionen Flugblätter vertel- 
len, um damit- eine große Ver- 
braucher-Aktion in Gang zu brin- 
gen, Kostenpunkt eine halbe Mio, 
DM 

Was sagte nun die SPD 


neben 


„Aktion Einzelhandel 73” contra 
„Gelbe-Punkt-Aktion” der SPD 


Deshalb kommen „unsere“ Re: 
ierungen auch Immer wieder auf 
‚die tolikühne Idee, wenn uns durch 
Preissteigerungen das Geld aus der 
Tasche gezogen wird, uns mit höhe- 
ron Steuern und anderen „Stabili- 
tätsabgaben““ nochmal das Fell über 
die Ohren zu ziehen, daß wir dann 
„Druck auf die Preise ausüben“ wür- 
den, weil wir eben noch weniger 
baw. „nicht verbrauchen“. 

Auf die Idee, daß „der Verbrau- 
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So füttern die Ideologen ihre Klasse! 


sche System in Frage stellten“ und 
derungen aufstellten, um die 
Konzernezu kontrollieren‘ 

Doch bei der Frage, „was die Re: 
‚ierung in unserer Wirtschaftsord. 
nung (also im Kapitalismus) gegen 
Preissteigerungen tun“ kann), erweist 
das „gelbe-Punkt“-Flugblatt des 
'SPD-Vorstandes nahezu ehrlicher als 
die Jusos: 

Dort heißt es, daß die Bundesre- 
gierung das „härteste Stabilitätspro- 
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cher“ sich auch gegen die Preisstei- 
gerungen durch den Kampf um hö- 
here Löhne und das ganze-System 
des Kapitalismus wehren kann und 
muß — darauf kommen diese Spe- 
zialdemokraten erst gar nicht. Kein 
Wunder, daß das dieselben sind, die 
die spontanen Streiks dazu als 
iminell“ abtun. 


‚Die Bundesregierung Informiert. Großformatige Anzeigenkampagne der 
SPD-/FDP-Regierung in der westdeutschen Prome, 


den gleichen „Tips“, wie wir sie be 
reits von der Bundesregierung ken 
non — nun zu den „Hintergründen"“ 
für die Preissteigerungen? Die Preise 
werden, so das „Gelbe-Punkt'-Flug- 
allen gemacht 
‚uchern, Unterneh 
n Ausland, 
Was sollen also die Verbraucher tun 

„Ste können nur Druck auf die 
Preise ausüben, wenn sie nicht ver 
brauchen"!!! 


Das war dann auch den meisten 
Jusos zuviel: 80 hieß cs in Frank: 


furt vom stellvertretenden Bezirks- 


Läden hin- und herzuhetzen, solle 
lediglich von der Mutlosigkeit zum 
Angriff der wahren Probleme ablen- 
ken", (Nach „FR“ vom 26.10.73) 
In Kiel gaben die Jusos eigene Flug: 
blätter raus, wo sie Lohnforderun- 
gon unterstützten, „das kapitaliti 


gramm in der Geschichte der Bun- 
desrepublik“ (!!) verabschiedet habe 
und»trotzdem „zu der gewünschten 
Preisstabilität es noch nicht gekom- 
men sei. Allerdings wird auch hier 
nicht die Abschaffung der kapitali- 
stischen Wirtschaftsordnung, samt 
ihres Staates gefordert, sondern mit 
eiyem Hauch von Klassenkampf 
heißt es: 

„Wir müssen heute weg von einer 
Wirtschafts struktur, in der 
letztlich der Profit die Richtung des 
Wachstums bestimmt .... in der Re- 
formen und öffentliche Investitio- 
nen für mehr Lebensqualität nur 
dann eine Chance haben, wenn die 
Privarwirtschaft schon  abgesahnt 
hat.“ Doch völlig verlogen wird es 
dann, wenn es um die eigene Rolle 
‚geht, Beim Staat, wo ja die SPD 
mit in der Regierung sitzt, darf 
nicht gespart werden, weil er ja die 
Lebensqualität” macht, wie etwa 
die Erhöhung der Telefon- oder Post- 
gebühren hinlänglich für jedermann 
sichtbar bewiesen hat. Wenn sich in 
den Händen der Unternehmer „die 
eigentliche Macht auf dem Markt 
konzentriert“ und mit dieser „uner- 
hörten Marktmachi“ versucht wird, 
„die Preise bis zum letzten Mann zu 
diktieren“, warum erklärt dann et- 
wa Willy Brandt anläßlich der ANU- 
GA-Eröffnung vor der Krnährungs- 
industrie, daß sich der Handel auf 
die Ansprüche des einzelnen an 
Qualität etc. „oftmals unter gewir 
sen Opfern (!?')" hat einstellen müs- 
sen? Warum erklärt er, daß „die 
deutsche Ernährungswirtschaft 
die Forderungen erfüllt, die von Bür 
‚gern und Volkswirtschaft gleicher 
maßen an Sie gestellt wurden."? 
(Bulletin der Bundesregierung Nr 
117, 259.73) 

Zu.den Preissteigerungen heißt es 
dort noch: „Das wirksamste Mittel 
‚gegen ungerechtfertigte Preissteige 
rungen ist nach wievor, für einen un 
verfälschten und wirksamen Weitbe 
werb au sorgen.” Als wenn Wettbe 


werb nicht der Wettbewerb der Ka- 
pitalisten wäre, möglichst viel aus 
uns herauszuholen. 

Dennach rief diese „Aktion Gel- 
ber Punkt" der SPD einen großen 
Sturm in der rechtsbürgerlichen Pres- 
se und bei den Kapitalisten auf 
Grund dieses Hauchs von Kritik an 
ihrer Politik hervor. „Aufklärung 
am Verbraucher" werde hier zu ei- 
nem „Vehikel der Sysfemkritik" be- 
nutzt, 

Wolff von Amerongen, der Präsi- 
dent des „Deutschen Industrie- und 
Handelstages", schrieb an die SPD: 
„Ich werde dadurch zum erstenmal 
darüber informiert, daß ihre Partei 
praktisch die Abschaffung des pri- 
varwirtschaftlichen Rentabilitäts- | 
denkens fordert“. („82, 8.10.73) 

Herbert Kremp von der „Welt“ | 
schrieb von einem „Feldzug gegen | 
den Unternehmer“ und erklärte 
weitsichtig: „ Vielleicht kommt auch 
in der Wirtschaft ein Winter. Ein 
Kälteeinbruch, der in diesem Land 
Panik erzeugen könnte, politische 
Panik. Wäre nicht eine Situation 
denkbar, in der alles auf die andere 
Seite rennt? Das Vertrauen in die 
Fähigkeit der Koalition, speziell der 
'SPD, mit Geld umgehen zu können, 
schwindet schon jetzt merklich da- 
hin.“ Deshalb sei dies eine Aktion 
der „Notgemeinschaft SPD“, Ande- 
rerseits wurde die CDU/CSU heftigst 
kritisiert, wie man als Opposition so. 
etwas bloß der SPD überlassen kön- 
ne. (‚Wett 
derte auch (nach FR" vom 26.10.) 
CDU-Narjes gegen das „gelbe Gift“ 
mit. einem „verbraucherpolitischen 
Konzept“ ein Abdriften in die „aso- 
ziale Planwirtschaft der Bonzen und 
Bürokraten“ zu unterbinden. Die Ar- 
beitgeberverbände rückten in die 
56 wichtigsten Zeitungen ein Inse- 
rat für eine Mio, DM: „SPD. Wohin? 
(Gelber Punkt. Roter Markt. Toter 
Markt.“ 

„Der deutsche Einzelhandel“ 
startete die „Aktion Einzelhandel 


Unsere Kunden sollen wissen 


stünde. „Im Handel herrscht totaler 
Wettbewerb“, das „zwingt jähr 
10.900. Einzelhandelsunternehmen 
zur Geschäftsaufgabe‘“ Bzw. „Han 
delsspannen sind keine Gewinnspan- 
nen“, Durch einen sich immer stär- 
ker. beschleunigenden Konzentrati- 
onsprozeß im Handel werden nicht 
nur durch die Kaufhauskonzerne 
und Ladenketten wie Edeka oder 
ReWedie kleinen Löden an die Wand 
gedrückt, sondern wird auch zum 
Teil für den eigenen Verkauf produ- 
ziert, bzw. die Bedingungen an die 
Produktion gestellt, 

$o erklärte etwa Schulz-Klingauf 
vom Kaufhof bereits 1969; 
Warenhaus st heute der Style-leader 
des Einzelhandels; wir geben der In- 
dustrie unsere Produktauffassungen 
vor ... Waren wir früher Aussucher, 
Absortierer, Ausmusterer, Posten“ 
käufer, so sind wir jetzt Produkten- 
entwickler.” (Aus „Der Volkswirt” 
277.6.69), 

In einem Gespräch erklärte der 
Einzelhandel in „Die Zeit‘“ (30.6, 
67): „Das Schwergewicht des deut- 
schen Unternehmertums hat jahre- 
lang in der Sphäre der Produktion 
selegen. Die Entwicklung der Groß- 
berriebsformen des Einzelhandels 
mit ihrer generalstabsmäßigen Glie- 
derung begann eigentlich erst mit 
dem Beginn dieses Jahrhunderts. 
Damit wuchs die Bedeutung des Ver- 
triebs gegenüber der Produktion. 
Heute kann man häufig schon von 
einer regelrechten Nachfragemacht 
sprechen. Wir sind es, die immer häu- 
figer den Herstellern die Bedingun- 
gen diktieren. 

Es ging dem Einzelhandel bei 
seiner Aktion nicht nur darum, sich, 
so darzustellen, als ob er aus lau- 
ter „harmlosen“ kleinen Läden be+ 
stünde, die am Rande der Existenz, 
rumkrebsen, sondern es ging insbe- 
sondere darum, der SPD einen vor 
‚den Bug zu schießen und den Ver- 
band politisch auszurichten und auf 
Vordermann zu bringen. 


Unsere Kunden sollen wissen: 


Auch der Einzelhandel 
ist gegen steigende Preise! 


Aber: Unsere Preise sindabhängig von steigenden Kosten - 
bei uns undunseren 
Deshalb: Aufklärung -Ja Polemik - Nein! 


Wir sind für Stabilität! 


ioferanten. 


In diesen Tagen geben viele vor, für den Verbraucher zu 
sprechen. Was immer Ihnen gesagt oder versprochen wird, 
berücksichtigen Sie bei Ihrer Meinungsbildung:: 
® Der Einzelhandel setzt seine Preise nicht willkürlich fest. 
® Der Unterschied zwischen unseren 
‚dem Preis, den Sie bezahlen, ist nicht unser 
Handelsspannen sind keine Gewinnspannen 


Im Handel herrscht totaler Wettbewerb. Das ist Ihr Vorteil. 


Der Wettbewerb zwingt jährlich 10000 Einzelhandelsunter- 
nehmen zur Goschäftsaufgabe. 


und 


23 Milionen Beschäftigte in 350.000 Einzelhandelsunter- 
nehmen haben eines der besten Einzelhandelnsystome der 
Welt 
Das wollen wir erhalten = für Sie, für uns alle. 
Deshalb: 
Wir sind für kritische Partnerschaft zwischen Ihnen und uns I 


Der Deutsche Einzelhandel 


1973" nach dem Grundsatz: „nicht 
kleckern, sondern klotzen“. (Edeka. 
Rundschreiben) und der „scharf kal 
kulierende“ Einzelhandel warf da 
für mindestens eine halbe Million 
raus, 

Überall wurden Flugblätter und 
Plakate in die Schaufenster gohängt 
baw. verteilt, Der Kinelhandel atell 
te sich s0 dar, als wenn er aus lauter 
kleinen. „Tante-Emma-Läden" be 


Die Argumente der Kapitalisten für „den Verbraucher”; Flugblätter des 
Einzelhandels. (Verkleinerung) Um seine positive Haltung zum „Deutschen 
Staat” herauszuhaben ist das Blatt schwarz.rot-gold eingerahmt. 


Wir beziehen uns im Folgenden 
auf ein Rundschreiben des Edeka 
Vorstands, Dort heißt es 


‚den Systemveränderern, 
Asitatoren und Scharfmachern auf- 
zuzeigen, welch‘ gewaltige Kraft ein 
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Polizei für den Terror 
gegen die Arbeiterklasse gerüstet 


hrend der Bundesgrenz- 
schutz mit dem Aufstellen 
des Mordkommandos GSG 


9 (pl. ARBEITERKANPF 34) seine 
Vorbereitungen für den Einsatz im 
Inneren vorangetrieben hat, ist auch 
die Aufrüstung der Polizei nicht ste- 
hengeblisben. Neben der Ausrüstung 
mit Giftgas (vel. ARBEITERKAM! 

Bundesländern am 


‚ach dem Muster der GSG 9 ge 
beitet, Am weitesten fortgeschritten 
ist dieser Aufbau in Nordrhein-West« 
falen, dessen Innenminister Weyer 

F-Rechtsaußen) Mitie Novem- 
ber erste Erfolge bekanntgab; 
© 96 Mann stark ist das Spezial- 

einsatzkommando zur Be- 
kämpfung von „‚Terror”. Ausgerüstet 
sind diese „martialisch bewaffneten 
und vital bärbeißigen” (,„Westi 
sche Rundschau”) Männer mit 
9-mm-Pistolen im Hüfthalter, ku- 
gelsicheren Westen, Maschinenpisto- 
len und Präzisionsgewehren mit In- 
frarot-Zielgeräten, 

In Gruppen von 32 Mann wird 
dieses Kommando in Köln, Düssel- 
dorf und Dortmund stationiert und 
soll von hier aus gegebenenfalls in 
‚gana Nordrhein-Wostfalen eingesetzt 
werden. 
©® 3.200 Polizeibemte sind in 

Nordrhein-Westfalen bisher in 
einer „Intensivausbildung im Schies- 
sen” "al Pistolenpräzisionsschützen 
ausgebildet worden. 

1,420 als Gewehrscharfschützen, 
© Ein Panzerwagen vom Typ 

UR 416 (hergestellt vom Rü- 
stungskonzern Rheinstahl) ist ange- 
schafft. Dieser mit. 10-mm-Panzer‘ 
platten versehene Wagen ist schnell 
und wendig, kann zugleich aber 10 
Polizeibeamte mit „Anti-Terror-Aus- 


u 


'Ob Faschismus oder bürgerliche De- 


mokratie — in Deutschland hat sich 


Ob Faschismus oder bärgerliche De- 
mokratie — in Deutschland hat sich 
die Kirche immer treu auf die Seite 
der Bourgeoisie geschlagen. Auch 
die Antikommunismus-Kampagne 
der Bourgeoisie wird fast ungebro- 
chen in der Kirche durchgeführt, 
Ob sie Berufsverbote gegen fort- 
schritliche Pastoren erläßt, ob sie 
Solidarititsaktionen für das vietna- 
mesische Volk unterbindet (sche 
AK 30, 5. 27), oder ob vonder Kan- 
zel die Politik der Bourgeoisie ab- 
gesegnet wird — die Kirche hält 
Schritt mit der Faschisierung von 


Se STE elen aer Quick- 


borner Kirchenvorstand ein 
‚Verbot gegen eine antfaschisti- 
sche Veranstaltung in seinen Räu- 
men. Jugenddiakon Paulsen hatte 
den Ring Bündischer Jugend (R B.J.) 
und die Gruppe des Bundes Deut- 
scher Piadfinder (BDP) in Quick, 
born eingeladen, im Rahmen eines 
Offenen Abends im Gemeindehaus 
einen. Informationsabend über den 
Faschismus In Griechenland abzu- 
halten. Beide Organisationen (siehe 
auch AK 32, 5.23) hatten ähnliche 
Veranstaltungen schon in Hamburg 
mit großem Erfolg durchgeführt 
Unter der Parole: Freiheit für 


Griechenland — Solldarität im ant- 
faschistischen Kampf“ sollten auf 
der Veranstaltung Informationen 


über. die planmäßige Vorbereitung 
des Faschismus in Griechenland, 
über die Mitwirkung des US-Impe- 
rialismus am Putsch und über die 
Politik. des griechischen Widerstan- 
des gegeben werden, der Chor des 
R.BJ. sollte dazu Lidder des prie 
‚chischen Widerstandes singen, 

Üher Nacht wurden die Plakate, 
‚die für diese Veranstaltung in Quick 
‚wollten, mit Aufklebern 
aktionären Unter 
unkenntlich gemacht 


te 
Dien Aufkleber (Leichenbilder mil 


Unterschriften wie „Moskauer Lei 
chen“, „Maos Just", „Jesus löst a 
ie Probleme“) summen aus einer 
Zeitung, „Christus dem Osten“, die 


nit der stramm 
schen. Organisat 


Polizeibeamte der Spezialkommandes bei einer Karate-Demonstrai 


Im Hintergrund der neue Panzerwagen 
rüstung” aufnehmen. Ein auf einem 
drehbaren Turm montiertes Gewehr 
ist von außen nicht sichtbar. ‚Der 
anzerwagen kann ebenfalls als Bar. 
fikadenräumer eingesetzt werden. 

Der Einsatz der Sondereinheiten 
ent natürlich offiziell der Bekämp- 
fung der „Kriminalilät":gegen ‚Ter- 
toristen ünd Geiselgangster”. Immer. 
offener wird allerdings auch der Ein- 
satz gegen sogenannte „nichtfriedli- 
che Demonstrationen” angegeben. 
Laut Weyer dient dabei 2. B. der 
Panzerwagen „triedlichen” Zwek- 
ken: 
„Die psychologische Wirkung ist 
‚ganz anders, als wenn wir da einen 
Streifenwagen schicken.” („Welt 
15.11). 

Sicherlich nicht nur die psycho- 
Iogische Wirkung, sondern vielmehr 


International“ zusam- 
Diese Organisation 


Evangelism 
menarbeitet. 


Evangelism International“. zusam- 
menarbeitet. _ Diese Organisation 
sieht ihre Aufgabe in einem „über- 
konfesionellen Dienst an den Völ- 
kern der kommunistischen Welt“ 
Diese Untergrundaktion war aber 
nur der Auftakt zu offiziellen Maß- 
nahmen der Kirche, 

In seinem Sonntagsgottesdienst 
„kanzelte“ der Quickborner Pastor 
Bente den R.B.J. ohne ihn zu 
nen als „linksextreme Gruppe“ 
Es sei „. 
sich einer Sprache zu bedienen, die 
allgemein zur Hetze und Agitation 
gegen Andersdenkende gebraucht 
wird“. Die Predigt gipfelte in dem 
Aufruf an Lie Gemeinde, sich ge 
gen „linksextreme Gruppen“ zu 
„wehren“, Einige mythologische 
Schnacks („„Aufgebrochene Mei- 
nungsverschiedenheiten sollen Chri- 
sten nach Matt. 8 im offenen und 
brüderlichen Gespräch schlichten‘“ 
usw.) sollten den reaktionären In- 
halt der Predigt mit dem Mantel 
christlicher Nächstenliebe überdek- 
ken. 

Während Pastor Bente den christ- 
lichen Überbau herrichtete ind die 
Gemeinde ideologisch auf das Ver- 
bot der Veranstaltung vorbereitete, 
unternahm der Makler und Kirchen- 
vorstandworsitzende Ellerbrok 
sche Schritte. In einem Brief an den 
Jugenddiakon sprach er am selben 
Tag das Verbot der Veranstaltung 
aus, Begründung: Es sei mit 
planten oder doch zu vermutenden 
Auswüchsen” zu rechnen, das Dia“ 
kat des R.B.J. sel „polemisch““, und 
außerdem habe der R.l.J. und der 
DDP auf Informationmtänden in 
Quickborn „Schriften der. KPD" 

es noch auf die „li 
Haltung des Kirchenvor 
stands“ hin, drohte dem Diakon 
‚dann aber „weltere Maßnahmen des 
Kirchenvorstands“ an. 

In einem Flugblatt (Überschrift 
„Für oder gegen die Faschisten, 


Herr Pastor?) konterte die BDP: 
Gruppe: „Der Versuch, uns in die 
Nähe der sogenannten ‚KPD' zu 


rücken, knüpft geschickt an die an 
npagne an, die 


n. 
URA18. 

die praktische Wirksamkeit war der 
Antrieb für derartige Ausrüstung. 

Weyer gab auch ein Beispiel für 
einen möglichen Einsatz: 

„Wir brauchen die Sonderwagen 
zum Schutz unserer Polizeibecmten 
bei Vorgängen wie dem Bonner Rat- 
haussturm der KPD.” („Welt” 
15.11, 

‚Tatsächlich zeigen Art und Um- 
fang der Ausrüstung von Polizei und 
Grenzschutz, daß hier praktischmi- 
itärische Vorbereitungen für den 
Bürgerkriegseinsatz im Inneren ge- 
troffen werden. Das Haupterpro- 
bungsfeld dieser Einheiten sind 
Streiks und Demonstrationen (vil 
ARBEITERKAMPF 33, „Planäbung 
Arbeitskampf”). 

Metall-Komitee 
K8/Gruppe Hamburg 


iger Zeit die Verfolgung von 


get 


Staatstienst u 
schaften begleit 
hatten niemals. 


KB. 

Obwohl diese Lüge viermal in 
und auf einer öffentlichen Veran 
staltung richtiggestellt wurde, kur- 


borner und Norderstedter Presse, 


verkauft habanı. 


auch in Hamburg zu finden, 
war es dort eine DKP-Veray 


hört nicht in die Kirche‘) 
sem Zeitpunkt läßt nur den Schluß 
au, daß es Pastor Bente und Hern 
Ellerbiok darauf ankam, diese spe 
zielle Veranstaltung, die Auselnan- 
dersetzung über die Unsachen des 
Faschimus und den Aufruf zur ak 


Demokraten und. Kommunisten im 


die Faschisten, Herr Pastor ? 


(Quickborner Kirchenvorstand verbietet antifaschistische Vaneahane 

ie 

sit einiger Zeit die Verfolgung von 

Demokraten und Kommunisten im 
in den Gewerk- 


ausgelegt, sondern Broschüren des 


Flugblättern, in Gegendarstellungen 


siert diese Geschichte weiterhin in 
Kirchenkreisen und in der Quick- 


Der „Norderstedter Heimatspiegel” 
egte noch eine Lüge obendrauf: 


„Das-Plakat des R.B.J. in Quick- 
Born für diese Veranstaltung war 


Forts, Einzelhandelskampagr 


geschlossener, solldarischer Einze} 
bandel um der Bass dantll 
werde sich an 
‚welchen Arbeitgeberverbinden 
moderne, schlagkräftige (), 

rbeitgeberverbände mach 

Auch. die Bundesvereink 
‚gung der Arbeitgebervereinigungen 
war eingeschaltet. So konnte dann 
stolz gemeldet werden, daß sich alle 
Händler beteiligen würden, ein- 
schließlich der Konsumgenossen 
schaften, die den Gewerkschaften 
‚gehören (1!) 


Da zeigt sich: bereits Streiks um 
Teueruhpszülägen’ersheinen ihnen 
als Provokationen genen den Handel 
Kein Wünder etwa, wenn man sich 
.B. auch daran erinnert, daß etwa 
Edeka die Wahl eines Betriebsrates, 
solange verhinderte, bis dieser Vor“ 
gang Über das Fernsehen durch den 
DGB alau publik geworden waı 

Ein weiteres Ziel der Kan 
3st, die Filialleiter ete, mit einzube- 
ziehen. Nachdem im Edeka- 
schreiben den mehr oder weniger 
ehemaligen Geschäftshesitzern erst 
einmal ein gehöriger Schreck mit 

;eschulten Agitationstrupps” 


So füttern die Idaologen ihre Klassel 


Esgeht also den Kapitalisten dar. 
um, ineiner großen Kampagne ihren 
Verband auf die zukünftig anwach- 
sende Kritik und den Kampf gegen 
die Kapitalistenklasse durch Teile 
des Volkes vorzubereiten und vor- 
beugend auszurichten und gleichzei- 
tig schon heute den „Systemkriti- 
ern‘ heftig einen vor den Bug zu 
schießen. 

Der Einzelhandel fühlt sich „als 
Prigelknabe und Buh-Mann für 
Politische, vor allem wirtschaftspoli: 
tische Versagen der größeren Regie- 
rungspartei‘, 

Weiterhin heißt es, „das Aufflak- 
kem wilder Streiks in Industriebe 
trieben, Aufrufe zum Käuferboykott 
in den Großstädten, öffentliche Div- 
‚kussionen in Geschäjtsstraßen über 
die Berichterstattung der Medien. 
über Verbraucherfragen, sind die 
äußeren Kennzeichen verbraucher" 
politischer Aktivitäten, die offen 
Stehtlich zum Ziele haben, den Un- 
terıehmer im allgemeinen und den 
Handel im besonderen zu diskrimi- 
nieren.“ 


Wescnajtsstraßen uber 
die Berichterstattung der Medien 
über Verbraucherfragen, sind die 
äußeren Kennzeichen verbraucher- 
politischer Aktiitäten, die offen 
sichtlich zum Ziele haben, den Un- 
tenehmer im allgemeinen und den 
‚Handel im besonderen zu diskrimi- 


tiven Solidarität gegen faschistische 
Regimes wie gegen jedes Anzeichen 
faschistischer Tendenzen zu verhin- 
dem.” 


Die Quickborner Bevölkerung 
nahm relativ breit an dieser Ausein 
andersetzung teil. Viele beschwer- 
ten sich in Leserbriefen an die Re 
gionalpresse darüber, daß die Kirche 
sich anmaßt, noch unbekannte In- 
formationen zu zensieren; einer 
schrieb, daß „der Kirchenvorstand 


Pastor Bente präsentiart der Lokalpresse die Chile-Sondernummer von” 
UNSER WEG, um zu „beweisen“, daß 
(‚Ouickborner Tapobla 


der ADJ und BDP „KPD-Materia‘ 
1.10.73) 


und Herr Bente sich die Couleur 


der Plakatschmierer zu eigen” ma- 
che; genau: auf „offizieller Ebene" 
führen die Kirchenleute die Politik 


tung" der (nschistischen Plakatüberkleber 
Weiter im Flugblatt font 
wendung des Prinzips ( Der reaktion 


n Quickborn steht nicht allein da 
In der Nachbargemeinde Bil 

wurde zur selben Zeit Pastor Gi 
meyer suspendiert, weil er sich des 
öfteren auf die Seite der Kllerauer 
Derölkerung stellte, wenn diese mit 
‚dem Textilfabrikanten Erihoff an 


jagt worden it, die kommen wer- 
jen und Ihnen Freistreiberei vorwer- 
fen würden, wird gefordert: „aktiv 
mitmachen soll der Einzelhändels- 
Kaufmann nicht nur aus Solidarität 
mit den Berujskollgen, sondern vor 
allem um der Durchsetzung seiner 
Marktposition wien. Ex darf bei 
dieser Informationskampagne in eı- 
‚gener Sache niemanden geben, der 
Dass bleibt. Die Gegenseite wirde 
Ihn alsbald ins „Abseiis" manöwie- 
Mit diesem Kleinbürgerschreck 
werden die Kaufleute der Edeka auf 
Vordermann gebracht, damit sie sich 
„in jeder Weise" mit der Aktion 
identifizieren und vor den Kunden 
besser vertreten können, was angeb-, 
lich den Wert des Kapitalismus aus- 
macht: „die Möglichkeit, alles zu 
kaufen was man wänscht und das zu 
Produzieren, was die Verbraucher 
wünschen“, ” 


HBY-Komitee 
und Betriebszelle Edeka, 
KB/Gruppe Hamburg 


en den wer ver Kapnalmımm aur 


macht: „die Möglichkeit, alles zu 
‚kaufen was man wünscht und das zu 
Produzieren, „war di Verbraucher 
wünschen“, 


HBY-Komitee 
und Betriebszelle Edeka, 
KB/Gruppe Hamburg 


einander geriet. Erihoff hat aut 
grund seiner Monopolstelung in 
Ellerau nicht nur das „öffentliche 
Leben“, sondern auch den Kirchen- 
vorstand in der Hand; ein Wink von 
Erlhoff genügte, um Gallmeyer sus- 
pondieren zu lassen. Die Menschen, 
die sich für-Gallmeyer einsetzten, 
bezeichnete der Bischof Hübner alı 
„zusammengeholten Pöbel‘. 

Die Vorgänge in Qulckbarn und 
Ellerau sind nur die konsequent an- 
gewendeten Grundsätze kirchlicher 
Politik 


1895 beichloß die Kirche die 
Durchführung des Bismarck’schen 
Sozialistengesetzes in ihren Reihen; 


1933 schmiß sie alle Juden und 
Kommunisten aun der Kirche, 190 
schloß sie sich dem berluhtigten 
Adenauer-Erlaß seren Demokraten 
und Kommunisten an, im Mal 1973 
in Anlehnung an den „Ministerpräs 
sidentenbeschluß über” verfassungs- 
feindliche Kräfte im öffentlichen 
Dienst“ erklärt der Rat der „vange- 
ischen Kirche Deutschlandsie Un 
vereinbarkeit der Kirche mit Sozla 
sten und Kommunisten , Berufs 
verbote wurden bereits von der Kir 
Che ausgesprochen. 

Wenn die Bourgeoisie zur Hatz 
auf Demokraten, Sozialisten und 
Kommunisten aufruft, dann ist die 
Kirche dabei. Antikommi 
unter dem Mantel von Toleranz, 
Liberalilät und, ehrlicher 
tonliebe =idh 
Kirche. in der ‚BRD. Und im Mo 
ment setzt die Kirche diese Politik 
gegen alle fortschrittlichen Bewe 


‚gungen an der Hals durch, 
Die Veranstaltung des Rıl.d] 
BDP wurde trotzdem mit Krfolg In 
stäite durch 


‚einer Qulckborner 
woführt. Dort ang di 
vn. ein 


wir im Land die Glocken läute 


Noch läutet die Kirche alı Ideolop 
sches Ausrichtung Ihre 
Giocken in voller Lavistärke für die 

[1 
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Immer häufiger tauchen in der Pres- 
= Schlagzeilen über „außerdienstli, 
‚che Kriminalleät" von Polizeibeam- 
ten auf. Straftaten vom einfachen 
Diebstahl bis hin zu kaltblötigem 
Mord worden immer häufiger von 
‚Polizeibeamten verübt. 

je folgende Aufstellung erhebt 
keinerlei Anspruch auf Voll 
indigkelt und umfaßt mur 

‚die letzten Monate‘ 

© DorStellvertrotende Komman- 

deur der Schutzpolizei Olden- 
burg, Helmut Weyher, Monatsein- 

‚kommen 3.800,- DM, klaut in ei 

nam Supermarkt Wurst und Schln- 


Hauptkommissar Kurt Sıöt- 
a0r, Leiter des 2. Reviers in 
Hannover, muß beurlaubt werden, 
weil er ein Paar Schuhe gestohlen 
hat 
©. Gegen die Beamten des 5. Re- 
viers in Hannover, Hufu.ein Ec- 
mittlungsverfahren; Ifierhalb von 
14 Tagen kam es dort zu mindestens. 
vier „Kameradendiebstählen". Au- 
Serdem wurde ein Strafzetteibuch 
geklaut. Der Dieb kassiert jetzt Straf- 
mandate in die eigene Tasche. 
© In München wurde ein Poli- 
zist wegen Zuhälterei ver 
tet. Er „beschützte" einen sog. Mas- 
sagesalon. 


(aus „Pardon”) 


( wir Sprechen haute über 


24 Stunden lang behauptete die 
Kripo, es habe sich „versehentlich 
‚ein Schuß gelöst". Als sie die Wahr- 
heit zugeben mußte, kommentierte 
der Leiter des Kommissariats: „Bin 
tragischer Irrtum“. _Dementspre- 
‚chend wird lediglich wegen fahrläs- 
siger Tötung ermittelt 
© In Regensburg machten zwei 
Polizisten an einem dienstfrei- 
en Tag eine Sauftour, Einer bekam 


Täters: „Ich habe in Notwehr ge- 
handelt“ 
© In Westberlin erschoß ein Po- 


lizist aus Eifersucht seine 

Freundin mit der Dienstpistole; 

© ebenfalls in Westberlin ist der 
Großdealer und Polizeimeister 

Detlev Riese zuhause. Seine Spezia- 


Da gt «zum Beispiel 


Kriminell 


ausser Dienst 


Das ist ein kurzer Ausschnitt aus 
der Serie von Straftaten, die Polzi- 
sten in diesem Jahr be- 
angen haben. Kriminelle Taten, die 
nicht, oder nur kurze Zeit von Ihren 


minelle Taten also, die der 
oisie unangenehm sind, weil 
„schlechtes Licht“ auf die Polizei 
werfen. 

So kommt es, daß die Hambur- 
ger „Morgenpost“ (SPD) bereits am 
23. Mai unter der Überschrift „Poll 
zisten auf schiefer Bahn ... "besorgt 
orakelt: „Noch ist jeder zweite 
Deutsche laut einer Emnid-Umfrage 
mit der Polizei zufrieden ... 

Und sie hat auch eine Erklärung 
fürdie polizeiliche Kriminalit 
ist eine Tatsache, jeder weiß es: 
sere Polizei ist überfordert, schlecht 
bezahlt, schlecht ausgebildet. 10.000 
Beamte fehlen. Diese Entschuldigun- 
gen der Verantwortlichen können 
nicht mehr ins Feld geführt werden, 
Was fehlt ist die psychologische Be- 


inn dieses Jahres: 
@ 5. Februar, Hildesheim 
Ein_Polizeimeister erschießt 
in einer Gaststätte einen 18-jährigen 
Grund: Er wollte trotz Lo- 
t sein Bier austrinken, be- 
Gaststätte verließ. 
© 12. Februar, Nebwulmstorf‘ 
Mit drei gezielten Schüsen 
verletzte ein Polizeibeamter einen 
angeblichen _Automatenknacker 
schwer. 

Begründung: Notwehr. Kommen- 
tar der Polizei: „Gegen den Beamten 
ist ein Ermittlungsverfahren einge- 
leitet, wie in solchen Fällen üblich. 
© 1. März, Tübingen 

Der 174ährige Lehrling Ri- 
‚chard Epple durchführt mit einem 
gestohlenen Auto eine Polizeisperre. 
Polizeimeister Hans-Jörg Geigis sicht 
Baader-Meinhof-Gefahr. Ererschießt 


Kripo-Inspektionaleiter Dieter 
hagen: „Die Beamten konnten nicht 
wissen, daß der Täter keine scharfe 

sie haben in Notwehr 


2. Mal, Ischwege: 
Mit einem Feuerstoß aus der 
Maschinenpistole erlogt ein Polizist 
nach einer Verfolgungsjagd einen 
14jährigen Jungen. Ein weiterer 
‚Junge, der gelähme ist, wird verletzt 
"Die Jugendlichen waren mit ih“ 
rem Auto geflüchtet, weil der Fahrer 
keinen Führerschein hatte, 
eine äußerst unvoll- 
Eis fehlen darin Taten 
wie das Zusammenschlagen von. 
genommenen, Schlägereinsätze der 
Polizei bei Hausbeseizungen, De- 
monstrationen, Streiks. Es fe 
die Polizeiübungen, die Schie 
bildung, die faschistische Verhet- 
zung. 

Es handelt sich also nur um einen 
Teil der „Entscheidungskonflikte 
und oft stumpfsinnigen Pflichten 
der Beamten“, die laut Polizeipsy- 
chologen Sieber „zu Aggressions- 
handlungen führen”. 

„Im Dienst“ werden die Beamten 
seit‘Jahren in übelster Weise brut 
siert, mit Beifall nimmt die bürgerli- 
che Presse ihre Schießereien auf, es 
werden  Killerkommandos aufge- 


Polizist lief Amok 


den Kmaetz und die Mat den = Hopp! unbe Bu ae a ae 
Be Arger Garäber, daB lei 
Nulale de Sbeheahe re Polizeipsychologe Georg Sieber zole aut mir herum. — Bovanısk, brachte 
ae zitiert: „Beschimpfungen und kör- hacken“ u zuerst seine Frau s0- 
RD perliche "Angriffe, Entscheidungs- Feilen Merate Den undacht Jahre air 
konflikte und die oft stumpfsinni- sck in Cieveland ten Kinder um, lief 
gen Pflichten der Beamten führen zu a | 
Aggressionshandlungen. Die häufig- selbst mit Kopfschüs- ein Ehepaar bowie 
sten Delikte der Beamten: Sachbe- ‚sen geiölet. Ein Poll- dessen zwei Kinder. 
Schädigung, Körperverletzung, Dieb- A Her ds Zweit. Dann schob er auf den j 
stahl, Einbruch. Wolie. wurde, "durch 
Fan" ninchscheß ie: 


ar dem din di Luft 
Fe 
Fegeengener Wen 


RE 


© in der Hamburger Davidswa- 
che wurden fünf Strafverset 
zungen wegen passiver Bestechung 
vorgenommen; 
ebenfalls in Hamburg wurde 
Kriminalhauptmeister Walt 
Burow vom Leichen- und Vermiß- 
tenkommissarlat K 212 der Leichen 
fledderei überführt. Er hatte die Lei, 
‚che eines $elbstmörders zu „unter 
suchen“ und ließ dabel rund 700, 
DM mitgehen 
© ebenfalls in Hamburg wurde 
aus einem Tresor der Morde 
kommission K 211 9.500,- DM ge 
‚stohlen, Der Dieb hat mit einem 
Schlüssel geöffnet, kann also m 
Beamter gewesen sein. 
© InDüsekorf w 
räuber von der 
Er entpuppte sich als der Polizei 
öbermeister Kurt R, von der Autor 
bahnpolize) Hilden 
©. Dei der Kriminalpolizei in 
Hannover wurde 


Die Wı 


die Bräuche bei der Kripo noch 
nicht 

Als er sich weigerte, das Bier zu 
holen, sagte Kriminaloberwachtmer 


Der ungläckliche Quer- ), 
Mönbger st ene weiten 
ee) 


I 


im Zmeitehfall aber haften wi) 
Uns in die ale Ruge) 


tdt: „Berliner Tinke“ aus Morphin- 
dem. am 

‚Als einer der von ihm belieferten 
Dealer micht zahlen konnte, legte 
Polizist Riese ihn um. 
‚ressanı an diesem Fall ist, 
daß gegen Riem bereits vor einem 
Jahr vom Westberliner Rauschgift- 
wurde. Es lag 50- 


gen" konnten ihm jedoch nichts 
nachweisen, wie es heißt. Nicht ein- 
mal die Tatsache, daß Riese vier 
‚Autos fuhr, die er sich beim besten 
Willen nicht von seinem Beamtenge- 
halt leisten konnte, machte die Er- 
mitier besonders stutzig. 

Nach zehm Wochen trug Riese 
wieder Uniform und Dienstpistole. 
© Und am 22. März hatte sogar 

„Bild“ einmal etwas einzu 
wenden 

Der Polizeihauptmeister Georg 
Schabl hatte nachts auf der Straße 
in München-Giesing vier Menschen 
niederpeschomen 

Schab) war einschlägig bekannt. 
Er hatte zuvor schon wiederholt 
Nachbarn und Polizeibeamte mit der 
Dienstwaffe bedroht, ohne daß Ihm 
irgendetwas geschehen war, 

Es kam also aus ehrlicher Über 
zeugung, was der Nauptmelster rief, 
als er seine vier Opfer niederstreck 
te: „Ich bin Polizist, Ich kann schie, 


en, wann und auf wen ich will.“ 


Und der Münchner Psychothera- 
peut Dr. Jochen Seidl ergänzt: „„Po- 
lizeibeamte brauchen einen Seelen- 
arzt, mit dem sie über die Versuchun- 
gen und den Ärger im Dienst reden 
‚können. 

Wohlgemerkt, die Herren reden 
über die „außerdienstliche Krimina- 
Hit“ der Polizisten 

Sie stellen, ganz ‚korrekt, einen 


Zusammenhang, zußchen, beruf, 
‚chen Anforderingen nd dem dar- 


aus resultierenden Verhalten de 
amten nach Feierabend her. 

"Nur versäumen sie, zu erwähnen, 
was Polizisten denn so in ihrer „Be“ 
rufsausübung” zu tun haben. Es ist 
doch die Frage zu stellen, welcher 
Art die „Versuchungen des Berufs“ 
Sind, gegen die man einen „Seelen- 
arzt“ benötigt. 

Auch dazu eine kurze Aufstel- 
Hung: 

Lutz Lehmann hat für den NDR 
ermittelt, daß in den fünf Jahren 
von 1966 bis 1970 in fünf Ländern 
der BRD, die 60% der Gesamtbe- 
yölkerung umfassen, in 1.263 Fällen 

dir raru Tannen, 

der BRD, die 60% der Gesamtbe- 
völkerung umfassen, in 1.263 Fällen 
Polizeibeamte von der Schußwal- 
fe Gebrauch machten. Dabei wurden 
181 Personen verletzt und 37 getö- 
et. Das war vor der Baader-Meinhof- 
Treibjagd. 

Über die Notstandsübungen und 
die dabei verübten Morde durch die 
Polizei in diesem Zusammenhang 
wurde, ausführlich im ARBEITER- 
KAMPF berichtet 

Sogar die reaktionäre Londoner 
„Times“ schrieb dazu 

„Er mußte erst ein. britischer 
Staatsbürger in Westdeutschland er- 
schossen werden, damit man In 
Großbritannien auf das Verhalten 
einiger westdeutscher Polizisten auf- 
merksam wird, Mr. Meeod scheint 
mindestens der sechste Mensch zu 
sein, der Im Zusammenhang mit der 
Verfolgung der _Baader-Meinhof- 


Gruppe zu Tode kam. Viele andere, 
darunter völlig unschuldige Leute, 
‚sind verletzt oder beinahe von Poli- 
zeikugeln gerroffen worden ... Einige 
der westdeutschen Polizisten erwek- 
‚ken den Eindruck von Kopflonigkeit 
und Gleichgültigkeit,und Ihre Taktı 


Und die größte schwedische Zer 
tung, „Dagens Nyheters“ warnte im 
Mörz alle Touristen: „Überschreiten 
Sie in der BRD die Höchstgeschwin 
digkeit nicht, Machen Sie dei Polt- 
seikontrollen keine schnellen Hand- 
bewegungen, denn man könnte mei 
'nen, $ie würden eine Waffe ziehen, 
Sie riskieren, erschossen zu werden, 
Denn in letzter Zeit schießt die 
deutsche Polizei sehr schnell.“ 

Dazu eine kurze Auswahl vom 


ihn mit Dauerfei 
schinenpistole 
Die Staatsanwaltschaft hat inzwi- 
schen das Verfahren eingestellt. 
5. März, Mannheim: 

1, ‚Ein Polizist schießt einen 17- 
jährigen Jungen, den er für einen 
‚Autodieb hält, nieder. Der“Junge 
stirbt im Krankenha 

Grund: „Notwehr“ 
© 13. März, Lübeck: 

Ein Polizeimeister bekommt 
Streit mit einem Kraftfahrer, den er 
für betrunken hält. Er schießt ihn in 
Bauch und Oberschenkel. 

Die Staatsanwaltschaft prüft alle 
Möglichkeiten der „Notwehr“. 
© 15. März, Bremen: 
Drei Polizeibeamte erschießen 


‚einen Einbrecher. 


ie Rechtsanwälte Hartmut Ja- 
|cobi, Wolf Dieter Reinhard, 
PeterGottschalk und Leonore 
Gottschalk-Solger haben am 31. Ok- 
tober folgende Presse-Erklänung ab- 
gegeben: 

„Seit genau einem Jahr sind die 
Ermittlungen gegen ‚Ewe, Pile, 
Seckendorff (die im Juni wegen an- 
‚geblicher Unterstützung der RAF 
entlassenen Hamburger UG-Arzie) 
abgeschlossen. 

Die Staotsanwaltschaft hält das 
Verfahren offen, und kriminalistert 

rate, die nicht bereit waren, die 
Medizin dem Strafvollzug untersw- 
ordnen. 

Inzwischen ist ihr Kronzeuge 
‚Schmirz, dessen Aussage zwei der 
Ärzte in dreieinhalb-monatige I1o- 
Iationshaft gebracht hatte. umge 
fallen. Er erklärt ‚aufgrund Ver 
iprechungen der Justiz gelogen zw 
haben, 

Wir fordern 

Einstellung des Verfahrens 

Aufhebung des Haftbefehls 

Sofortige Wiedereinstellung Im 

Untersuchungsgefängnin” 

Die drei Ärzte wurden im Juli 
1972 aus ihrem Dienst als Ärzte 
im Hamburger Untersuchungsge- 
fängnisentfernt. Ihnen wurde unter- 
stellt, die RAF („BaaderMeinhof- 
Gruppe”) unterstützt zu haben, 

‚Nachdem eine Durchsuchung ih 
ter Wohnungen keine Beweise für 
diese Behauptungen zutage fördeı 
wartete die Justiz mit dem „Kron- 
Schmitz auf, ein zu lan 
jähriger Freiheitsstrafe verurteilter 


stellt, es werden Revolver und 
Schnellfeuergewehre angeschafft, 
Der gesamte Polizeiapparat wird mi 
arisiert und faschisiert. 
Polizisten schlagen, lügen vor Ge- 
richt, töten — im „Namen.des Ge- 
setzes“. Und nach Feierabend sollen 
sie auf einmal die Regeln „bürgerli 
‚cher Wohlanständigkeit“ gelten las- 
sen und das Bürgerliche Gesetzbuch 
befolgen. 

Das ist der Widerspruch, um den 
die Psychologen und die „Morgen- 


post" herumreden und für desser ® 


Bewältigung sie den „Scelenarzt' 
bemühen wollen. [} 


[ Diskriminierung fortschrittlicher Arzte durch den bürgerlichen 


Diskriminierung fortschrittlicher Arzte durch den bürgerlichen 
Staat 


Gefangener, der wegen einer Krank- 
heit im Gefängnis-Krankenhaus be- 
handelt wurde, Schmitz soll be- 
hauptet haben, die drei UG-Arzte 
Ewe, Pille und Seckendorff hätten 
versucht, ihn für die RAF anzuwer- 
ben. Dies brachte die Ärzte Ewe 
und Seckendorff in Untersuchungs- 


haft, aus der sie erst am 31. Okto- 
ber 1972 entlassen wurden, nach 
dreieinhalb Monaten. Der Hafıbe- 
fehl blieb bestehen. Ihre Versuche, 


im Hamburger Staatsdienst wieder 
ihrem ärztlichen Beruf nachzugehen, 
wurden unter Hinweis auf die 
fenden Ermittlungwverfahren” abge- 
lehnt, 

Inzwischen hat „Kronzeuge” 
Schmitz seine Anschuldigungen zu- 
Er habe gelogen, 
lanmung in 
Aussicht gestellt worden sei. Ein 
Obermedizinalrat Friedland, Refe- 
rent der Justizbehörde im 
vollzug, habe außerdem versucht, 
ihn — Schmitz — auch zu weiteren 


Pile, zu bewegen. 
„Kronzeuge” der Justiz umgefallen. 

„Dennoch werden die Beschul- 
digen weiter kriminalisert. Die 
dreimonatige Hafı soll ter. 
tigt werden, ebenso die Entlansung 
aus dem ärztlichen Dienst im Un- 
ternuchungspefangnia. 

Die Abschlußverfügung muß so- 
fort erfolgen, se kann nur mul Ein; 
stellung lauten.” 


(aus einem Brief der Rechtsanwälte 
an Juntizsenator und Justizbehörde) 
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‚Arbeiterkampf Nr. 36/Nov. 73 


Wegen Vortäuschung einer St 
sten vor Gericht. Der Kölneı 


Faschisten billig davongekommen 
BÜRGERLICHE JUSTIZ „BESTRAFT FASCHISTISCHE PROVOKATEURE 


standen im November mehrere Faschi- 
(essor Rubin hatte im April 1971 zusam- 


men mit mehreren Helfern seine Entführung durch die „Baader-Meinhof- 


Bande” vorgetäuscht, Ihı 
gangen, die in Zeit 
ungunsten der 


dabei nach eigenen Angaben darum ge- 
tfindenden Wahlen in Schleswig-Holstein zu- 
zu beeinflussen. Springers „Welt am Sonntag“ berichte- 


te denn auch am Wahltag prompt in großer Aufmachung über die angebli- 
che „Entführung“ und veröffentlichte einen angeblichen Brief der „Ent- 
führer", der von Rubin selbst stammte. In diesem fingierten Brief wurde 
die Freilassung des Rech sanwalts Horst Mahler verlangt, der wegen angeb- 


licher Zugehörigkeit zı 
dernfalls soll 


„Baader-Meinhof-Gruppe” im Gefängnis saß. An- 
50 hieß es in dem Brief, der Entführte hingerichtet werden, 
‚Obwohl das Gesetz für die Vortäuschung einer Straftat 


trafen bis zu 


zwei Jahren vorsicht, kamen die faschistischen Provokateure weit billiger 
davon: eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten gegen Rubin, zur „Bewäh- 
rung” (!) ausgesetzt; drei Monate gegen den Hamburger Jura-Studenten 
Rieger, ein über die Grenzen Hamburgs hinaus bekannter faschistischer 
Schläger, die Strafe wurde ebenfalls zur Bewährung ausgesetzt; dieselbe 
„Strafe“ für den Westberliner Industriekaufmann Plöckinger. Zwei andere 
Angeklagte, Rubins Mitarbeiter Metzger und der ehemalige bayrische 


NPD-Bürgermeister Schöftelmayer, 
lungsunfähigkeit‘“ nicht erschienen: 


in der Begründung des Urteils 

sprach der Richter Väth von der 

„prinzipiellen Problematik des 
gesamten Komplexes“. Die Ange- 
klagten hätten ja gewisse „Spielre- 
geln gebrochen, und das dürfe nun 
mal in einem Rechtsstaat nicht sein. 
Zu berücksichtigen sel aber, daß die 
Angeklagten „nicht vorbestraft" 
und vor allem „Überzeugungstäter“ 
seien. „Eine Wiederholungsgefahr 
bestehe nicht, zumal sie einem bür- 
gerlichen Beruf nachgingen.“ (laut 
„FAZ“ vom 9.11.73) 

Der Richter hat mit diesem Ur- 
teil „Augenmaß“ bewiesen. Gegen 
Linke ist es bisher als Grund (ir 
eine härtere Strafe gewertet 
worden, wenn jemand aus politi- 
scher Überzeugung handelt („unbe- 
lchrbarer Fanatiker, den man hart 
anpacken muß“), bei Faschisten ist 
5 logischerweise umgekehrt. Denn 
Faschisten haben eine „subjektiv 
ehrenwerte Gesinnung“ („FAZ”, 
1). 

‚Rubin ist schon Anfang der 60er 
Jahre durch leicht bekloppte faschi- 


um 25.10. hatte der Ortsju- 
"Ausschuß (OJA) der IG 
[Metall die jugendlichen IGM- 


Funktionäre zu einer Informations- 
und Diskussionsveranstaltung über 
die kommende Tarifrunde im Ge- 
werkschaftshaus eingeladen. Diese 
Veranstaltung war ursprünglich als 
eine Mitgliederversammlung vom 
OJA geplant, wurde jedoch durch 
Einschreiten und Zensur der Orts- 
verwaltung entsprechend umfunk- 
tioniert. Ein dazu geplantes Massen- 
flugblatt wurde verboten. Diese 
Maßnahmen wurden mit technischen 
Schwierigkeiten begründet, zielten 
aber offensichtlich darauf ab, eine 
breitere Mobilisierung unter den 
Hamburger Lehrlingen zu verhin- 
dern, und um so den bestehenden 
OJA in seinem Dauerschlaf nicht 
zu stören, 

Daß es diesmal trotzdem anders 
lief, ist vor allem darauf zurückzu- 
führen, daß die fortschrittlichen 
Jugendvertretungen in ihren Betrie- 
ben dennoch breit mobilisierten 
und so an die 100 Lehrlinge aus ver- 
schiedenen Hamburger Betrieben 
erschienen. Wie der OJA darauf 
und auf die Beschneidurig seiner 
Rechte durch die Gewerkschafts- 
führung reagiert, sollte sich im Ver- 
lauf der Veranstaltung sehr deut- 
lich zeigen. Die OJA-Führer versuch“ 
ten nicht, sich gegen die Beschnei- 
dung ihrer Rechte und die Zensur 
ihrer Flugblätter durch den Ortsvor- 
stand zu wehren, sondern im Gegen- 
teil sie zu rechtfertigen, mit haarge- 
mau den gleichen „Begründungen” 
ihre großen Vorbilder in der 
Gewerkschaftsführung. 

Den Schwerpunkt der Diskus 
sion bildete die anstehende Tarif- 
unde und die aufzustellende For- 
derung. Sehr schnell wurde Klar, 
daß vor allem die Forderung der 
HDW-Lehrlinge nach 600 DM Exi- 
stenslohn bei der Mehrheit der an- 
wesenden Kollegen großen Anklang 
findet, Entlarvend war, wie sich 
dann die OJA-Vertreter und der an- 
wosende Sekretär der IGM, Sisi 
Hahn, vor allem gegen diese berech- 
tügte Lehrlingsforderung einschos- 
won. 

Eine besonders traurige Rolle 
spielte hierbei DKP-Führer und 


‚aren zum Prozeß „wegen Verhand- 


Prozeß steht noch aus. 


stische Happenings bekannt gewor- 
den. So rückte er z.B. 1962 der 
Berliner „Mauer“ mt Hammer und 
Meißel zu Leibe. Mit Fallschirm- 
Sprüngen versuchte er für die Frei- 
lassung des in Spandau inhaftierten 
Rudolf Heß („Stellvertreter des 
Führers“) Reklame zu machen. Ru- 
bin schreibt gelegentlich in den 
„Deutschen Nachrichten“ der NPD, 
außerdem gehört erzu den Initiato- 
ren der „Aktion Widerstand‘“ und 
der „CSÜ-Freundeskreise“. Er ist 
außerdem Bundesvorsitzender der 
„Aktion Oder-Neiße“ (AKON), ei 
ne 1962 gegründete extrem revan- 
chistische Gruppe, die noch weit 
rechts von den „Vertriebenenver- 
bänden“ steht. 

Die „AKON“ propagiert ein 
„Deutschland in den Grenzen von 
1914“ (mindestens!). Auf ihren 
Flugblättern heißt es z.B.: „Wollen 
Sie, daß Hamburg slawisch wird? 
Wenn Sie kein slawisches Hamburg 
wollen, dann wählen Sie nicht die 
Bonner Verzichtpartei." Die Ver- 
bindungen der „AKON“ reichen u. 


a.2um „Bund Heimattreuer Jugend“ 
(BHD). der in den 60er Jahren an 
den Bombenanschlägen in Alto Adi- 
ge (Südtirol) beteiligt war; sie rc 
chen zu italienischen faschistischen 
Gruppen, mit denen in Italien ge- 
meinsame paramilitärische Übun- 
gen =(als „Jugendlager" getarnt — 
durchgeführt wurden. 

Rubins Helfer bei der „Entfüh- 
nung“, Rieger, hat sich bei verschie- 
denen Gelegenheiten als faschisti- 
scher Krawallmacher und Schläger 
hervorgetan. Er ist ü.2. Landesbe- 
auftragter der „AKON“ für Ham- 
burg und Schleswig-Holstein ‚und 
„Pressesprecher“ des CSU-Freun- 
üeskreises in Hamburg. Er ist außer- 
‚dem Verfasser eines Pamphleis zur 
„Rassenfrage“, in dem er die These 
Yon der „natürlichen Ungleichheit 
der Rassen“ vertritt und sich 
„vom Rassenstandpunkt aus“ gegen 
in „vereinigtes Europa“ wendet, 
weil "dies eine „Rassenmischung” 
zur Folge haben würde. 

Der weitere Mit- Entführer" und 
Komplize Rubins, Plöckinger, war 
nacheinander Mitglied der CDU, 
dann der NPD und schließlich Vor- 
standsmitglied der „Nationallibera- 
len Aktion“ (NLA) in Westberlin, 
außerdem Aktivist im „CSU-Freun- 
deskreis“, schließlich noch 2. Vor- 
sitzender einer „Vereinigung 17. Ju- 
ni 1953" (deren Vorsitzender Ru- 
bin ist), 

Wahrlich, eine feine Gesellschaft, 
die sich im Sinne des bürgerlichen 
Staates ganz gewiß ihre „Bewäh- 
rung“ verdienen wird. 

Die außerordentlich zartfühlende 
„Bestrafung“ dieser „Überzeugungs- 
Üüter" ist eine Ermutigung für fa- 
schistische Provokateure, die Bour- 
geoisie weiterhin mit billigem Futter 


‚Nehmen wir einige Beispiele. 
Am 19. August 73 meldete die „Bild” 


„Attentatsdrohungen ‚gegen Karl 
Schiller“, Angeblich hatte sich bei 
der „Bild“ ein anonymer Anrufer 
gemeldet und eine angeblich geplan 
te Entführung des ehemaligen SPD- 
Ministers Schiller angekündigt, 

Am 4. Febrwar 72 meldere die 
„Bild“, „Es geht um Kühns Leben" 
Angeblich plante die „Baader-Mein- 
hof-Gruppe” ein Attentat auf den 
nordrheinwestfällschen Ministerprä- 
sidenten Kühn. „Ein Scharfschütze 
sollte Heinz Kühn (59) um- 
bringen. Falls dieses Attentat nicht 
gelungen wäre, sollte Kühn m) 
Sprengstoff » getötet werden! 
(„Bild") Angeblich hatte Kühn einen 
entsprechenden Brief erhalten, 

Am 24. März 72 meldete die 
„Bild“: „Brandbombe in CDU-Büro 
geschleudert“. Es. ging dabei um 
eine CDU-Geschäftsstelle in Emden 
(Ostfriesland). Laut „Bild“ wurden 
am Tatort Flugblätter gefunden, die 
von einem angeblichen ,‚Kampfbünd 
Roter November" unterzeichnet 
waren und in denen die „Ratifizie- 
rung der Ostverträge" gefordert 
wurde. ‚Ein solcher Unsinn kann 
sich nur in einem faschistischen 
Kopf abspielen, wo alles links von 
der CDU zu einer einheitlichen 
„roten“ Masse verschwimmt. Wer 
Sonst wäre wohl auf den hirnrissigen 
Einfall gekommen, angeblichen „Ter- 
Toristen“ ausgerechnet die Forderung 
nach „Ratifizierung der Ostverträge“ 
unterzuschieben? ! 

‚Am 28, Oktober 72 meldete die 
„Hamburger Morgenpost“ (SPD- 
nahe): „Giftbriefe an die Bundes- 
wehr“. Angeblich war ein Brief en! 
deckt worden, „dem tödliches Gas 
entströmte“! Dieser Brief soll im 
„Verteidigung“ ministerlum  einge- 
Bangen sein. „Auch Soldaten und 
Offiziere von in Norddeutschland 
stationierten Einheiten haben ähn- 
liche-tödliche Post erhalten‘%(,„Mor- 
genpost“) Weiter heißt es in der 
Meldung: „Bombendrohungen gegen 
Ministerium und Truppe häufen sich 
inleizter Zeit“. 

Ein beliebtes Mittel der faschi- 
stischen Provokation ist außerdem 
die Fälschung von linken Flugblät- 
tern, Zeitungen etc. 

So stellte z.B. der Bremer CDU- 
Landesverband zwei Wochen vor den 


Zur Jugendversammlung des Hamburger OJA: 
So wie die Alten sungen — 
so zwitschern schon die Jungen’ 


OJAMitglied  Müller-Goldenstedt 
(genannt „DKP-Mügo“), der in 
übelster demagogischer Weise den 
HDW-Kollegen vorwarf, sie wollten 
mit ihrer Forderung, die er als 
„unrealistisch"zurückwies, die Lehr 
ünge von den älteren Kollegen ab- 
spalten. 

Stattdessen empfahl Mügo den 
Kollegen 150 Mark mehr zu fordern, 
da diese Forderung auch von der 
Gewerkschaftsführung unterstützt 
werden könnte (}). Darüberhinaus 
gab er so „schlaue” Ratschläge, wie 
Leserbriefe an die „Metall“-Zeitung 
zu schicken. 

Seine Forderung war vor allem, 
daß in Hamburg ein zusätzlicher 
IGM-Jugendsekretäreingesetat wird! 
Nicht zuletzt wird er da wohl sich 
selbst im Auge gehabt haben, weil 
seine „Karriere” in der Gewerk- 
schaft durch Abwahl aus der HDW- 
Jugendvertretung einen jähen Ab- 
bruch erlitten hat. Doch die anwe- 
senden Kollegen ließen sich durch 


"Yelleyen. ım Prinsif Dim ich je 


an Kür den Enınlanalshn 
ne Exınlanalehn = aber 


derartiges Gerede nicht verwirren. 
Sie unterstütaten die 600 Mark-For- 
derung. 

Lediglich eine Gruppe von 10-15 
‚ObAlern (hauptsächlich SDAJ- und 
Juso-Mitglieder) ging mit den toll 
sten Verdrehungen gegen diese For- 


dung vor und übte sich im Be- 
schimpfen der Kollegen alı icher- 
liche Spinner” oder warf ihnen ein 
„gestörtes Verhältnis zur Gewerk- 
schaft“ vor. 

Eines der liebsten „Argumente" 
dieser jungen Nachbeter war: „Die 
Kollegen sind noch nicht so weit 
für solche Forderung!“ Als einer 
‚von ihnen dann in besonders lüm- 
melhafter Form wieder gegen die 
„lahmen Kollegen“ in dem Betrie- 
en hetzte, stellte sich auf Befiagen 
‚heraus, daß er gar nicht mehr im Be- 
trieb arbeitet, sondern Ingenieur- 
‚Schüler ist. Daß ausgerechnet Stu- 
denten und Schüler meinen, der Ar- 
beiterjugend vorschreiben zu kön- 
nen, was sie zu fordern haben - und 
ihnen gar Vorhaltungen zu machen, 
über die „Passivität” und „Rück- 
ständigkeit" der Arbeiter, Ange- 
stellten und Lehrlinge, drückt be- 
sonders kraß die Verkommenheit 
dieser OJA-Leute ur 

Die Versammlung entschied sich 


"Kollegen „im Mazip bon Ich aan] 
auch Kür an Ersdenalchn aber äh 


jedoch mit überwältigender Mehr- 
heit für die 600 Mark-Forderung der 
HDW-Kollegen, gegen die Stimmen 
des OJA, 

‚Auch Fragen der gewerkschaft- 
lichen Tarifpolitik und der innerge- 
werkschaftlichen Demokratie wur- 


den zur Diskussion gestellt 

Dabei wurde vor allem der man- 
geinde Einfluß der Kollegen auf die 
Tarifforderungen und -Abschlüsse 
kritisiert, In einem Antrag der Jung- 
heinrich-Lehrlingsgruppe wurden die 
sich daraus ergebenden Forderun- 
besten formuliert, Hierin 
die Wahl von Tarifkom- 


Diese Resolution wurde 
der Sitzung der  gewerkschaft: 
lichen Jugendgruppe HDW am 
23.10.73 vorgelegt und mit 
25 3 Stimmen angenommen. 
Zwei Tage später wurde sie mit 
weiteren HDW-Lehrlingen diskutier‘ 
und dort mit 60:8 Stimmen ange 
nommen. Die Resolution dient 
HDW-Lehrlingen zur Vorber 
‚der OJA-Versammlung: 


Kolleginnen und Kollegen! 

Auf unserer letzten Versamm- 
lung am Stintfang, am letzien 
Dienstag, den 23.10, beschlonen 
die anwesenden erwa 25 Kollegen 
bei drei Gegenstimmen, in diesem 
Jahr zur Tarifrunde folgende For- 
derung aufzustellen: 

Wir fordern 600 Mark Existenz: 
Hohn für alle Lehrlinge !! 


Begründung. 

Er muß gewährleister sein, daß 
leder Lehrling so wiel Geld be 
kommt, daß er davon alleine leben 
kann. 

Dieses Geld hat nicht die Arbei 
terschaft (also unsere Eltern und 
ältere Kollegen) zu zahlen, sondern 
einzig und allein die Unternehmer 
müssen für alle Ausbildungskosten 
aufkommen! 

‚Die Spaltung innerhalb der Lehr- 
linge durch unterschiedliche Be- 
aahlung der einzelnen Lehrjahre 
muß überwunden werden! 


Bundestagswahlen im November 72 
Strafantrag-gegen-den Herausgeber 
des „Vahrer Report"; eine Stadt- 
toilzuitung der DKP- Angeblich hatte 
die Zeitung geschrieben: „Am 19, 
‚November 1972 muß Bonn rot wer- 
den und dann verteilen wir Genick- 
schüsse an alle. CDU/CSU-Verhre- 
cher.” Die regionale Presse brachte 
darüber eine Meldung, was 

der Zweck der Sache war, Die DKP 
konnte nachweisen, daß die CDU 
über ein gofälschtes Exemplar der 
„Vahrer Report" verfügte, das wahr- 
scheinlich in der Werkstatt der CDU 


Vor den Buderus-Werken in Hes- 
sen wurde eine gefälschte Ausgabe 


des „Roten Buderus-Arbeiters" 


„Einheitsfront"“ zwischen 
„KPD/ML", SPD und DKP vorzu- 
lüschen, un SPD-Betriebsräten und 


einem DKP-Kollegen zu schaden, 
Diesem wurden z.B. die Worte in 
den Mund gelegt: „Durch Porno- 


filmabende haben wir einen riesigen 
Zulauf. 

Die Spur führte zur „Detektei 
Mihm" in Kassel, die bekannt dafür 
ist, Verbindungen zwischen hilfs- 
bedürftigen Kapitalisten und den 
Faschisten herzustellen (vgl. AK 29). 

Gefülschte _ Betriebszeitungen 
tauchten auch bei Merck in Darm- 
stadt auf, Hier war es eine gefälsch- 
te Ausgabe des „Roten Merck-Blatt"“ 
der „KPD/ML". Außer allem mögli- 
‚chen Unsinn, der ein weiteres Schlag- 
licht auf den geistigen Zustand seiner 
faschistischen Produzenten wirft(vel. 
Zitate in AK 23, $. 17), wurde in 
diesem Machwerk zur Wahl bestimm- 
ter fortschrittlicher Betriebsräte auf- 
gerufen, um diese zu dikreditieren — 
übrigens ohne Erfolg (zu den Vor- 
wingen bei Merck vgl. AK 22 und 23). 

Es liegt auf der Hand, daß solche 
faschistischen Provokationen wie 
Fälschung von Flugblättern, anon; 
me Morddrohungen, vorgetäuschte 
Entführungen u.a.m. der Bourgeoisie 
lieb und teuer sind, und daß sie gar 
nicht daran denkt, die Faschisten 
durch härtere Strafen möglicherwei- 
se von dieser so nützlichen und 
Taripkeit 


ensleutekörpern, regel Mit: 
gliederversammlungen und Urab - 
Stimmungen über jedes Ergebnis in 
den Betrieben gefordert, 

‚Auch hier versuchten die jungen 
OJA-Schüler und Studenten zu be- 
weisen, was ie von den „Alten'“ 
(vom Schlage Loderer und Mayr) be- 
Teits gelernt haben, Mit den faden- 
‚scheinigsten Begründungen und Ver- 
wröstungen auf Gewerkschaftstage 
et. versuchten sie, die fortschritt- 
liche Initiative der Jungheinrich- 
Kollegen abzublocken 

Doch das stieß ebenso auf den 
Iautstarken Protest der Kollegen 

“und in einer Abstimmung sprach 
sich schließlich die Versammlung 
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tung zwischen Arbeitern und Lehr- 
lingen überwunden werden, denn 
sie nützt nur den Unternehmern! 

Es wurde auch diskutiert, ob 
man nicht lieber eine sogenannte 
„realistische“ Forderung, etwa 200. 
Mark. mehr, aufstellen sollte, da 
man den Existenzlohn In diesem 
Jahr doch noch nicht durchserzen 
‚könnte, 

Wir meinen dazu 

Sicherlich wird der Existenz » 
lohn in diesem Jahr noch. nicht 
‚durchgesetzt werden können, trotz“ 
dem halten wir es für wichtig, die 
Forderung daran zu messen, was 
wir wirklich brauchen und was not- 
wendig für uns ist, und nicht daran, 
was wir diesmal durchbekommen, 
dann könnten, wir gleich 50-100, 
DM fordern. 

Die Forderung nach Existenz 
Iohn für Lehrlinge wird schon lange 
innerhalb der Gewerkschaftsjugend 
diskutiert, wird jedoch von der off 
stellen Gewerkschafupresse kaum 
in die Öffentlichkeit getragen und 
praktisch untersürmt. Wir sollten 
nicht so lange warten, bla dies end: 
lich mal geschieht, Jent 
damit anfangen, unsere Rorderung 
au verbreiten und auch den Kolle- 
‚gen in anderen Hamburger Betrie: 
ben bekanntzumachen. [3 


uw 


Zuger 


‚Arbeiterkampf Nr. 36/Nov. 73 


haben praktisch eine Verschl 
der Berufsverbotspraxis zur Kolge 
Das ist der Kern der „Pr 

und „Vereinh 
kalenerlanen“ 
ziplinierung sollen zukünftig 


abge 
sichert durch beamtenrechtliche Re- 


gelungen = alle Angehörigen des Öf- 
fentlichen Dienstes betroffen wei 
den. Die Bourgeoisie hat aus ihrer 

rufsverbotspraxis, die bis ins 19 
Jahrhundert zurückreicht, gelernt 
Während im  Adenauererlaß. von 
1950 die Organisationen, in denen 
‚Angehörige des Öffentlichen Diens- 
tes nicht Mitglied sein dürfen (z.B. 
KPD, FDJ, VVN),noch einzeln auf- 
‚geführt wurden, würde der „Radika- 
lenerlaß“ vom Januar 72 bewußt 
unklar und schwammig formuliert 
Das soll einerseits einen „rechts- 
staatlichen Ei erwecken. at 
Fe 
mungen und Gummiparagraphen für 
die Staatsbürokratie und bürgerliche, 
Klasenjustiz eine sehr wirkungsvol- 
1e Waffe, um durch unvorhersehba- 
fe Willkürurteile die Einschüchte- 
rung aller zu erreichen. 

Diese materiellen Ergebnisse der 
Ministerpräsidentenkonferenz wer- 
den im AK richtig dargelegt und 
ausgeführt. Wenn man allerdings 
daran denkt, was sich in den Mona- 
ten vor der Ministerpräsidentenkon- 
ferenz in der Frage der Berufsverbo- 
te im Öffentlichen Dienst in der öf- 
fentlichen Diskussion alles abspiel- 
te, muß man sagen, daß das 
nicht genügt. Der Artikel hätte un- 
bedingt auf die breite ideologische, 
Offensive der Bourgeoisie eingehen 
müssen. Wennesgler Bourgagisie, um, 
nur um die Änderung der beamten- 
rechtlichen Regelungen gegangen wä- 
‚re, hätte ein internes Rundschreiben | 
oder eine kurzfristig. einberufene 
Konferenz genügt, Es ging der 
Bourgeoisie aber offensichtlich um 
weit mehr. 


Die Berufsverbote im Öffentlichen 
Dienst werden seit dem Hamburger 
Senatserlaß (Nov.71) relativ breit 
‚diskutiert (nicht nur von den Ges 
nern und Kritikern!). Diese Diskus- 
sion wurde seit Juni 73 von der 
Bourgeoisie systematisch forciert 
und angeheizt. Der „Fall Götz” spid 
te dabei eine zentrale Rolle, Daß 
der „Fall Götz” eben gerade diese 


‚Funktion hatte, wird sehr gut da- 
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eindeutig für diese Forderungen aus 
— natürlich gegen die Stimmen der 
OJA-Vertreter. 

Darüberhinaus wurde noch eine 
Solidaritätsadresse an, die streiken- 
den Bergarbeiter und eine Resolu- 
tion gegen den „Extremisten-Erlaß” 
‚der IG Metall mit großer Mehrheit 
verabschiedet. (Selbstverständlich 
auch gegen die OJA-Vertreter) 

Das stärkste Stück in seiner ge- 
die Lehrlingsinteressen gerich- 
;n Politik leistete sich der OJA, 
als von einem Kollegen der Antrag 
mach Austritt der IGM aus der 
„Konzertierten Aktion“ gefordert 
wurde. Um eine Abstimmung dard- 
ber zu verhindern, erklärte er 
schlicht und einfach die Versamm- 
lung für geschlossen („irgendwann 
muß ja mal Schluß sein“). 


Da der Protest der Kollegen da 
genen diese Leute nicht weiter stör, 
sondern der Gewerkschaftssekre: 
tär mitsamt OJA-Anhang aufbrach, 
um den Saal zu verlassen, stimmten 
die noch anwesenden ca. 80 Kolle 
en diesen Antrag ohne die „Ver- 
summlungsleitung” _ ab, Ergebnis 
Einstimmig gegen die „Kopzertier 
te Aktion” 

Diese Versammlung bedeutet 
einen Schritt voran in der Stärkung 
der gewerkschafulichen Jugendat 
beit, da die Kollegen deutlich ihre 
Unzufriedenheit mit der Disberiegf 
Gewerkschaftspolitik zum Ausdruck 
brachten und ihre Ziele einer kon 
sequenten,  klamenkämpferischen 
Politik. in den Gewerkschaften be- 
nannten. Zum anderen wurde hier 
die völlige Isoliertheit des OJA und 
der schädliche Einfluß der DKP/ 
SDAI und Jusos auf die Arbeiter 
‚jugend überzeugend dokumentiert 
und zurückgewiesen. 

War die Gewerkschaftsführung 
davon hält, drückte Sigi Hahn 
(IGM>Sokretär)anschließend so au; 
„Bure Anträge, die ihr heute ver 
Abschiedet habt, sind. sowieso nur 
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Zum „Radikalenerlaß” im Öffentlichen Dienst 


—— Eine Kritik zum Artikel Inquisition 73° 


ran deutlich, daß Volker Götz" Br- 

nennung zum Richter just am 20, 

September, als der „Fall Götz” 

seine Schuldigkeit getan hatte, rück- 
gemacht wurde. 

'berall, in den Parlamenten, in 
‚den bürgerlichen Parteien und Ver- 
bänden und vor allem in der bürger- 
lichen Presse wurde über den, Fall 
Götz”, über die Bonafsverbote im 
über grundsätzliche Fragen der bür- 
serlichen Herrschaft diskutiert, Teik 
weise ging es dabei recht heftig zu 
‚Regierungskrise” in NRW). Das 
ganze Theater diente einerseits si- 
‚cher dazu, den Gegnern der Berufs 
verbot Sand jn die Augen zu strewn. 
en, Sie sollten von der selbstständi- 
‚gen Organisierung einer Kampffront 
‚gegen die Berufsverbote ablassen und 
darauf vertrauen, daß „lnke” 
FDPler und SPDier ihre Interessen 
schon „am richtigen Ort”, nämlich 
in den bürgerlichen Parlamenten und 
‚Gremien, vertreten, 

‚Andererseits muß man aber ganz 
Klar schen, daß. der Protest gegen 
‚die Berufsverbote noch nicht soweit 
entwickelt ist, daß die Bourgeoisie 
zu solchen. Manövern gezwungen 
wird. Für sie ging es bei der Anhei- 
zung der öffenllichen Diskussion 
in erster Linie darum. ihre Politik 
der Faschisierung von Staat und 
Gesellschaft ideologisch weiter in 
der Bevölkerung zu verankern. Da- 
bei hiegt ‚Besonderheit im Vorge- 
hen ‚der Bourgeoisie gerade darin, 
‚daß sie mit Schlagworten wie „wehr- 
‚hafte Demokratie“, „streitbare De- 
mokratie" und „Schutz der frei- 
heitlich-demokratischen Grundord- 
nung" eine aktive Basis in der Be- 
wölkerung für die Faschisierung 
schaffen will. 

Al. Der Einfluß und die Anzahl der 

Linken unter den jungen berufs- 
tätigen Intellektuellen wi AK 


überschätzt. Im AK wird gesagt: 
‚Die Bourgeoisie ist natürlich nicht 
daran interessiert, durch die Bank 


sationen vom Öffentlichen Dienst 
auszuschließen. Das -würde "ange- 
sichts der großen Zahl von „radi- 
kalen” jungen Intelektuellen z.B. 
‚den Personalmangel an den Schulen 


Dreck wert“, pöbelte er die Kol - 
legen an. Im übrigen werden — mal 
wieder — „interne Konsequenzer 
d.h.-Schläge gegen die fortschritt- 
lichen und kommunistischen ju 
gendlichen Gewerkschafter, ange- 
kündigt 

Unsere Aufgabe und die Aufga- 
be aller fortschrittlichen Kollegen 
wird es zunächst sein müssen, die 
überbetriebliche Diskussion inner- 
halb der Hamburger Gewerkschafts- 
jugend besser zu organisieren, bei- 
spielsweise durch Rundbriefe etc. 
Die auf der Veranstaltung verab- 
schiedeten Anträge and Resohutio- 
‚nen sollten eigentlich durch den 
OJA an. alle Betriebe verschickt 
werden. Als das nicht geschah, or- 


50 kommt man über eine gute 
Zusammenarbeit auch zum gemein- 
samen Handeln der Hamburger Lehr: 
linge, 

Die Aufgabe der Zusammenfas- 
sung und Organisierung solcher 
‚Kämpfe fällt eigentlich dem OJA 
u. Der jetzige OJA wird jedoch 
von einer Gruppe von Schülern und 
Studenten bestimmt, die _wesent- 
lich in der DKP/SDAJ und bei den 
Jusos rumschwirren, und sich heute 
ihre Sporen für spätere Pöstchen in 
der Gewerkschaft verdienen wollen. 

Sich dieser Jünger au entiedigen 
und einen kämpferischen OJA zu 
schaffen, der tatsächlich die Inter- 
essen der Hamburger Lehrlinge ver- 
nit, diese ‚Notwendigkeit hat die 
OJA Veranstaltung ebenfalls erney; 
unter Beweis nentellt 


(Aus DER METALLARBEITER 
Nr. 12/3. Ig., Branchenzeitung des 
KB/Gruppe Hamburg) 


Merall-Komitee 


KB/Gruppe Hamburg 


erheblich (!) vergrößern." Erstens 
ist. diese Argumentation hinsicht- 
Jich des Lehrermangels falsch. Der 
Lehrermangel wurde und wird von 
‚der Bourgeoisie bewußt geplant und 
herbeigeführt (durch NC etc), und 
alles deutet daraufhin, daß die Bour- 
weoisie diesen Zustand nicht abbau- 
en, sondern im Gegenteil ausbauen 
will, Zweitens entspricht es einfach 
nicht den Tatsachen, daß z.B, die 
Entlassung aller Mitglieder „radik 
ler" Organisationen (das wären ja 
wohl im wesentlichen DKP und 
kommunistische Gruppen) den Leh- 
rermängel „erheblich” vergrößern 
würde. 


ist allerdings gerade an den Schulen 
‚gerade-das Potential derer, die ir- 
gendwie unzufrieden sind mit den 
Verhältnissen an den Schulen und 
die z.B. auch die Berufsvorbote aus 
‚den verschiedensten Gründen ableh- 
nen. Man darf jedoch nicht alle Un- 
zufriedenen pauschal als „radikal” 
einstufen, wie das die Springerpresse. 
tut, um die Reaktion anzuheizen. 
Wir sollten uns bemühen, das Poten- 
tal der Unzufriedenen differenzier- 
ter einzuschätzen, und müßten dann 
auch zugestehen, daß die Anzahl 
der Intellektuellen, die bereits ra- 
dikal mit der Bourgeoisie gebro- 
chen hat, noch sehr gering ist. 
Ill, Der Raum, den die Kritik an 
einer falschen Linie einnimmt, soll- 
te der tatsächlichen Bedeutung der 
jeweiligen Linie entsprechen. Es ist 
deshalb nicht einzusehen, warum 
auf die „KPD/ML“ im AK so breit 
eingegangen wird, obwohl dieser 
Verein im Kampf gegen die Berufs- 
verbote so gut wiekeine Rolle spielt, 
während die Politik der DKP über: 
haupt nicht behandelt wird. Es ist 
nichts dagexen einzuwenden, einen 
Artikel mit ein paar kommentier- 
ten Verrücktheiten der „KPD/ML' 
aufzulockern, Das darf’ allerdings 
nicht auf Kosten anderer wichtiger 
‚Aufgaben geschehen. 

Gerade DKP und MSB haben an- 

äßlich der Suspendierung der beiden 
Hamburger Referendare erneut be- 
wiesen, daß sie auf die Angriffe der 


Bourgeoisie immer opportunistischer 


nach dem Motto „nach rechts 
ducken, nach links treten” reagieren. 
Sie lehnten die Solidarität mit den 
betroffenen Referendaren ab mit der 
Begründung, das Grundgesetz müsse 
zur „gemeinsamen Grundlage. aller 
Demokraten im Kampf gegen die 
verfassungswidrigen Berufwverbot 
gemacht werden. Und weiter: 
das GG ablehnt, sich selbst u 
demokratischen Kräfte im Bildungs- 
wesen als Verfassungsfeinde einstuft, 
stellt sich außerhalb der Bewegung 
gegen die Berufsverbote"(MSB-Flug- 
blatt vom 26,9.). Diese Argumenta- 
tion liegt genau auf der Linie der 


bote für „unnötg’" halt 
wie die DKP die Berufsverbote für 
„yorfassungswidrig” ‚erklärt. und den 
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IV. Die Kritik an der SSG ist zu 
vordergründig. Kritisiert wird im 
Grunde nur ihr „Optimismus“ und 
ihre Realitätsblindheit. Viel wesent- 
licher ist aber der Rechtsopportu- 
nismus in der Praxis der SSG, der 
damit natürlich zusammenhängt. 
(Zur, ausführlichen Auseinanderset- 
zung mit der „Suspendierungskam- 
Pagne“ der SSG siehe SOLIDARI- 
TAT Nr. 12). 


Die SSG weigerte sich ausdrück- 
lich, den Kampf gegen die Suspen- 
dierung der beiden Referendare ein- 
zureihen In den Kampf genen die 
Berufsverbote insgesamt („Am Mitt- 
woch findet keine Demonstration 
gegen die Berufsverbote statt", Flug- 
Blatt vom 1.10). Auf Ihrer ‚Große 
veranstaltung” machte sie sich zum 
Worgführer der rückständigsten Teile 
der Anwesenden und hinderte Red: 
ner, die eine weitergehende Einschät- 
zung der Suspendierung vornehmen 
wollten, durch Zischen, Klatschen 
usw. am Reden. Stattdessen wurden 
noch und nöcher Geschichichen aus, 
dem „konkreten Schulalltag“ er- 
zählt: hier fehlt noch ein Stuhl, dort 
ein Stück Kreide usw. usf, 

Daß) die Suspendierung der Refe- 
rendare direkt mit der Verschärfung 
der. Berufsverbotspraxis. Insgesamt 
und darüberhinaus mit der Kommu- 
nistenhatz, mit den politischen Ent- 
assungen In den Betrieben und mit 
den Gewerkschaftsausschlüssen zu- 
sammenhängt, davon war bei der 
SSG nicht ein einziges Mal die Rede. 
In der Hoffnung auf die „Breiteste 
(Ü) Aktionseinheit der Massen (1)" 
reduzierte sich bei der SSG alles auf 
die Parole: „In den Schulen muß 
wieder die Wahrheit gesagt werden 
können“. So sieht konkret die Poli- 
tik nach dem KBW-Prinzip aus, daß 
Kommunisten den demokratischen 
Kampf nur dort initiieren dürfen, 
wo die Massen ihn schon führen. 
(Siehe dazu „Taktisches Wirrwarr‘“ 
2. Teil in AK'32.) 

Nicht die unermüdliche revolu 
tionäre Kleinarbeit, um langfristig 
das Bewußtsein der Massen zu heben, 
sondern opportunistisches Anpassen 
an den, augenblicklichen Bewußt- 
seinsstand der Massen ıst die Ant- 
wort der SSG darauf, daß ein 
massenhafter Protest gegen Berufs- 
verbote heute noch nicht vorhanden 
ist, Die Anbiederung an kleinbürger- 
liche Vorstellungen von „Wahrheit”“ 
und „Demokratie“ ging bei der SSG 
soweit, daß sie allen Ernstes behaup- 
tete, es sel „jedem klar, daß Demo- 
kratie bedeuten muß: den freien 
Kampf der Meinungen, die freie 
Diskussion um jede Frage und daß 
‚Jeder (!) für seine Interessen eintre- 
en kann, darf und muß (1)" (Pro- 
tokoll der SL-Konferenz). Die Kapi- 
talisten werden sich für-diese Auf- 
Ben 2 

er Stude, 
ri: 
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STÄRKT DIE EINHEITSGEWERKSCHAFT 


—Massenäbertritt Hamburger DAG-Jugendlicher in den DEB— 


Am 6. November 73 traten 140 
Kollegen aus der Hamburger DAG 
(Deutsche _Angestellten-Gewerk - 
schaft) in die Einzeigewerkschaften 
des DGB über. Der größere Teil 
in die Gewerkschaft HBV (Handel, 
Banken und Versicherungen), ein 
kleinerer Teil in die Gewerkschaft 
ÖTV (Öffentliche Dienste, Trans- 
port und Verkehr). Zu den überge- 
tretenen Kollegen gehören 27 Ju- 
‚gendvertreter aus 15 Betrieben, zahl- 
reiche Jugendgruppen, sowie fünf 
‚ehrenamtliche und drei hauptamtli- 
che Jugendfunktionäre der Hambur- 
ger DAG. 

‚Auf einer HBV-Pressekonferenz. 
erklärten die Übergetretenen, di 
letzter Anstoß zu dieser Entwick“ 
hung (,.) die Tarsache (ist), daß die 
aus politischen Gründen erfolgten 
‚Kündigungen zweier DAG-Bildungs- 
referenten In Nordrhein-Westfalen 
vom Bundesvorstand der DAG nicht 
zurückgenommen worden sind.” 

Auf einer DAG-Landesjugend- 
Konferenz in Nordrhein-Westfalen 
Anfang September in Oberhausen 
wurde ein von Jungsozialisten (Ju 
504) mehrheitlich getragener Lander- 
vorstand gewählt. Daraufhin (euerte 


Landesverbandsleiter Quartier 
(CDU) zwei  Bildungsreferent 
fostion 


Schon vorher versuchte 
aktionär Quartier den Land 
‚gendleiter Guido Gabisch zu kaufen 
und ihn für die CDU zu werben. Ge 
‚n die Jusos in der DAG hetzie 
tier in ähnlicher Weise, wie es 


gen ai 
Die Jusos seien „keine Praktiker", 
bloß „‚Theoretiker“, die Mitglieder 
verschrecken” würden, bei denen 
‚gefährliche Tendenzen" erkennbar 


wären usw. In Zukunft wollte 
Quartier schärfer in die Zügel grei- 
fen und die politische Ausrichtung 
der Referenten in seinem Sinn be- 
sorgen. 

Solche Auseinandersetzungen in 
‚der DAG sind nicht neu. Schon im 
Oktober kam es im Landesverband 
Bayern zu ähnlichen Auseinander- 
setzungen um Möglichkeiten einer 
gewerkschaftlichen Interessenvertre- 
tung durch die spalterische Ange“ 
stellten-,Gewerkschaft” DAG: Hans 
Gressirer, Landesvorsitzender der 
DAG-Jugend, „verließ mit sieben 
(von insgesamt zehn) Vorstande 
mitgliedern die DAG. Sie wechselten 
in die Einzelgewerkschaften des 
DGB über. Ihnen folgten bald der 
Münchner DAG-Bezirksvorstand und 
weitere aktive DAG-Kollegen, die 
die Rolle ihrer „Gewerkschaft" er 
kannt hatten. 

Die ausgetretenen DAG-Mitglie- 
der begründeten ihren Schritt u.4. 
damit, daß die DAG-Führer es ohne 
weiteres zulassen und stillschwer 
‚gend genehmigen, wenn Funktion“ 
re der Gewerkschaft, Jugendvertre- 
ter und Betriebsräte wegen ihrer ge- 
werkschaftlichen Aktivitäten im De- 
trieb gefeuert würden. Z.T.unter- 
stützen DAG-Führer solche Entlas- 
sungen betrieblicher Funktionäre 
Nicht selten höre man von DAG- 
Führen. Außerungen, daß 
Jugendliche und Jugendvertre 
ihnen nicht gerichtlich vertreten 
werden können, weil dadurch der 
gute Kontakt zur Geschäftsleitung 
und zum Betrieb gestört” werden 
würde (PR 30.10.73), 

Kine „Gewerkschaft“, die In 10 
unverhüllter Weise das gute Einver 
‚nehmen mit der Geschäftsleitung, 
(also den Kapitalisten?), für wicht 


hält, als die Vertretung elementar- 
ster Rechte der Angestellten und ih- 
ter eigenen Mitglieder, wird es natür- 
lich zunehmend schwieriger haben, 
ihr Gesicht vor einer kritischer wer- 
‚denden Jugend noch zu wahren, Die 
Krise in der DAG Ist gewissermaßen 
programmiert, wenn auch die DAG- 
Führer dafür noch irgendwelche 
Extremisten” verantwortlich ma- 
‚Chen wollen, um vom eigenen Ver- 
schulden abzulenken (s0 in einer 
Presseerklärung des DAG-Bunder- 
vorstandes v.30.10.7) 

Die Argumentation der DAG- 

Führer zur Krise in ihrer Organ 
sation, besonders in deren Jugend« 
sektor, gleicht sich aufs Haar mit der 
‚Argumentation aller Reaktionär 
die fortschrittliche gesellschaftliche 
Veränderungen und Prozesse nicht 
begreifen können und wollen, Sena- 
tor und DAG-Führer Schaumann 
(Bayern) faselte von „Verschwö- 
rung" (!!) und weiner eigenen geni 
lan Verteidigung der DAG gegen „fi 
dikale Systemveränderer“, die die 
DAG bloß „umfunktionieren” woll- 
ten, sie in einen „Tummelplata” für 
radikale Ideologien umwandeln 
wollten usw. un. 
's ist abzusehen, daß die DAG 
langfristig ihren Einfluß unter den 
‚Angestellten verlieren wird. Damit 
würde sie zwar ihren Charakter als 
ständische „Gewerkschaft” weitge 
hend einbüßen, durchaus aber noch 
nicht automatisch ihre Funktion 
für die Kapitalisten verlieren, da 
sich in Ihr danm die reaktionärsten 
Angestellten - gewissermaßen als 
fünfte Kolonne des Personalbüros 
im Betrieb — noch enger zusammen- 
schließen würden 
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Während der DGB eine Kinheits- 
Gewerkschaft ist, d.h. daß in dieser 
‚Gewerkschaft sich alle Arbeiter und 
Angestellten eines bestimmten Be- 
iriebes, Konzerns, einer Branche, 
etc, organisieren können, um ge- 
schlossen den Unternehmern gegen- 
übertreten zu können, ist die DAG 
eine Stände-Gewerkschäft (fast) 
ausschließlich für kaufmännische 
und technische Angestellte, für Mei 
ster, Techniker, Ingenieure, Kapitd- 
eva. 

Die DAG versucht, in ihrer Ar- 
beit an noch bei den Angestellten 
vorhandenes Standendenken anzu- 
knüpfen, schichtspezifische Dünkel 
gegenüber den Arbeitern zu märken 
usw. Damit wird masalv ein solldari- 
sches Aufireten aller Arbeiter und 
Angestellten gegen die Unternehmer 
und _ihre Verbände sabotiert. Die 
DAG-Führer _ beschwören ständig 
angebliche „Sonderinteressen” der 
Angestellten gegenüber den Arbei- 
tern und verbergen dahinter ge- 
schickt die Tatsache der gemeinss- 
‚men Ausbeutung von Arbeitern und 
Angestellten durch die Kapitalısten. 
Die Widersprüche zwischen den An- 
gestellten und den Kapitalisten sol- 
ken verharmlost werden, dagegen 
werden angebliche, aber auch ta 
sächlich bestehende Difkrenzen zu 
den Arbeitern aufgebauscht, um 
das Geschäft der Spaltung im 
tesse der Geschäftsleitung, der ge- 
samten Kapitalistenklasse, zu be- 
treiben. 

Dies Geschäft wird den DAG- 
Führern noch durch offen arbei- 
terfeindliches Verhalten etc. bei so- 
zialdemokratischen Funktionären 
der DGB-Gewerkschaften erleich- 
tert. Der betriebliche Alltag kennt 
hunderttausend Beispiele, wo solch 
arbeiterfeindliche Maßnahmen 
durch die DGB-Funktionäre dema- 
zogisch von den DAG-Führern 
ausgenutzt werden, im Sinne 
ihrer Argumentation gegenüber den 
Angestellten: „Da scht ihr mal, 
wie beim DGB Eure Interessen ver- 
walter werden. Bei der DAG dage- 

In.” Immer wieder gibt es Bei- 
gen..." Immer wieder gibt es 
spiele, wosich ein ehrlicher Gewerk- 
schafter ir seine Funktionäre ‚ch 
men muß, gerade auch gegenüber 

DAG-Mitgliedern seines Betriebes. 

Dabei darf allerdings nicht übers; 

hen werden, daß DAG- und DGB- 

‚Führer und -Funktionäre nur allzu 

‚oft das gleiche Parteibuch, nämlich 

(das der SPD, in der Tasche haben 

ind in den Gremien dieser Partei 

und auch ihrer speziellen „Betriebs- 
organisation” (AfA) eintrichtig zu- 

‚sammensitzen und ihre arbeiter- 

feindlichen Plänchen aushecken. 

Die ungeheure Ausdehnung des 

Handels, des Banken- und Versiche 

rungsgewerbes seit der Jahrhundert- 

wende, hat den Angestellten aus sc- 
ner alten bevorzugten Stellung als 

"rechte Hand des Unternehmers’ her- 


vor längerem 

Inisterpräsidenten der Bundes 

länder den Erlaß gegen di 
schäftigung von „Extremisten im 
‚öffentlichen Dienst herausgegeben 
haben (worunter auch die Beschäf- 
tigten bei der Bundespost fallen), 
ın die Führer der Deutschen 
Postgewerkschaft (DPG) nun das 
»ßstück dazu herausgegeben: Nach 
‚dem Muster 2.B. der Beiratsbeschlün- 
‚Chemie, IG Metal und 
IG Druck und Papier-Führer hat 
sich der Hauptvorstand am 8./9. 
November „gegenüber dem polii- 
‚schen Extremismus” „abgegrenzt. 
Der Wortlaut dieses” Deschlumes, 


veröffentlicht, 
ben wurde den gehobenen Funk- 
tonärskreisen zugeleitet (u.B den 
Vorsitzenden der Ortsvereine und 
der Amtsgruppen). Wir zitieren im 
Folgenden dieses Rundschreiben: 
„Deuische _Postgewerkschaft 
(DFG) - Bexirk Bremen 
Bericht von der Hauptvorstands- 
aitzung am 8./9. November in Ber- 


Tim 

ADGRENZUNG GEGENÜBER DEM 

POLITISCHEN EXTREMISMUS 
Nachdem der DGB und verschie“ 

dene Binzelgewerkschaften sich nun- 

mehr auch nach links abgegrenzt 

‚haben, hat der Hauptvorstand In 


ausgerissen und ihn eingeordnet in 
ein unübersehbares Heer schlecht“ 
bezahlier, gehetzter, leicht eretz- 
und austauschbarer Schreibtischar- 
beiter. Rationalisierung und Auto- 
mation in diesem Bereich schrei- 
ten mit großer Geschwindigkeit vo- 
ran. Die Zerstückelung eines ehe- 
mals einheitlichen Arbeitsvorgan- 
ges schafft einen Teil-Arbeiter im 
Angestellten-Bereich, der sich immer 
mehr der Stellung eines Band- und 
‚Akkordarbeiters in der Produktion 
angleicht. Im Gefolge dieses Prozes- 

entwickeln immer mehr Arge 
stellte ein gewerkschaftliches Be- 
wußtsein, eine Klarheit von der Zu- 
‚sammengehörigkeit mit den Arbei- 
tern, das mit der ständischen ldeolo- 
ie der DAG-Führer unbedingt in 
Konflikt geraten muß, 

Es muß allerdings gesehen wer- 
den, daß sich die ideologisch-be- 
wußtseinsmäßige Seite viel langsa- 
mer entwickelt und sich bisher ent- 
wickelt hat, als die objektive Seite 
des Prozesses (Schaffung eines gro- 
en  „gleichgeschalteten” Heeres 
kleiner "und mittlerer Angestellter). 
Wenn auch die Masse der Angestell- 
ten ihre materiellen, finanziellen 
und auch gesellschaftlichen Previle- 
gen verloren haben, so sind doch 
vielfach ihre Einbikdungen, Träume 
und Dünkel geblieben, werden z.T. 
hartnäckig verteidigt. Dies gilt ins- 
besondere für die Kleinbetriebe im 
Bereich des Groß- und Außenhan- 
dels, der Bankwirtschaft usw. (der 
kleine Angestellte in der eingebilde- 
ten Rolle des „ehrbaren Kauf- 
manns” selbst wenn er nichts zu sa- 
gen und zuentscheiden hat, z.T. we- 
niger verdient als ein Hilfsarbeiter 
in der Industrie usw.) 

Die Kapitalisten und ihre Ideolo- 
gen fördern hatürlich dieses falsche 
Bewußtsein vieler Angestellten über 
ihre tatsächliche gesellschaftliche 
Stellung. 

Aufgabe aller klassenbewußten 
Kollegen — Arbeiter wie Angestell- 
te — istes,den Prozeß der Isolierung 
der DAG in Betrieb und Gesell 
schaft voranzutreiben, bis hin zum 
völligen Verschwinden dieser Stän- 

‚erkschaft”. Dabei mußsaber 
de-, Gewerkschaft”. Dabei muß aber 
ausdrücklich davor gewarnt werden, 
2.B. das Abwerben von DAG-Mi 
liedern nicht zu betreiben aufgrund 
von Illusionsmacherei über die wirk- 
lichen Zustände in den DGB-Ge- 
werkschaften. Das kann nur zu ei 
ner späteren Enttäuschung und Re- 
signation ehemaliger DAG-Mitglie- 
der führen. 

Auf die Gefahr der Ilusionsma- 
cherei (über die tatsächlichen Zu- 
stände innerhalb des DGB), kann 
nicht scharf genuß hingewiesen wer- 
den, Nicht zufällig war weder den 
hamburger, noch den bayrischen 
Kollegen, die von der DAG zum 
DGB übergetreten sind, der ständi- 
sche — und damit arbeiterfeindh- 
che = Charakter der DAG politisch 
klar, zumindest taucht dieses Argu- 


seiner Sitzung am 8. . No: 
member 1973 in Berlin folgenden 
Beschluß gefaßt: 

1. Die Tängkeit für oder die Un- 
teratützung von linksexiremistl- 
schen Parteien, Vereinigungen oder 
Gruppierungen ist unvereinbar mit 
‚der Mitgliedschaft in der DPG, 

2. Zu diesen linksextremistischen 
Organisationen, die eine gewerk- 
schaftsfeindliche Aktivirdt enifal- 
ten, zählen ü die KPD, 
KPD/ML, und die von ihnen ge- 
gründete „revolutiondre” oder 
„rote” Gewerkschaftsopposition, 
die sogenannten Arbeiter Ba 
aüagruppen sowie alle anderen Grup- 
pierungen mit gleichen oder dhn- 
lichen Zielrichtlinien. 

3. Mitglieder der DPG, die gegen 
‚diesen Beschluß verstoßen, müssen 
wegen gewerkschaftsschädigenden 
Verhaltens mit einem Ausschluß: 


‚Satzung rechne 

Mir diesem Beschluß ist deur- 
lich geworden. daß die DPG es nicht 
dulden wird, diejenigen in Ihren 
Reihen zu behalten, die sie zer 
stören oder unterwandern wollen. 
Die DKP ist von diesem Beschluß 
‚nicht betroffen, da diese Partei im 
mer wieder betont und ihre Mit 
‚lieder auch auffordert, innerhalb 
‚der Gewerkschaften legal au arber 
ten. Der Beschluß wird in einem 
der nichsten Rundıchreiben noch 


ment nicht in den uns vorliegenden 
Austrittsbegründungen auf. St 
demmen werden alle Austritte mit be- 
stimmten Schweinereien, Betrüge- 
teien, arbeiterfeindlichen Maßınah- 
men der DAG-Führer, Ihrer Jagd 
auf angebliche „Extremisten“ etc 
begründet. Diese Maßnahmen aber 
wiederholen sich tagtäglich und 
hundertfach in den DGB-Gewerk- 
schafgen. Gerade in diesen Fragen 
sind die DGB-Gewerkschaften kaum 
besser als die DAG. 

Die bürgerlichen Maßnahmen 
(der DAG-Führer) können also ei- 
nen Übertritt zum DGB nur be- 
gründen, wenn die Kollegen sich 
reichlich Illusionen über die Zustän- 
de in den DGB-Gewerkschaften 
machen. 

Auch für den DGB gilt, daß eine 
wirkliche _Interessens-Vertretung 
durch die DGB-Führer keineswegs 
‚geneben ist, daß die DGB-Gewerk- 
schaften ebenso wie die DAG in den 
Händen bürgerlicher Machthaber 
sich befinden, daß der Kampf um 
die Gewerkschaften als klassenori- 
entierte Interessensvertretung der 
Arbeiter und Angestellten erst noch 
‚geführt werden muß, bzw. ganz am 
Anfang steht, daß dort dieselben 
„Extremisten”-Jagden stattfinden, 

;$ die Politik der DGB-Führer 
von fast gleichem Schrot und Korn 
ist wie die der DAG-Führer etc. 

Die DAG-Führer werden ihrer 
politischen Isolierung nicht tatenlos. 
zusehen. Im Gegenteil. Sie werden 
ihre Anstrengungen verschärfen, be- 
sonders im politisch-ideologischem 
Bereich (Standesdünkel Klas- 
senbewußtsein). Ganz in diesem 
Sinne verkündete kürzlich. Kut- 
schinski, DAG-Landesleiter und 
Hamburger SPD-Bürgerschafts-Ab- 
‚geordneter: „Wir lassen uns in un- 
serer Arbeit auch künftig nicht 
hemmen.” Natürlich. Freiwillig 
werden diese Herrschaften nicht 
abtreten. — „Für alles Reaktionäre 


‚Arbeiterkampf Nr. 3 


Nach Springer jetzt Broschek: 
Vertrauensleutekörper soll zerschlagen werden 


Am 15. November beantragte die 


rat, er möge der fristiosen Kündi- 
gung von zwei Mitgliedern der Ver- 
trauensleutekörper-Leitung zustim- 
men. Begründung: Die beiden K 
legen hätten mit einem Rundschrei- 
ben den Betriebsfrieden gestört. 
der auf dieser Betriebsrats- 


burger Drußa, Metzinger, den An- 
trag des Kapitalisten als nicht aus- 
reichen ansah — er meinte damit 
sinngemäß: „Das müssen wir bes - 
‚ser drehen“, getraute sich der Be- 
Ariebsrat vorerst nicht, der Kündi- 
gung seinen Segen zu geben. Das 
kann allerdings nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß insbesondere die 
Vorsitzenden des Broschek-Betriebs- 
rates schon lange auf eine günstige 
Gelegenheit warten, die betroffe- 
nen Vertrauensleute loszuwerden. 

Daraufhin sprach die Geschäfts: 
leitung gegenüber dem VLK-Spre- 
‚cher eine sofortige Beurlaubung mit 
siriktem Hausverbot aus. Inzwischen 
liegt die „ordentliche“ und „fristge- 
mäße" Kündigung vor. 

Die Jugendvertreterin, die zwei 
tes Mitglied der VLK-Leitung ist, 
will man laut Ankündigung der Bro- 
schek-Kapitalisten mit Hilfe eines 
Arbeitsgerichtsverfahrens aus der 
Jugendvertretung „drängen“, um sie 
‚dann ohne Kündigungsschutz eben- 
falls hinauswerfen zu können. 

Dieser zweite Schlag gegen die 
gewählten gewerkschaftlichen Ver- 
tretungsorgane innerhalb von gut 
sechs _ Monaten (siehe Springer, 
ARBEITERKAMPF 31) ist der 
vorläufige Höhepunkt der Kam- 
pagne in der Hamburger DruckAn- 
dustrie, in der die fortschrittlichen 


Dei diesem jüngsten Angriff, der 
‚sich schon weit längerem ankündigte, 
was auf eine Hngere Vorbereitung 
‚der Akteure in den Betrieben und 
in der Gewerkschaft hindeutet, wer- 
den die Gewerkschaftsführer und 
die rechten Betriebsräte aller Vor- 
aussicht nach ihren Teil dazu beitra- 


hilfe zu leisten. Schon jetzt werden 
in der Hamburger DruPa gezielte 
‚Geröchte ausgestreut, daß der Vor- 
stand auf der nächsten Delegierten- 
versammlung eine größere Anzahl 
kritischer Gewerkschafter als Kom- 
munisten (namentlich mit Organi- 


Drußa vorzubereiten. Daß diese An- 
kündigung im Zusammenhang mit 
‚der Zerschlagung der gewerkschaft- 
lichen Vertretungsorgane und den 
Kündigungen gesehen werden muß, 
steht außer Frage. 

Es liegt ein Artikel der Betriebs 
zelle Broschek des KOMMUNISTI- 
SCHEN BUNDES vor, in dem die 
Genossen am Beispiel Broschek die 
Auseinandersetzungen in der Ham- 
burger Druck-Industrie, den Kampf 
‚gegen die kapitalistische Rationali- 
sierung darstellen. In diesem Zusam- 
menhang wird auch auf die Versu- 
che der Behinderung des Aufbaus 
‚der gewerkschaftlichen Vertrauens 
leutearbeit und die versuchte Zer- 
schlagung eingegangen, die zunch- 
mend unter der Parole: „Kommu- 
nisten raus aus den Betrieben und 
‚der Gewerkschaft!” geführt wird. 

Diesen Artikel können wir aus 
Platzgründen und weil er verspätet 
bei der Redaktion einging erst im 


Kollegen aus den Betrieben und den 
Gewerkschaften gedrängt werden 


tritt Hamburger DAG-Jugendlicher zum 
DGB (HBV und ÖTV) 
IHBV, Hamburg: Solidarität mit dem chileni- 
schen Widerstand! 
‚Extremisten“-Erlaß jetzt auch in der DPG 
(Deutsche Post-Gewerkschaft) 
[DGB:Propaganda-Kampagne für den Zionismus 
‚Arbeiterjugend 
Jugendvertreter-Wahlen auf der HDW-Hamburg: 
Ein Sieg der Linken! 
Jugendvertreier-Wahlen bei Blohm & Voss (Ham- 
burg): Gerade gewählt und schon gefeuert! — 
zum Wahlsieg der Linken 


'$o wie die ‚Alten‘ sungen, so zwitschern schon 
die ‚Jungen‘, zur Jugend-Vollversammlung des 
OJA-Hamburg (IG Metall) 


Betriebe 
Nach Springer jeizt Broschek: Vertrauenskörper 
‚soll zerschlagen werden! 


Streiks in Westdeutschland 

Mannesmann, Duisburg: „Wir bitten nicht um 
"Gnade, wir verlangen unser Recht", zu den 
Solidaritäts-Aktionen gegen die politischen 
Entlassungen bei Mannesmann 

Zum jüngsten Streik der Saarbergleute, Leser- 
Brief und Konimentar 


‚sed 

'SPD-Radieschen: außen rot und innen weiß — 
zur Gründung der AFA (,„Arbeitsgemein- 
schaft für Arbeitnehmerftagen“ der SPD) 

'SPD-Mitgliederzeltung „Einblick — Formierung 
des Soziaklemokratiumu: 

Hamburg: Behörde will SolidarithtsSammlung für 
‚Chike verhindern 

„Nicht hilfreich“ — SPD zu Chile 


Mausen-Entlassungen 

Erneute Massen-Entlassungen bei Rheinstahk- 
Han_omag (Hannover), SPD sichert Konzern 
Politik gegenüber Arbeitern ab 

|Massenentlassungen in Hannover 


Internationales 
(Griechenland: Kampf gegen die Diktatur 
Die Kämpfe zu Anfang dieses Jahres 
hatten: ktaliens Revisionisten (PCI) nach dem 
Putsch in Chile, Brief eines Genomen aus 
Italien 
Faschistische Mordpläne gegen 1617 Perso- 
nen entdeckt! 
‚Chile: Zum chilenischen Widerstand — Interview 
mit einem Italienischen Genomen 


1 
2 


nächsten ARBEITERKAMPF ab- 
drucken. [ 
Druck-Komitee 

KB/Gruppe Hamburg 


„Starke Aktionen des Widerstandes im ganzen 42 
Land" (übersetzter Artikel aus der Halieni- 
schen kommunistischen Zeitung „Lotta 
Continun") 

Brasilien: kapitalistischer Aufschwung und Mas- 
‚senelend, Reisebericht einer Genomip “ 

Nahost: Der palistinensische Widerstand nach 
‚dem Waffenstillstand in Nahost, Interview. 
mit dem Genossen Bassam Abu Seharif, 
Sprecher der PLO (übersetzt aus der fan 5 
zösischen ML-Zeitung „{ront rouge"‘) 

„Palästinenser-Staat“”? » 


Kapitalistische Energie-Politik 
Panikmache ums ÖL! Was steckt dahinter? 


Kapitalisten- Verbände: 

„Aktion Einzelhandel 73° contra „Gelbe-Punkt- 
Aktion“ der SPD - zur politischen Ausrich- 
tung des Einzelhandels auf die Verteidigung 
‚des Kapitalismus 2 


Westdeutsche Linke 
Doch Betrugs Verich! 
's KBW 

Antikommunistischer Dreck! - Wie die DKP die 
Kommunisten bekämpft (Beispiel: Chile-Kam- 22 
pagne in Oldenburg) 

Probleme des Marxismus- Leninismus 

Zur Außenpolitik der VR China, 3. Tail 


Westdeutsche Polizei 

Kriminell auch außer Dienst - Die Kriminalk 
sierung westdeutscher Polizei-Beamter ergreift 
zunehmend auch deren „‚Privat'Bereich 

Polizei für den Terror gegen die Arbeiterklasse gert-24 
stur! 


zu einigen Praktiken 22 


Politische Justiz 
Diskriminierung fortschrittlicher Ärzte durch den 
bürgerlichen Staat >= 
Hamburg: Prozeß segen Hausbesetzer n 
Faschisten billig davongekommen - bürgerliche, 
Justiz „bestraft faschisische Provokateure 


Jugend- und Schulpolitik 
Zum „Radikalenerlaß‘" im Öffentlichen Dienst, 
‚eine Kritik zum Artikel „Inquisition 73" in 
AK a4 8 
Demonstration für eine bessere und gerechtere 
Schule! 


Kirche im Kapitalismus 

Für oder gegen die Faschisten, Herr Pastor? — 
‚Quickborner Kirchenvorsland verbietel anti“ 
faschistische Veranstaltung 


Dürgerliche Gesundheitspolitik 
Warum Ärzte aus der DDR abhaun 


Redaktionelle Anmerkungen 

Den ARDEITERKAMPF vor die Kasernen! — 
zwei Loserbriefe und Anmerkung 

Anmerkungen aur SeeleuterZeile 
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